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Vorwort 

Gründungen erneuern den Unternehmensbestand einer Volkswirtschaft. Damit erhöhen sie 

die Wettbewerbsintensität im Markt und schaffen im Erfolgsfall Wachstum und Arbeitsplätze. 

Neugründungen verwenden oft neue Prozesse und Produkte und tragen so zur Technolo-

giediffusion bei. Sie können auch selbst innovativ sein und den technischen Fortschritt direkt 

vorantreiben oder neue Märkte erschließen. Gleichzeitig werden bestehende Unternehmen 

durch neu in den Markt eintretende Wettbewerber zur Verbesserung ihrer Prozesse und 

Produkte angehalten. Wenn sich die Gründungsaktivität auf die entsprechenden Branchen 

konzentriert, wird der wirtschaftliche Strukturwandel unterstützt. Allerdings kann das Grün-

dungsgeschehen nur dann seine positiven volkswirtschaftlichen Wirkungen entfalten, wenn 

es eine kritische Masse erreicht. Nur dann überleben genügend Gründungen, um bestehen-

de Unternehmen herauszufordern und Innovationen einzuführen. Ein zentrales Anliegen der 

Wirtschaftspolitik in Deutschland ist daher die Förderung des Gründungsgeschehens.  

Auch die Gründungsforschung und -lehre haben sich sehr dynamisch entwickelt. Maßgeblich 

hat dazu der Förderkreis Gründungsforschung e. V. (FGF) beigetragen, der 1987 gegründet 

wurde und auf eine langjährige Zusammenarbeit mit und finanzielle Unterstützung durch die 

KfW Bankengruppe zurückblicken kann. Der FGF ist mittlerweile die führende wissenschaft-

liche Vereinigung für Gründungsforschung, -ausbildung und -politik in Deutschland, Öster-

reich, der Schweiz und Liechtenstein und leistet einen wichtigen Beitrag zur Netzwerkbildung 

in der Forschergemeinde sowie zum Brückenschlag zwischen Theorie und Praxis. Durch die 

intensive Beschäftigung von Wissenschaftlern und Praktikern mit dem Gründungsgeschehen 

verstehen wir heute besser, welche Faktoren das Gründungsklima beeinflussen, mit welchen 

besonderen Schwierigkeiten und Hemmnissen sie sich während des Gründungsprozesses 

konfrontiert sehen, unter welchen Umständen Gründungen eher scheitern oder eher erfolg-

reich sind und welche Gründungen einen Beitrag zur Beschäftigung leisten.  

Um die Forschung zu wirtschaftspolitischen Instrumenten zur Gründungsförderung (Policy 

Design) voranzubringen, wurde im Jahr 2006 auf Initiative der KfW Bankengruppe der FGF-

Arbeitskreis „Gründungen und Wirtschaftspolitik“ unter Leitung von Dr. Norbert Irsch, Chef-

volkswirt der KfW Bankengruppe, gegründet. Ziel ist es, Kriterien für eine effektive und effi-

ziente Gründungsförderung in Deutschland zu erarbeiten und so Vorschläge für die zukünfti-

ge Gründungsförderpolitik abzuleiten. Auch die Idee für den vorliegenden Sammelband 

(„Gründungsförderung in Theorie und Praxis“) entstand in diesem Rahmen. So basiert eine 

Reihe von Beiträgen auf Ergebnissen, die im Arbeitskreis entwickelt und diskutiert wurden. 

Hinzu kommen Beiträge als Reaktion auf einen Call for Papers, der sich an FGF-Mitglieder 

richtete. Thematisch wird ein breites Spektrum abgedeckt, von grundsätzlichen Überlegun-

gen zum Marktversagen als Begründung und Ansatzpunkt der Förderpolitik über empirische 

Evidenz für Gründungshemmnisse bis hin zu spezifischen Zielgruppen der Gründungsförde-

rung wie Arbeitslosen, Frauen und Migranten. 



II Vorwort 

 

Die staatliche Förderung von Gründungen ist ein Eingriff in die Marktprozesse, die der Be-

gründung bedarf. Klassischer Ansatzpunkt dafür sind Marktversagenstatbestände, die sich 

beispielsweise beim Eintritt in die Gütermärkte, bei der Gründungsfinanzierung oder bei der 

Rekrutierung von Personal identifizieren lassen. Neben diesen wohlfahrtstheoretischen Be-

gründungen lassen sich politökonomische Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Förder-

politik ausmachen. Hinzu kommen sozialpolitische Ziele, die mit einer Gründungsförderung 

verfolgt werden können. Diese Ansätze finden sich in den folgenden Beiträgen wieder. 

Das Zustandekommen und die erfolgreiche Umsetzung des Sammelbandes ist insbesondere 

das Verdienst des Redaktionsteams (Dr. Jörn Block, Dr. Karsten Kohn, Thorsten Staak und 

Dr. Katrin Ullrich) unter Leitung von Professor Dr. Heiner Brockmann, dem wir an dieser Stel-

le ganz herzlich Dank sagen. 

 

Professor Dr. Peter Witt 

(Bergische Universität Wuppertal und 
Präsident des FGF) 

 

Dr. Norbert Irsch 

(Chefvolkswirt der KfW Bankengruppe) 
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Allokatives Marktversagen im Gründungsgeschehen –  
eine wohlfahrtstheoretische Betrachtung 

Thorsten Staak (Otto-von-Guerike-Universiät Magdeburg) 

Kurzzusammenfassung 

In der wirtschaftspolitischen Diskussion wird häufig geäußert, für Unternehmensgründer re-

levante Märkte würden versagen. Folglich müsse der Staat intervenieren, um das Allokati-

onsergebnis zu verbessern. Auf Grundlage der Wohlfahrtstheorie wird in diesem Beitrag hin-

terfragt, inwieweit sich allokatives Marktversagen im Gründungsgeschehen theoretisch be-

gründen lässt. Als Marktversagensursachen werden dabei externe Effekte, asymmetrische 

Information auf Faktor- und Absatzmärkten sowie Unteilbarkeiten betrachtet und auf ihre 

Bedeutung für das Gründungsgeschehen hin geprüft. 

1 Einleitung 

Die wirtschaftspolitische Grundsatzfrage ob, und wenn ja, wie Gründungen zu fördern sind, 

kann bisher noch nicht hinreichend gut beantwortet werden.1 In diesem Beitrag wird disku-

tiert, welche Bedeutung allokatives Marktversagen für Unternehmensgründungen besitzt und 

ob somit staatliche Eingriffe in das Gründungsgeschehen mit wohlfahrtstheoretischen Argu-

menten zu rechtfertigen sind. Den Diskussionsrahmen bildet hierbei im Wesentlichen die 

Wohlfahrts- bzw. Marktversagenstheorie. 

Staatliche Eingriffe in das Gründungsgeschehen werden auch mit distributivem Marktversa-

gen begründet.2 Zu distributivem Marktversagen kann es unabhängig von der Effizienz der 

Ressourcenallokation kommen, wenn die durch den Markt generierte Einkommens- und 

Vermögensverteilung als ungerecht empfunden wird.3 Darüber hinaus können auch weitere 

für die Gesellschaft bedeutende Ziele – wie etwa die Förderung von Kultur und Bildung – 

sinnvolle Begründungsansätze für eine staatliche Gründungsförderung bieten. Es ist wichtig, 

 

 Das vorliegende Arbeitspapier basiert auf einer früheren Version von Block et al. (2007). Ich danke 
den Mitautoren Jörn H. Block und Philipp Tilleßen herzlich für ihren wertvollen Beitrag. Des Weiteren 
gilt mein Dank den Mitgliedern des FGF-Arbeitskreises „Gründungen und Wirtschaftspolitik“ sowie 
dem FGF und der KfW Bankengruppe. 
1 Vgl. Hallberg (1999), Cressy (2002), Fischer und Reuber (2003) sowie Block et al. (2007). Parker 
(2005), S. 6 hinterfragt dahingehend kritisch: “Should governments encourage or discourage Entrepre-
neurship?” und weist darauf hin, dass die Beantwortung dieser Frage keineswegs eindeutig ist. 
2 Vgl. Musgrave (1959). Insgesamt unterscheidet Musgrave drei Aufgabenbereiche des Staates: die 
Allokations-, die Distributions-, und die Stabilisierungsaufgabe.  
3 Vgl. Hallberg (1999) sowie Block et al. (2007). Die Kriterien für eine gesamtwirtschaftlich wün-
schenswerte Einkommensverteilung fußen auf Werturteilen, wie sie etwa im Rahmen der politischen 
Philosophie bestimmt werden. Vgl. Wellisch (2000). Bekannte philosophische Staatstheorien sind z. B. 
der „Minimalstaat“ von Nozick (1974) oder die „Theorie der Gerechtigkeit“ von Rawls (1970).  
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die einzelnen oben genannten Begründungsansätze für einen Staatseingriff ins Gründungs-

geschehen in der Diskussion sorgfältig voneinander zu trennen.4 In dem vorliegenden Bei-

trag wird sich darauf beschränkt, die Bedeutung von allokativem Marktversagen für das 

Gründungsgeschehen zu untersuchen.5 

2 Marktversagenstheorie und Unternehmensgründungen 

Nach der Wohlfahrtstheorie vermag der Preismechanismus auf vollkommenen Märkten das 

ökonomische Grundproblem – die prinzipiell unbegrenzten Bedürfnisse der Menschen auf 

der einen und die begrenzten Ressourcen zur Bedürfnisbefriedigung auf der anderen Seite – 

bestmöglich zu lösen (Erstes Wohlfahrtstheorem).6 So lässt sich mithilfe allokationstheoreti-

scher Gleichgewichtsmodelle zeigen, dass der Preismechanismus im Zusammenspiel mit 

vollkommenem Wettbewerb zu Marktgleichgewichten mit effizienten Ressourcenallokationen 

führt.7 Aufgrund dieses Effizienzaspektes sowie aufgrund des Prinzips der persönlichen Frei-

heit als ideologischer Basis erfolgte in der westlichen industrialisierten Welt eine Grundent-

scheidung für eine polyzentrische Ordnung der Wirtschaft durch Markt und Wettbewerb. 

Allerdings werden in den theoretischen Modellen gleichgewichtige effiziente Ressourcenallo-

kationen nur in einer Welt vollkommener Märkte erreicht. Vollkommene Märkte zeichnen sich 

unter anderem durch vollkommenen Wettbewerb (Preisnehmerverhalten aller Marktteilneh-

mer und freier Marktzutritt), nutzenmaximierendes und rationales Verhalten aller Marktteil-

nehmer, vollständige Markttransparenz sowie der Abwesenheit von externen Effekten und 

steigenden Skalenerträgen aus. Werden die Bedingungen für vollkommene Märkte nicht 

erfüllt, kann es zu allokativem Marktversagen kommen. Die Wohlfahrtstheorie hat folgende 

Ursachen für allokatives Marktversagen erarbeitet: 

 Externe Effekte und öffentliche Güter  

 Asymmetrische Informationsverteilung  

 Unteilbarkeiten und natürliche Monopole.8  

 

4 Hallberg (1999) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die implizite Vermischung sozialer, 
politischer und ökonomischer Ziele zu einer Fehlallokation von Fördermitteln führt.  
5 Für eine Diskussion sozialpolitisch motivierter Staatseingriffe ins Gründungsgeschehen – und im 
Speziellen zur Förderung von Unternehmensgründungen aus der Arbeitslosigkeit – siehe Block und 
Kohn (2011) in diesem Sammelband. 
6 Zur Wohlfahrtstheorie vgl. bspw. Wellisch (2000) oder Fritsch et al. (2007). 
7 Marktgleichgewichte sind dann als effizient bzw. pareto-effizient zu bezeichnen, wenn es nicht mög-
lich ist, durch eine Reallokation von Ressourcen Wirtschaftssubjekte besser zu stellen, ohne gleichzei-
tig andere schlechter zu stellen. Vgl. z. B. Donges und Freytag (2001). 
8 Vgl. Block et al. (2007). Zu einem der wahrscheinlich wichtigsten Mitbegründer der Theorie des 
Marktversagens zählt Francis M. Bator mit seinem Werk „The Anatomy of Market Failure“ aus dem 
Jahre 1958. Siehe zum heutigen Stand der Diskussion beispielsweise Fritsch et al. (2007). 
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Allokatives Marktversagen begründet trotz der Grundentscheidung für eine marktwirtschaftli-

che Ordnung die Möglichkeit, einen Staatseingriff wohlfahrtstheoretisch zu rechtfertigen. Das 

Vorliegen allokativen Marktversagens ist somit eine notwendige Bedingung für einen 

Staatseingriff, einen hinreichenden Grund bzw. eine Notwendigkeit für staatliches Eingreifen 

stellt Marktversagen aber mitnichten dar. Denn auf reale Märkte bezogen ist die Feststellung 

einer Abweichung vom theoretischen Konstrukt eines vollkommenen Marktes tautologisch. 

So gibt es beispielsweise kaum einen Markt mit vollständig symmetrisch verteilter Informati-

on zwischen den einzelnen Marktakteuren. 

Die Frage, ob überhaupt und falls ja, ab welchem Ausmaß von Marktversagen gesamtwirt-

schaftliche Effizienzgewinne durch Staatseingriffe erzielt werden können, ist mit wissen-

schaftlicher Exaktheit nicht eindeutig zu bestimmen. Daher bleibt die Entscheidung, ob ein 

Markt grundsätzlich funktionsfähig ist oder ob staatliche Eingriffe vonnöten sind, immer eine 

politische Entscheidung mit einem großen Ermessensspielraum. Die Wissenschaft kann al-

lerdings mithilfe theoretischer und empirischer Modelle eine gute Informationsbasis für die 

politischen Entscheidungen bereitstellen und so dazu beitragen, den Ermessensspielraum zu 

verkleinern.9 

Im theoretischen Konstrukt einer Welt vollkommener Märkte wäre auch das Gründungsge-

schehen aus gesamtwirtschaftlicher Sicht pareto-optimal. Die für Unternehmensgründungen 

relevanten Faktor- und Absatzmärkte würden so funktionieren, dass Unternehmensgründun-

gen in volkswirtschaftlich wünschenswerter Quantität und Qualität erfolgen würden. Staats-

eingriffe in das Gründungsgeschehen wären in einer solchen Welt nicht erforderlich, sie wür-

den hingegen nur effizienzmindernde Verzerrungen des Marktgeschehens generieren. 

In der Realität sind Märkte aber nicht vollkommen. Dies gilt auch für die für Gründungen re-

levanten Märkte. Gründungsunternehmen können aber möglicherweise in besonderem Ma-

ße von Marktunvollkommenheiten betroffen sein, da sie durch gründungsspezifische Eigen-

schaften, wie beispielsweise dem erstmaligen Erscheinen als Anbieter auf Absatzmärkten 

oder der häufig geringen Unternehmensgröße, gekennzeichnet sind. Nachstehend wird da-

her auf theoretischer Basis diskutiert, ob bei der Umsetzung unternehmerischer Ideen in 

Gründungsunternehmen Marktversagen eine besondere Rolle spielt. Die schon genannten, 

„klassischen“ Marktversagensgründe stehen dabei im Mittelpunkt der Diskussion. 

3 Unternehmensgründungen und externe Effekte 

In der wirtschaftspolitischen Diskussion wird häufig betont, dass Unternehmensgründer posi-

tive externe Effekte auf die Volkswirtschaft ausüben. Folglich ist die Allokation des Marktes 

 

9 Vgl. Block et al. (2007). 
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nicht in der Lage, ein pareto-optimales Marktergebnis herbeizuführen.10 Im Folgenden wer-

den Argumente diskutiert, die – basierend auf der Theorie der externen Effekte – mit dem 

Versagen der für Gründer relevanten Märkte in Verbindung gebracht werden. 

Externe Effekte liegen definitionsgemäß dann vor, wenn in der Produktions- bzw. Nutzen-

funktion eines Individuums A (UA) außer dessen eigenen Aktionsparametern (X1
A,X2

A,...,Xi
A) 

mindestens ein Parameter (Y) enthalten ist, der nicht von A kontrolliert wird, für seine Aktivi-

täten aber positive oder negative Folgen hat. Es gilt somit UA = UA (X
1
A,X2

A,...,Xi
A,Y).11 

Diese allgemein gehaltene Definition umfasst neben den pareto-relevanten Externalitäten 

auch so genannte pekuniäre, nicht pareto-relevante Externalitäten, die keinen Rechtferti-

gungsgrund für einen Staatseingriff liefern.12 Jede Transaktion, die ein Unternehmensgrün-

der (wie auch jeder andere Anbieter oder Nachfrager) am Markt tätigt, bringt notwendiger-

weise eine Veränderung der Knappheitsrelation und folglich der Marktpreise mit sich. Diese 

Veränderung der relativen Preise hat immer auch Auswirkungen auf die Einkommensvertei-

lung Dritter, welche sich – mangels Mitbestimmungsmöglichkeiten – einem (pareto-

irrelevanten) externen Effekt gegenübersehen. Pekuniäre Externalitäten sind eine natürliche 

Begleiterscheinung marktwirtschaftlicher Konkurrenz und aus Effizienzgesichtspunkten er-

wünscht. Sie steuern die Ressourcenallokation über den Markt, indem die veränderten 

Marktpreise die veränderten Knappheiten widerspiegeln. Als Ursache für ein Marktversagen 

kommen sie folglich nicht in Betracht.13 

Bei so genannten technologischen Externalitäten hingegen besteht ein Zusammenhang zwi-

schen den Produktions- bzw. Nutzenfunktionen mehrerer Akteure, der nicht durch den 

Preismechanismus erfasst und ausgeglichen wird. Ein solcher Zustand verletzt das erste 

Wohlfahrtstheorem, denn es verbleiben Möglichkeiten zur Interaktion, welche vom Markt 

nicht ausgeschöpft werden. Technologische Externalitäten führen somit zu gleichgewichtigen 

Allokationen, die noch Tauschgewinne zulassen.14 Gesamtwirtschaftlich wünschenswerte 

Transaktionen unterbleiben, weil jeder Marktteilnehmer seine Transaktionsentscheidung an 

dem privaten Nettonutzen einer Transaktion ausrichtet. Divergiert dieser vom gesellschaftli-

chen Nettonutzen – was bei pareto-relevanten Externalitäten der Fall ist – wird die Transak-

 

10 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2010): Initiative „Gründerland Deutschland“ 
sowie ebenfalls BMWi (2010): Eckpunkte der Gründungsförderung durch das BMWi. Audretsch (2005) 
begründet staatliches Eingreifen ins Gründungsgeschehen allein mit externen Effekten. Vgl. auch 
Maskin (1994). 
11 Vgl. Fritsch et al. (2007) sowie Maskin (1994). 
12 Pareto-relevante externe Effekte liegen dann vor, wenn durch ihre Beseitigung eine pareto-
Verbesserung erzielt werden kann, das Gleichgewicht mit externen Effekten also nicht pareto-effizient 
ist. Vgl. bspw. McKean und Browning (1975) sowie Dahlmann (1979). 
13 Vgl. Liebowitz und Margolis (1994) sowie Fritsch et al. (2007). 
14 Vgl. McKean und Browning (1975) sowie Dahlmann (1979). 
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tionsentscheidung verzerrt, da der Entscheider den externen Nettonutzen nicht in sein Kalkül 

einbezieht.15 

Die Ursache für die mangelnde Fähigkeit zur Internalisierung besteht in nur unzureichend 

ausgestalteten Eigentumsrechten. Dies verhindert, dass Güter, die für Individuen nutzenrele-

vant sind, auf Märkten adäquat gehandelt werden können. Solange Dritte vom Konsum eines 

Gutes nicht vollständig ausgeschlossen werden können („non-excludeability“), bestehen An-

reize des free-ridings, wie es auch bei so genannten öffentlichen Gütern der Fall ist. Eine 

unzureichende Ausgestaltung von Eigentumsrechten ist auf die Existenz von Transaktions-

kosten zurückzuführen. In einer Welt ohne Transaktionskosten würden alle Missallokationen 

durch freiwilligen Tausch beseitigt und somit alle externen Effekte internalisiert.16 Dieses so 

genannte Coase-Theorem setzt zudem vollständige Information (es muss bekannt sein, wel-

che externen Effekte entstehen) sowie eindeutige Eigentums- und Verfügungsrechte vor-

aus.17  

In welcher Form ist nun ein Auftreten technologischer Externalitäten im Gründungsgesche-

hen zu erwarten? Den Ausgangspunkt ökonomischer Wertschöpfung bildet für einen Unter-

nehmensgründer die unternehmerische Gelegenheit. Gemäß Sarasvathy et al. (2003, 

S. 142) "an entrepreneurial opportunity (...) consists of a set of ideas, beliefs and actions that 

enable the creation of future goods and services in the absence of current markets for them." 

Betrachtet man die Kernelemente der angeführten Definition näher, lässt sich eine Gelegen-

heit – abstrakt ausgedrückt – als eine Information mit Wertschöpfungspotenzial für den 

Gründer beschreiben. Gerade das Gut Information kann aber durch die oben genannten Ei-

genschaften eines öffentlichen Gutes charakterisiert sein.18  

Um in einen Markt eintreten zu können, ist ein Unternehmensgründer i. d. R. gezwungen, 

Informationen zum eigenen Leistungsangebot preiszugeben. So sind beispielsweise aus 

Sicht des Nachfragers für die Kaufentscheidung vor allem Informationen hinsichtlich des 

Kundennutzens im Vergleich zu Konkurrenzprodukten von Interesse. Entsprechend können 

Nachfrager Informationen mitunter kostenfrei konsumieren. Wichtiger ist jedoch, dass diese 

Informationen auch von potenziellen Konkurrenten dazu genutzt werden können, diese für 

eigene Geschäftsideen zu nutzen, ohne dafür ein entsprechendes Entgelt zu entrichten. Die 

hier angeführte Argumentation ist keineswegs auf den Absatzmarkt beschränkt und lässt 

sich auf weitere, gründungsrelevante Märkte übertragen; so etwa auf Finanzmärkte, wenn 

Unternehmensgründer bei der Finanzmittelakquise gegenüber potenziellen Kapitalgebern in 

Businessplänen wertschöpfungsrelevante Informationen offenlegen. 

 

15 Vgl. ebenfalls McKean und Browning (1975) sowie Block et al. (2007). 
16 Vgl. Dahlmann (1979) sowie Peneder (2008). 
17 Vgl. Coase (1960) sowie Maskin (1994).  
18 Vgl. Cohen und Levinthal (1989) sowie Hallberg (1999). 
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Nach Arrow (1962) liegt in der Nachfrage nach Informationen ein Paradoxon vor, denn die 

Nachfrager können ihre Zahlungsbereitschaft für eine Information theoretisch erst dann be-

messen, wenn ihnen die Information bereits bekannt ist. Dann haben sie diese jedoch bereits 

ohne Kosten erlangt und die Zahlungsbereitschaft für die Information ist im Extremfall Null.  

Obwohl die unternehmerische Idee des Gründers ursächlich für die Nutzensteigerung der 

anderen Marktteilnehmer ist, erfährt der Gründer keine oder nur eingeschränkte Nutzenstei-

gerungen. Dieses Problem wird als Appropriability-Effekt bezeichnet und geht zurück auf 

Kenneth J. Arrow (1962). Eine vollständige Internalisierung der vom Gründer verursachten 

positiven externen Effekte über entsprechend ausgestaltete Eigentumsrechte – wie z. B. 

Patente – wird in dem beschriebenen Fall einer unternehmerischen Idee in der Regel wegen 

prohibitiv hoher Transaktionskosten nicht realisierbar sein.19 

Es existiert in der Literatur weitestgehend Einigkeit darüber, dass positive externe Effekte 

insbesondere bei innovativen Gründungsideen zu erwarten sind.20 Gilbert et al. (2004) wei-

sen zudem darauf hin, dass vor allem „knowledge-based activites“ von der mangelnden In-

ternalisierbarkeit betroffen sind, eben aufgrund des Charakters von Wissen als öffentliches 

Gut. In diesem Zusammenhang schreibt auch Cressy (2002, S. F12/F13): "[T]he dominant 

argument for intervention is the existence of R&D spillovers – positive externalities to innova-

tion. The rents from such innovation will be only partly captured by the firms themselves, and 

small, young firms are the least effective at doing this. Their ability to patent effectively, for 

example, is lower than that of their larger counterparts.” 

Kann ein Unternehmensgründer die soziale Rendite, die aus der Gründung eines Unterneh-

mens erwartungsgemäß resultiert, nicht vollständig internalisieren, besteht u. a. die Gefahr, 

dass der Gründer (1.) von der Unternehmensgründung absieht, (2.) an den Beschaffungs-

märkten (z. B. an den Finanzmärkten) nicht die für die Gründung erforderlichen Ressourcen 

akquirieren kann und folglich gezwungen ist aufzugeben, bzw. das Projekt niedriger skaliert 

als geplant und somit möglicherweise ineffizient umsetzt oder (3.) mangels privater Erträge 

am Markt scheitert. Alle betrachteten Fälle haben zur Konsequenz, dass die Gründungs- und 

ggf. Innovationsdynamik ein gesamtwirtschaftlich suboptimales Niveau annehmen.  

Wie verändern sich nun die Ergebnisse, wenn sie aus einer intertemporalen Perspektive 

betrachtet werden? Eine Vielzahl von Informationen, die ein Entrepreneur durch seinen 

Markteintritt preisgibt, wird als Input bei der „Produktion“ weiterer Informationen – also bei 

der Erforschung und Entwicklung neuer Produkte und Dienstleistungen – eingesetzt. Ent-

sprechend werden sie von Aghion und Howitt (1992) als „input innovations“ bezeichnet (vgl. 

S. 328). Dieser Wiedereinsatz von Innovationen in den weiteren Forschungs- und Entwick-

 

19 Vgl. McKean und Browning (1975) sowie Peneder (2008). 
20 Vgl. bspw. Cohen und Levinthal (1989), Parker (2005) sowie Peneder (2008). 
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lungsprozess kann zu sog. (grundsätzlich wünschenswerten) Intertemporal Spillover-

Effekten führen, welche die oben geschilderten Probleme intensivieren. Denn im intertempo-

ralen Kontext ist davon auszugehen, dass sich eine Information, z. B. eine Prozessinnovati-

on zur energiesparenden Herstellung eines Bauteils, irgendwann so stark verbreitet, dass sie 

öffentlich frei verfügbar ist, und somit für aufbauende Innovationen ohne die Entrichtung ei-

nes entsprechenden Entgelts nutzbar wird („non-appropriability“).21 Die Diffusion von Innova-

tionen ist gesamtwirtschaftlich wünschenswert, weil sie eine Innovationsdynamik erzeugt und 

damit zu technischem Fortschritt und Wirtschaftswachstum führt.22 Da der einzelne Gründer 

für die Wachstumsimpulse, die er durch seine Basisinnovation initiiert, am Markt nicht adä-

quat vergütet wird, ist seine Rendite nicht vollständig internalisierbar. Die Divergenz zwi-

schen privater und sozialer Rendite fällt im intertemporalen Kontext entsprechend höher aus.  

Neben der Entdeckung und Umsetzung unternehmerischer Gelegenheiten können Gründer 

noch anderweitig gesellschaftlichen Nutzen stiften, ohne diese Externalitäten in vollem Um-

fang zu internalisieren. Ein klassisches Beispiel hierfür stellt die Nutzung und insbesondere 

die Entwicklung von umweltschonenden Technologien dar, deren positiver Effekt auf die 

Umwelt mangels perfekter Eigentumsrechte am Markt nicht adäquat vergütet wird. Auch alt-

ruistische Aktivitäten im Bereich des Social Entrepreneurships können durch pareto-

relevante Externalitäten gekennzeichnet sein. Dies ist dann der Fall, wenn das Konsum- 

oder Nutzenniveau der begünstigten Individuen in die Nutzenfunktion Dritter mit eingeht 

(„Nutzeninterdependenz“), die Nutznießer jedoch zur Nutzensteigerung der Betroffenen 

selbst nichts beisteuern müssen (aufgrund fehlender Möglichkeiten zum Konsumaus-

schluss). Man spricht hier anstelle von technologischen externen Effekten von pareto-

relevanten psychologischen Externalitäten.23 

Unternehmensgründer können durch ihren Markteintritt auch negative externe Effekte auf 

bereits bestehende Wettbewerber ausüben. Dies ist dann der Fall, wenn das Angebot der 

Gründer von den Nachfragern präferiert wird und so die Angebote der Etablierten substituiert 

werden. Der resultierende Druck auf den Marktpreis und damit möglicherweise einhergehen-

de Verdrängungseffekte sind auf der einen Seite rein pekuniärer Natur und spiegeln die ver-

änderten Angebotsverhältnisse angemessen wider.24 Diese Umverteilungseffekte zulasten 

von Etablierten sind zunächst pareto-irrelevant. Unterstellt man jedoch homogene Produkt-

märkte und verhältnismäßig hohe Fixkosten beim Aufbau eines Unternehmens (fixed set-up 

 

21 Vgl. Griliches (1992) sowie Block et al. (2007). 
22 Entsprechend folgern Martin und Scott (2000): “Public support for innovation in sectors where tech-
nological progress takes the form of application of higher-quality inputs that are developed in supply-
ing sectors should (...) promote diffusion of innovations by transmitting such information, in usable 
form, to using sectors.“ Vgl. S. 443. 
23 Vgl. Fritsch et al. (2007) sowie Block et al. (2007). 
24 Vgl. Liebowitz und Margolis (1994).  
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cost) kann es durch den sog. Business-Stealing-Effekt zu einem aus gesamtwirtschaftlicher 

Sicht zu hohen Ausmaß an Markteintritten kommen.25 Die Gründer berücksichtigen bei ihrem 

Markteintritt nicht die Zerstörung der wirtschaftlichen Renten der Etablierten. Wie Dixit und 

Stiglitz (1977) modelltheoretisch zeigen, kann es deshalb zu intertemporal ineffizienten 

Markteintrittsentscheidungen mit entsprechenden gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlus-

ten kommen. Die Umsetzung unternehmerischer Gelegenheiten kann in einem zu großen 

Ausmaß oder aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu früh erfolgen. Relativiert man allerdings die 

Annahmen zu Gunsten differenzierter Produktmärkte bzw. unterstellt relativ geringe Fixkos-

ten beim Unternehmensaufbau sind die oben beschriebenen Auswirkungen nicht (oder nur in 

abgeschwächter Form) zu erwarten.26 

Die theoretischen Überlegungen zeigen, dass das Gründungsgeschehen aufgrund von Ex-

ternalitäten verzerrt und somit nicht pareto-effizient ist. So wurde deutlich, dass das typische 

Kennzeichen einer Unternehmensgründung – das Umsetzen einer unternehmerischen Idee 

und das damit einhergehende preisgeben von wertschöpfungsrelevanten Informationen – in 

besonderem Maße eine Quelle des Marktversagensgrundes „externe Effekte“ sein kann. Aus 

wohlfahrtstheoretischer Sicht ist die notwendige Voraussetzung für die Begründung einer 

staatlichen Intervention somit grundsätzlich gegeben. Da Unternehmensgründungen aber 

sowohl positive als auch negative externe Effekte verursachen können, ist das Vorzeichen 

der Nettoexternalität zunächst unklar und theoretisch auch nicht zu ermitteln. Ob die insbe-

sondere von innovativen Gründungsunternehmen zu erwartenden positiven Externalitäten 

(Appropriability-Effekt und Intertemporal Spillover-Effekt) die möglicherweise auftretenden 

negativen Externalitäten (Business-Stealing-Effekt) überwiegen, hängt von den Eigenschaf-

ten des unternehmerischen Projektes, den marktlichen Strukturen und zahlreichen weiteren 

Faktoren ab.27 Allgemein wird in der Literatur in Bezug auf Unternehmensgründungen von 

positiven externen Effekten ausgegangen.28 

4 Unternehmensgründungen und asymmetrische Information 

Der Marktversagensgrund „asymmetrische Information“ kann über verschiedene Kanäle Inef-

fizienzen im Gründungsgeschehen hervorrufen. In diesem Kapitel werden wichtige Konse-

quenzen asymmetrischer Informationsverteilung auf Faktor- und Absatzmärkten für Unter-

nehmensgründungen diskutiert. 

 

25 Eine gute Erläuterung dieses Effektes befindet sich in Rajan und Zingales (2001). 
26 Vgl. Mankiw und Whinston (1986). 
27 Vgl. Boadway und Tremblay (2003). 
28 Auf diesen Erkenntnissen aufbauend betrachten Brockmann und Staak (2011) in diesem Sammel-
band Instrumente der Gründungsförderung, die an den Ursachen des Marktversagens „externe Effek-
te“ (auf Absatzmärkten) ansetzen und zeigen die individuellen Wirkungsweisen auf, durch welche 
diese Förderinstrumente zu einer Bereinigung (bzw. Abmilderung) der externen Effekte im Grün-
dungsgeschehen beitragen können.  
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4.1 Asymmetrische Information auf Faktormärkten 

Die Gründung eines Unternehmens setzt den Einsatz zahlreicher Faktoren, wie beispiels-

weise Finanzkapital, Realkapital und Humankapital voraus. Bedingung für ein effizientes 

Gründungsgeschehen ist daher, dass der Zugang zu den erforderlichen Märkten uneinge-

schränkt ist und die Faktoreinsatzentscheidungen potenzieller Gründer nicht verzerrt wer-

den.29 Exemplarisch werden nachstehend die Konsequenzen des Marktversagensgrundes 

asymmetrische Information auf zwei zentralen Faktormärkten für Gründer, dem Finanzmarkt 

und dem Arbeitsmarkt, beurteilt. 

Finanzmärkte 

Die Frage, inwieweit Finanzmärkte effizient operieren oder ob ein Marktversagen vorliegt, 

wird in der wirtschaftspolitischen Diskussion kontrovers diskutiert. Für den Bereich der Un-

ternehmensfinanzierung über externes Kapital besteht aber weit gehend Konsens darin, 

dass das Problem der asymmetrischen Information existiert: Unternehmer und potenzielle 

Finanziers haben einen unterschiedlichen Informationsstand über die Risiken und die Profi-

tabilität der zu finanzierenden Investitionsprojekte. In der Literatur wird in der Regel ange-

nommen, dass der Informationsnachteil bei den Kapitalgebern liegt.30 Denkbar und insbe-

sondere im Gründungsgeschehen nicht unrealistisch ist allerdings auch der Fall, dass Kapi-

talgeber die Erfolgschancen von unternehmerischen Investitionsprojekten besser einschät-

zen können als die Unternehmer.31 

Das Problem asymmetrischer Informationsverteilung ist bei der Finanzierung von Unterneh-

mensgründungen deutlich stärker ausgeprägt als bei der Finanzierung etablierter Unterneh-

men.32 Neu gegründete Unternehmen verfügen per Definition über keine Unternehmenshis-

torie, sodass potenzielle Kapitalgeber keine oder nur wenige Informationen über wichtige 

Eigenschaften von Unternehmung oder Unternehmer haben. Bei innovativen Gründungsvor-

haben tritt zudem das Problem auf, dass die damit verbundenen Entwicklungs- und Marktri-

siken für Kapitalgeber wie möglicherweise auch für die Unternehmer besonders schwer zu 

bewerten sind.33 

Aus den Informationsasymmetrien zwischen Finanzier und Gründer erwachsen zwei zentrale 

Probleme. Erstens kann der Kapitalgeber möglicherweise ex ante nicht zwischen guten und 

schlechten Gründungsprojekten unterscheiden (hidden information), sodass es zur adversen 

 

29 Vgl. Block et al. (2007). 
30 Vgl. beispielsweise Boadway und Keen (2004), Jaffee und Stiglitz (1990) oder Parker (2003). 
31 Vgl. Block et al. (2007). 
32 Vgl. Fuest et al. (2002). 
33 Vgl. Boadway und Tremblay (2003) sowie Europäische Union (2006). Peneder (2008) betrachtet im 
Spezifischen die Problemstellung asymmetrischer Information in Bezug auf innovative Vorhaben. 
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Selektion kommt.34 Dies kann zum Zusammenbrechen von Märkten für Gründungsfinanzie-

rung sowie der Möglichkeit einer Kreditrationierung (für bestimmte Gruppen von Gründern) 

führen.35 Auch in dem Fall, in dem die potenziellen Kapitalgeber über mehr Informationen 

(aber immer noch nicht über vollkommene Informationen) verfügen als die Gründer, sind die 

Finanzierungsentscheidungen wegen der Informationsprobleme gesamtwirtschaftlich ver-

zerrt. Zweitens besteht das ex post Problem des moral hazard: Gründer können sich nach 

der Kapitalüberlassung besonders risikoreich verhalten (hidden actions)36 oder das Scheitern 

des Gründungsvorhabens vortäuschen, um die vollständige Kapitalrückzahlung zu vermei-

den (costly state verification37).38 

Auch der Einsatz marktlicher Instrumente zum Abbau von Informationsasymmetrien wie 

Signalling und Screening ist bei etablierten Unternehmen besser möglich als bei Neugrün-

dungen. Etablierten fällt es in der Regel leichter, die Qualität ihres Investitionsprojektes durch 

die Bereitstellung werthaltiger Sicherheiten oder durch eine anteilige Eigenmittelfinanzierung 

zu signalisieren. Der Einsatz von Screening-Instrumenten seitens der Kapitalgeber ist bei 

Gründungen aufgrund des Mangels historischer Daten ebenfalls nur eingeschränkt möglich. 

Ferner haben Unternehmensgründungen häufig einen relativ geringen Kapitalbedarf, was 

den Einsatz kostenintensiver Instrumente zum Abbau von Informationsasymmetrien aus 

Aufwand-Ertragsgründen ausschließt.39 So zeigen zwar Bester (1985) und auch Chan und 

Kanatas (1985), dass der Einsatz von Kreditsicherheiten als Screening-Instrument Kreditrati-

onierung beseitigen kann, was aber ausreichend Besicherungskapital bei den Kreditnehmern 

voraussetzt. Wie erwähnt, ist diese Voraussetzung gerade bei Gründungsunternehmen häu-

fig nicht erfüllt. 

Die skizzierten Informationsprobleme auf den Märkten für Gründungsfinanzierung können 

dazu führen, dass Kapitalgeber in der Finanzierung von Gründungsprojekten zurückhaltend 

sind. Die Folge ist, dass Finanzierungsschwierigkeiten ein Gründungshemmnis darstellen 

können und volkswirtschaftlich wünschenswerte Gründungsprojekte möglicherweise nicht 

realisiert werden. 

Somit kann festgehalten werden, dass ein Marktversagen aufgrund asymmetrisch verteilter 

Information auf Kapitalmärkten für das Gründungsgeschehen theoretisch von Relevanz ist. 

Insbesondere legen die vorangegangenen Überlegungen nahe, dass informationsbedingte 

 

34 Vgl. Akerlof (1970). 
35 Vgl. für Informationsprobleme bei der Finanzierung von Unternehmen allgemein z. B. Stiglitz und 
Weiss (1981), Jaffee und Stiglitz (1990) und für die Finanzierung von Gründungsunternehmen Parker 
(2003). 
36 Vgl. Jensen und Meckling (1976). 
37 Vgl. Gale und Hellwig (1985). 
38 Vgl. ebenfalls Stiglitz und Weiss (1981) sowie Block et al. (2007). 
39 Vgl. Boadway und Sato (1999). 
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Finanzierungsprobleme bei Gründern erheblich stärker ausgeprägt sind als bei etablierten 

Unternehmen. Die notwendige Bedingung für staatliche Eingriffe zur Verbesserung der Fi-

nanzierungsmöglichkeiten für Gründer wäre somit grundsätzlich gegeben.40 

Arbeitsmärkte 

Auch bei der Suche, Einstellung und Kontrolle von Arbeitnehmern durch Arbeitgeber bzw. 

(Gründungs-) Unternehmen kommt das Problem der asymmetrischen Informationsverteilung 

zum Tragen. So haben Arbeitgeber vor der Einstellung von Arbeitnehmern geringere Infor-

mationen über die tätigkeitsrelevanten Eigenschaften und die für die Unternehmen aus-

schlaggebende Produktivität von Arbeitnehmern als diese selber. Bei der Rekrutierung von 

Arbeitnehmern über den Arbeitsmarkt offerieren Unternehmen daher einen Durchschnitts-

lohn entsprechend der Produktivität durchschnittlicher Arbeitnehmer. Weiss (1980) zeigt mo-

delltheoretisch, dass es in der Konsequenz auch auf Arbeitsmärkten zu der bereits erwähn-

ten adversen Selektion kommen kann, sodass Arbeitnehmer mit überdurchschnittlicher Pro-

duktivität aus dem Pooling-Arbeitsmarkt gedrängt werden und alternative Wege suchen, ihre 

Arbeitskraft anzubieten.41  

Boadway und Tremblay (2003) argumentieren, dass Gründungsunternehmen von der adver-

sen Selektion auf Arbeitsmärkten stärker betroffen sind als etablierte Unternehmen, weil 

Gründungsunternehmen mit Bedarf an Arbeitskräften auf die Rekrutierung über Pooling-

Märkte in größerem Maße angewiesen sind als etablierte Unternehmen. Zudem sind Grün-

dungsunternehmen nach Boadway und Tremblay (2003) bei der Suche geeigneter Arbeit-

nehmer wegen ihrer geringen Erfahrung weniger effizient als Etablierte, sodass sich auch 

hier Nachteile ergeben können.42 

Szyperski und Nathusius (1999) sehen eine weitere Schwierigkeit für Gründungsunterneh-

men bei der Beschaffung von Arbeitskräften darin, dass in neu gegründeten Betrieben auf-

grund eines oft relativ geringen Grades an Arbeitsteilung Arbeitskräfte mit breit gefächerten 

Ausbildungen und Fähigkeiten benötigt werden. Solche Arbeitskräfte mit hohem Humankapi-

tal sind auf Arbeitsmärkten wegen der oben beschriebenen Auswirkungen der asymmetri-

schen Information aber möglicherweise nur schwer zu finden. Ferner könnten Arbeitnehmer 

mit einer großen Auswahl beruflicher Alternativen das zusätzliche Risiko einer Anstellung in 

einem Gründungsunternehmen mit unsicheren Zukunftsaussichten und fehlender Reputati-

on43 scheuen (oder hohe Risikoprämien fordern).44 

 

40 Vgl. Block et al. (2007). 
41 Vgl. Block et al. (2007). 
42 Zu Suchmodellen im Matching-Prozess von Arbeitgebern und Arbeitnehmern vgl. Diamond (1982). 
43 Vgl. hierzu auch Kreps (1990). 
44 Vgl. Block et al. (2007). Gegen das Argument von Szyperski und Nathusius (1999) könnte spre-
chen, dass eine Tätigkeit in einem Start-up Unternehmen für einige Arbeitnehmer auch besonders 
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Asymmetrische Information auf Arbeitsmärkten kann das Gründungsgeschehen auch über 

den Lohn, den potenzielle Unternehmensgründer in abhängiger Beschäftigung erhalten, ver-

zerren (Parker 2003). Werden Arbeitnehmer beispielsweise oberhalb ihrer Produktivität ent-

lohnt, ist ihr Reservationsnutzen zu hoch und ihr Gründungsanreiz damit zu gering. 

Abschließend ist festzuhalten, dass der Marktversagensgrund „asymmetrische Information“ 

auf Arbeitsmärkten gegeben ist und dass theoretischen Überlegungen zufolge neu gegrün-

dete Unternehmen hiervon besonders betroffen sein können. 

4.2 Asymmetrische Information auf Absatzmärkten 

Auf vielen realen Märkten ist vollkommene Markttransparenz nicht gegeben. Dies gilt insbe-

sondere für Märkte, auf denen so genannte Erfahrungsgüter gehandelt werden, die dadurch 

charakterisiert sind, dass die Qualität des Gutes erst beim Konsum – und damit nach dem 

erfolgten Kauf – feststellt werden kann. Im Fall solcher Erfahrungsgüter liegt ex ante (vor 

dem Kauf) asymmetrische Information zwischen den Nachfragern und den Anbietern hin-

sichtlich der Produkteigenschaften vor. Die für die Kaufentscheidung wichtigen Qualitätser-

wartungen der Konsumenten beruhen dann oft auf der Reputation der anbietenden Unter-

nehmen. Schmalensee (1982) belegt modelltheoretisch, dass die Anbieter, die mit Erfah-

rungsgütern als erstes auf den Markt gekommen sind, Vorteile gegenüber späteren Anbie-

tern mit ähnlichen Produkten haben.45 Der Grund ist, dass die Etablierten bereits Reputation 

aufgebaut und Nachfrager an sich gebunden haben. In diesem Fall ist für Unternehmens-

gründer, die Erfahrungsgüter anbieten wollen, die Konsequenz, dass sie diese nur mit erheb-

lichen Preisnachlässen absetzen können, wobei allerdings Preisnachlässe von den Nachfra-

gern wiederum als Signal mangelnder Qualität missverstanden werden können. Im Ergebnis 

kann der Gründer davon absehen, seine unternehmerische Idee im Rahmen einer Gründung 

umzusetzen oder am Markt scheitern. 

In Abwesenheit von asymmetrischer Information auf Absatzmärkten würden somit mögli-

cherweise mehr unternehmerische Ideen realisiert, und das Marktergebnis wäre effizienter. 

Liegt asymmetrische Informationsverteilung hinsichtlich der Produkteigenschaften vor, wie es 

bei Unternehmensgründungen aufgrund ihres erstmaligen Erscheinens auf dem Absatzmarkt 

der Fall ist, ist die notwendige Voraussetzung für einen wohlfahrtssteigernden staatlichen 

Eingriff somit grundsätzlich gegeben.46  

 

attraktiv sein kann, weil dies als positives Signal (flexibel, innovativ, risikofreudig, Eigenschaften eines 
„Intrapreneurs“ etc.) für bestimmte spätere Arbeitgeber gelten kann. 
45 Ursprünglich stammt dieses Argument aus dem Forschungsbereich der Internationalen Ökonomie. 
Das Infant-Industry-Argument besagt, dass neue inländische Industrien, die im internationalen Wett-
bewerb mit länger bestehenden ausländischen Anbietern stehen, zu unterstützen sind, weil sie aus 
Mangel an Reputation noch nicht konkurrenzfähig sind. Vgl. Krugman und Obstfeld (2006). 
46 Vgl. Block et al. (2007). Ausgehend von diesen Überlegungen betrachten Brockmann und Staak 
(2011) in diesem Sammelband Instrumente der Gründungsförderung, die direkt an den Ursachen des 
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5 Unternehmensgründungen und Unteilbarkeiten 

Ein weiteres Marktversagen, von dem Gründungsunternehmen betroffen sein können, ist 

durch das Vorliegen von Unteilbarkeiten gegeben. Aufgrund meist technischer Gegebenhei-

ten sind Ressourcen nicht unendlich teilbar – wie im Modell des vollkommenen Wettbewerbs 

angenommen –, sondern ihre Kapazität kann nur diskretionär verändert werden.47 Unteilbare 

Ressourcen erzeugen Kosten, die fest mit einer bestimmten Ausbringung verbunden sind, 

aber unabhängig von der Höhe der Outputmenge anfallen. Erhöht sich die Dimension des 

Outputs können die unteilbar mit der Ausbringung verbundenen Kosten auf eine größere 

Outputmenge verteilt werden.48 Entsprechend sinken die durchschnittlichen Stückkosten. 

Unteilbarkeiten kommen dann zum Tragen, wenn eine Subadditivität der Produktionskosten-

funktion vorliegt, d. h., wenn die Produktionskosten für ein Gut geringer ausfallen, wenn die 

auf dem Markt nachgefragte Menge zentralisiert, d. h. in einem oder in nur wenigen Unter-

nehmen hergestellt wird.49 Unteilbarkeiten können somit zu einer Konzentration auf der pro-

duzierenden Marktseite, also zur Bildung von Oligopolen oder natürlichen Monopolen führen. 

Wegen der dann vorhandenen Marktmacht der Anbieter bzw. des Anbieters ist das gleich-

gewichtige Marktergebnis gesamtwirtschaftlich ineffizient. Die Förderung von Unterneh-

mensgründungen kann dementsprechend zu einer Intensivierung des Wettbewerbs führen 

und folglich den oben geschilderten Ineffizienzen entgegenwirken.50  

Die Subadditivität der Kosten entsteht, wenn ein Unternehmen bestimmte Vorteile (econo-

mies) nutzen kann: Diese Vorteile sind z. B. Größenvorteile (economies of scale), Verbund-

vorteile (economies of scope) oder Vorteile, die sich aus Lernkurveneffekten ergeben. In 

diesem Kapitel werden die einzelnen Vorteile für – i. d. R. etablierte – Unternehmen aufge-

zeigt, und diskutiert, inwieweit sie Wettbewerbsnachteile bzw. Markteintrittsbarrieren für po-

tenzielle Unternehmensgründer darstellen.  

5.1 Größenvorteile (economies of scale) 

Economies of scale bezeichnen das Phänomen, dass die Durchschnittskosten bei zuneh-

 

Marktversagens asymmetrischer Information auf Absatzmärkten ansetzen und untersuchen die Wir-
kungsweisen zur Bereinigung (bzw. Abmilderung) dieses Marktversagens. 
47 Vgl. von Weizsäcker (1980), Perry (1984) sowie Block et al. (2007). 
48 Vgl. Pratten (1971) sowie Teece (1980). 
49 Vgl. Panzar und Willig (1981), Sung und Gort (2000) sowie Fritsch et al. (2007). Evans und Heck-
man (1984) präsentieren einen Test mit dessen Hilfe das Vorliegen subadditiver Kostenstrukturen 
empirisch bestimmt werden kann. 
50 Vgl. Hallberg (1999). Andererseits verursacht der Verzicht auf eine Leistungserstellung in einer mo-
nopolistischen bzw. oligopolistischen Marktkonstellation ebenfalls Ineffizienzen, da Größenvorteile 
nicht vollständig ausgeschöpft werden. Das Vorzeichen des Netto-Wohlfahrtseffekts durch die staatli-
che Gründungsförderung lässt sich somit theoretisch nicht eindeutig bestimmen. Es hängt beispiels-
weise vom Verlauf der subadditiven Kostenfunktionen und der spezifischen Ausgestaltung des 
Staatseingriffs ab. Vgl. dazu von Weizsäcker (1980), Perry (1984) sowie Reich (2002). 
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mender Ausbringungsmenge pro Periode sinken.51 So können sich etwa bei einem im Ver-

hältnis zum Markt groß skalierten Unternehmen Vorteile aus der Nutzung angehäufter Res-

sourcen ergeben („economies of massed resources“).52 Durch die Nutzung mehrerer gleich-

artiger Maschinen müssen beispielsweise weniger Ersatzteile etc. für diese bereitgehalten 

werden. (Es ist unwahrscheinlich, dass alle Maschinen zur gleichen Zeit aufgrund des glei-

chen Fehlers funktionsunfähig werden.) Entsprechend ist es dem Unternehmen möglich, 

Risiken auf mehrere Einheiten der Ressource zu verteilen. Das wiederum ermöglicht es dem 

Unternehmen, größere Risiken einzugehen und z. B. neue Technologien auszutesten.53 Da 

Gründungsunternehmen i. d. R. in kleineren Dimensionen gegründet werden – um den Markt 

zu testen, Erfahrungen zu sammeln oder aber aufgrund finanzieller Restriktionen – steht 

ihnen häufig nur eine geringere Anzahl an Einheiten einer Ressource zur Verfügung. Ent-

sprechend ist es für ein Gründungsunternehmen ungleich schwerer, Risiken derart zu vertei-

len bzw. Ressourcen in gleichem Umfang und zu den gleichen günstigen Konditionen zu 

ordern, wie ein etabliertes Unternehmen.54 

Tritt ein etabliertes Unternehmen in einer Monopol- oder monopolähnlichen Position am 

Markt auf, können sich für dieses Unternehmen Vorteile aus der Marktmacht („economies 

through control of market“) ergeben.55 Auf der Nachfragerseite kann ein Unternehmen mit 

Marktmacht z. B. Abnehmer an sich binden. Damit sieht sich das Unternehmen geringeren 

Unsicherheiten gegenüber, die mit dem Absatz seiner Produkte zusammenhängen. Produk-

tionsbezogene Investitionen können in einem größeren Umfang getätigt werden, da der Ab-

satz als stabil angesehen werden kann.56 Auf der Lieferantenseite kann ein Unternehmen mit 

Marktmacht Zulieferer kontrollieren und Lieferkonditionen vorschreiben. Dies reduziert das 

Risiko und es können mitunter Senkungen des Beschaffungspreises durchgesetzt werden. 

Gründungsunternehmen können derartige Vorteile meist nicht realisieren. Sie müssen sich 

bei ihrer Gründung zunächst Zugang zu geeigneten Vertriebskanälen verschaffen und ver-

suchen, in potenzielle Absatzkanäle einzudringen.57 

Die oben angeführten Effekte zwingen neu in den Markt eintretende Unternehmen dazu, 

entweder mit größerer Skalierung in den Markt zu starten – und eine entsprechend intensive 

Reaktion etablierter Unternehmen hinzunehmen – oder aber klein dimensioniert einzutreten 

 

51 Vgl. Porter (1980) sowie Robinson und McDougall (2001). 
52 Vgl. Porter (2008). 
53 Vgl. Pratten (1971).  
54 Vgl. Hariharan und Brush (1999). Andererseits ist ein Gründungsunternehmen nicht durch vorhan-
dene Ressourcen eingeschränkt, d. h. es ist nicht an vorhandene Technologien etc. gebunden. Es hat 
daher die Möglichkeit, von Anfang an innovative, effizientere und kostengünstigere Technologien für 
die Produktion zu nutzen.  
55 Vgl. Hallberg (1999) sowie Gilbert et al. (2004). 
56 Vgl. Pratten (1971). 
57 Vgl. Porter (2008). 
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und Kostennachteile (Größennachteile) in Kauf zu nehmen („Skalierungseffekt“).58 Wie stark 

die Größe eines Unternehmens auf dessen Durchschnittskosten einwirkt, hängt von der Mi-

nimum-Effizienz-Größe des jeweiligen Marktes ab.59 Damit wird diejenige Größe eines Un-

ternehmens bezeichnet, für die die Durchschnittskosten erstmals ihr Minimum annehmen 

und das Unternehmen eine wettbewerbsrobuste Kostenposition erreicht.60 Die Minimum-

Effizienz-Größe beeinflusst die optimale Größe eines Unternehmens und somit auch das 

Ausmaß an Wettbewerb im Markt. Ist die Minimum-Effizienz-Größe im Vergleich zur Markt-

nachfrage hoch, werden wenige Wettbewerber unter minder starker Rivalität im Markt agie-

ren. In diesem Fall wären die Markteintrittsbarrieren für Unternehmensgründungen also ver-

gleichsweise hoch und die Gefahr von Effizienzverlusten durch natürliche Monopolbildung 

relativ groß.61  

Das Erreichen der Minimum-Effizienz-Größe ist gegenüber etablierten Unternehmen dahin-

gehend erschwert, dass einem Start-up für den Markteintritt i. d. R. nur eine geringere Res-

sourcenausstattung zur Verfügung steht62 (Kapitalbedarfs-Effekt)63. Da Unternehmensgrün-

dungen definitionsgemäß nicht auf eine vorhandene Produktionsinfrastruktur zurückgreifen 

können, entsteht ihnen ein Kostennachteil. Zudem stellen bereits getätigte Investitionen in 

Produktionsanlagen für etablierte Unternehmen sunk costs dar; entsprechend ist es diesen 

möglich, intensiver und aggressiver auf in den Markt eintretende Start-ups zu reagieren.64 

5.2 Verbundvorteile (economies of scope) 

Economies of scope bezeichnen Vorteile, die sich für ein Unternehmen ergeben können, 

wenn es seine Geschäftstätigkeit auf verschiedene Geschäftsfelder diversifiziert.65 Verbund 

bezeichnet dabei eine Diversifikation, die innerhalb eines Unternehmens vorgenommen wird. 

Die Vorteile aus economies of scope liegen in Kostenersparnissen, die aus gemeinsamer 

Nutzung von Produktionseinrichtungen, kombinierten Marketingaktivitäten o. ä. resultieren, 

sowie in einer Aufteilung des unternehmerischen Risikos auf die einzelnen Divisionen des 

Unternehmens. Die Vorteile ergeben sich dabei vollkommen unabhängig von der Höhe der 

Ausbringungsmenge – was die Verbundvorteile von Größenvorteilen unterscheidet.66 Die 

Diversifikation eines Unternehmens kann grundsätzlich über drei Wege realisiert werden: 

Eine Diversifikation in unterschiedliche Branchen, eine internationale Diversifikation sowie 
 

58 Vgl. Porter (1980) sowie Cressy (2002). 
59 Vgl. Geroski et al. (1990) sowie Hallberg (1999). 
60 Vgl. Hariharan und Brush (1999) sowie Brickley et al. (2004). 
61 Vgl. Gilbert et al. (2004). 
62 Vgl. Hariharan und Brush (1999). 
63 Vgl. Geroski et al. (1990), Robinson und McDougall (2001) sowie Cressy (2002). 
64 Vgl. Porter (2008). 
65 Vgl. Teece (1980), Gimeno und Woo (1999) sowie Thompson et al. (2006).  
66 Vgl. Panzar und Willig (1981), Goldstein und Gronberg (1984) sowie Fritsch et al. (2007). 
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durch vertikale Integration. Gründungsunternehmen weisen beim Markteintritt i. d. R. ein 

geringeres Maß an Diversifikation auf und erleiden folglich einen Wettbewerbsnachteil. Dies 

kann dementsprechend mit einer gesamtwirtschaftlich ineffizienten Wettbewerbsintensität 

einhergehen.  

Bei einer Produktdiversifizierung operiert ein Unternehmen in mindestens zwei voneinander 

verschiedenen Geschäftsbereichen.67 Dabei können die betreffenden Branchen entweder 

verbunden oder unverbunden sein. Unverbundene Branchen weisen unterschiedlich struktu-

rierte Wertschöpfungsketten auf, die keine Ansatzpunkte für branchenübergreifende Syner-

gien bieten – verbundene Branchen hingegen besitzen dieses Synergiepotenzial.68 In beiden 

Fällen kann das diversifizierende Unternehmen Risiken auf die unterschiedlichen Geschäfts-

einheiten aufteilen. Die Synergieeffekte, die bei verbundenen Branchen auftreten, resultieren 

beispielsweise daraus, dass die miteinander verbundenen Wertschöpfungsstufen zweier 

unterschiedlicher Branchen zusammengelegt und gemeinsam bereitgestellt werden kön-

nen.69 Überdies kann selbst bei vollkommen unterschiedlichen Branchen durch die gemein-

same Nutzung eines stark positionierten Markennamens ein leichterer Zugang zu neuen 

Märkten bzw. eine bessere Positionierung am Markt von Vorteil sein.70  

Die internationale Diversifizierung bezeichnet eine Ausweitung der Tätigkeit in bestehenden 

Geschäftsfeldern auf zusätzliche Ländermärkte. Resultierende Vorteile sind beispielsweise: 

Wettbewerbsrelevante Ressourcen sowie international erworbene Erfahrungen können zur 

Verbesserung der Technologien und Abläufe in allen Ländermärkten eingesetzt werden. 

Starke Positionen und hohe finanzielle Erlöse können schwache Performances in einem an-

deren Ländermarkt ausgleichen. Dem voran stehen Vorteile, die sich aus der Produktion in 

einer Produktionseinrichtung für mehrere Ländermärkte ergeben. Überdies ist es internatio-

nal diversifizierten Unternehmen möglich, Kosten dadurch einzusparen, dass sie die Produk-

 

67 Vgl. Thompson et al. (2006). 
68 Folglich sprechen Hill und Hoskisson (1987) im Fall verbundener Branchen von synergistic econo-
mies. In der Finanzliteratur werden die Verbundvorteile aus unverbunden Branchen als financial eco-
nomies bezeichnet. Dem liegt zu Grunde, dass das Pooling nicht perfekt korrelierter Finanzprodukte 
(in unverbundenen Branchen) zu einem effizienteren Risikoportfolio führt. Vgl. zur Produktdiversifizie-
rung allgemein sowie zur näheren Differenzierung zwischen verbundenen und unverbundenen Bran-
chen – und den daraus resultierenden Verbundvorteilen – auch Tallman und Li (1996) sowie Hitt et al. 
(1997). 
69 Dies betrifft u. a. die gemeinsame Nutzung von Produktionsanlagen, Lagerhäusern, Vertriebskanä-
len sowie weitestgehend identischen Marketingaktivitäten. Teece (1980) stellt für das Zustandekom-
men von economies of scope die besondere Bedeutung spezialisierter, unteilbarer Inputfaktoren für 
die Produktion von zwei oder mehreren Gütern heraus. Panzar und Willig (1981) betonen ebenfalls 
die Bedeutung der gemeinsamen Nutzung von Inputfaktoren und bezeichnen diese als sharable in-
puts. Gimeno und Woo (1999) betrachten diese Gelegenheit zur Synergiebildung als resource sharing 
opportunity.  
70 Vgl. Porter (2008). 
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tion in das Land verlegen, in dem die Produktionskosten am geringsten bzw. in dem die 

größten Vorteile aus günstiger Lage zu erzielen sind.71 

Eine Ausdehnung der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens innerhalb ein und derselben 

Branche wird als vertikale Integration bezeichnet. Eine solche Ausdehnung kann durch eine 

Erweiterung der Geschäftstätigkeit in Richtung der Lieferanten oder in Richtung der Abneh-

mer erzielt werden. Vertikale Integration kann Kostenersparnisse hervorrufen und überdies 

die Wettbewerbsposition des Unternehmens stärken. Kostenersparnisse werden erzeugt, 

indem benachbarte Wertschöpfungsstufen ohne Unterbrechung bearbeitet werden, mitunter 

sogar unter Nutzung derselben Maschinen und Ressourcen. Da Produkte nicht mehr an 

nachgelagerte Akteure abgegeben werden, werden Transaktionskosten eingespart. Außer-

dem können economies of scale realisiert werden.72 

Start-up-Unternehmen, die bei Gründung i. d. R. noch gar nicht oder nur geringfügig diversi-

fiziert am Markt auftreten, erleiden gegenüber etablierten Unternehmen einen Verbund-

Nachteil. Ist die Marktmacht etablierter Anbieter entsprechend hoch, kann es – gesamtwirt-

schaftlich betrachtet – zu Ineffizienzen wegen mangelndem Wettbewerb kommen. Tenden-

zen zur Monopolbildung wurden von David J. Teece bereits 1980 aufgrund von economies of 

scope konstatiert.  

5.3 Lernkurveneffekte 

Für einige Industrien spielen in der Praxis Lernkurveneffekte eine größere Rolle als die oben 

beschriebenen economies of scale.73 Lernkurveneffekte beschreiben das Phänomen, dass 

die langfristigen Durchschnittskosten eines Unternehmens für die Produktion einer bestimm-

ten Outputmenge pro Periode über die kumulierte Outputmenge (d. h. Outputmenge über die 

Zeit) sinken.74 Diese Kostenreduzierungen lassen sich auf die Erfahrung in der Produktion 

zurückführen, die das Unternehmen mit zunehmender Andauer der Produktionstätigkeit er-

langt. Deakins und Freel (1998, S. 146): “Rarely is this learning process planned; rather it is 

the result of a series of reactions to critical events in which the entrepreneur learns to proc-

ess information, adjust strategy and take decisions.“ Das Absinken der Durchschnittskosten 

 

71 Vgl. Tallman und Li (1996) sowie Hitt et al. (1997).  
72 Vgl. Porter (1980), Panzar und Willig (1981), Goldstein und Gronberg (1984), Hill und Hoskisson 
(1987) sowie Thompson et al. (2006). 
73 Malerba (1992) gibt einen allgemeinen Überblick über die Vielfalt der Arten identifizierbarer Lern-
prozesse in Firmen. Im Bezug auf Unternehmensgründungen konstatieren Shepherd et al. (2000): „A 
chronic problem with a new venture is lack of organization. There is conflict and confusion within a 
new venture in recognizing the tasks that need to be performed and in allocating people to those 
tasks. (…) New ventures need to construct an organizational structure that specifies tasks, allocates 
people to those tasks, and provides avenues of authority.” Vgl. S. 399. 
74 Entsprechend unterscheiden sich Lernkurveneffekte von economies of scale. Bei Letzteren wird 
stets nur die Pro-Periode-Ausbringungsmenge betrachtet, nicht jedoch die Gesamtoutputmenge über 
die Zeit. Vgl. Brickley et al. (2004). 
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im Rahmen des Lernkurveneffektes wird durch die Lernkurve veranschaulicht. Da Grün-

dungsunternehmen definitionsgemäß am Anfang ihrer Lernkurve stehen, weisen sie oftmals 

höhere Kosten der Leistungserstellung auf.75 Infolge der höheren Kosten für Gründungsun-

ternehmen kann dies aufgrund einer zu geringen Anzahl an Markteintritten die Bildung von 

Oligopolen und Monopolen begünstigen. Um ein solch ineffizientes Marktergebnis zu ver-

meiden, kann es sinnvoll sein, wirtschaftspolitisch geeignete Maßnahmen zu ergreifen, Lern-

effekte zu unterstützen.76 Gründungsunternehmen können ihren Nachteil im Hinblick auf 

Lerneffekte jedoch z. T. auch eigenständig durch die Entwicklung von Produkt- oder Pro-

zessinnovationen umgehen; diese eliminieren jegliche Lerneffekte der Branche und definie-

ren eine gänzlich neue Lernkurve.77  

Aus den obigen Ausführungen wird ersichtlich, dass theoretische Argumente dafür sprechen, 

dass Gründungsunternehmen Wettbewerbsnachteile erleiden können – durch Größen-, Ver-

bund- und Lernkurvenvorteile etablierter Unternehmen. Führen Unteilbarkeiten zu einer ge-

samtwirtschaftlich zu geringen Wettbewerbsintensität ist der Markt durch Ineffizienzen ge-

kennzeichnet und versagt aufgrund der monopolistischen Marktstruktur. Die Förderung von 

Unternehmensgründungen kann somit grundsätzlich wohlfahrtserhöhend sein, indem sie den 

Wettbewerb intensiviert. Andererseits verursacht diese Steigerung der Wettbewerbsintensität 

ebenfalls Ineffizienzen, da die oben skizzierten Vorteile durch die Marktteilnehmer nicht mehr 

adäquat ausgenutzt werden.78 Welcher Wohlfahrtseffekt dominierend ist, lässt sich innerhalb 

dieser theoretischen Betrachtung nicht bestimmen und bedarf der Analyse des konkreten 

Einzelfalls.79  

6 Fazit 

Die vorangegangenen Ausführungen auf theoretischer Ebene zeigen, dass die Markt-

versagenstheorie grundsätzlich Argumente für staatliche Eingriffe in das Gründungsgesche-

hen liefert. So sprechen theoretische Überlegungen durchaus dafür, dass vor allem innovati-

ve Unternehmensgründungen Externalitäten generieren können, sowie dass asymmetrische 

Information auf Faktormärkten zu Problemen bei der Beschaffung der für die Gründung er-

 

75 Allerdings weisen Delmar und Shane (2006) darauf hin, dass die Start-up Erfahrung eines Entre-
preneurs innerhalb unterschiedlicher Settings transferierbar ist und die Position des Gründungsunter-
nehmens auf der Lernkurve folglich auch von voraus gegangenen Industrie- und Start-up Erfahrungen 
des Gründungsteams determiniert wird.  
76 Zu diesem Schluss kommen auch Deakins und Freel (1998). 
77 Vgl. Porter (1980) sowie Parker (2005). 
78 Vgl. dazu von Weizsäcker (1980), Perry (1984) sowie Reich (2002). Gilbert et al. (2004) weisen 
darauf hin, dass für die staatliche Unterstützung kleiner, ineffizienter Unternehmen zunehmend mit 
politischen sowie sozialen Gründen argumentiert wird. Wie in der Einleitung bereits angesprochen, ist 
hier eine sorgfältige Unterscheidung zwischen den effizienzbasierten und weiteren Zielsetzungen 
wichtig. 
79 Instrumente der Gründungsförderung zur Bereinigung des Marktversagens „Unteilbarkeiten“ finden 
sich ebenfalls in Brockmann und Staak (2011) in diesem Sammelband. 
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forderlichen Produktionsfaktoren führen kann, bzw. auf Absatzmärkten zu Problemen beim 

Absatz, vor allem von Vertrauensgütern. Des Weiteren können Neugründungen unter 

Nachteilen – basierend auf Größe, Verbund und Erfahrung – gegenüber etablierten Unter-

nehmen leiden, was eine unausgewogene Größenstruktur und eine suboptimale Wettbe-

werbsintensität im betreffenden Markt zur Folge haben kann.  

Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht kann damit die notwendige Bedingung für staatliche Ein-

griffe – die Existenz von Marktversagen – grundsätzlich als gegeben angesehen werden. 

Empirische Befunde, die darauf hindeuten, dass die hier theoretisch konstatierten Marktver-

sagen auch in der Praxis signifikant zum Tragen kommen, sind in Folgeuntersuchungen zu 

analysieren.  
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Gründungsförderung zur Bereinigung von Marktversagen auf Ab-
satzmärkten – ein konzeptioneller Ansatz 

Heiner Brockmann (Beuth Hochschule für Technik Berlin) und  

Thorsten Staak (Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg) 

Kurzzusammenfassung 

Das Gründungsgeschehen ist durch Marktversagen geprägt. Entsprechend ist die gesamt-

wirtschaftliche Gründungsdynamik suboptimal. Fraglich ist, wie eine staatliche Förderung 

von Existenzgründungen ausgestaltet sein sollte, um auf möglichst effiziente Weise eine 

stärkere Gründungsdynamik zu generieren. In diesem Beitrag wird vorgeschlagen, entgegen 

der bisherigen Praxis das Instrumentarium der Förderpolitik stärker darauf auszurichten, 

Marktversagen im Gründungsgeschehen zu bereinigen, anstatt die unerwünschten Sympto-

me von Marktversagen zu kompensieren. Dazu wird untersucht, inwiefern die Absatzmärkte 

von Gründungsunternehmen von Marktversagen gekennzeichnet sind und auf welche Weise 

Förderinstrumente zur Bereinigung von Marktversagen beitragen können. 

1 Einleitung 

Staatliche Förderung von Existenzgründungen wird häufig mit Marktversagen im Grün-

dungsgeschehen begründet.1 Der Auftrag der Gründungsförderung wird entsprechend darin 

gesehen, Gründerprojekten Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um die negativen Folgen 

von Marktversagen auf die Gründungsdynamik zu kompensieren.2 In diesem Beitrag werden 

einige konzeptionelle Überlegungen vorgestellt, auf welche Weise die Gründungsförderung 

am Marktversagen selbst ansetzen kann und inwiefern ausgewählte Instrumente der Grün-

dungsförderung geeignet sind, Marktversagen im Gründungsgeschehen zu bereinigen. Die 

Analyse konzentriert sich dabei auf die Absatzmärkte von jungen Unternehmen.3 Unter Ab-

satzmärkten werden dabei sämtliche Märkte für Güter (Waren und Dienstleistungen) subsu-

miert, auf denen Gründungsunternehmen zum Zweck der Einkommensgenerierung aktiv 

sind. 

2 Die Rolle der Theorie des Marktversagens für die Konzeption staatlicher 
Gründungsförderung 

Zentrales Motiv der Gründungsförderung ist die Annahme, dass das Gründungsgeschehen 

aus dem Marktgeschehen in quantitativer und qualitativer Hinsicht zu gesamtwirtschaftlich 

 

1 So etwa Audretsch (2005), S. 33; Cohen und Winn (2007), S. 29 ff.; Parker (2005), S. 11, 36 f.; 
Reich (2002), S. 1442 ff.; Staak (2011), S. 1 ff.; Stam et al. (2006), S. 6 f. 
2 Audretsch (2005), S. 39. 
3 Zur Gründungsförderung bei Marktversagen auf den Finanzmärkten vgl. Ullrich (2011), S. 47 ff. 
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subotpimalen Ergebnissen führt. Die Annahme eines suboptimalen marktlichen Gründungs-

geschehens wird vor allem damit begründet, dass das Gründungsgeschehen auf verschie-

dene Weise durch Marktversagen geprägt ist.4 Insbesondere aufgrund von Informations-

mängeln, externen Effekten und Unteilbarkeiten würden Gründer beim Marktzutritt behindert 

und junge Unternehmen gegenüber etablierten Unternehmen im Wettbewerb benachteiligt.5 

Entsprechend sei eine staatliche Förderung von Existenzgründungen grundsätzlich legiti-

miert.6 

Zur Begründung staatlicher Eingriffe in das Marktgeschehen wird der Befund, dass die Be-

dingungen auf einem Markt vom Ideal der vollkommenen Märkte abweichen, indes noch 

nicht als ausreichend angesehen. Denn die Marktbedingungen entsprechen auf keinem rea-

len Markt ohne Einschränkungen dem Ideal der mikroökonomischen Modellwelt.7 Als not-

wendige Bedingung für einen staatlichen Eingriff gilt folglich erst ein erhebliches Abweichen 

der Bedingungen auf einzelnen Märkten vom Ideal der vollkommenen Märkte. Als notwendi-

ge und hinreichende Bedingung für einen Staatseingriff wird entsprechend angesehen, dass 

die Nutzen solcher Eingriffe deren Kosten übersteigen.8 

2.1 Gründungsförderung zur Kompensation der Symptome von Marktversagen  

Der primäre Auftrag der Gründungsförderung wird häufig darin gesehen, Gründerprojekten 

Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um die negativen Folgen von Marktversagen auf Ab-

satzmärkten auf die Gründungsdynamik zu kompensieren.9 So formuliert etwa Audretsch 

(2005): „A major goal … is to pursue policies that will compensate for this market failure by 

promoting knowledge-based Entrepreneurship as a vehicle for the employment growth and 

global competitiveness."10  

Haben etwa Gründerprojekte aufgrund von Informationsdefiziten auf ihren Absatzmärkten 

Probleme, Geschäftsbeziehungen mit Abnehmern aufzubauen, werden ihnen staatlicherseits 

 

4 Vgl. Mann und Pöhler (2003), S. 578; Parker (2005), S. 11, 36 f.; Reich (2002), S. 1442 ff.; 
Audretsch (2005), S. 33; Block et al. (2007). Allerdings lässt sich ausgehend von Informationsmängeln 
auch zeigen, dass die Gründungsdynamik zu hoch ist. Vgl. Parker (2005), S. 37 f.; Cressy (1996), 
S. 1253 ff. 
5 Für eine ausführliche Begründung dieser These vgl. Staak (2011), S. 2 ff.; Block et al. (2008) sowie 
die Ausführungen im folgenden Text. Tilleßen (2004), S. 15, spricht von „Gründungsbarrieren“, „wenn 
potenzielle Start-up-Unternehmer Kosten tragen müssen, die Etablierte nicht zu tragen haben und 
dadurch eine gesamtwirtschaftlich ineffiziente Ressourcenallokation hervorgerufen wird.“ 
6 Vgl. Staak (2011), S. 3 f.; Mann und Pöhler (2003), S. 578. Audretsch (2005) begründet staatliches 
Eingreifen im Gründungsgeschehen allein mit externen Effekten und unterscheidet dabei „network 
externalities“, „knowledge externalities“ und „learning externalities“. Vgl. S. 33. Reich (2002), S. 1442 
f., führt neben positiven externen Effekten vor allem wettbewerbspolitische Gründe an. 
7 Vgl. Auerswald (2007), S. 18; Fritsch et al. (2007), S. 67 f.  
8 Vgl. Fritsch et al. (2007), S. 83 ff.; Nowak (1991), S. 7, 14, 63, 131, 178; Staak (2011), S. 3 f. 
9 Vgl. Audretsch (2005), S. 39; Stam et al. (2006), S. 7. 
10 Vgl. Audretsch (2005), S. 39. 
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finanzielle Mittel bereitgestellt, um sie für entsprechende Nachteile zu kompensieren. Grün-

dungsförderung in Form einer zweckungebundenen Bereitstellung finanzieller Mittel soll mit-

hin ausgewählten Gründerprojekten ein hinreichend langes Überleben ermöglichen, um ei-

nen Entwicklungsstand zu erreichen, bei dem gründungsbedingte Informationsprobleme kei-

ne erhebliche Bedeutung mehr haben. 

Bei einer solchen, auf Kompensation ausgerichteten Förderpolitik dient die Theorie des 

Marktversagens im Wesentlichen dazu, das staatliche Eingreifen im Gründungsgeschehen 

grundsätzlich zu rechtfertigen. Für die Ausgestaltung des Instrumentariums der Förderpolitik 

spielt die Theorie des Marktversagens dagegen allenfalls indirekt eine Rolle. Für die Konzep-

tion und Dosierung bestimmter Förderinstrumente ist vielmehr in der Regel die Identifikation 

von Gründungshemmnissen ausschlaggebend. Ob solche Gründungshemmnisse durch 

Marktversagen bedingt sind, bleibt dabei jedoch oftmals offen.11 

2.2 Gründungsförderung zur Bereinigung von Marktversagen 

In diesem Beitrag wird vorgeschlagen, die Förderpolitik in stärkerem Maße darauf auszurich-

ten, Marktversagen im Gründungsgeschehen zu bereinigen, d. h. Marktversagen zu beseiti-

gen oder zumindest zu reduzieren. Bestehen also zum Beispiel Informationsmängel zwi-

schen Gründern und Abnehmern, ist zunächst genauer zu analysieren, welcher Art diese 

Informationsdefizite sind. Sodann ist zu prüfen, welche Instrumente der Förderpolitik geeig-

net sind, diese Informationsdefizite zu beseitigen. Grundsätzlich kann dies erstens dadurch 

geschehen, dass die Förderpolitik Gründerprojekten Ressourcen für bestimmte Zwecke zur 

Verfügung stellt, z. B. Fördermittel für die Finanzierung eines Messeauftritts, der es dem 

Gründer ermöglicht, das eigene Gründungsunternehmen und das eigene Produkt potenziel-

len Abnehmern bekannt zu machen. Zweitens kann die Förderpolitik Institutionen – wie z. B. 

Businessplan-Wettbewerbe – schaffen, die Gründerprojekten ermöglichen, Reputation auf-

zubauen.  

Der hier skizzierte Ansatz der Förderpolitik zur Bereinigung von Marktversagen geht davon 

aus, dass Marktversagen häufig kein unüberwindbares Hindernis darstellt, sondern vielmehr 

unter Einsatz von Ressourcen durchaus überwunden werden kann. Für die instrumentelle 

Ausgestaltung der Gründungsförderung ist die Kosten-Nutzen-Relation entscheidend: Zu 

ermitteln ist zum einen, in welchem Maße Förderinstrumente zu einer Verringerung der 

durch Marktversagen verursachten Beeinträchtigungen des Gründungsgeschehens beitra-

gen können, und zum anderen, mit welchen Kosten der damit verbundene Ressourcenein-

satz einhergeht. 

 

11 Vgl. Kohn (2011), S. 109 f. 
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3 Instrumente der Förderpolitik – ein Überblick 

Existenzgründungen werden in Deutschland auf vielfältige Art und Weise gefördert. Träger 

der Förderpolitik sind staatliche Institutionen auf den verschiedenen föderalen Ebenen und 

Wirtschaftsorganisationen und Unternehmen mit einem öffentlichen Auftrag. Zu den staatli-

chen Institutionen zählen etwa das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

(Bund), die Investitionsbanken der Länder, die KfW Bankengruppe (Bund und Länder), die 

Beratungsstellen der Kommunen sowie die Europäische Kommission. Zu den Wirtschaftsor-

ganisationen und Unternehmen sind etwa die IHK-Organisation und die Sparkassen zu zäh-

len. 

Für die nachfolgende Analyse werden folgende Kategorien von Förderinstrumenten unter-

schieden: 

 Finanzierung:  

Im Rahmen verschiedener Programme von Bund und Ländern werden einzelnen Grün-

dungsprojekten finanzielle Ressourcen zur Verfügung gestellt. Dies geschieht in Form 

von Eigenkapital (Beteiligungen), Fremdkapital (Darlehen) oder Zuschüssen.12 Die Mit-

telvergabe erfolgt dabei zweckungebunden (z. B. KfW-StartGeld13) oder zweckgebunden 

(z. B. Subventionierung von Messeauftritten oder Beratungsdienstleistungen). Zudem 

fördert der Staat die Finanzierung von Gründungsprojekten, etwa indem er Bürgschaften 

und Garantien gewährt.  

 Qualifizierung:  

Ein weiterer Schwerpunkt der Gründungsförderung setzt bei den Gründerinnen und 

Gründern an. Sie können aus einem vielfältigen Fortbildungsangebot auswählen, um et-

wa kaufmännische Kenntnisse oder soziale Kompetenzen (Rhetorik, Präsentation, etc.) 

zu erwerben bzw. zu erweitern. Zudem haben Gründer verschiedene Möglichkeiten, sich 

bezüglich ihres Gründungsvorhabens (Geschäftsidee, Rechtsform, Finanzierung, etc.) 

beraten oder coachen zu lassen.  

 Informationsbereitstellung:  

Verschiedene Träger der Gründungsförderung bieten Informationen für Gründungsinte-

ressierte und Gründer über alternative Gründungsformen (Einpersonen-Unternehmung, 

Übernahme, Gründung aus der Arbeitslosigkeit, Franchising, etc.), Anmeldeformalitäten, 

Inhalte und Struktur von Businessplänen, Fördermöglichkeiten (Finanzierung, Qualifizie-

rung, etc.), persönliche Erfolgsfaktoren, etc. an.14 Außerdem wird mittels Internetportalen 

die Suche nach Gründungsobjekten oder Geschäftspartnern unterstützt.15 

 

12 Einen guten Überblick geben Tilleßen (2004), S. 4 ff.; Nowak (1991), S. 68 ff. 
13 Vgl. http://www.kfw.de/kfw/de/Inlandsfoerderung/Programmuebersicht/KfW-StartGeld/index.jsp 
(Stand: Februar 2011). 
14 Beispielhaft erwähnt seien das virtuelle Gründerzentrum der KfW: http://www.kfw.de/kfw/de/Inlands-
foerderung/Weitere_Angebote/Gruenderzentrum/index.jsp (Stand: Februar 2011), das Internetportal 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie: http://www.existenzgruender.de/ (Stand: 
September 2010) und das Informationsangebot der IHK Berlin. 

http://www.kfw.de/kfw/de/Inlandsfoerderung/Programmuebersicht/KfW-StartGeld/index.jsp
http://www.kfw.de/kfw/de/Inlandsfoerderung/Weitere_Angebote/Gruenderzentrum/index.jsp
http://www.kfw.de/kfw/de/Inlandsfoerderung/Weitere_Angebote/Gruenderzentrum/index.jsp
http://www.existenzgruender.de/
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 Infrastruktur:  

Ein weiteres Angebot für bestimmte, insbesondere technologieorientierte Gründerprojek-

te besteht in der Bereitstellung von Infrastruktur, wie Räumen, Telekommunikation oder 

Zugang zu Laboren. Der Zugriff ist dabei entweder kostenfrei – wie z. B. bei einigen 

Hochschulinkubatoren – oder zu subventionierten Preisen möglich – wie z. B. bei Tech-

nologie- und Gründerzentren.  

 Netzwerkbildung:  

Ein weiteres Instrument der Gründungsförderung sind Veranstaltungen wie Messen, 

Kongresse, Foren, Stammtische, Businessplanwettbewerbe, etc., auf denen Existenz-

gründer und Gründungsinteressierte direkt oder indirekt mit Beratern, Kapitalgebern oder 

Kunden zusammentreffen.16  

 Gesetzliche Rahmenbedingungen:   

Gesetzliche Regelungen und Vorschriften verursachen häufig Kosten, die kleine Unter-

nehmen relativ stark belasten. Insbesondere bürokratische Regeln bezüglich der forma-

len Unternehmensgründung können die Realisierung von Gründungsvorhaben be- oder 

gar verhindern.17 Entsprechend wird es als Aufgabe der Gründungsförderpolitik verstan-

den, unnötige Vorschriften abzuschaffen oder zumindest die Komplexität von Vorschrif-

ten zu vereinfachen – ggf. durch Sonderregelungen für junge bzw. kleine Unterneh-

men.18 Beispielhaft sei hier das Kleinunternehmerförderungsgesetz erwähnt, das u. a. 

eine Befreiung kleiner Unternehmen von der Pflicht zur doppelten Buchführung und ver-

einfachte Bilanzierungsregeln für kleine Unternehmen enthält. 

Im Folgenden werden aus den genannten Kategorien einzelne Instrumente der Gründungs-

förderung exemplarisch herausgegriffen, um die spezifischen Wirkungsweisen aufzuzeigen, 

durch welche die betrachteten Instrumente zur Bereinigung von Marktversagen auf Absatz-

märkten beitragen können. Dabei wird zunächst auf Informationsmängel, dann auf externe 

Effekte und schließlich auf Unteilbarkeiten eingegangen. 

4 Gründungsförderung bei Informationsmängeln  

4.1 Informationsmängel auf Absatzmärkten 

Anders als im idealtypischen Modell der vollständigen Konkurrenz besteht auf realen (Ab-

satz-)Märkten keine vollkommene Transparenz. Die Regel sind vielmehr Informationsunvoll-

kommenheiten, die bei den Marktteilnehmern auf der Angebots- und Nachfrageseite in un-

 

http://www.berlin.ihk24.de/produktmarken/starthilfe/Existenzgruendung/index.jsp (Stand: September 
2010). 
15 Beispielhaft sei hier die Nachfolgebörse nexxt erwähnt: www.nexxt.org (Stand: September 2010). 
16 Einen guten Überblick gibt Schefczyk (2009), S. 29 ff. Kongresse und Foren sind vordergründig 
zwar Informationsveranstaltungen zu bestimmten Themen, dienen jedoch in der Regel – zumindest 
zusätzlich – auch der Kontaktanbahnung und -pflege. 
17 Vgl. Brockmann (2011), S. 117 ff. 
18 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2010), S. 7. 

http://www.berlin.ihk24.de/produktmarken/starthilfe/Existenzgruendung/index.jsp
http://www.nexxt.org/
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terschiedlichem Maße ausgeprägt sind. So bestehen Informationsdefizite aufseiten der 

Nachfrager insbesondere bei Erfahrungs- und Vertrauensgütern, deren Nutzen stiftende Ei-

genschaften vor dem Kauf durch den Nachfrager nicht – oder nur zu unverhältnismäßig ho-

hen Kosten – feststellbar sind. Sie werden demnach erst durch den Konsum des Gutes er-

langt (Erfahrungsgüter) oder gar nicht (Vertrauensgüter).19 Auch bei neuartigen, innovativen 

Produkten können erhebliche Informationsdefizite bestehen. Sind Informationsdefizite aufsei-

ten der potenziellen Nachfrager zu stark ausgeprägt, werden sich diese gegen den Kauf sol-

cher Güter entscheiden, obwohl die Gütereigenschaften ihren Bedürfnissen entsprechen und 

sie bei vollkommener Transparenz das Gut erwerben würden.20  

Entsprechend sind Anbieter und Nachfrager daran interessiert, Informationsunvollkommen-

heiten abzubauen. So können Anbieter ihre Produkte potenziellen Kunden auf Messen prä-

sentieren oder auf andere Weise die Erprobung von Geräten ermöglichen. Auch können 

Produkteigenschaften durch externe Prüfer getestet und bestätigt werden (wie etwa im 

Rahmen einer TÜV-Untersuchung). Derartige Maßnahmen zur Reduzierung von Informati-

onsunvollkommenheiten verursachen jedoch Kosten.  

Anbieter, die bereits über eine gewisse Reputation verfügen, können Kosten für solche Maß-

nahmen möglicherweise vermeiden. So sind Nachfrager eher geneigt, trotz bestehender 

Informationsdefizite ein neues Gut eines Anbieters zu erwerben, wenn dieser Anbieter be-

reits andere Güter entwickelt hat, die den eigenen Präferenzen entsprechen. Zumindest dürf-

te bei einem im Markt etablierten Unternehmen die Wahrscheinlichkeit relativ gering sein, 

dass die beschriebenen technischen Daten oder Funktionalitäten nicht den Tatsachen ent-

sprechen. Auch ist die Glaubwürdigkeit etwaiger Garantien im Fall etablierter, großer Unter-

nehmen relativ hoch. 

Für neu gegründete Unternehmen bedeuten Informationsmängel bzw. die damit verbunde-

nen Kosten eine Erhöhung der Marktzutrittsschranken. Dabei haben neu gegründete Unter-

nehmen in der Regel gegenüber ihren etablierten Konkurrenten einen Wettbewerbsnachteil: 

Sie verfügen nicht über eine Reputation.21 Im Ergebnis können Informationsmängel auf 

Märkten be- oder verhindern, dass Unternehmen gegründet werden bzw. sich erfolgreich am 

Markt behaupten. 

 

19 Vgl. Fritsch et al. (2007), S. 288; Block et al. (2007), S. 9. 
20 Vgl. Akerlof (1970). 
21 Vgl. Schmalensee (1982), S. 349. Verschiedene empirische Studien zeigen, dass der Zugang zu 
Absatzmärkten durchaus ein Problem vieler Gründungsprojekte ist. Vgl. Block et al. (2008), S. 12 un-
ter Hinweis auf Kay et al. (2007), Klandt und Daniels (2001) und Mellewigt et al. (2006). Allerdings 
erlauben diese Studien nur bedingt Rückschlüsse auf die Frage, ob diese Hemmnisse auf ein Markt-
versagen zurückzuführen oder in der Qualität der Gründungsprojekte begründet sind. 
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4.2 Wirkungen ausgewählter Instrumente der Gründungsförderung  

Eine Förderpolitik, die auf die Kompensation der Symptome von Marktversagen zielt, kann 

durch die Bereitstellung staatlicher Ressourcen Gründungsprojekten einen Nachteilsaus-

gleich gegenüber etablierten Unternehmen verschaffen, die bereits über Reputation am 

Markt verfügen.  

Eine Förderpolitik, die auf die Bereinigung des Marktversagens „Informationsmängel“ auf 

Absatzmärkten zielt, kann im Wesentlichen an zwei Punkten ansetzen, nämlich am Informa-

tionsangebot über das jeweilige Produkt oder an der Reputation des Gründungsunterneh-

mens. Folgende Instrumente kommen hier beispielsweise in Betracht: 

Finanzierung 

Subventionen für Qualitätssiegel (z. B. TÜV) 

Die Bescheinigung von Produkteigenschaften durch unabhängige Prüfer – wie etwa Quali-

tätssiegel durch den TÜV – schafft ein verlässliches Signal bezüglich der Qualität des Gutes 

und reduziert auf diese Weise den Kostenaufwand für die Informationsbeschaffung aufseiten 

potenzieller Nachfrager. So gilt beispielsweise am Markt für Medizintechnik die Krankenkas-

senzulassung als ein wichtiges vertrauensschaffendes Signal für den Verbraucher. Auch 

durch ein CE-Zeichen kann dem Kunden Qualität, Sicherheit und Funktionstüchtigkeit der 

Produkte signalisiert werden.22  

Subventionierung von Produktpräsentationen auf Messen und anderen Matching-Veran-

staltungen 

Die Teilnahme an Fachmessen kann sinnvoll sein, um potenzielle Kunden überhaupt auf das 

(neue) Unternehmen und seine (neuen) Produkte aufmerksam zu machen (Matching-Effekt). 

Darüber hinaus kann die (kontinuierliche) Präsenz auf Messen erforderlich sein, um Reputa-

tion gegenüber potenziellen Kunden aufbauen zu können (Reputationseffekt).  

Neben diesen beiden konkreten Instrumenten können auch mit anderen Förderinstrumenten 

reputationsfördernde Wirkungen verbunden sein: Im Zusammenhang mit dem Antrag auf 

öffentliche Förderung hat sich ein Gründer bereits einer Prüfung seiner Geschäftsidee und 

seines Geschäftsmodells unterzogen und diese Prüfung erfolgreich absolviert. Auch wenn 

die Vergabekriterien für Förderkredite in der Regel nicht mit den Beurteilungskriterien der 

Marktakteure identisch sein dürften, könnte eine erfolgreiche Beantragung von Förderkredi-

 

22 Der Staat sollte sich dabei auf die Subvention eines oder nur weniger Zeichen beschränken, um 
eine eindeutige Signalwirkung zu erzielen und somit die Informationskosten für den Verbraucher ge-
ring zu halten. So hat etwa die Europäische Kommission für den Bereich der Medizinprodukte festge-
legt, dass ein Medizinprodukt nur dann mit zusätzlichen Zeichen versehen sein darf, wenn diese eine 
andere Funktion als die CE-Kennzeichnung erfüllen (Europäische Kommission (2000): Leitfaden für 
die Umsetzung der nach dem neuen Konzept und dem Gesamtkonzept verfassten Richtlinien). 
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ten potenzielle Kunden des Unternehmens von dessen Leistungsfähigkeit überzeugen und 

möglicherweise den Ausschlag geben, Geschäftsbeziehungen mit dem Unternehmen aufzu-

nehmen.23 

Qualifizierung 

Informationsmängel können damit verbunden sein, dass Gründer nicht in der Lage sind, po-

tenziellen Kunden die Vorteile ihres Produktes zu vermitteln. Insbesondere wenn Informati-

onsdefizite hinsichtlich des (ggf. innovativen) Produktes bestehen, kommt der Person des 

Gründers eine wichtige Bedeutung zu. So fällt es manchem Ingenieur möglicherweise nicht 

leicht, Fragen potenzieller Kunden, die über die technischen Eigenschaften des Produktes 

hinausgehen, angemessen zu beantworten. Hier können Beratungs- und Qualifizierungs-

maßnahmen Gründern helfen, Defizite zu erkennen und diese zu beseitigen. Darauf zielen 

etwa Qualifizierungsangebote der Hochschulen oder der Businessplanwettbewerbe, die 

gründungsrelevante kaufmännische Kenntnisse vermitteln oder soziale Kompetenzen trainie-

ren, ab.24 

Infrastruktur 

Auch Technologie- und Gründerzentren (TGZ) können dazu beitragen, die Reputation von 

Gründungsunternehmen zu erhöhen. Denn Unternehmen, die in solchen Zentren angesiedelt 

sind, haben die Qualität ihrer Geschäftsidee bereits im Zusammenhang mit der Aufnahme in 

ein TGZ erfolgreich unter Beweis gestellt und sind deshalb möglicherweise für potenzielle 

Kunden interessanter. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn solche Kunden be-

reits positive Erfahrungen mit anderen Unternehmen des TGZ gemacht haben. 

Auch die Aufnahme in einen Hochschulinkubator verschafft Gründern nicht nur Ressourcen, 

sondern ist zudem mit einem Signal verbunden, das Interesse und Vertrauen bei potenziel-

len Abnehmern wecken kann.  

Netzwerkbildung 

Im Rahmen von Gründerwettbewerben haben Gründer die Möglichkeit, potenzielle Kunden, 

 

23 Denkbar ist indes auch der gegenteilige Fall: Die Tatsache, dass ein neu gegründetes Unternehmen 
sich nicht aus eigener Kraft am Markt behaupten kann, sondern auf öffentliche Subventionen ange-
wiesen ist, kann auch als negatives Signal für die Leistungsfähigkeit des Unternehmens gewertet 
werden. Dies ist letztlich eine empirische Frage, die a priori theoretisch nicht eindeutig beantwortet 
werden kann. 
24 Beispielsweise wird in dem Gründerworkshop „Pitch, Presse und Präsentation“ am Interaktionszent-
rum Entrepreneurship (Universität Magdeburg) trainiert, wie Gründer ihr Angebot „auf den Punkt brin-
gen“, Schlüsselpersonen für das eigene Thema zu interessieren und zu überzeugen sowie Kernbot-
schaften in journalistische Textformate zu übertragen, um auch eine breite Öffentlichkeit auf das eige-
ne Leistungsangebot aufmerksam zu machen. Vgl. http://www.impuls-netzwerk.de/node/340 (Stand: 
September 2010). Qualifizierungsmaßnahmen können zudem helfen, eine überhöhte Gründungsdy-
namik aufgrund einer Selbstüberschätzung der Gründer zu vermeiden. Vgl. Parker (2005), S. 38. 

http://www.impuls-netzwerk.de/node/340
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Geschäftspartner und Investoren auf sich aufmerksam zu machen. So erfolgt etwa die Prä-

mierung der Gewinner im Rahmen des Businessplan-Wettbewerbs (BPW) der Investitions-

bank Berlin/Brandenburg im Rahmen einer großen Abschlussveranstaltung, an der auch 

Vertreter der Institutionen teilnehmen, die den BPW als Partner oder Träger unterstützen  

– darunter Unternehmen, Kreditinstitute und Venture Capital Fonds. Zudem wird über die 

Abschlussveranstaltungen i. d. R. in den regionalen Medien berichtet, was die Bekanntheit 

der prämierten Gründungsprojekte zusätzlich erhöht und somit neue Geschäftsbeziehungen 

fördert.  

Auch Hochschulinkubatoren und Technologie- und Gründerzentren bieten Gründern in der 

Regel neben einem Netzwerk von Kapitalgebern und spezialisierten Dienstleistern Möglich-

keiten, Kundenbeziehungen aufzubauen: Potenzielle Kunden sind andere Gründungsunter-

nehmen, die Mitglieder in der jeweiligen Institution sind, sowie deren Kunden. 

Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Gesetzliche Regelungen im Rahmen des Verbraucherschutzes können dienlich sein, Infor-

mationsdefizite der Kunden zu kompensieren und so den Absatz bei Gründungsunterneh-

men zu fördern. Können Kunden beispielsweise den Nutzen, die Qualität oder Haltbarkeit 

eines Produktes noch nicht adäquat einschätzen, weil das anbietende Gründungsunterneh-

men noch nicht über eine ausreichende Reputation am Markt verfügt, dann können Rege-

lungen wie das (zeitlich befristete) Rückgaberecht eines Gutes oder Gewährleistungsgaran-

tien dazu beitragen, das Kaufrisiko des Kunden zu minimieren und so den Absatz von Grün-

dungsunternehmen zu stimulieren.25 

5 Gründungsförderung bei externen Effekten 

5.1 Externe Effekte auf Absatzmärkten 

Anders als auf vollkommenen Märkten sind auf vielen Märkten – insbesondere für neuartige, 

innovative Güter – die Nutzen, die die angebotenen Güter generieren, nicht vollständig in 

den Preisen internalisiert.26 Dies ist der Fall, wenn Konsumenten oder andere Produzenten – 

Konkurrenten oder auch Anbieter auf anderen Märkten – von neuen Produkten oder Produk-

tionsverfahren eines neu gegründeten Unternehmens profitieren, ohne dafür ein Entgelt zu 

bezahlen.27 So können etwa Lösungsansätze, die der Konzeption eines neuartigenen Pro-

 

25 Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die Verbraucher ihr Rückgaberecht durchsetzen können 
und das Gründungsunternehmen zum Rückgabezeitpunkt den Markt nicht schon wieder verlassen hat 
– bzw. die Verbraucher in diesem Fall ihr Recht anderweitig geltend machen können. 
26 Im Folgenden werden nur technologische Externalitäten betrachtet, da pekuniäre Externalitäten kein 
Marktversagen darstellen, sondern unter Effizienzgesichtspunkten erwünscht sind. Vgl. Block et al. 
(2007), S. 4. 
27 Vgl. Arrow (1962); Auerswald (2007), S. 21 f.; Mann und Pöhler (2003), S. 578; Tilleßen (2004), 
S. 18 f. 
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duktes zu Grunde liegen, für eigene Zwecke übernommen und implementiert werden, ohne 

dass dazu das neue Gut erworben werden muss. Auch gibt eine Unternehmensgründung mit 

einem neuen Produkt Hinweise auf Bedürfnisse von Konsumenten und somit auf noch uner-

schlossene Absatzmärkte. In den entsprechenden Bereichen des Gründungsgeschehens, in 

denen solche positiven externen Effekte auftreten – wie insbesondere bei innovativen Grün-

dungen – kann das Marktversagen zu einer suboptimalen Gründungsdynamik führen, wenn 

Gründer von einer Gründung ganz absehen, weil ihre Renditeerwartungen angesichts der 

mangelnden Internalisierungsmöglichkeiten zu gering sind, oder wenn sie nur eine relativ 

geringe Menge des Gutes am Markt anbieten oder wenn sie sich aufgrund der mangelnden 

Internalisierungsmöglichkeiten nicht am Markt behaupten können.28 Die Existenz von Wis-

sensexternalitäten gilt entsprechend als eine der zentralen Begründungen für die staatliche 

Förderung von wissensintensiven und innovativen Existenzgründungen.29 

Ursächlich für die mangelnde Internalisierung sind fehlende Eigentumsrechte (property 

rights),30 die einen Ausschluss von Nutzern ermöglichen, die nicht bereit sind, ein Entgelt zu 

bezahlen.31 Neu gegründete Unternehmen haben insbesondere bezüglich der Durchsetzung 

von Eigentumsrechten gegenüber größeren, etablierten Unternehmen einen Wettbewerbs-

nachteil, denn ihnen fehlen in der Regel personelle Kapazitäten (z. B. eine Rechtsabteilung 

mit Patentanwälten) oder finanzielle Ressourcen, um entsprechendes Knowhow extern ein-

zukaufen.32 Rechtsstreitigkeiten können sich zudem z. T. über längere Zeiträume hinziehen, 

was eine entsprechende Grundausstattung an Ressourcen voraussetzt, über die neu ge-

gründete Unternehmen häufig nicht verfügen.33 Schließlich verfügen Gründer in der Start-

phase meist nicht über ausreichend Marktmacht, um Nachahmer von sich aus glaubhaft ab-

schrecken zu können. 

Insbesondere in der Entwicklungsphase kann es für innovative Gründungsunternehmen ent-

scheidend sein, externen Sachverstand bezüglich der technischen oder wirtschaftlichen As-

pekte des Gründungsprojektes einzubeziehen. Die Problematik des mangelnden Schutzes 

von Eigentumsrechten kann dazu führen, dass eine solche Einbeziehung unterbleibt und das 

 

28 Vgl. Dahlmann (1979); Mann und Pöhler (2003), S. 578; Staak (2011), S. 5 ff.; Stam et al. (2006), 
S. 7.  
29 Audretsch (2005), S. 33; Auerswald (2007), S. 21 f. Parker (2005) bezeichnet die empirische Fun-
dierung der Existenz positiver externer Effekte allerdings als unbefriedigend. Vgl. S. 37, 40. Audretsch 
(2005) weist darauf hin, dass insbesondere bei wissensintensiven Gründungen positive externe Effek-
te in Form von Wissensexternalitäten („knowledge externalities“) selbst dann entstehen, wenn ein 
Gründungsunternehmen bereits nach kurzer Zeit wieder die Geschäftstätigkeit aufgibt. Vgl. S. 33. 
30 Im Wesentlichen geht es dabei um die Verfügungsrechte. Vgl. Fritsch et al. (2007), S. 8 ff. 
31 Vgl. Arrow (1962); Auerswald (2007), S. 21 f.; Dahlmann (1979); Block et al. (2007), S. 4.  
32 Vgl. Auerswald (2007), S. 20 f.; Lanjouw und Lerner (1998), S. 17. 
33 So kommen Hariharan und Brush (1999), S. 362, in ihrer Untersuchung zu Wettbewerbsvorteilen zu 
dem Ergebnis, dass der Hauptunterschied zwischen etablierten Firmen und Gründungsunternehmen 
im Umfang und der Vielfalt der Ressouren begründet ist, die etablierten Firmen zur Verfügung stehen. 
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Gründungsprojekt deswegen gar nicht, in einer minderen Qualität oder zeitlich nur erheblich 

verzögert realisiert werden kann. 

5.2 Wirkungen ausgewählter Instrumente der Gründungsförderung 

Eine Förderpolitik, die auf die Kompensation der Symptome von Marktversagen zielt, kann 

durch die Bereitstellung von staatlichen Ressourcen die – aufgrund der mangelnden Interna-

lisierungsmöglichkeit zu geringe – Rendite des Gründungsprojektes erhöhen, um somit eine 

größere Zahl von Gründern zu motivieren, ihr Gründungsprojekt zu realisieren. 

Eine Förderpolitik, die auf die Bereinigung des Marktversagens „externe Effekte“ auf Ab-

satzmärkten zielt, kann im Wesentlichen daran ansetzen, Unternehmensgründer dabei zu 

unterstützen, Eigentumsrechte zu definieren, sie zu erwerben und diese effektiv am Markt 

durchzusetzen. Für eine derartige Gründungsförderung kommen beispielsweise folgende 

Instrumente in Betracht: 

Finanzierung 

Subventionierung im Zusammenhang mit dem Erwerb von Eigentumsrechten 

Subventioniert werden könnten etwa Kosten für Patent- und Schutzrechtsberatungen, 

Schutzrechtsrecherchen oder Patentanmeldungen. Alternativ könnten – zumindest einfa-

che – Beratungsdienstleistungen für Gründer kostenlos oder zu subventionierten Preisen 

durch staatliche Stellen angeboten werden (etwa durch Mitarbeiter der universitären Patent-

verwertungsinstitutionen für Spin-offs aus Hochschulen oder im Rahmen von Hochschulin-

kubatoren). 

Subventionierung der Durchsetzung von Eigentumsrechten 

Die Durchsetzung von Eigentumsrechten ist insbesondere im Zusammenhang mit innovati-

ven Gütern oftmals kostenintensiv. Entsprechend bestehen insbesondere diesbezüglich 

Nachteile junger / kleiner Unternehmen gegenüber etablierten / großen Unternehmen, die 

über firmeninternes Knowhow verfügen (Rechtsabteilungen, etc.) oder über hinreichend 

Ressourcen, sich entsprechendes Knowhow hinzuzukaufen.34 Diese Nachteile von Grün-

dungsunternehmen könnten etwa durch eine staatliche Subventionierung von Anwaltskosten 

zur Durchsetzung von Forderungen im Zusammenhang mit Patenten, Gebrauchsmustern, 

Urheberrechten, etc. bereinigt werden.35 

 

34 Vgl. Blind et al. (2009), S. 1, 6, 9, 33. 
35 Stam et al. (2006) identifizieren „providing R&D and intellectual property protection“ als einen von 
vier elementaren Bereichen der staatlichen Förderpolitik in den USA. Vgl. S. 8. 
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Infrastruktur 

Inkubatoren oder Technologie- und Gründerzentren schaffen nicht nur die Möglichkeit, dass 

sich die Gründungsprojekte inhaltlich ergänzen,36 sie schaffen auch einen gewissen Schutz, 

der in der Verpflichtung für Gründer sowie Mitglieder des angeschlossenen Netzwerkes be-

steht, Informationen vertraulich zu behandeln. So verlangen etwa Businessplanwettbewerbe 

und Hochschulinkubatoren von den Gutachtern der Businesspläne sich zu verpflichten, die 

Informationen vertraulich zu behandeln. Zwar stoßen auch solche Verpflichtungen schnell an 

die Grenzen der rechtlichen Durchsetzbarkeit. Gleichwohl schaffen sie einen gewissen 

Schutz, vor allem dann, wenn eine Zuwiderhandlung den Ausschluss aus der „Community“ 

zur Folge hat.  

Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Juristische Auseinandersetzungen um Eigentumsrechte – gerade wenn diese komplexer 

Natur sind – können mitunter mehrere Jahre in Anspruch nehmen, bis mit einem rechtskräf-

tigen Urteil zu rechnen ist. Das Kriterium der Zeit spielt für ein Gründungsunternehmen in der 

rechtlichen Auseinandersetzung eine ganz entscheidende Rolle. Geht man davon aus, dass 

Gründungsunternehmen i. d. R. auf eine geringere Ressourcen-Ausstattung zurückgreifen 

können als dies bei etablierten Unternehmen der Fall ist, besteht für ein etabliertes Unter-

nehmen der Anreiz, das konkurrierende Start-up „aushungern“ zu lassen, d. h. den Rechts-

streit soweit in die Länge zu ziehen, bis das Gründungsunternehmen mangels verfügbarer 

Ressourcen gezwungen ist, aus dem Markt zu scheiden – ungeachtet der Tatsache, dass es 

den Rechtsstreit möglicherweise gewonnen hätte, und damit den Streit um Ressourcen. Eine 

juristische Auseinandersetzung um Eigentumsrechte ist freilich nur dann sinnvoll, wenn das 

klagende Gründungsunternehmen auch die Chance besitzt, noch von der richterlichen Ent-

scheidung zu profitieren. In diesem Sinn nützt eine schnellere und effektivere juristische 

Durchsetzung von Eigentumsrechten vor allem Gründungsunternehmen mit einer zunächst 

sehr geringen Kapitalausstattung. 

6 Gründungsförderung bei Unteilbarkeiten 

6.1 Unteilbarkeiten auf Absatzmärkten 

Neben externen Effekten und asymmetrischen Informationen besteht nach der Wohlfahrts-

theorie ein weiterer Marktversagensgrund in Unteilbarkeiten bzw. natürlichen Monopolen. 

Bestehen für ein etabliertes Unternehmen Größenvorteile, so stellen diese eine Markt-

eintrittsbarriere für neu in den Markt eintretende Unternehmen dar.37 Dies kann zu einer 

 

36 Sie verursachen somit ihrerseits positive externe Effekte in Form von Wissensspillover. Vgl. Potter 
und Miranda (2009), S. 30. 
37 Vgl. Porter (1980), S. 7 ff.; Porter (2008), S. 81 ff.; Staak (2011), S. 13 ff. 
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spürbaren und im Zeitablauf zunehmenden Verringerung der Wettbewerbsintensität auf dem 

betroffenen Markt führen.38 Entsprechend kann die Förderung von Unternehmensgründun-

gen zur Steigerung der Wettbewerbsintensität beitragen und dadurch wohlfahrtserhöhend 

sein.39 Dies setzt allerdings voraus, dass der positive Wohlfahrtseffekt durch die Intensivie-

rung des Wettbewerbs nicht von den Wohlfahrtseinbußen überkompensiert wird, die entste-

hen, weil Größenvorteile im Markt dann nicht mehr vollständig ausgenutzt werden können.40 

Unteilbarkeiten kommen dann zum Tragen, wenn eine Subadditivität der Produktionskosten-

funktion vorliegt, d. h. die Produktionskosten für ein Gut geringer sind, wenn die auf dem 

Markt nachgefragte Menge in einem einzigen oder wenigen Unternehmen anstatt in vielen 

Unternehmen produziert wird. Subadditivität der Kosten entsteht, wenn die Durchschnittskos-

ten der Produktion mit zunehmender Produktionsmenge sinken.41 Dies geschieht, wenn ein 

Unternehmen entweder Größenvorteile (economies of scale)42 oder Verbundvorteile (eco-

nomies of scope)43 realisieren kann. Aus Sicht eines Gründungsunternehmens stellen diese 

Effekte gegenüber etablierten Unternehmen Wettbewerbsnachteile dar, da es in der Regel 

zum Markteintritt mit einer relativ geringen Losgröße produziert.44 

Die öffentliche Gründungsförderung ist hier als ein Bestandteil der Wettbewerbspolitik zu 

betrachten. Schließlich geht es beim Ausgleich subadditiver Kosten nur indirekt um die Kom-

pensation von Wettbewerbsnachteilen von Unternehmensgründungen: Das direkte Anliegen 

besteht gesamtwirtschaftlich in der wohlfahrtserhöhenden Steigerung der Wettbewerbsinten-

sität.45 Wenngleich die öffentliche Gründungsförderung einen Bestandteil der Wettbewerbs-

politik darstellt, ist die Wettbewerbspolitik nicht grundsätzlich auf Gründungsförderung ange-

wiesen. Sie stellt vielmehr im Rahmen verschiedener Optionen ein verfügbares Instrument 

zur Zielerreichung dar. Es stellt sich somit grundsätzlich die Frage, inwieweit das Instrumen-

 

38 Nach Porter sind Eintrittsbarrieren wichtiger Bestandteil der fünf Wettbewerbskräfte. Struktur und 
Zusammenspiel dieser Kräfte bestimmen die Intensität des Wettbewerbs in der jeweiligen Branche. 
Vgl. Porter (1980), S. 3, 81 ff. Entsprechend folgert von Weizsäcker (1980), S. 400: „Barriers to entry 
presumably lead to suboptimal entry of resources into an industry.” 
39 Vgl. von Weizsäcker (1980), S. 399. 
40 Vgl. Perry (1984), S. 313 ff.; Staak (2011), S. 13, 18. 
41 Vgl. Sung und Gort (2000), S. 694 ff. 
42 Vgl. Porter (2008), S. 81. Gemäß Robinson und McDougall (2001), S. 662 f., stellen economies of 
scale eine der wesentlichsten Markteintrittsbarierren dar. Größe kann demnach Vorteile in verschie-
denen Dimensionen verschaffen, wie etwa Produktionskosten, Werbekosten und Markenakzeptanz. 
Vgl. auch von Weizsäcker (1980), S. 401 ff., sowie Sung und Gort (2000), S. 694 ff. 
43 Vgl. Teece (1980) sowie Thompson et al. (2006). 
44 Hariharan und Brush (1999), S. 353 f., weisen darauf hin, dass auch etablierte Anbieter mit 
Markteintrittsbarrieren konfrontiert sind, wenn sie einen neuen Markt erschließen wollen. Beim Über-
winden dieser Barrieren seien Gründungsunternehmen jedoch Wettbewerbsnachteilen ausgesetzt, die 
in der mangelnden Verfügbarkeit von Ressourcen bestehen. 
45 So etwa Reich (2002), S. 1444: “Eine Politik, die mithilfe marktkonformer Instrumente für eine aus-
gewogene Größenstruktur sorgt, trägt somit entscheidend zur Sicherung eines funktionsfähigen Wett-
bewerbs bei”. Vgl. auch Staak (2011), S. 13 f., 18. 
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tarium der Gründungsförderung in diesem Umfeld überhaupt als geeignet erscheint, subaddi-

tiven Kostenfunktionen adäquat zu begegnen.  

Problematisch erscheint vor allem, dass durch den Einsatz des Instrumentariums der Grün-

dungsförderung mitunter gravierende Ineffizienzen im Markt verbleiben können. Die Unter-

nehmen können zwar grundsätzlich – bei geeigneter staatlicher Unterstützung – in eine 

wettbewerbsfähige Marktstellung „hineinwachsen“. Gesamtwirtschaftlich betrachtet ändert 

dies jedoch nichts an der Struktur der subadditiven Kosten, d. h. an dem Faktum, dass die 

Erstellung einer gegebenen Outputmenge in einer Wettbewerbslösung gesamtwirtschaftlich 

nur zu höheren Kosten produziert werden kann. Es bleibt damit zu hinterfragen, ob nicht an-

dere Instrumente der Wettbewerbspolitik zu einer gesamtwirtschaftlich vertretbareren Lösung 

führen würden. Dies gilt insbesondere für Marktkonstellationen, in denen Größenvorteile be-

sonders stark ausgeprägt sind (der klassische Fall des natürlichen Monopols).46 Mögliche 

Instrumente der Wettbewerbspolitik jenseits der Gründungsförderung bestehen beispielswei-

se in der Regulierung der Preissetzung oder des Aktivitätsbereichs eines natürlichen Mono-

pols.47 

Andererseits weist die Gründungsförderung gegenüber einigen Instrumenten der Wettbe-

werbspolitik – wie etwa der Regulierung – den Vorteil auf, dass auch wirklich die Entstehung 

von Wettbewerb forciert wird. Dies scheint insbesondere unter Berücksichtigung dynami-

scher Wohlfahrtsverluste durch Monopolbildung von Bedeutung. Der fehlende Wettbewerbs-

druck verdünnt die Anreize des Monopolisten zur Anpassung an sich verändernde (techno-

logische) Rahmenbedingungen und führt zu einer schwächeren Innovationsbereitschaft.48 

Gründungsförderung kann dem – insbesondere durch die Förderung innovativer Gründun-

gen – entgegenwirken und durch die damit einhergehende Entwicklung und Anwendung 

neuer Ideen und Verfahren zu einer ausdifferenzierteren Produktionsstruktur und zu einer 

breiteren Produktvielfalt beitragen. 

6.2 Wirkungen ausgewählter Instrumente der Gründungsförderung 

Eine Förderpolitik, die auf die Kompensation der Symptome von Marktversagen zielt, kann 

durch die Bereitstellung staatlicher Ressourcen Gründungsprojekten einen Nachteilsaus-

gleich gegenüber etablierten Unternehmen verschaffen, die über Größen- oder Verbundvor-

teile verfügen.  

 

46 Gemäß Perry (1984), S. 313, verursachen economies of scale einen in seiner Ausprägung nur 
schwer zu evaluierenden trade-off: Einerseits können Skalenerträge nur durch eine Anzahl weniger 
Unternehmen im Markt ausgenutzt werden – was jedoch mit einer suboptimal geringen Wettbewerbs-
intensität verbunden sein kann. Andererseits werden durch eine Politik, die darauf abzielt, die Anzahl 
an Unternehmen im Markt zu erhöhen – und damit die verbundene Wettbewerbsintensität –, poten-
zielle Skalenerträge nicht vollständig ausgenutzt. 
47 Vgl. Fritsch et al. (2007) sowie Perry (1984). 
48 Vgl. Fritsch et al. (2007). 
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Eine Förderpolitik, die auf die Bereinigung des Marktversagens „Unteilbarkeiten“ auf Ab-

satzmärkten zielt, kann daran ansetzen, Wachstumsprozesse von Gründungsunternehmen 

zur Generierung von Größenvorteilen zu unterstützen, sowie Hilfestellungen dabei zu geben, 

Gründungsunternehmen durch Netzwerktätigkeiten Verbundvorteile zu verschaffen. Folgen-

de Instrumente kommen hier beispielsweise in Betracht: 

Finanzierung 

Neugründungen verfügen unmittelbar nach dem Markteintritt z. T. noch nicht über die Mini-

mum-Effizienz-Größe, um gegenüber Etablierten wettbewerbsfähig zu sein.49 Insbesondere 

in Märkten mit sehr hohen Fixkosten-Blöcken kann dies ein hohes Maß an Unternehmens-

wachstum erforderlich machen. Das zentrale Anliegen der öffentlichen Gründungsfinanzie-

rung besteht dementsprechend darin, in Sektoren mit hohen mindestoptimalen Betriebsgrö-

ßen – wie etwa dem technologieorientierten, produzierenden Gewerbe –, den Jungunter-

nehmen durch eine geeignete Wachstumsfinanzierung die Realisierung von Größenvorteilen 

zu ermöglichen und sie so zur Wettbewerbsfähigkeit im Markt (also dem Erreichen der Mini-

mum-Effizienz-Größe) zu führen. Das forcierte Unternehmenswachstum kann mit einem er-

heblichen Kapitalbedarf einhergehen.50 Fremdkapital ist – wenn überhaupt in ausreichendem 

Maße verfügbar – für die Wachstumsfinanzierung nur in begrenztem Umfang hilfreich, da 

dies andernfalls mit einem zu hohen Verschuldungsgrad einhergeht. Dies ist wichtig, denn 

zum einen resultiert aus einem hohen Verschuldungsgrad die Gefahr, dass das Unterneh-

men verstärkt von externen Gläubigern abhängig ist. Zum anderen geht mit einem steigen-

den Verschuldungsgrad in der Regel eine Verschlechterung der Kreditkonditionen einher.51 

Als wesentlicher Ansatzpunkt zur Erzielung von Größenvorteilen dient folglich die öffentliche 

Unterstützung in Form von externem Eigenkapital.  

Qualifizierung 

Damit ein Gründungsunternehmen die ggf. notwendige kritische Unternehmensgröße er-

reicht, um am Markt wettbewerbsfähig zu sein, bedarf es nicht nur einer adäquaten Wachs-

tumsfinanzierung. Das Ausnutzen von Größenvorteilen erfordert auch eine konsequente 

Wachstumsorientierung der Unternehmensgründer. Dies stellt an das Gründerteam eine 

Reihe von wichtigen Anforderungen, die sowohl die Gründerpersönlichkeit(en) selbst als 

auch die strategische Ausrichtung ihres Gründungsunternehmens betreffen. An dieser Stelle 

 

49 Die Minimum-Effizienz-Größe ist abhängig vom Verlauf der Durchschnittskostenkurve und be-
schreibt die minimale Unternehmensgröße, bei der das Unternehmen eine wettbewerbsfähige Position 
am Markt erreicht. Vgl. Geroski et al. (1990) sowie Hariharan und Brush (1999), S. 354. 
50 Vgl. zum Kapitalbedarfseffekt Cressy (2002) sowie Staak (2011), S. 15. 
51 Vgl. Nathusius (2001), S. 14. 
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setzt beispielsweise das Projekt „High-Expectation Entrepreneurship“52 (HEE) als Strategie- 

und Ausbildungsansatz der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg an. In dem sog. HEE-

Roundtable-Prozess werden zunächst Wachstumspotenziale für die begleiteten Gründungs-

projekte identifiziert. In einem zweiten Schritt werden hoch skalierbare Geschäftsmodelle 

entwickelt, mit dem Ziel die avisierten Wachstumspotenziale zu erschließen und daraus Un-

ternehmensstrategien abzuleiten. Ein dritter Schritt widmet sich der erfolgreichen Etablierung 

der Wachstumsstrategien durch die Gründer am Markt. 

Netzwerkbildung 

Neben Größenvorteilen können auch Verbundvorteile von etablierten Unternehmen subaddi-

tive Kostenstrukturen bedingen und so zu Wettbewerbsnachteilen von Unternehmensgrün-

dern führen.53 Als Ansatzpunkt staatlichen Handelns bietet sich in diesem Zusammenhang 

die Netzwerkbildung an. Die Unterstützung beim Aufbau eines Kontaktnetzwerks aus poten-

ziellen Kooperationspartnern dient dem Ziel, den Nachteil aus mangelndem Verbund gegen-

über etablierten Unternehmen auszugleichen. Auf dem Absatzmarkt ist für Unternehmens-

gründer beispielsweise der Kontakt zu Absatzmittlern von Vorteil, um strategisch wichtige 

Absatzkanäle zu besetzen. Dies betrifft gerade auch die Durchdringung unterschiedlicher 

Branchen sowie die Geschäftsausweitung auf zusätzliche Ländermärkte. Je nach Kunden-

struktur kann auch der direkte Kontakt zu Industriekunden oder die Kooperation mit anderen 

Unternehmensgründern von Vorteil sein.54 In der Praxis weit verbreitete Instrumente zur 

Netzwerkbildung stellen webbasierte Kontaktplattformen, Scouting-Ansätze sowie Matching-

Veranstaltungen dar. 

7 Zusammenfassung 

Zusammenfassend wird in der nachstehenden Tabelle 1 für die wichtigsten der exemplarisch 

betrachteten Instrumente zur Gründungsförderung plakativ dargestellt, welchen qualitativen 

Beitrag das jeweilige Instrument zur Bereinigung eines spezifischen Marktversagens leisten 

kann. 

 

52 Das Projekt „High-Expectation Entrepreneurship“ wurde im Zeitraum von 2007–2010 vom BMWi im 
Rahmen der Initiative EXIST-III gefördert. http://www.interaktionszentrum.de/hee/ (Stand: September 
2010). 
53 Vgl. Teece (1980). 
54 Vgl. Staak (2011), S. 15 ff. sowie Tallman und Li (1996).  

http://www.interaktionszentrum.de/hee/
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Tabelle 1:  Zur Wirkungsweise ausgewählter Förderinstrumente zur Bereinigung von Markt-
versagen 

Form des Marktversagens auf Absatzmärkten  
Informationsmängel Externe Effekte Unteilbarkeiten 

Subventionierung von Qua-
litätssiegeln 

Schaffung eines verlässlichen 
Signals bezüglich der Güter-

qualität 

Subventionierung des 
Erwerbs von Eigentums-

rechten 
Besserer Schutz der priva-
ten Erträge des Gründers 

F
in

an
zi

er
un

g 

Subventionierung von Pro-
duktpräsentationen und 

Messen 
Steigerung der Bekanntheit 
des Gutes und der Unter-

nehmensreputation 

Subventionierung der 
Durchsetzung von Eigen-

tumsrechten 
Besserer Schutz der priva-
ten Erträge des Gründers 

Unterstützung der 
Wachstumsfinanzierung 
durch externes Eigenka-

pital 
Erreichen der kritischen 
Größe durch Realisation 

von Größenvorteilen 
 

Q
ua

lif
iz

ie
ru

ng
 Qualifizierungsangebote 

zum Thema Rhetorik und 
Präsentation 

Verbesserung der Fähigkeit 
zur Kommunikation kaufrele-
vanter Merkmale im Kunden-

kontakt 

Qualifizierungsangebote 
zum Thema Patent- und 

Schutzrechte 
Sensibilisierung des Grün-
ders und Information über 

juristische Ausge-
staltungsmöglichkeiten 

Wachstumsfokussierung 
als Strategie- und Aus-

bildungsansatz 
Realisierung von Größen-

vorteilen und Wettbe-
werbsfähigkeit durch 

Wachstumsorientierung 

In
fr

as
tr

uk
tu

r Hochschulinkubatoren so-
wie Technologie- und 

Gründerzentren 
Reputationsaufbau durch 

(bestandene) Aufnahmeprü-
fung 

Hochschulinkubatoren 
sowie Technologie- und 

Gründerzentren 
Schaffung eines durch Ver-
traulichkeit geprägten Um-

feldes 

Hochschulinkubatoren 
sowie Technologie- und 

Gründerzentren 
Förderung von Lernkur-

ven-Effekten bei den 
Gründern 

Business-Plan-
Wettbewerbe 

Reputationsaufbau sowie 
Steigerung der Bekanntheit 

Kontaktplattformen, 
Scouting, Matchings 

Erreichen u. Ausnutzen 
von Verbundvorteilen 

N
et

zw
er

kb
ild

un
g 

Hochschulinkubatoren so-
wie Technologie- und 

Gründerzentren 
Hilfestellungen beim Aufbau 
eines Netzwerks (potenziel-

ler) Kunden 

 
 
 

-- 
 
 
 
 
 

Hochschulinkubatoren 
sowie Technologie- und 

Gründerzentren 
Erreichen u. Ausnutzen 
von Verbundvorteilen 

In
st

ru
m

en
te

 d
er

 G
rü

n
d

u
n

g
sf

ö
rd

er
u

n
g

 
G

es
et

zl
. R

ah
-

m
en

be
d.

Verbraucherschutz (Rück-
gaberecht, Gewährleis-

tungsgarantien) 
Reduktion des Kaufrisikos der 

Kunden 

Schnellere und effektivere 
Rechtsprechung 

Durchsetzung der Eigen-
tumsrechte in für Grün-

dungsunternehmen vertret-
baren Zeiträumen 

Wettbewerbsrecht 
Schutz vor zu starker 

Macht und Konzentration 
etablierter Anbieter 

Quelle: eigene Darstellung. 

8 Fazit und Forschungsagenda 

In diesem Beitrag wurden Instrumente der Gründungsförderung hinsichtlich ihrer Wirkungs-

weise zur Bereinigung von Marktversagen auf Absatzmärkten analysiert. Der hier verfolgte 

Ansatz ist vor allem durch die Motivation geprägt, die Dichotomie zwischen der Markt-

versagenstheorie, welche im Allgemeinen zur Rechtfertigung der öffentlichen Gründungsun-

terstützung herangezogen wird einerseits, und andererseits der Ausgestaltung des Instru-

mentariums der Gründungsförderpolitik in Deutschland zu überwinden. Hier wird argumen-
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tiert, dass die Ausgestaltung des Instrumentariums vorrangig auf die Bereinigung von Markt-

versagen – m. a. W.: auf die eigentlichen Ursachen der negativen Beeinträchtigungen des 

Gründungsgeschehens – ausgerichtet sein sollte und weniger auf die Kompensation der 

Symptome von Marktversagen. Auf diese Weise kann erreicht werden, dass die Entschei-

dungen über die Selektion der Gründungsprojekte über die Märkte getroffen werden und das 

gesamtwirtschaftliche Niveau der Gründungsaktivitäten das Ergebnis dieser Entscheidungen 

ist. Für die instrumentelle Ausgestaltung der Förderpolitik impliziert eine stärkere Ausrichtung 

auf die Bereinigung von Marktversagen eine möglichst weit gehende Abkehr von der zweck-

ungebundenen finanziellen Förderung bestimmter Gründungsprojekte zu Gunsten des Ein-

satzes von Förderressourcen für solche Instrumente, die geeignet sind, Marktversagen zu 

beseitigen oder zumindest zu reduzieren.  

Über die relative Vorteilhaftigkeit der betrachteten Instrumente gibt letztlich deren Kosten-

Nutzen-Relation Aufschluss. Eine Orientierung am Konzept der Bereinigung von Marktver-

sagen legt dabei ein anderes Konzept der Evaluierung von Förderinstrumenten nahe: Im 

Gegensatz zu einer allein auf Nachteilsausgleich ausgerichteten Förderpolitik hat eine auf 

die Ursachen des Marktversagens zielende Förderpolitik zunächst Marktversagen im Grün-

dungsgeschehen zu identifizieren und dessen Relevanz zu bestimmen. Sodann ist zu prü-

fen, welchen Beitrag zur Bereinigung des Marktversagens bestimmte Instrumente leisten 

können. Schließlich sind die Kosten der jeweiligen Marktbereinigung zu ermitteln.  

Bezüglich dieses Evaluierungsansatzes besteht u. E. gegenwärtig noch erheblicher For-

schungsbedarf. Valide Aussagen über die Kosten-Nutzen-Relation einzelner Förderinstru-

mente erfordern eine genauere Bestimmung der Wirkungsbeziehungen zwischen den För-

derinstrumenten und der resultierenden Marktversagensbereinigung. Zudem sollten die un-

terstellten Wirkungszusammenhänge auf ihre empirische Evidenz hin überprüft und quantifi-

ziert werden, um so letztlich als solide Entscheidungsunterstützung dienlich zu sein.  

Der hier skizzierte Ansatz einer auf die Bereinigung von Marktversagen ausgerichteten För-

derpolitik ermöglicht u. E. eine effizientere Ausgestaltung des Instrumentariums der Grün-

dungsförderung. Insbesondere ermöglicht er ein besseres Verständnis der Wirkungsweise 

bereits existierender Förderinstrumente, und er eröffnet eine Designperspektive, basierend 

auf der Marktversagenstheorie neue Förderinstrumente zu gestalten, die eine günstigere 

Kosten-Nutzen-Relation aufweisen. 
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Gründungshemmnisse auf Finanzmärkten und Instrumente der 
Gründungsförderung 

Katrin Ullrich (KfW Bankengruppe) 

Kurzzusammenfassung 

Ausgangspunkt der Überlegungen bildet die Annahme, dass allokatives Marktversagen auf-

grund von externen Effekten, asymmetrischer Informationsverteilung und Unteilbarkeiten zu 

Schwierigkeiten bei der Gründungsfinanzierung führen kann. Um diese Finanzierungsprob-

leme zu reduzieren, kann zum einen an der Ursache des Marktversagens angesetzt werden, 

zum anderen kann für die Auswirkungen kompensiert werden. Dazu wird untersucht, wie 

sich Instrumente der Gründungsförderung, beispielsweise die Bereitstellung von Finanzmit-

teln, die Aus- und Weiterbildung der Gründer, die Unterstützung von Unternehmensnetzwer-

ken oder die Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen, auf Hemmnisse bei der 

Gründungsfinanzierung auswirken. 

1 Motivation 

Die Bereitstellung von Finanzmitteln ist ein wesentliches Element der Gründungsförderung. 

Gründungshemmnisse, die sich aus einer fehlenden Finanzierung ergeben, lassen sich je-

doch nicht nur durch die Bereitstellung von Kapital beeinflussen. Einfluss auf die Finanzie-

rungserfordernisse und den Zugang zu Finanzmitteln kann auch mittels anderer Instrumente 

der Gründungsförderung genommen werden, wie etwa durch die Unterstützung von Grün-

der- und Unternehmensnetzwerken oder den Schutz geistigen Eigentums. 

Das notwendige Ausmaß und die Ausgestaltung der Förderung der Gründungsfinanzierung 

sind abhängig vom Finanzsystem. In Deutschland hat hier ein Wandel stattgefunden, bei 

dem in ein eher beziehungsbasiertes System, dessen herausragendes Element das Haus-

bankprinzip ist, zunehmend Elemente eines marktbasierten Finanzsystems eingeführt wur-

den (Sachverständigenrat 2008). Letzterem System wird die bessere Eignung zur Finanzie-

rung neuer Unternehmen und schnellen technologischen Wandels zugeschrieben. Ansatz-

punkte zur Unterstützung des Gründungsgeschehens ergeben sich damit auch auf der Ebe-

ne der Rahmenbedingungen einschließlich der entsprechenden Finanzmarktgesetze, vor 

allem bezüglich Corporate Governance und Gläubigerschutz. 

 

 Der Beitrag ist im Rahmen des FGF-Arbeitskreises „Gründungen und Wirtschaftspolitik“ entstanden. 
Der Beitrag drückt die persönliche Meinung der Autorin aus, diese stimmt nicht notwendigerweise mit 
der Auffassung der KfW Bankengruppe überein. Die Autorin dankt den Teilnehmern des Arbeitskrei-
ses für viele konstruktive Hinweise und Diskussionen. 
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Auf der individuellen Ebene kann sich eine fehlende Finanzierung als Gründungshemmnis 

manifestieren, wenn die eigenen Mittel des Gründers nicht ausreichen, das Projekt umzuset-

zen. Zwar ist die Frage, ob auf Kapitalmärkten von einer Finanzierungslücke oder eher von 

einer Überversorgung mit Kapital auszugehen ist, und ob und in welcher Form sich daraus 

die Notwendigkeit staatlichen Eingreifens ergibt, noch nicht geklärt (siehe Cressy 2002, und 

die Artikel im The Economic Journal Jahrgang 112, Ausgabe 477, 2002). Allerdings werden 

insbesondere für junge und innovative Unternehmen Finanzierungsschwierigkeiten aufgrund 

von Marktversagen vermutet (NEFI 2005; OECD 2006).  

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, wie Hemmnisse bei der Gründungsfinanzie-

rung durch bestimmte Instrumente der Gründungsförderung abgebaut werden können. Im 

Gegensatz zur üblichen Darstellung steht jedoch nicht die Begründung der Förderung durch 

Marktversagen im Vordergrund. Vielmehr wird gefragt, wie sich Instrumente der Gründungs-

förderung auf Hemmnisse bei der Gründungsfinanzierung auswirken. Dazu wird auf jede der 

drei Ursachen für allokatives Marktversagen, die Probleme bei der Gründungsfinanzierung 

verursachen können – externe Effekte, asymmetrische Informationsverteilung und Unteilbar-

keiten – getrennt eingegangen.  

2 Gründungshemmnisse und Marktversagen auf Finanzmärkten 

Marktversagenstatbestände auf Finanzmärkten bilden einen bedeutenden Teil der Literatur 

zur Unternehmensfinanzierung. In Übertragung der Ergebnisse auf Gründungen und junge 

Unternehmen kann Marktversagen auch und insbesondere im Bereich der Gründungsfinan-

zierung vermutet werden und die finanzielle Förderung von Gründungen nimmt einen ent-

sprechend breiten Raum bei der Unterstützung des Gründungsgeschehens ein (siehe z. B. 

Tilleßen 2007, und die darin zitierte Literatur). 

Werden Gründer direkt gefragt, dann gibt nur ein Bruchteil derer, die ausschließlich eigene 

Mittel eingesetzt haben, an, dass Schwierigkeiten bei der Finanzierung ihres Gründungspro-

jekts aufgetreten sind (Kohn und Ullrich 2010; Kohn et al. 2010). Das deutet darauf hin, dass 

sich diese Gründer nicht ausschließlich aufgrund von Finanzierungsproblemen für den aus-

schließlichen Einsatz eigener Mittel entschieden, sondern eine externe Finanzierung wohl 

von vornherein nicht angestrebt haben. Allerdings steigt der Anteil der Gründer mit Finanzie-

rungsschwierigkeiten deutlich, wenn auch externe Mittel wie Bankkredite eingesetzt werden 

(Kohn und Ullrich 2010; Kohn et al. 2010). Zudem lässt sich beobachten, dass vor allem 

jüngst gegründete Unternehmen und junge Unternehmen in kapitalintensiven Branchen wie 

der Spitzentechnologie und Hochwertigen Technik, aber auch dem nicht-technologie-

intensiven Verarbeitenden Gewerbe von Finanzierungsschwierigkeiten betroffen sind (Fry-

ges et al., 2009). Soll die Verbreitung von Schwierigkeiten bei der Gründungsfinanzierung 

beurteilt werden, ist auch die Finanzierungsstruktur der Gründungsprojekte insgesamt zu 

berücksichtigen. So zeigen empirische Befunde, dass ein substanzieller Teil von Gründun-
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gen keine Finanzmittel in Anspruch nimmt, dass beim Einsatz von Finanzmitteln ein Großteil 

des Bedarfs durch die eigenen Mittel der Gründer abgedeckt wird und dass es sich bei ex-

ternem Finanzierungsbedarf vor allem um Beträge im Mikrofinanzierungsbereich bis 

25.000 EUR handelt (Kohn und Ullrich 2010). 

Finanzierungsschwierigkeiten – auch resultierend aus den begrenzten eigenen Mittel der 

Gründer – können jedoch durchaus ein bedeutendes Gründungshemmnis darstellen und das 

Gründungsgeschehen behindern (z. B. Blanchflower und Oswald 1998). Zudem zeigen Un-

tersuchungen, dass ein Finanzmitteleinsatz bei der Gründung mit einer höheren Überle-

benswahrscheinlichkeit in der kurzen Frist einhergeht (Kohn et al. 2010; Niefert et al. 2010; 

Shane 2003, 162 ff.). Damit sind für ein aktives und nachhaltiges Gründungsgeschehen ent-

sprechende Finanzierungsangebote notwendig. Werden diese durch die Finanzmärkte nicht 

in ausreichendem Umfang bereit gestellt, kann diese Lücke durch staatliche Förderung ge-

schlossen werden.  

Auch wenn sich bislang nicht eindeutig belegen lässt, dass finanzielle Gründungshemmnisse 

auf Marktversagen zurückzuführen sind (Kohn 2009; Kohn 2011, in diesem Band), bilden 

theoretische Überlegungen zum Marktversagen auf Finanzmärkten einen lohnenden Ansatz-

punkt, sich systematisch mit den Wirkungen von Förderinstrumenten auf die Gründungsfi-

nanzierung auseinanderzusetzen (vgl. Grafik 1). Für Finanzierungsschwierigkeiten bei der 

(Neu-)Gründung eines Unternehmens können potenziell alle drei klassischen Tatbestände 

allokativen Marktversagens – asymmetrische Information, externe Effekte sowie Unteilbar-

keiten – verantwortlich sein, wobei sie für unterschiedliche Finanzierungsarten in unter-

schiedlichem Ausmaß relevant sind (vgl. z. B. Ueda 2004; Bolton und Freixas 2000). Dabei 

ist zu berücksichtigen, dass die Informationsasymmetrie zwischen Kapitalgeber und -nehmer 

über die unsicheren Erfolgsaussichten des Gründers auf dem Absatzmarkt besteht, wobei 

sich auch der Gründer entsprechenden Unsicherheiten über seinen Geschäftserfolg gege-

nübersieht. Hinzu kommt, dass die Gründer eine Diversifizierung ihres Kapitals anstreben 

und nicht ihr gesamtes Human-, Real- und Finanzkapital in ein einziges Projekt investieren 

sollten. Ebenso treten auch externe Effekte innovativer Gründungen auf dem Gütermarkt auf, 

die sich in der Folge in Schwierigkeiten bei der Kapitalbeschaffung niederschlagen. Die Fi-

nanzierungsschwierigkeiten, die sich aus einem ungünstigen Kosten-Ertrags-Verhältnis klei-

ner Finanzierungsvolumina ergeben, entstehen allerdings originär im formellen Teil des Kapi-

talmarktes. 

Probleme bei der Generierung von Wissen und Informationsprobleme sind relativ gut unter-

suchte Gründe für Unvollkommenheiten auf Finanz- und Kapitalmärkten (siehe Hall und Ler-

ner 2010; Shleifer und Vishny 1997; Hart 2001; auch Staak 2011 und Kohn 2011 in diesem 

Band). Die Überlegungen lassen sich auch auf die Aussagen zur Gründungsfinanzierung 

übertragen. Zunächst ist eine Neugründung ein Signal dafür, dass eine Möglichkeit für eine 
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Einkommenserzielung in selbstständiger Tätigkeit erkannt und ausgenutzt wird. Das Wissen 

des Gründers über die unternehmerische Möglichkeit wird also zur öffentlichen Information. 

Basiert die Gründung zudem auf einer Innovation, dann wird zusätzlich ein Signal über neue 

Erkenntnisse und deren Umsetzung am Markt gegeben. In jedem Fall wird der Wissenspool 

in der Volkswirtschaft erweitert. Da mit der Wissensgenerierung eine Reihe von Spillover 

verbunden sind (Cameron 1998; Jones und Williams 1997), kann sich der Gründer in der 

Regel nicht den gesamten Ertrag aus seiner Innovation aneignen. Ist der externe Effekt zu 

ausgeprägt, werden Gründungen unterlassen, weil sich die private Investition nicht lohnt. 

Dies gilt unabhängig davon, ob Kapitalgeber und Gründer identisch sind oder nicht. 

Grafik 1: Potenzielle Marktversagenstatbestände bei der Gründungsfinanzierung 
(grau hinterlegt: Ursachen für Marktversagen und Gründungshemmnisse). 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Informationsprobleme zwischen Kapitalnehmer und -geber auf. Dies gilt sowohl beim Rück-

griff auf den formellen Kapitalmarkt, der auf der Angebotsseite vorwiegend Banken und Ven-
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Freunde des Gründers gebildet wird. Auch wenn am informellen Kapitalmarkt die Informati-
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Schließlich können Unteilbarkeiten auf Finanzmärkten eine weitere Quelle für Finanzie-

rungsschwierigkeiten sein. Da bei externer Finanzierung informationsbedingte Kosten im 

Zusammenhang mit der Selektion der Nachfrager, dem Monitoring der Geschäftsbeziehung 

und ggf. der Durchsetzung von Forderungen auftreten, müssen diese Finanzierungen ent-

sprechende Erträge generieren. Dies verlangt bei festverzinslichen Finanzierungsformen ein 

entsprechendes Finanzierungsvolumen und bei einer Eigenkapitalfinanzierung entsprechen-

de Wachstumsaussichten und daraus folgende Wertsteigerungsmöglichkeiten der Beteili-

gung. 

Werden Instrumente der Gründungsförderung im Hinblick auf ihre Wirkung systematisiert, 

dann können sie zum einen direkt am Marktversagen ansetzen. Hierzu gehören auch In-

strumente, die die Lösungsansätze unterstützen, die von privaten Akteuren entwickelt wur-

den, um Marktversagen im Finanzierungsbereich zumindest abzumildern. Zum anderen kann 

mit den Instrumenten eine Kompensation der Auswirkungen von Marktversagen angestrebt 

werden.  

Bei den Instrumenten der Gründungsförderung nehmen direkte Ansätze zur Unterstützung 

der Gründungsfinanzierung, die die Auswirkungen von Marktversagen kompensieren, einen 

breiten Raum ein. Auch wenn die Ausgestaltung im Einzelnen differiert, können die Instru-

mente einen grundsätzlichen Zugang zu Finanzmitteln schaffen oder die Gründungsfinanzie-

rung verbilligen. Daneben werden jedoch auch Instrumente die Gründungshemmnisse auf 

Finanzmärkten beeinflussen, die der Information und Qualifizierung der Gründer, den rechtli-

chen Rahmenbedingungen sowie der Infrastruktur und Netzwerkbildung zuzurechnen sind. 

Im Folgenden werden diese Instrumente im Hinblick auf die Reduzierung bis hin zur Bereini-

gung des Marktversagens oder dessen Kompensation untersucht. 

3 Die Wirkung ausgewählter Förderinstrumente auf Gründungshemmnisse 
in Finanzmärkten 

3.1 Externe Effekte in Finanzmärkten als Gründungshemmnis  

Bedeutung externer Effekte für die Gründungsfinanzierung 

Schwierigkeiten bei der externen Finanzierung von Gründungen werden vor allem mit inno-

vativen Projekten in Verbindung gebracht. Hier treten technologische und Wissensspillover 

auf, wenn auch Dritte von den neuen Erkenntnissen profitieren, die die Geschäftsgrundlage 

für die Gründung bilden, ohne dafür dem Gründungsunternehmen ein entsprechendes Ent-

gelt zu zahlen. Die unterschiedlichen Spillover – durch die Wissensgenerierung, deren 

Kommerzialisierung und der Interaktion zwischen beiden (Jaffe 1996) – generieren eine Dif-

ferenz zwischen privaten und sozialen Erträgen. Gesamtwirtschaftlich können die verschie-

denen Wissensspillover zu einer Über- oder Unterinvestition in Innovation und Wissensgene-

rierung führen, wobei in der Literatur insgesamt von einer Unterinvestition ausgegangen wird 
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(OECD 2000). Die Ertragsdifferenzen führen dann zu Finanzierungsschwierigkeiten auf indi-

vidueller Ebene, wenn der Einsatz privater Finanzmittel einen erwarteten Ertrag erfordert, der 

über dem erwarteten privaten Ertrag der Gründung liegt. Davon zu unterscheiden sind Fi-

nanzierungsschwierigkeiten, die aus unterschiedlichen Erwartungen über die Höhe der priva-

ten Erträge resultieren. Diese werden im Abschnitt 4 zu den Gründungshemmnissen auf-

grund asymmetrischer Informationsverteilung behandelt. 

Bei imitativen Gründungen wird zwar kein neues technologisches oder organisatorisches 

Wissen generiert, aber auch hier werden neue Erkenntnisse über die Möglichkeit der Erzie-

lung eines Einkommens in selbstständiger Tätigkeit hervorgebracht, die andere Gründungs-

willige normalerweise selbst über einen Gründungsversuch erlangen müssten. Gründungen 

können zudem zu mehr unternehmerischen Möglichkeiten für Andere führen. Als Beispiel sei 

die Entwicklung der Computermaus und die sich daraus ergebenden Weiterentwicklungen 

für Computereingabegeräte genannt (Holcombe 2003). Für diese Wissens- und Möglichkei-

tengenerierung kann der Gründer ebenfalls keinen Preis verlangen. 

Das grundsätzliche Signal der Gründung über eine unternehmerische Gelegenheit und die 

daraus erwachsenden pekuniären Spillover über den Marktmechanismus sind jedoch für ein 

effizientes Marktgeschehen notwendig. Ergeben sich hieraus Finanzierungsschwierigkeiten, 

beispielsweise weil die Möglichkeiten der Gewinnerzielung als zu niedrig eingestuft werden, 

dann sind diese als ein Signal dafür, dass die Gründung nicht stattfinden sollte, gerechtfer-

tigt. Eine Vermeidung dieser Wissensgenerierung wäre sogar kontraproduktiv, sodass sich 

die Ursachenbeseitigung auf die technologischen Spillover konzentrieren sollte. 

Die private Unterinvestition in Gründungen aufgrund der Differenz zwischen privaten und 

gesellschaftlichen Erträgen betrifft Gründer und dritte Kapitalgeber gleichermaßen: Zum ers-

ten können sowohl potenzielle Gründer als auch dritte Kapitalgeber die privaten Erträge als 

zu gering einschätzen, um ihre Finanzmittel in das Projekt zu investieren. Es werden aus 

gesellschaftlicher Sicht zu wenige Gründungen realisiert. Zum zweiten kann der Gründer 

aufgrund beschränkter eigener finanzieller Ressourcen auf Finanzmittel Dritter angewiesen 

sein, die eine Ertragsrate verlangen, welche die private Ertragsrate der Gründung übersteigt. 

Dies resultiert für den Gründer in Schwierigkeiten bei der Akquise externer Mittel. 

Ansatzpunkte zum Umgang mit externen Effekten bei der Gründungsfinanzierung 

Um die Finanzierungsprobleme, die sich aus den technologischen externen Effekten insbe-

sondere bei innovativen Gründungen ergeben, zu reduzieren oder zu beseitigen, gibt es die 

zwei schon angesprochenen Ansatzpunkte: 

 Indem die externen Effekte beseitigt oder begrenzt werden, wird direkt auf die Ursache 

der Finanzierungsschwierigkeit abgezielt.  
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 Wenn private Mittel durch öffentliche Förderung ergänzt werden, werden die Auswirkun-

gen externer Effekte auf die Finanzmärkte kompensiert. 

Um die Ursache der Finanzierungsschwierigkeiten zu beseitigen, müssten die technologi-

schen Spillover einer innovativen Gründung entweder grundsätzlich oder zumindest ihre pri-

vate Nutzung verhindert werden. Aus Sicht der Gründer ist dies – bis zu einem gewissen 

Grad – durch die Geheimhaltung von Ideen und Erfindungen möglich. Die Möglichkeiten für 

Wettbewerber, Spillover zum Nachteil des Gründers zu nutzen, reduzieren sich zudem, wenn 

ein Vorteil des Vorreiters im Markt in Form von Lernkurven, Skaleneffekten oder Kundenbin-

dung besteht oder wenn ergänzende spezialisierte Vermögensgegenstände und Fähigkeiten 

zur Nutzung der Erkenntnisse notwendig sind. 

Die Überschneidung der Gründungsförderung im Hinblick auf externe Effekte mit Ansätzen 

der Innovationspolitik ist offensichtlich, bei der für den Umgang mit technologischen und 

Wissensspillover zwei Regime verfolgt werden können: das regime of proprietary technology 

und das regime of open science (Aghion et al. 2009), welche über die rechtlichen und gesell-

schaftlichen Rahmenbedingungen definiert werden. So kann entweder ermöglicht werden, 

dass sich der Gründer alle Erträge aus der Innovation aneignet und somit die Anreize für 

private Investition in hinreichendem Maße gegeben sind, oder dass alles Wissen, welches in 

der innovativen Gründung inkorporiert ist, öffentlich verfügbar gemacht wird und das Problem 

der Unterinvestition über wirtschaftspolitische Unterstützungsleistungen zu lösen ist. 

Als zweite Möglichkeit können die Auswirkungen technologischer externer Effekte bei der 

Gründungsfinanzierung kompensiert werden. Dies ergänzt auch Ansätze der Ursachenbesei-

tigung, da davon ausgegangen werden kann, dass sich technologische Spillover nicht voll-

ständig vermeiden lassen werden. Hier bietet sich insbesondere die Bereitstellung öffentli-

cher Mittel an, die die private Unterversorgung mit Finanzmitteln ausgleicht.  

Einfluss von Instrumenten der Gründungsförderung auf Finanzierungshemmnisse aus 

externen Effekten 

Im Folgenden wird der Einfluss von Instrumenten der Gründungsförderung nur im Hinblick 

auf technologieorientierte und innovative Gründungen analysiert, da pekuniäre externe Effek-

te nicht als problematisch eingestuft werden. 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen beeinflussen die Möglichkeiten der Gründer, sich die 

Erträge von Innovationen anzueignen. Der Schutz privater Eigentumsrechte beruht hier auf 

den Möglichkeiten, den Patent- und Markenschutz sowie Copyright-Rechte in Anspruch zu 

nehmen und durchzusetzen oder auch darauf, Arbeitsverträge beispielsweise mit Wettbe-

werbsverboten für Mitarbeiter mit entscheidendem Wissen und Fähigkeiten auszustatten. 

Damit werden die Wissensspillover zwar nicht unterbunden, da die Informationen über die 

Innovation beispielsweise im Rahmen des Patentverfahrens offen gelegt werden müssen. 

Allerdings wird die Nutzung am Markt auf das das Patent innehabende Unternehmen be-
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schränkt, welches temporär Monopolrechte erhält. Dies dürfte den privaten Ertrag erhöhen, 

was die Aufnahme externer Finanzmittel durch Gründer erleichtert. Gleichzeitig bildet der 

Schutz geistigen Eigentums in Form von Patenten eine Voraussetzung für das Entstehen 

eines Marktes für Technologie, da dadurch neues technisches Wissen definiert und durch-

gesetzt und damit in einen handelbaren Vermögensgegenstand transformiert wird (Khan und 

Sokoloff 2004). Auch dies erleichtert die Finanzierung von innovativen Gründungen, da Pa-

tente für den Kapitalgeber eine Sicherheit darstellen. 

Für die Kompensation der zu geringen Bereitstellung privater Finanzierung für innovative 

Projekte aufgrund externer Effekte ist es – im Gegensatz zu den Informationsasymmetrien – 

zunächst unerheblich, ob das Förderinstrument als Eigen- oder Fremdkapital ausgestaltet ist. 

Für den grundsätzlichen Ausgleich des zu geringen Angebots an privater Finanzierung bie-

ten sich drei Herangehensweisen zur öffentlichen Bereitstellung von Finanzmitteln an (siehe 

auch Kasten 1): 

 Die Differenz zwischen privatem Finanzierungsvolumen und dem gesamten Kapitalbe-

darf des Projekts kann über einen öffentlichen Zuschuss bereitgestellt werden. In diesem 

Fall kann sich der private Investor den gesamten privaten Ertrag der innovativen Grün-

dung aneignen. Der sinkende Grenzertrag des Projekts ist für seine Entscheidung zur 

Ausweitung des Finanzierungsvolumens um den staatlichen Betrag nicht mehr relevant. 

 Der fehlende Finanzierungsbetrag kann durch eine öffentliche Finanzierung beispiels-

weise in Form von Krediten oder Eigenkapital ergänzt werden. Für die Überlassung des 

Kapitals ist jedoch ein Preis zu entrichten. Ein privater Kapitalgeber wird seine Investition 

nur dann um öffentliches Kapital ergänzen, wenn sich die Kosten dafür an der niedrige-

ren privaten Ertragsrate und nicht der sozialen Ertragsrate orientieren, da er sich nur den 

privaten Ertrag, nicht jedoch den gesellschaftlichen aneignen kann. 

 Zudem wird der private Kapitalgeber dann ein höheres Volumen bereitstellen, wenn die 

privaten Grenzkosten der Finanzierung gesenkt werden. Wenn der Kapitalgeber sich 

verbilligt refinanzieren oder die Investition steuerlich geltend machen kann, werden An-

reize für ein größeres privates Investitionsvolumen geschaffen, ohne dass der Staat di-

rekt in ausgewählte innovative Gründungsprojekte investiert. 

Die öffentliche Bereitstellung von Infrastruktur reduziert die notwendigen Anfangsinvestitio-

nen für technologieorientierte Gründungen und damit den Finanzierungsbedarf. Werden die-

se Investitionen später nachgeholt, dann hat sich die Gründung schon einige Zeit am Markt 

bewährt, was die Schwierigkeiten bei der Akquise des extern benötigten Investitionsbetrages 

reduzieren dürfte. Zudem dürfte nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit ein Teil der benötig-

ten Finanzmittel intern finanziert werden können.  

Eine Netzwerkbildung wird technologische Spillover erleichtern, sodass ein Unternehmen 

von den FuE-Ergebnissen anderer profitieren kann. So können auch Ressourcen gebündelt 

werden, um gemeinsame Projekte zu finanzieren. Für eine Gründung wird dies das Finanzie-
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rungsproblem jedoch kaum mildern, da aus Sicht externer Kapitalgeber die leichteren Wis-

sensspillover vom Gründungsprojekt an potenzielle Wettbewerber das Problem der Zuwei-

sung der Gründungserträge verstärken. Nur wenn die Netzwerkpartner nicht gewinnorientiert 

arbeiten, z. B. Universitäten und andere öffentliche Forschungseinrichtungen, und daher 

nicht auf die gewinnorientierte Vermarktung abzielen, die Netzwerkmitglieder keine poten-

ziellen Wettbewerber darstellen oder die Innovation von einem Unternehmen allein nicht 

durchzuführen ist, dürften die Netzwerkeffekte durch Kapitalgeber positiv bewertet werden. 

Kasten 1: Private und soziale Erträge von Investitionen in innovative Gründungspro-
jekte in Gegenwart positiver externer Effekte  

Bei positiven externen Effekten sind die sozialen Erträge eines gegebenen Investitionsvolumens hö-
her als die privaten Erträge. Dies impliziert ein Auseinanderfallen von sozialer und privater Ertragskur-
ve sowie unterschiedliche private und soziale Grenzerträge eines gegebenen Investitionsvolumens. 

Grafik 2: Der Zusammenhang zwischen Investitionsvolumen und -ertrag 
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Investitions-
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Erläuterungen: 

Punkt A:  Die Bedingung Private Grenzkosten = Privater Grenzertrag bestimmte die Höhe des  
privaten Investitionsvolumens. 

Punkt B:  Die Bedingung Private Grenzkosten nach Subventionierung (durch Steuern oder ver- 
günstigte Refinanzierung) = Privater Grenzertrag bestimmt die Höhe des privaten In-
vestitionsvolumens nach Markteingriff. 

Punkt C: Höhe des Ertrags in Abhängigkeit von der privaten Ertragsrate. 

Punkt D: Höhe des Ertrags in Abhängigkeit von der privaten Ertragsrate nach Markteingriff. 

Punkt E: Höhe des Ertrags in Abhängigkeit von der sozialen Ertragsrate. 

Wird der öffentliche Zusatzbetrag als Zuschuss bereitgestellt, dann kann sich der private Investor den 
gesamten privaten Ertrag in Höhe von D aneignen. 
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Wird der öffentliche Zusatzbetrag gegen ein Entgelt bereitgestellt, dann wird dieser nur in Anspruch 
genommen, wenn die zu leistende Zahlung den Differenzbetrag zwischen C und D nicht überschreitet. 

 

Im Hinblick auf Wissensspillover ist eine Qualifizierung der Gründer dann relevant, wenn 

dadurch die Bewertung der Finanzierungsschwierigkeiten erleichtert wird. Während die 

Gründer, die mit einer Innovation an den Markt gehen, das entsprechende fachspezifische 

Humankapital per Definition aufweisen, muss dies im Hinblick auf betriebswirtschaftlich-

kaufmännische Kenntnisse nicht der Fall sein. Letztere können durch eine entsprechende 

Aus- und Weiterbildung zu den Finanzierungsmöglichkeiten, aber auch Schulungen zu den 

gesetzlichen Rahmenbedingungen im Hinblick auf Eigentumsrechte und ihre Durchsetzung 

erreicht werden. Allerdings vermeidet dies weder die technologischen Spillover, noch werden 

sich Kapitalgeber und Gründer selbst bei detaillierter Kenntnis der Auswirkungen externer 

Effekte dazu bewegen lassen, das gesellschaftlich wünschenswerte Finanzierungsvolumen 

bereitzustellen, wenn die privaten Erträge dies nicht rechtfertigen. 

3.2 Asymmetrische Information in Finanzmärkten als Gründungshemmnis  

Bedeutung asymmetrischer Informationsverteilung für die Gründungsfinanzierung 

Wenn Information zwischen Kapitalnehmer und externem Kapitalgeber asymmetrisch verteilt 

ist, kann allokatives Marktversagen auf Finanzmärkten auftreten. Dies gilt zunächst unab-

hängig davon, ob Eigen- oder Fremdkapital bereitgestellt wird und ob die Informationsasym-

metrie vor oder nach Vertragsschluss auftritt.1 Gründer sind in besonderer Weise von infor-

mationsbedingtem Marktversagen auf Finanzmärkten betroffen, da sie anders als am Markt 

etablierte Unternehmen über keine Reputation verfügen, die sie zur Minderung der informati-

onsbedingten Finanzierungsprobleme einsetzen könnten (Diamond 1991).  

Die staatliche Gründungsförderung geht in der Regel von einer Unterinvestition aus. In Ge-

genwart asymmetrischer Information kann es jedoch auch zur Überinvestition kommen, z. B. 

wenn die sich um Finanzierung bewerbenden Projekte unterschiedliche mittlere Ertragsraten 

aufweisen (De Meza und Webb 1987). In diesem Fall werden relativ risikoreiche durch risi-

koarme Projekte subventioniert. Kapital wird insofern ineffizient verteilt, als dass dann Grün-

dungen realisiert werden, die bei risikoadäquaten Zinssätzen nicht finanziert worden wären 

(vgl. z. B. Tilleßen 2007; Neyer 2000). Auch wenn dies aus Sicht des Gründers nicht als Fi-

nanzierungsproblem wahrgenommen werden dürfte, handelt es sich um Marktversagen, 

welches einen Ansatzpunkt für einen staatlichen Eingriff bietet.  

                                                 

1 Klassische Referenzen sind für das Marktversagen aufgrund asymmetrischer Information Akerlof 
(1970), für versteckte Information und Aktion Arrow (1985); für Kreditrationierung aufgrund adverser 
Selektion und Anreizproblemen Stiglitz und Weiss (1980, 1981), für das moral hazard-Problem und 
die dadurch entstehenden Finanzierungsprobleme siehe Williamson (1985) sowie Grossman und Hart 
(1982).  
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Die asymmetrische Informationsverteilung zwischen Gründer und externem Kapitalgeber 

führt letztendlich dazu, dass verschiedene Finanzierungsformen mit unterschiedlichen Kapi-

talkosten verbunden sind, sodass sich eine optimale Rangfolge (pecking order) für den Ein-

satz verschiedener Finanzierungsformen ergibt (Myers 1984; Myers und Majluf 1984; Myers 

2001). Auch für Gründungen wird eine Rangfolge für die Inanspruchnahme verschiedener 

Kapitalquellen angenommen, die jedoch aufgrund der fehlenden Unternehmenshistorie, 

mangelnder Sicherheiten und Unsicherheit über den Geschäftserfolg Unterschiede zur 

Rangfolge von Bestandsunternehmen aufweist und sich im sog. financial growth cycle wider-

spiegelt (Berger und Udell 1998). So wird im Rahmen der Gründungsfinanzierung ebenfalls 

zuerst auf interne Mittel und Mittel des Gründers zurückgegriffen. Sodann werden nicht rück-

zahlungspflichtige Zuschüsse und Gelder aus dem Verwandten- oder Freundeskreis und erst 

zum Schluss Mittel weiterer externer Kapitalgeber auf organisierten Märkten wie Beteili-

gungsgeber oder Banken an Anspruch genommen (Berger und Udell 1998; Sau 2007; Paul 

et al. 2007).  

Die Vertragsgestaltung ist ein wesentliches Element in der Beziehung zwischen Kapitalgeber 

und -nehmer und der Behandlung der inhärenten Wissensunterschiede zwischen beiden 

Seiten. Das Zusammenspiel von rechtlichen und ökonomischen Institutionen stellt sicher, 

dass unternehmensexterne Kapitalgeber einen Investitionsertrag erhalten und ihr Kapital 

nicht im Unternehmen „versenkt“ wird. Die Wirksamkeit der Corporate Governance-Mecha-

nismen beeinflusst damit auch, ob und wie viel unternehmensexternes Kapital für Gründun-

gen bereitgestellt wird (Shleifer und Vishny 1997). Die Trennung zwischen Entrepreneur und 

Finanzier resultiert nicht nur in asymmetrischer Informationsverteilung, sondern wird durch 

die Unmöglichkeit, vollständige Verträge zu schließen, problematisch. Daher spielen die 

Kontrollrechte und die mögliche Einflussnahme auf das Management des Unternehmens, die 

mit unternehmensexternem Eigen- und Fremdkapital verbunden sind, neben den unter-

schiedlichen Zahlungsströmen eine wesentliche Rolle (Hart 2001). 

Ansatzpunkte zum Umgang mit asymmetrischer Informationsverteilung bei der Grün-

dungsfinanzierung 

Eine Ursachenbeseitigung im Rahmen der Gründungsförderung müsste an der zwischen 

Kapitalgeber und -nehmer ungleich verteilten Information über das Gründungsprojekt anset-

zen. Dies dürfte grundsätzlich nur bis zu einem gewissen Ausmaß möglich sein, denn selbst 

bei gleichem Informationsstand von Kapitalgeber und -nehmer können sich aufgrund psycho-

logischer Einflussfaktoren unterschiedliche Bewertungen des Gründungsprojekts ergeben 

(DellaVigna 2009). Zudem kann sich auch der Gründer selbst einer Ungewissheit über den 

Erfolg des Gründungsprojekts gegenübersehen. Zwar wird in der Regel angenommen, dass 

der Kapitalnehmer den Informationsvorsprung vor dem Kapitalgeber besitzt: In Abhängigkeit 

von verschiedenen Umweltzuständen und dem Arbeitseinsatz des Gründers ergeben sich 
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verschiedene Szenarien für den Erfolg, denen der Gründer die genauere Wahrscheinlichkeit 

ihres Eintretens zuordnen kann. Allerdings lässt sich auch ein gegenläufiger Effekt identifizie-

ren: Für den Gründer selbst ist die Gründung oft ein einmaliges Ereignis, sodass für ihn die 

Abschätzung der Erfolgswahrscheinlichkeit schwierig sein kann. Für einen Kapitalgeber, der 

sich wiederholt mit ähnlichen Finanzierungssituationen konfrontiert sieht, ist dagegen die 

Bildung einer Wahrscheinlichkeitsverteilung über Erfolg und Misserfolg gegebenenfalls ein-

facher (Gilboa et al. 2008). Informationsdefizite können also sowohl aufseiten des Kapitalge-

bers als auch des Kapitalnehmers auftreten, sodass sich selbst mit der Weitergabe der In-

formationen des Gründers über das Projekt das Bewertungsproblem nicht lösen lassen 

muss. 

Zwar kann ein Gründer per Definition nicht auf wiederholte und langfristige Finanzbeziehun-

gen im Rahmen seiner Geschäftstätigkeit zurückblicken, die die Informationsbeschaffung 

und Einflussnahme für den Kapitalgeber vereinfacht und seine Kosten reduziert. Wenn der 

Gründer allerdings im Rahmen des Hausbankprinzips seine Gründungsfinanzierung über die 

gleiche Bank wie seine privaten Konten und Finanztransaktionen abwickelt, kann die Bank 

ggf. vom privaten Finanzgebaren auf das geschäftliche schließen. Hieraus ist eine Abmilde-

rung des Problems asymmetrischer Informationsverteilung zu erwarten. Zu weiteren privaten 

Lösungsansätzen, die zu einer Abmilderung der Finanzierungsprobleme aufgrund asymmet-

risch verteilter Informationen bei der Bereitstellung von Fremdkapital führen können, gehören 

Signalling, Screening und Monitoring. So kann der Kapitalnehmer über den Einsatz eigener 

Mittel und die Stellung von Sicherheiten „Wohlverhalten“ und die gute Qualität des zu finan-

zierenden Projekts anzeigen und der Kapitalgeber kann seine Bemühungen zur Informati-

onsbeschaffung intensivieren sowie das Projekt stärker beaufsichtigen. Für Gründer können 

die privaten Lösungsansätze wie die Stellung von Sicherheiten oder eines Eigenanteils der 

Kapitalnehmer bei der Finanzierung jedoch wieder neue Anforderungen erzeugen. Denn 

wenn der Gründer die entsprechenden Ressourcen nicht besitzt, kommen die Auswirkungen 

der Informationsasymmetrie voll zum Tragen. Hinzu kommt, dass die reliability of newness 

die Wirksamkeit der Ansätze infrage stellt: Auch wenn Gründer Sicherheiten stellen, persön-

liche Garantien geben oder eine Beziehung zur Bank aufbauen, sind sie immer noch häufi-

ger von einer Kreditablehnung betroffen (Coleman 2004). Hier kann die Gründungsförderung 

ansetzen: Wenn die privaten Lösungsansätze zum Umgang mit dem Problem asymmetri-

scher Information bei der Gründungsfinanzierung insgesamt nicht ausreichend sind, wären 

sie um Instrumente der Gründungsförderung zu ergänzen.  

Eine weitere Möglichkeit, den Problemen bei der Gründungsfinanzierung zu begegnen, ist 

der Einsatz von Eigenkapital. Externes Eigenkapital erlaubt durch das damit verbundene 

intensive Screening und die Möglichkeiten der Vertragsgestaltung einschließlich der Auf-

sichts- und Eingriffsrechte und der Exitregelungen zumindest eine Reduzierung des Prob-

lems asymmetrischer Informationsverteilung zwischen Kapitalgeber und -nehmer (Kaplan 
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und Strömberg 2002; Mark 2005; Bienz et al. 2009). Allerdings ist diese Finanzierungsform 

aufgrund des damit verbundenen Aufwands und der sich daraus ergebenden Kosten in der 

Regel nur für eine kleine Gruppe von schnell wachsenden Gründungen mit hinreichendem 

Marktpotenzial geeignet, sodass sie selbst nicht für alle innovativen Gründungen die aus 

asymmetrischer Information erwachsenden Finanzierungsprobleme löst. Außerdem ist auch 

im Beteiligungsmarkt Rationierung möglich, wenn die asymmetrische Informationsverteilung 

den erwarteten Ertrag und nicht das Risiko der Projekte betrifft (siehe auch Myers und Majluf 

1984; Greenwald et al. 1984; Hellmann und Stiglitz 2000). 

Eine Kompensation setzt dagegen an der Konsequenz der Informationsasymmetrie, der zu 

geringen Verfügbarkeit finanzieller Mittel und der Rangfolge beim Einsatz der Finanzierungs-

formen, an. Eine Beeinflussung der Ertragsraten von Eigen- und Fremdkapital wird das 

Ausmaß und die Reihenfolge ihres Einsatzes ändern. Wird dagegen das zu geringe Finan-

zierungsvolumen direkt durch die Bereitstellung zusätzlichen Kapitals kompensiert, wird sich 

dies je nach Ausgestaltung auch auf die Ertragsrate für den privaten Kapitalgeber und damit 

die Kapitalkosten für den Gründer auswirken. Insgesamt ist festzuhalten, dass die jeweiligen 

Finanzierungsformen durch die inhärenten Unterschiede und privaten Lösungsansätze in 

unterschiedlichem Ausmaß von Marktversagen betroffen sind, sodass zur Beseitigung der 

entsprechenden Gründungshemmnisse an den jeweiligen Spezifika der Finanzierungsfor-

men anzusetzen ist. 

Einfluss von Instrumenten der Gründungsförderung auf Finanzierungshemmnisse aus 

asymmetrischer Informationsverteilung 

Die Unterstützung privater Lösungsansätze kann durch die Erleichterung des Informations-

austauschs zwischen Gründer und Kapitalgeber geschehen. Die Basis bildet dabei die kauf-

männisch-betriebswirtschaftliche Qualifikation der Gründer, die sie in die Lage versetzt, die 

wesentlichen Informationen für externe Kapitalgeber bereitzustellen sowie deren Bewer-

tungskriterien einzuschätzen. Ebenso sind grundlegende betriebswirtschaftliche Kenntnisse 

zur Führung einer Unternehmung notwendig, die bei der Beurteilung der Projekte durch Ka-

pitalgeber eine Rolle spielen und auch für die Gründer die Einschätzung der notwendigen 

Finanzierung erleichtern.  

Des Weiteren spielt insbesondere für Beteiligungsfinanzierungen der informelle Markt (Busi-

ness Angels und Privatinvestoren) eine bedeutende Rolle. Auf diesem Markt können Mat-

chingprobleme auftreten, denen mit entsprechenden Informationsangeboten (z. B. Internet, 

Businessplan-Wettbewerbe u. ä.) begegnet werden kann. Die hierzu notwendigen Netzwerke 

und Plattformen lassen sich mit öffentlichen Mitteln unterstützen. Dabei ist allerdings Vorsicht 

geboten. Zum einen zeigt sich in der Clusterförderung, dass Netzwerke, die mithilfe öffentli-

cher Mittel ins Leben gerufen werden, nur selten ohne diese Unterstützung fortbestehen 

(Meier zu Köcker und Buhl 2008). Zum anderen werden Informationsangebote auch von pri-
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vater Seite betrieben, sodass eine öffentliche Unterstützung nicht zwingend notwendig er-

scheint.  

Selbst aus theoretischer Sicht sind die Richtung und das Ausmaß des Marktversagens auf-

grund asymmetrischer Information bei der Gründungsfinanzierung nicht abschließend geklärt 

(Witt und Hack 2008). Auch wenn die Befunde nicht eindeutig ist, kann zumindest gefragt 

werden, wie sich eine Bereitstellung von Finanzmitteln im Rahmen der Förderung auf eine 

mögliche Unterversorgung mit Eigen- und Fremdkapital auswirkt. 

Die Förderung von Fremdkapital für Gründungen geschieht durch die direkte Bereitstellung 

von Finanzmitteln, entweder indem Gründern direkt Fremdkapital angeboten oder das Ange-

bot privater Kapitalgeber ergänzt wird. In beiden Fällen würde für ein zu geringes privates 

Fremdkapitalangebot direkt kompensiert. Eine Erhöhung der Ertragsrate der externen 

Fremdkapitalgeber wäre nur dann sinnvoll, wenn diese nicht über einen höheren, vom Kapi-

talnehmer zu zahlenden Zins erreicht wird. Denn eine Rationierung ist gerade dadurch ge-

kennzeichnet, dass ein Kapitalgeber auch bei einem höheren zu erzielenden Zins sein An-

gebot aufgrund des im Fall des Ausfalls zu tragenden Verlusts nicht erhöhen wird. Die Refi-

nanzierung für externe Fremdkapitalgeber zu verbilligen wird daher bei einer Rationierung im 

Gegensatz zu externen Effekten nicht zur Ausweitung des Kapitalangebots führen. Ausfall-

garantien und Haftungsfreistellungen sowie Bürgschaften für Gründer werden diesem Prob-

lem am ehesten gerecht, da sie die Verluste der Fremdkapitalgeber begrenzen. 

Die Bereitstellung externen Eigenkapitals kann als private Lösung des Rationierungsprob-

lems auf Kreditmärkten angesehen werden. Da jedoch auch Rationierung auf Beteiligungs-

märkten auftreten kann, fällt hier die zusätzliche Bereitstellung von Finanzmitteln im Rahmen 

der Gründungsförderung, entweder als eigenständiges Angebot oder in Ergänzung zu einem 

privaten Investor, in die Kompensation möglicher Auswirkungen asymmetrischer Information. 

Auch hier führt eine Ausfallversicherung des Beteiligungsgebers oder die direkte Kompensa-

tion von Ausfällen zu einer Reduzierung des Risikos. Höhere Ertragsraten für den privaten 

Geber werden bei Investitionen gemeinsam mit dem Investor über eine entsprechende Ge-

winnaufteilung erreicht, müssen jedoch nicht zu einer Ausweitung des privaten Angebots 

führen. Liegt aufgrund asymmetrischer Informationsverteilung eine Rationierung auf dem 

Markt für Eigenkapital vor, dann erhöhen diese Ansätze das Angebot an Eigenkapital und 

kompensieren so die Auswirkungen des Marktversagens.  

3.3 Unteilbarkeiten und Fixkosten bei externer Finanzierung 

Bedeutung von Mindestfinanzierungsgrößen für die Gründungsfinanzierung 

Eine weitere Ursache für allokatives Marktversagen auf Finanzmärkten stellen Unteilbarkei-

ten dar, die auf der Angebots- oder Nachfrageseite am Kapitalmarkt entstehen können. Auf 

der einen Seite ist das breite Gründungsgeschehen kleinteilig. Wenn Gründer auf externe 
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Finanzierung zurückgreifen, dann zu einem großen Teil auf kleine Volumina unterhalb der 

Mikrofinanzierungsgrenze von 25 TEUR, oft sogar unter 10 TEUR (Kohn und Ullrich 2010). 

Bei einer externen Finanzierung fallen jedoch Prüf- und Bearbeitungskosten an, die durch 

den Ertrag aus dem Engagement gedeckt werden müssen. Sind diese Kosten fix, dann ist 

bei kleineren Finanzierungsvolumina keine Rentabilität für den Kapitalgeber zu erwarten, 

was entsprechend zu Einschränkungen bei der Vergabe kleiner Finanzierungsvolumina füh-

ren wird. In diesem Fall gibt es ein Mindestfinanzierungsvolumen aus Sicht der Anbieter von 

Finanzierungen. 

Auf der anderen Seite ergibt sich auch aus Sicht der Nachfrager von Finanzierung ein Min-

destvolumen. Denn Gründungsprojekte müssen – nicht zuletzt in Abhängigkeit von der Kapi-

talintensität und dem erforderlichen Arbeitseinsatz der gewählten Branche – eine Mindest-

größe aufweisen, deren Unterschreiten zu Ineffizienz und entsprechend zu einem geringeren 

Unternehmenserfolg im Hinblick auf Unternehmenswachstum oder -überleben führen dürfte 

(z. B. Argaval und Audretsch 2001; Cable und Schwalbach 1991; Geroski 1995). Ist der 

Gründer gezwungen, auf eine unternehmensexterne Finanzierungsquelle zurückzugreifen, 

um die Mindestgröße seiner Gründung finanzieren zu können, dann können Finanzierungs-

schwierigkeiten aufgrund der schon behandelten Ursachen asymmetrischer Information und 

externer Effekte ein Erreichen des notwendigen Finanzierungsvolumens und damit der Rea-

lisierung einer erfolgreichen Gründung verhindern. 

Ansatzpunkte zum Umgang mit Mindestgrößen bei der Finanzierung von Gründungen 

Ist das notwendige Finanzierungsvolumen aus Sicht der Kapitalgeber zu klein und damit 

unrentabel, müsste an den Kosten der Kapitalgeber bei der Auswahl und Betreuung ihrer 

Engagements angesetzt werden. Die personalintensive Prüfung und Bearbeitung der Finan-

zierungsnachfragen von Gründern lassen sich jedoch nicht vermeiden, sodass sich diese für 

die Hemmnisse ursächlichen Kosten der Kapitalgeber grundsätzlich nicht beseitigen lassen. 

Hier ist nur eine Abmilderung des Problems möglich, was durch eine direkte Kompensation 

der Kosten oder die Möglichkeit zur Auslagerung der Prüfung und Bearbeitung der Finanzie-

rungsanträge sowie deren weiterer Beobachtung und Begleitung geschehen kann. Letzteres 

dürfte aufgrund der gesetzlichen Regelungen einschließlich Haftungsvorschriften bei einer 

Kreditvergabe nur in begrenztem Maße möglich sein.  

Finanzierungsbeschränkungen können dazu führen, dass Gründungen nicht die mindestop-

timalen Anfangsinvestitionen finanzieren können und damit das Gründungsprojekt nicht um-

gesetzt wird. Der erste Ansatzpunkt ist daher der Abbau der Finanzierungsbeschränkungen, 

der sich aufgrund externer Effekte und asymmetrischer Informationsverteilung, die in den 

vorangegangenen Ausführungen behandelt wurden, ergeben. Aus einer Mindestgröße allein 

sollten sich aus dieser Sicht jedoch keine Konsequenzen für eine Gründungsförderung erge-

ben. Als zweiter Ansatzpunkt würde sich eine Reduktion des privat aufzubringenden Finan-
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zierungsbetrages anbieten, indem die notwendigen Vermögensgegenstände zunächst öffent-

lich bereitgestellt werden. Dies geschieht beispielsweise in Gründerzentren oder Technolo-

gieparks, in denen Büroräume oder Laboreinrichtungen, ggf. gegen ein entsprechendes Nut-

zungsentgelt, zur Verfügung gestellt werden. 

Einfluss von Instrumenten der Gründungsförderung auf Finanzierungshemmnisse aus 

Mindestfinanzierungsgrößen 

Für die Auswirkungen von Instrumenten der Gründungsförderung auf Finanzierungsbe-

schränkungen aus asymmetrischer Information und externen Effekten, die ein Erreichen der 

mindestoptimalen Betriebsgröße verhindern können, wird auf die Ausführungen in den ent-

sprechenden vorangegangenen Abschnitten verwiesen. An dieser Stelle sei nur auf bisher 

nicht behandelte Instrumente, insbesondere im Hinblick auf die Kosten der Kapitalgeber, 

eingegangen. 

Der Reduzierung der vom Gründer zu finanzierenden Investitionen kann die öffentliche Be-

reitstellung von Infrastruktur dienen, die von Gründern in Anspruch genommen wird. Dies ist 

bei technologieorientierten Gründern mit kapitalintensiven Labor- und Produktionsanlagen 

vorstellbar, insbesondere im FuE-intensiven Vorgründungsprozess. Für kleine Gründungen 

ist die Bereitstellung von Infrastruktur wie beispielsweise Büroräumen nur dann sinnvoll, 

wenn dadurch der Kapitalbedarf ausschließlich durch eigene Mittel der Gründer und aus in-

formellen Quellen gedeckt werden kann. Sonst wird der externe Kapitalbedarf reduziert, was 

das Problem zu geringer Finanzierungsvolumina aus Sicht formeller Kapitalgeber verstärkt.  

Die Kosten, die bei externen Kapitalgebern für die Prüfung von Finanzierungsanfragen und 

die Beobachtung laufender Verträge anfallen, lassen sich nicht in hinreichendem Maße direkt 

beeinflussen. Insbesondere bei kleinen Finanzierungsbeträgen können diese im Vergleich 

zum Ertrag zu hoch ausfallen und damit von vornherein eine Mittelvergabe verhindern. Zur 

Reduzierung der Kosten können diese einmal im Rahmen der Förderung ersetzt werden, 

beispielsweise in Form eines Verwaltungskostenbeitrags für Venture-Capital-Geber oder 

einer Bearbeitungsgebühr für Banken. Eine andere Möglichkeit ist, die Prüfung auszulagern, 

wie dies beispielsweise im Rahmen von Mikrofinanzierungsangeboten geschieht (z. B. Mik-

rokreditfonds Deutschland, http://mikrokreditfonds.gls.de/). Dabei ist jedoch zu berücksichti-

gen, dass sich die Anreize für eine intensive Aufsicht über die Kreditnehmer vermindern, 

sobald die Aufsichtsführenden keine eigenen Interessen vertreten müssen. Eigene Interes-

sen können beispielsweise durch den Erhalt der Reputation, eigene investierte Mittel oder 

eine Beteiligung im Verlustfall sichergestellt werden. 

4 Zusammenfassung und Ausblick 

Wie die Ausführungen in den vorhergehenden Abschnitten gezeigt haben, wirken sich In-

strumente der Gründungsförderung unterschiedlich auf potenzielle Marktversagenstatbe-

http://mikrokreditfonds.gls.de/
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stände auf Finanzmärkten aus. Die Instrumente können dabei zum einen die Ursache alloka-

tiven Marktversagens – asymmetrische Informationsverteilung, externe Effekte und Unteil-

barkeiten – bekämpfen sowie private Lösungsansätze unterstützen. Zum anderen ist auch 

eine Kompensation der Auswirkungen möglich. Insbesondere die direkte Bereitstellung von 

Finanzmitteln im Rahmen der Gründungsförderung geht davon aus, dass Marktversagen zu 

Schwierigkeiten bei der Gründungsfinanzierung führt und kompensiert so eine mögliche Un-

terversorgung mit Kapital. Dies hat den Vorteil, dass Finanzierungsengpässe unabhängig 

von den drei möglichen Ursachengruppen reduziert werden können, und dürfte dazu beige-

tragen haben, die Finanzierung als wesentliches Element der Gründungsförderung zu etab-

lieren.  

Aufgrund der beschränkten öffentlichen Mittel kann die direkte Bereitstellung von Finanzmit-

teln jedoch nicht für alle Gründungen erfolgen. Damit ergibt sich ein Auswahlproblem der zu 

fördernden Projekte, welches bei innovativen Gründungen über Feedbackprozesse und 

Pfadabhängigkeit der technologischen Entwicklung auch langfristige Auswirkungen auf den 

Wachstumspfad der Volkswirtschaft erzeugen kann (Aghion et al. 2009). Hinzu kommt, dass 

die Träger der Gründungsförderung im Vergleich zu den privaten Marktteilnehmern nicht 

zwingend über bessere Informationen verfügen dürften. Weiter stellt sich die Frage, in wel-

chem Interesse der staatliche Kapitalgeber bei Problemen in der Unternehmensentwicklung 

wirken soll, wenn die Finanzierung nicht als nichtrückzahlbarer Zuschuss ausgestaltet ist. Als 

Eigenkapitalgeber hat er beispielsweise Entscheidungsrechte im solventen Zustand der 

Gründung und ist variabel am Ertrag beteiligt, während er als Fremdkapitalgeber Rechte im 

Fall der Unternehmensinsolvenz ausüben wird, zuvor jedoch einen fixen Anspruch an den 

Unternehmensertrag hat (Hart 2001).  

Weiter können bei der öffentlichen Bereitstellung von Finanzmitteln Verdrängungs- und Mit-

nahmeeffekte auftreten, die bei der Ausgestaltung der Förderung berücksichtigt werden soll-

ten. Insbesondere nicht rückzahlbare Zuschüsse und Subventionen verursachen grundsätz-

lich Mitnahme- und Anreizeffekte, die bei einer Bewertung der Instrumente in Betracht gezo-

gen werden müssen. Verdrängungseffekte durch öffentliche Mittel treten auf, wenn private 

Kapitalgeber auf die Finanzierung von Gründungsprojekten verzichten oder wenn die Kapi-

talnehmer ihre Nachfrage aus der öffentlichen Förderung befriedigen.  

In diesem Beitrag wurde keine grundlegende Rechtfertigung für eine Gründungsförderung 

aufgrund von Marktversagen gegeben, sondern untersucht, wie sich verschiedene Förderin-

strumente auf Hemmnisse bei der Gründungsfinanzierung auswirken, die potenziell aus allo-

kativem Marktversagen entstehen können. Neben der Begründung der Gründungsförderung 

wegen eines allokativen Marktversagens auf Finanzmärkten werden auch die positiven Ef-

fekte für Wachstum und Beschäftigung von Gründungen herausgestellt. Allerdings sind diese 

nicht von allen Gründungen zu erwarten, sodass durchaus eine Konzentration auf ausge-
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wählte Arten wie innovative Gründungen diskutiert werden kann (Naudé 2008; Witt und Hack 

2008). 

Wie die vorangegangenen Ausführungen gezeigt haben, ist nicht jedes Förderinstrument 

geeignet, alle möglicherweise auftretenden Probleme bei der Gründungsfinanzierung zu re-

duzieren. Zudem steht ein empirischer Nachweis zur Existenz, Richtung und Höhe des 

Marktversagens bei der Gründungsfinanzierung noch aus. Wenn Ausmaß und Richtung ein-

zelner Marktversagenstatbestände nicht geklärt werden können, dann sind Ansätze vorzu-

ziehen, die verschiedenen Auswirkungen Rechnung tragen, und gleichzeitig die Zielerrei-

chung in anderen Bereichen der Wirtschaftspolitik wie beispielsweise der Innovations- und 

Arbeitsmarktpolitik nicht negativ beeinflussen. Dies setzt eine umfassende Evaluierung der 

Instrumente im Bereich der Gründungsförderung voraus. 
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Sozialpolitische Ziele der Gründungsförderung am Beispiel von 
Gründungen aus der Arbeitslosigkeit 

Joern H. Block (Erasmus Universität Rotterdam und Technische Universität München) und 

Karsten Kohn (KfW Bankengruppe) 

Kurzzusammenfassung 

Gründungsförderung in Deutschland ist nicht allein ökonomisch, sondern in Teilen sozialpoli-

tisch motiviert. Der vorliegende Beitrag diskutiert diese sozialpolitische Komponente der 

Gründungsförderung auf konzeptioneller und empirischer Basis. Dabei wird auf die Förde-

rung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit fokussiert. Der Beitrag schließt mit Anmer-

kungen zur Ausgestaltung und zur Evaluation von sozialpolitisch motivierter Gründungsför-

derung. 

1 Einleitung 

Im Beitrag von Staak (2011) in diesem Sammelband wird auf theoretischer Basis beurteilt, 

ob staatliche Eingriffe in das Gründungsgeschehen durch allokatives Marktversagen begrün-

det werden können. Die Förderpraxis ist jedoch weitaus komplexer. Neben allokativem 

Marktversagen existieren sozialpolitische Rechtfertigungen für eine Gründungsförderung, 

denen in der Praxis eine hohe Bedeutung zukommt. Zum Beispiel lassen sich die vom Volu-

men her bedeutenden Gründungsförderungsprogramme für Arbeitslose vonseiten der Bun-

desagentur für Arbeit nur schwerlich durch allokative Marktversagenstatbestände begründen. 

Vergleichbares gilt etwa für spezielle Gründungsförderprogramme für Frauen, Personen mit 

Migrationshintergrund oder Gründungen in strukturschwachen Regionen. 

Ziel der meisten sozial- oder arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ist ein höheres Maß an 

sozialer Sicherheit und Gerechtigkeit. Im Gesetz zum Gründungszuschuss (§ 57 Abs. 1 SGB 

III) wird diese sozialpolitische Motivation explizit aufgeführt. Dort heißt es: „Arbeitnehmer, die 

durch Aufnahme einer selbstständigen, hauptberuflichen Tätigkeit die Arbeitslosigkeit been-

den, haben zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung […] Anspruch 

auf einen Gründungszuschuss“ (BMJ 2007). Der Gesetzgeber verfolgt mit der Vergabe des 

Gründungszuschusses das Ziel, den Lebensunterhalt des Antragstellers zu sichern sowie 

eine längere Phase der Arbeitslosigkeit zu vermeiden (Sandner et al. 2008). Marktversagen 

ist dagegen kein Kriterium zur Erlangung des Gründungszuschusses oder ähnlicher Grün-

dungsförderungen vonseiten der Bundesagentur für Arbeit. 

Grundsätzlich können zur Begründung für sozialpolitisch motivierte staatliche Eingriffe in das 

Gründungsgeschehen das in Art. 20 Abs. 1 des Grundgesetzes verankerte Sozialstaatsge-

bot sowie die soziale Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung in Deutschland herangezogen 
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werden. Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat, größere soziale Unterschiede inner-

halb der Gesellschaft abzubauen. Die soziale Marktwirtschaft sieht den Staat als Akteur, der 

durch aktive Eingriffe das Marktgeschehen ergänzt und korrigiert. Diese Eingriffe sollten je-

doch marktkonform erfolgen, d. h. der Marktmechanismus soll möglichst wenig in seiner 

Funktionsfähigkeit beeinträchtigt werden. 

Im vorliegenden Beitrag werden sozialpolitische Aspekte der Gründungsförderung näher 

betrachtet, wobei sich der Gang der Untersuchung wie folgt gliedert. Zunächst unternimmt 

Abschnitt 2 Begriffsabgrenzungen zwischen ökonomischen und sozialpolitischen Zielen der 

Gründungsförderung. Abschnitt 3 stellt verschiedene sozialpolitische Ziele der Gründungs-

förderung übersichtsartig zusammen, bevor die Abschnitte 4.1 mit repräsentativer empiri-

scher Evidenz zu Gründungen aus der Arbeitslosigkeit und 4.2 mit Erkenntnissen zur Förde-

rung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit durch die Bundesagentur für Arbeit ein wichti-

ges Fallbeispiel herausgreifen. Ein Fazit mit Anmerkungen zur Ausgestaltung und zur Evalu-

ation von sozialpolitisch motivierten Gründungsförderprogrammen in Abschnitt 5 schließt den 

Beitrag. 

2 Begriffsabgrenzung: Sozialpolitische versus ökonomische Ziele der 
Gründungsförderung 

Sozialpolitische Zielsetzungen sind von auf eine effiziente Ressourcenallokation abstellen-

den ökonomischen Zielen konzeptionell abzugrenzen, wobei eine eindeutige Zuordnung ein-

zelner Gründungsförderprogramme hinsichtlich der Verfolgung ökonomischer oder sozialpoli-

tischer Ziele oft schwierig oder unmöglich ist, denn bei der Motivation von Fördermaßnah-

men werden häufig beide Arten von Zielen parallel aufgeführt. 

Zur Beschreibung, was unter sozialpolitischen Zielen der Gründungsförderung zu verstehen 

ist, ist der Begriff des distributiven Marktversagens hilfreich. Unabhängig von der Effizienz 

der Ressourcenallokation kann es zu so genanntem distributivem Marktversagen kommen, 

wenn die durch den Markt generierte Einkommens- und Vermögensverteilung als ungerecht 

empfunden wird. In diesem Fall begründen sich staatliche Eingriffe in das marktliche Ge-

schehen aus der Tatsache, dass wir nicht in einem System der reinen Marktwirtschaft, son-

dern in einem System der sozialen Marktwirtschaft leben. Die Kriterien für eine gesamtwirt-

schaftlich erwünschte oder gerechte Einkommensverteilung fußen stets auf Werturteilen 

(Wellisch 2000). Die Bestimmung und Rechtfertigung solcher Werturteile erfolgen im Rah-

men der politischen Philosophie und sollen an dieser Stelle nicht weiter behandelt werden.1 

Generell gilt, dass die Identifikation distributiven Marktversagens noch weniger eindeutig 

möglich ist als diejenige allokativen Marktversagens. 

 

1 Bekannte philosophische Staatstheorien sind z. B. der Minimalstaat von Nozick (1974) oder die The-
orie der Gerechtigkeit von Rawls (1971). 
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Beispiele für distributive Marktversagensgründe, die als Rechtfertigung für staatliche Eingriffe 

in das Gründungsgeschehen herangezogen werden, sind die Existenz strukturschwacher 

Regionen, eine Benachteiligung bestimmter Personengruppen auf dem Arbeitsmarkt (z. B. 

Langzeitarbeitslose, ältere Menschen, Personen mit Migrationshintergrund) oder eine zu 

geringe Anzahl von Sozialunternehmern (social entrepreneurs). Sozialunternehmer sind Per-

sonen, die mit unternehmerischen Methoden versuchen, soziale Probleme zu lösen (Peredo 

und McLean 2006). Ein bekanntes Beispiel für einen Sozialunternehmer ist Muhammad Yu-

nus, der mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnete Gründer und Manager der Grameen 

Bank, die Mikrokredite an Kleistunternehmer in Entwicklungsländern vergibt. 

Im ersten Beispiel könnte das distributive Marktversagen durch eine Gründungs- und Innova-

tionsförderung speziell in den strukturschwachen Regionen, im zweiten Beispiel durch eine 

Unterstützung der benachteiligten Personen bei ihrem Schritt in die Selbstständigkeit und im 

dritten Beispiel durch die spezifische Gründungsförderung des Bereichs Social Entrepre-

neurship gemildert werden. Ob und, wenn ja, in welchem Ausmaß Staatseingriffe hier jeweils 

erforderlich sind, hängt von den gesellschaftlichen Werturteilen ab, die den sozialpolitischen 

Nachteilsausgleichen zu Grunde liegen. 

Für alle drei Beispiele lassen sich parallel auch ökonomische Rechtfertigungen finden. So 

befinden sich strukturschwache Regionen z. B. geografisch häufig in peripherer Lage zu den 

Finanzzentren, was eine Gründungsfinanzierung durch privates externes Eigenkapital er-

schwert. Empirische Untersuchungen zeigen, dass unter ansonsten gleichen Bedingungen 

Gründer in Peripherieregionen in stärkerem Maße mit Finanzierungsschwierigkeiten konfron-

tiert sind, was auf einen allokativen Marktversagenstatbestand hindeutet (vgl. Sorenson und 

Stuart 2001; Zook 2002). Eine Gründungsförderung in den strukturschwachen Regionen wird 

dann sowohl sozialpolitischen als auch effizienzsteigernden Zielen gerecht. 

Neben allokativem und distributivem Marktversagen werden auch übergeordnete gesell-

schaftspolitische Ziele, wie beispielsweise eine Verbesserung des Umweltschutzes, die In-

tensivierung der Bildung oder der Erhalt der deutschen Sprache und Kultur als Rechtferti-

gungen für staatliche Eingriffe in das Gründungsgeschehen herangezogen. Unter Einbezug 

solch weiterer Ziele der Staatstätigkeit lassen sich ergänzende Begründungen für Eingriffe in 

das Gründungsgeschehen finden, die an dieser Stelle jedoch nicht weiter diskutiert werden 

sollen.2 Ebenfalls nicht berücksichtigt werden im Folgenden Argumente der Politischen Öko-

nomie, die den Einsatz staatlicher Gründungsförderprogramme auf das Bestreben von Politi-

kern zurückführen, sich durch solche Maßnahmen Wählerstimmen zu sichern (vgl. z. B. Glä-

ser 2002). 

 

2 Vgl. dazu z. B. Audretsch (2004). Siehe weiterhin den Beitrag von Berg und Volkmann (2011) in 
diesem Band zur Gründungsförderung im Bereich erneuerbarer Energien als ein Beispiel für die För-
derung spezifischer Wirtschaftssektoren. 
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3 Übersicht über verschiedene sozialpolitische Ziele der Gründungsförde-
rung 

Das Spektrum der sozialpolitischen Ziele der Gründungsförderung reicht weit und berührt 

sämtliche Bereiche der Sozialpolitik. Der Hauptschwerpunkt liegt naturgemäß im Bereich der 

aktiven Arbeitsmarkpolitik. Tabelle 1 gibt einen – zweifelsohne unvollständigen – Überblick 

über sozialpolitische Ziele der Gründungspolitik und listet beispielhaft einige Programme 

sowie wirtschaftswissenschaftliche Studien auf, die sich mit den jeweiligen Themenbereichen 

befassen.  

Tabelle 1: Sozialpolitische Nachteilsausgleiche durch Gründungsförderung 

 Ausgleich einer Benachteiligung von ... 
 Arbeitslosen Personen mit 

Migrations-
hintergrund 

Frauen älteren Er-
werbstätigen 

struktur-
schwachen 
Regionen 

Sozial-
politi-
sches 
Ziel 

Sicherung des 
Lebensunter-
halts; Aus-
gleich von 
Benachteilun-
gen auf dem 
Arbeitsmarkt 

Ausgleich von 
Benachteiligung 
aufgrund von 
Herkunft oder 
mangelnden 
Sprachkenntnis-
sen 

Ausgleich von 
Nachteilen auf-
grund von Fami-
lienplanung 

Ausgleich von 
Benachteili-
gungen auf 
dem Arbeits-
markt 

Verbesserung 
der regionalen 
Wirtschafts-
struktur 

Pro-
gramm-
beispie-
le 

Gründungszu-
schuss, mit 
dem die Bun-
desagentur für 
Arbeit grün-
dungsinteres-
sierte Arbeits-
lose, die Ar-
beitslosen-
geld I bezie-
hen, fördert 
(www.arbeitsa
gentur.de) 

Beratung durch 
Einrichtungen 
wie das 
Deutsch-
Türkische Wirt-
schaftszentrum 
Mannheim 
(www.dtw-
mannheim.de)  
Länderpro-
gramme über 
den Europäi-
schen Sozial-
fonds (ESF, 
www.esf.de) 

Beratungsange-
bote der bun-
desweiten grün-
derinnenagentur 
(bga,  
www.gruenderin
nenagentur.de) 

Maßnahmen 
im Rahmen 
der Perspekti-
ve 50 plus 
(www.perspek
tive50plus.de) 

Gemein-
schaftsaufgabe 
„Verbesserung 
der regionalen 
Wirtschafts-
struktur“ zur 
Förderung von 
Investitionen 
(durch junge 
Unternehmen) 
der gewerbli-
chen Wirtschaft 
in struktur-
schwachen 
Regionen 
(GRW, unter  
www.bmwi.de) 

Litera-
tur 

siehe Ab-
schnitt 4  

Block et al. 
(2011); BMWi 
(2005); Di Bella 
und Leicht 
(2011); Jaeckel 
(2007); Wagner 
(2011) 

Fuchs (2011); 
Furdas und 
Kohn (2010); 
Welter (2004) 

BMWi (2008); 
Büttner et al. 
(2007, 2009) 

Audretsch und 
Feldman 
(1996); Fritsch 
et al. (2004) 
und die dort 
aufgeführten 
Studien; Fritsch 
und Mueller 
(2007) 

Quelle: eigene Erstellung. 

Wir unterscheiden zwischen sozialpolitisch motivierter Gründungsförderung für Arbeitslose, 

Personen mit Migrationshintergrund, Frauen und ältere Erwerbstätige, sowie für Gründungen 

http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.arbeitsagentur.de/
http://www.dtw-mannheim.de/
http://www.dtw-mannheim.de/
http://www.esf.de/
http://www.gruenderinnenagentur.de/
http://www.gruenderinnenagentur.de/
http://www.perspektive50plus.de/
http://www.perspektive50plus.de/
http://www.bmwi.de/
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in strukturschwachen Regionen. In der Praxis lassen sich diese zielgruppenspezifischen 

Programme nicht immer klar voneinander abgrenzen. So kann es beispielsweise spezielle 

Förderprogramme für gründungsinteressierte Arbeitslose in strukturschwachen Regionen 

geben. Auch ist es denkbar, dass eine bestimmte Zielgruppe im Rahmen eines allgemeinen 

Förderprogramms für Gründungen über den normalen Fördersatz hinaus besonders stark 

gefördert wird. 

Im weiteren Verlauf dieses Beitrags gehen wir näher auf die Förderung von gründungswilli-

gen Arbeitslosen durch die Bundesagentur für Arbeit – einen gemessen am Fördervolumen 

besonders großen Bereich – näher ein und fassen die vorhandene empirische Evidenz zu 

Gründungen aus der Arbeitslosigkeit zusammen. 

4 Beispiel für Gründungsförderung mit sozialpolitischen Zielen: Gründun-
gen aus der Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit stellt eine der großen gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit dar. 

Gesamtwirtschaftlich gehen mit der Arbeitslosigkeit eine Unterauslastung des Produktions-

potenzials und Kosten für das Sozialversicherungssystem einher. Auf individueller Ebene ist 

eine Arbeitslosigkeit mit erheblichen finanziellen Einbußen verbunden. Bei länger andauern-

der Arbeitslosigkeit führen Stigmatisierungseffekte und die Abschreibung notwendigen Hu-

mankapitals dazu, dass sich die Arbeitsmarktchancen der betroffenen Personen immer wei-

ter verschlechtern (siehe z. B. Biewen und Steffes 2010 und Möller 1990). Neben den öko-

nomischen Folgen führt Arbeitslosigkeit auch zu psychischen Belastungen der Betroffenen. 

Aus der Glücksforschung ist bekannt, dass Arbeitslose erheblich weniger zufrieden sind als 

Beschäftigte (Frey und Stutzer 2002). Langfristig kann die gesamte gesellschaftliche Teilha-

be der Betroffenen Schaden nehmen. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wird daher als 

eine elementare gesellschaftliche Aufgabe angesehen. Neben der Aufnahme einer abhängi-

gen Beschäftigung stellt der Schritt in die Selbstständigkeit einen Ausweg aus der Arbeitslo-

sigkeit dar, der entsprechend durch die Gründungsförderung unterstützt wird. 

4.1 Bedeutung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit für das Gründungsge-

schehen insgesamt 

Gründungen aus der Arbeitslosigkeit machen ein wichtiges Segment des Gründungsgesche-

hens in Deutschland aus. Gemäß KfW-Gründungsmonitor handelte es sich im Jahr 2009 bei 

gut 20 % aller Gründer und knapp 30 % aller Vollerwerbsgründer um Personen, die zum 

Zeitpunkt der Gründung arbeitslos waren (Grafik 1).3 Dies entspricht einer Gesamtzahl von 

rund 186.000 Personen (Kohn et al. 2010). Damit kommen Gründer – und insbesondere 

 

3 Eine ausführliche Bestandsaufnahme zum Thema Gründungen aus der Arbeitslosigkeit auf Basis 
des KfW-Gründungsmonitors findet sich in Kohn et al. (2010a). Für eine Beschreibung der Datenquel-
le siehe Kohn et al. (2010b). 
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Vollerwerbsgründer – gemessen an der Arbeitslosenquote in der Gesamtbevölkerung von 

8,2 % (Bundesagentur für Arbeit 2010) überproportional häufig aus der Arbeitslosigkeit und 

vergleichsweise selten aus einer abhängigen Beschäftigung oder aus der Nichterwerbstätig-

keit. 

Im Konjunkturverlauf ist ein leichtes Schwanken des Anteils vormals arbeitsloser Gründer zu 

verzeichnen. Tendenziell drängen in Jahren schlechter Konjunktur und entsprechend höhe-

rer Arbeitslosigkeit mehr arbeitslose Personen in die Selbstständigkeit. Diese Push-Wirkung 

der Arbeitslosigkeit auf die Zahl der Existenzgründer war in Deutschland in den vergangenen 

Jahren stärker als die direkte Pull-Wirkung der Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen 

Nachfrage. Darüber hinaus wurde die Dynamik des gesamten Gründungsgeschehens in der 

jüngeren Vergangenheit maßgeblich durch institutionelle Änderungen im Förderinstrumenta-

rium beeinflusst, mit dem die Bundesagentur für Arbeit (BA) Arbeitslose beim Schritt in die 

Selbstständigkeit unterstützt. So spiegeln sich die Einführung des Existenzgründungszu-

schusses (Ich-AG) im Jahr 2003 und die restriktivere Förderpolitik ab 2005 unmittelbar im 

Gründerboom der Jahre 2003/2004 und dem sich anschließenden Rückgang der Zahl der 

Existenzgründer wider (Kohn et al. 2010a). 

Grafik 1: Gründer aus der Arbeitslosigkeit  
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Anteile in Prozent aller Gründer. Definition Gründung: Startzeitpunkt liegt maximal 12 Monate zurück.  

Quelle: KfW-Gründungsmonitor. 

Dennoch ist die Gruppe der Gründer, die ihre Selbstständigkeit direkt aus der Arbeitslosigkeit 

heraus gestartet haben, nicht deckungsgleich mit der Gruppe der BA-Förderungsempfänger: 

Unter den Gründern aus der Arbeitslosigkeit im KfW-Gründungsmonitor hat im Durchschnitt 

der Jahre 2006–2009 rund die Hälfte (49 %) der Gründer BA-Mittel für ihr Gründungsprojekt 

eingesetzt. Anders herum geben nur 56 % derjenigen, die BA-Mittel zur Finanzierung ihrer 
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Gründung eingesetzt haben, an, vor Gründung arbeitslos gewesen zu sein. Weitere 31 % in 

dieser Gruppe waren laut eigenen Angaben vor ihrer Gründung abhängig beschäftigt.4 

Gründungen durch Langzeitarbeitslose 

Grafik 2 unterscheidet Vollerwerbsgründer aus der Arbeitslosigkeit nach der Arbeitslosig-

keitsdauer vor Gründung. Im Jahr 2009 war nahezu jede zweite vorangegangene Arbeitslo-

sigkeitsepisode der Langzeitarbeitslosigkeit zuzurechnen. Berechnungen von Kohn et al. 

(2010) zufolge geht der ausgewiesene Anteil von 47 % erheblich über den Anteil der Lang-

zeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen des Jahres 2009 hinaus, womit Langzeitarbeitslose 

unter den vormals arbeitslosen Gründern überproportional stark vertreten sind: Gerade für 

langzeitarbeitslose Menschen stellt eine Existenzgründung eine häufig wahrgenommene 

Option zum Wiedereintritt in die Erwerbstätigkeit dar.  

Grafik 2: Vormals langzeitarbeitslose Gründer und Konjunkturverlauf 
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Anteile Langzeitarbeitsloser (Dauer der Arbeitslosigkeit vor Gründung > 52 Wochen) in Prozent aller Vollerwerbs-

gründer aus der Arbeitslosigkeit. Definition Gründung: Startzeitpunkt liegt maximal 12 Monate zurück. Wachs-

tumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts. 

Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Statistisches Bundesamt (2010). 

In den vergangenen Jahren ist der Langzeitarbeitslosenanteil markant gestiegen. Waren 

etwa im Jahr 2006 bei einem Wirtschaftswachstum von 3,6 % lediglich 26 % aller Voller-

                                                 

4 Dieses auf den ersten Blick erstaunliche Resultat ist mutmaßlich darauf zurückzuführen, dass ers-
tens der Erhalt der BA-Zuschüsse nicht auch ihren Einsatz zur Finanzierung des Gründungsprojekts 
impliziert und zweitens die Selbsteinschätzung der Befragungsteilnehmer als „arbeitslos“ nicht mit 
einer Arbeitslosigkeitsmeldung bei der Arbeitsagentur, welche Voraussetzung für Erhalt der BA-
Zuschüsse ist, gleichzusetzen ist. Vgl. hierzu Kohn et al. (2010a), Sandner et al. (2008), sowie nach-
folgend Abschnitt 4.2. 
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werbsgründer aus der Arbeitslosigkeit vormals langzeitarbeitslos, so ist für das Krisenjahr 

2009 bei einem Einbruch des BIP um 4,7 % ein entsprechender Anteil von 47 % zu beobach-

ten. Langzeitarbeitslose wählen also die Selbstständigkeit als Erwerbsoption dann verstärkt, 

wenn die Konjunktur schwach und somit der Weg in abhängige Beschäftigungsverhältnisse 

aufgrund geringer Arbeitsnachfrage stärker als sonst versperrt ist. 

Motive der Gründer aus der Arbeitslosigkeit 

Gründer aus der Arbeitslosigkeit stellen keine homogene Gruppe dar. Neben unterschiedli-

chen Dauern der Arbeitslosigkeit vor Gründung zeigt sich die Heterogenität auch in den 

Gründungsmotiven. Der Großteil (62 %) der Existenzgründungen von Arbeitslosen erfolgt 

primär aufgrund eines Mangels an Erwerbsalternativen (sog. Notgründung; s. Grafik 3). Je-

der vierte Gründer aus der Arbeitslosigkeit (26 %) gibt hingegen an, die Gründung vorrangig 

zur Realisierung einer Geschäftsidee genutzt zu haben (sog. Chancengründung). In der Ge-

samtheit aller Gründer sind Chancen- und Notgründungen indes etwa gleich häufig vertre-

ten.5  

Grafik 3: Gründungsmotive  
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Anteile in Prozent. Chancenmotiv: Hauptgründungsgrund „Ausnutzung einer Geschäftsidee“; Notmotiv: Haupt-

gründungsgrund „keine besseren Erwerbsalternativen“. Definition Gründung: Startzeitpunkt liegt maximal 36 Mo-

nate zurück. 

Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Befragungen 2008 und 2009 gepoolt. 

Damit spielen einerseits Notmotive für den Schritt in die Selbstständigkeit unter den Grün-

dern aus der Arbeitslosigkeit eine überproportional große Rolle. Andererseits ist eine Grün-

dung aus der Arbeitslosigkeit heraus nicht per definitionem mit einer Gründung in Ermange-

lung anderer Erwerbsalternativen gleichzusetzen. So ist der detaillierten Motiverfassung von 

                                                 

5 Im internationalen Vergleich fällt in Deutschland die Bedeutung des Notmotivs damit insgesamt recht 
hoch aus (vgl. Bosma und Harding 2007). 
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Caliendo und Kritikos (2009b) zu entnehmen, dass Gründer aus der Arbeitslosigkeit zumeist 

sowohl Chancenmotive (z. B. das Entdecken einer Marktnische oder den expliziten Wunsch 

selbstständig tätig zu sein) als auch Notmotive (z. B. das Auslaufen des Arbeitslosengeldes 

oder das Ziel, die Arbeitslosigkeit um jeden Preis zu beenden) haben. Derweil begünstigt 

eine (drohende) Arbeitslosigkeit eine Gründung aus der Not heraus und mit zunehmender 

Dauer der vorangegangenen Arbeitslosigkeit steigt die Wahrscheinlichkeit einer Notgrün-

dung (Block und Wagner 2010). 

Wer gründet aus der Arbeitslosigkeit? 

Neben der Gründungsmotivation beeinflussen Persönlichkeitseigenschaften das individuelle 

Gründungsverhalten. Tabelle 2 stellt ausgewählte soziodemografische Merkmale von Grün-

dern insgesamt und Gründern aus der Arbeitslosigkeit sowie der nichtgründenden Bevölke-

rung gegenüber.6 Dass Frauen seltener gründen als Männer, ist ein bekanntes empirisches 

Faktum (Furdas und Kohn 2010). In Deutschland sind rund 4 von 10 Gründenden weiblich. 

Bei Fokussierung auf Gründer aus der Arbeitslosigkeit verringert sich der Frauenanteil auf 

34 %. Die Differenz ist insofern plausibel, als im Jahr 2009 die Arbeitslosenquote von Frauen 

mit 7,9 % etwas niedriger lag als diejenige der Männer von 8,4 % (Bundesagentur für Arbeit 

2010). Auch Glockner und Steiner (2007) zufolge wirkt der Push-Effekt der Arbeitslosigkeit 

insgesamt stärker auf die Gründungsaktivität von Männern als auf die Gründungsaktivität 

von Frauen. 

Tabelle 2: Soziodemografische Merkmale der Gründer im Vergleich 

 
Alle  

Gründer 

Gründer aus 
der Arbeits-

losigkeit 

Nicht-
gründende 

Bevölkerung 

Nicht-
gründende 
Arbeitslose 

Geschlecht weiblich 40,7 33,8 50,9 47,8 
Ausländische Herkunft 16,0 20,1 14,2 24,6 
Alter      
   18 bis 24 Jahre 10,6 6,2 12,2 13,1 
   25 bis 34 Jahre 27,1 23,2 16,4 18,2 
   35 bis 44 Jahre 31,8 36,3 23,7 22,6 
   45 bis 54 Jahre 19,4 20,8 23,1 24,1 
   55 bis 64 Jahre 11,2 13,5 24,5 22,0 
Berufsabschluss     
   Universität, FH, BAkad. 24,6 20,7 16,2 7,8 
   Fachschule, Meisterschule 9,3 9,3 5,7 3,3 
   Lehre, Berufsfachschule 46,5 50,3 54,4 54,6 
   kein Berufsabschluss 19,5 19,7 23,7 34,2 

Anteile in Prozent. Definition Gründung: Startzeitpunkt liegt maximal 36 Monate zurück.  

Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Befragungen 2007–2009 gepoolt. 

Der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund an allen Gründern liegt mit 16 % etwas 

höher als der Migrantenanteil an der nichtgründenden Bevölkerung (14 %). Verwandte Stu-

                                                 

6 Zum Einfluss „weicher“ Persönlichkeitsmerkmale auf die individuelle Gründungsneigung siehe den 
Beitrag von Block (2011) in diesem Band. 
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dien kommen zu etwas ausgeprägteren Unterschieden, die sich in einer höheren Grün-

dungsaffinität von Migranten niederschlagen (z. B. Kohn und Spengler 2007). Unter den 

vormals arbeitslosen Gründern liegt der Anteil der Ausländer mit 20 % nochmals höher. Al-

lerdings betrug auch die Arbeitslosenquote von Ausländern im Jahr 2009 rund 17 % (Bun-

desagentur für Arbeit, 2010) und der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund an den 

nichtgründenden Arbeitslosen fällt mit 25 % ebenfalls höher aus als der entsprechende Anteil 

in der Gesamtheit der arbeitslosen Gründer. Arbeitslose Personen mit Migrationshintergrund 

neigen damit eher zu einer Gründung als Ausländer insgesamt, im Vergleich zu der hohen 

Arbeitslosenquote unter Migranten generell suchen sie in der Selbstständigkeit jedoch unter-

proportional häufig einen Ausweg aus der Arbeitslosigkeit. 

Das Alter der Gründerperson steht in engem Zusammenhang mit der Berufserfahrung, für 

die sich empirisch oft ein umgekehrt U-förmiger Zusammenhang mit der Gründungswahr-

scheinlichkeit zeigt (Fischer et al. 1993; Kohn und Spengler 2008). Ein derartiger Einfluss 

des Alters auf die Gründungsneigung zeigt sich auch im vorliegenden Vergleich. Gründer 

sind häufig zwischen 35 und 44 Jahren alt, während die jüngeren und älteren Altersgruppen 

deutlich schwächer besetzt sind. Unter den Gründern aus der Arbeitslosigkeit zeigt sich eine 

noch stärkere Konzentration der Altersverteilung auf die mittlere Alterskategorie. Die aus 

einer Arbeitslosigkeit resultierende Möglichkeit einer BA-Förderung der Selbstständigkeit ist 

an einen Anspruchserwerb gebunden, der bspw. im Fall des Gründungszuschusses eine 

vorangegangene abhängige Beschäftigung voraussetzt. Dies dürfte für die jüngste Alterska-

tegorie der 18 bis 24-Jährigen schwerer zu erfüllen sein als für Personen, deren Einstieg ins 

Erwerbsleben bereits mehrere Jahre zurückliegt. Folglich ist der jungen Altersklasse nur je-

der 16. Gründer aus der Arbeitslosigkeit zuzurechnen. Am oberen Ende der Alterskala sind 

entsprechende Unterschiede dagegen nur gering ausgeprägt. 

Neben dem Alter ist der Berufsabschluss als wichtiger Indikator für das Humankapital des 

Gründers heranzuziehen, welches die Möglichkeiten der Einkommenserzielung und damit 

die Opportunitätskosten der Gründung bestimmt (van der Sluis et al. 2007). Empirisch über-

wiegen oft die positiven Effekte eines höheren Bildungsstandes auf die Gründungswahr-

scheinlichkeit (z. B. Dolinsky et al. 1993), wobei dieser Zusammenhang für Deutschland und 

Frankreich deutlicher ausfällt als beispielsweise für die USA und Italien (Lohmann 2001). 

Auch in Tabelle 2 zeigen die Unterschiede im Berufsabschluss den hohen Ausbildungsstand 

der Gründer im Vergleich zur nichtgründenden Bevölkerung. Besonders deutlich wird dies 

bei der Betrachtung des Anteils von Personen ohne Berufsabschluss. Während insbesonde-

re unter den nichtgründenden Arbeitslosen Personen ohne Berufsabschluss mit 34 % stark 

vertreten sind und insgesamt 24 % der nichtgründenden Bevölkerung keinen Berufsab-

schluss vorweisen, trifft dies auf lediglich 20 % der Gründer zu – und zwar unabhängig von 

einer vorangegangenen Arbeitslosigkeit. Zudem besitzen Gründer auch häufiger einen tertiä-

ren Bildungsabschluss als Nichtgründer. Die Positivselektion von Gründern aus der Bevölke-
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rung im Hinblick auf den Ausbildungsstand überträgt sich, sogar verstärkt, auf Gründer aus 

der Arbeitslosigkeit, deren Bildungsniveau demjenigen der gründenden Bevölkerung insge-

samt sehr viel ähnlicher ist als demjenigen der nichtgründenden Arbeitslosen (vgl. auch Nie-

fert 2010). 

Strukturmerkmale der Gründungen aus der Arbeitslosigkeit 

Im Hinblick auf die Frage, ob Arbeitslose andere Projekte unternehmen als andere Gründer, 

sind in Tabelle 3 ausgewählte Strukturmerkmale der Gründungsprojekte von Gründern ins-

gesamt und von Gründern aus der Arbeitslosigkeit gegenübergestellt. Während insgesamt 

gut jeder zweite Gründer (54 %) im Nebenerwerb startet, betreiben Gründer aus der Arbeits-

losigkeit ihre Projekte zu einem hohen Prozentsatz (74 %) im Vollerwerb. Dies dürfte neben 

der Erfahrung, dass bei einer Gründung aus der Arbeitslosigkeit das Gründungsprojekt häu-

fig die hauptsächliche Einkommensquelle darstellt, auch auf die Tatsache zurückzuführen 

sein, dass die Förderung der Selbstständigkeit durch die Bundesagentur für Arbeit an die 

Voraussetzung gekoppelt ist, dass das Projekt zumindest mittelfristig auf eine Haupter-

werbsbeschäftigung ausgerichtet ist. 

Tabelle 3: Ausgewählte Strukturmerkmale der Gründung 

 
Alle  

Gründer 
Gründer aus der 
Arbeitslosigkeit 

Nebenerwerb 54,2 25,6 
Gründungsgröße   
   Sologründer ohne Mitarbeiter 61,8 69,3 
   Sologründer mit Mitarbeitern 18,8 18,7 
   Teamgründer ohne Mitarbeiter  8,8  5,0 
   Teamgründer mit Mitarbeitern 10,7  7,0 
Gründungsform   
   Neugründung 71,1 79,9 
   Übernahme  9,4  6,1 
   Beteiligung 19,5 14,0 
Branche   
   Verarbeitendes Gewerbe  4,4  2,9 
   Baugewerbe  7,8 15,3 
   Handel 20,6 22,4 
   Wirtschaftliche Dienstleistungen 36,2 34,8 
   Persönliche Dienstleistungen 26,1 22,1 
   Sonstige  4,8  2,4 

Anteile in Prozent. Definition Gründung: Startzeitpunkt liegt maximal 36 Monate zurück. 

Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Befragungen 2007–2009 gepoolt. 

Trotz der höheren Vollerwerbsquote unternehmen Gründer aus der Arbeitslosigkeit im 

Durchschnitt kleinere Projekte, was sich anhand verschiedener Dimensionen festmachen 

lässt. So starten Arbeitslose vergleichsweise häufig als Solo-Selbstständige ohne mitgrün-

dende Teampartner (69 versus 62 % in der Gesamtheit aller Gründer); und werden Mitarbei-

ter eingestellt, dann auch durchschnittlich weniger (1,8 versus 2,3 vollzeitäquivalente Mitar-

beiterstellen im Durchschnitt 2007–2009). Zudem gehen Arbeitslose den Schritt in die 

Selbstständigkeit seltener mit Teampartnern (12 versus 20 %) und Neugründungen spielen 
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im Vergleich zu Übernahme- und Beteiligungsgründungen bei ihnen eine überdurchschnitt-

lich große Rolle. Damit übernehmen Gründer aus der Arbeitslosigkeit seltener bestehende 

Unternehmensstrukturen inklusive Mitarbeitern.7 

Die Branchenverteilung zeigt, dass vormals arbeitslose Gründer häufiger im Baugewerbe 

(15 %) und seltener im Verarbeitenden Gewerbe (3 %) zu finden sind als andere Gründer. 

Eine entsprechende Häufung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit im Baugewerbe so-

wie deren geringere Präsenz im Verarbeitenden Gewerbe stellt auch Niefert (2010) fest. 

Weitere Ergebnisse in der Literatur zur Branchenwahl von Gründungen aus der Arbeitslosig-

keit sind jedoch uneinheitlich und lassen keinen eindeutigen Schluss dahingehend zu, dass 

sich diese Gründungen bevorzugt in Branchen mit geringer Kapitalintensität niederlassen 

(Hinz und Jungbauer-Gans 1999; Reize 2004). 

Bei der Betrachtung der Finanzierungsstruktur von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit sind 

BA-Förderzuschüsse als externe Finanzierungsquelle explizit zu berücksichtigen. Wenn-

gleich, wie oben ausgeführt, Gründer aus der Arbeitslosigkeit und Empfänger der BA-

Förderzuschüsse nicht notwendigerweise identische Gruppen sind, setzt doch jeder zweite 

vormals arbeitslose Gründer mit externem Finanzierungsbedarf (50 %) Fördermittel der BA 

zur Gründungsfinanzierung ein (vgl. Grafik 4). Dem gegenüber steht der Befund, dass Grün-

der aus der Arbeitslosigkeit längerfristige Bankfinanzierungen seltener in Anspruch nehmen 

als andere Gründer (25 versus 42 %).  

Grafik 4: Nutzung externer Finanzierungsquellen 

17,9

28,6

27,1

21,9

41,9

22,6

26,3

50,4

27,5

26,1

24,5

22,9

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 %

längerfristige
Bankdarlehen

Kontokorrent-
kredite

Förderkredite

Verwandte
und Freunde

Zuschüsse   
der BA   

Sonstige    

Alle Gründer Gründer aus der AL  
Häufigkeitsanteile in Prozent aller Gründer mit externem Finanzierungsbedarf. Definition Gründung: Startzeitpunkt 
liegt maximal 36 Monate zurück. 

Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Befragungen 2007–2009 gepoolt. 

                                                 

7 Generell sind in Neugründungen im Vergleich zu Unternehmensübernahmen seltener und auch im 
Durchschnitt weniger Mitarbeiter beschäftigt (Kohn et al. 2010b). 
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Die geringere durchschnittliche Gründungsgröße bezogen auf die Anzahl der Mitarbeiter und 

die Gründungsform sowie die unterschiedlichen Branchenerfordernisse schlagen sich auch 

in der Höhe des Finanzmitteleinsatzes vormals arbeitsloser Gründer nieder. Deutlich weniger 

Gründer aus der Arbeitslosigkeit – im Durchschnitt 2007–2009 rund 9 % – haben, sobald 

finanzielle Mittel bei der Gründung zum Einsatz kommen, einen Bedarf von mehr als 

25.000 EUR (Gründer insgesamt: 18 %). Hingegen sind mit einem Anteil von 76 % kleinste 

Finanzierungsvolumina bis 10.000 EUR bei den Gründern aus der Arbeitslosigkeit stärker 

vertreten als bei den Gründern insgesamt (68 %). 

Bestandsfestigkeit der Gründungsprojekte 

Als ein Minimalkriterium für den Erfolg einer Gründung gilt dessen Fortbestand (Brüderl et 

al., 2007) – vor dem Hintergrund einer individuellen Nutzenmaximierung der Gründer ebenso 

wie vor dem Hintergrund sozialpolitischer Zielsetzungen der Gründungsförderpolitik.8 In Gra-

fik 5 sind Abbruchquoten in Abhängigkeit von der Dauer der Selbstständigkeit abgetragen. 

Insgesamt sind maximal neun von zehn Gründungen nach einem Jahr noch am Markt, nach 

spätestens drei Jahren ist rund ein Viertel aller Gründungen wieder beendet. Die Abbruch-

quoten unter den Gründern aus der Arbeitslosigkeit liegen regelmäßig um 2 bis 5 Prozent-

punkte über dem Durchschnitt. 

Wenngleich in der deskriptiven Betrachtung ausgeprägt, sind die Unterschiede im Grün-

dungsüberleben nicht notwendigerweise auf den Arbeitsmarktstatus an sich zurückzuführen, 

sondern können auch in anderen Personeneigenschaften der Gründer oder in der Tatsache 

begründet liegen, dass Gründer aus der Arbeitslosigkeit andere Projekte unternehmen. So 

zeigen empirische Studien, dass größere Gründungsprojekte eine höhere Überlebenswahr-

scheinlichkeit aufweisen (Aldrich und Auster 1986; van Praag 2003). Der Befund, dass 

Gründer aus der Arbeitslosigkeit in der Regel kleinere Projekte unternehmen, kann insofern 

zur Erklärung der höheren Abbruchquoten in dieser Gruppe beitragen.  

 

8 Wenngleich Gründer gezwungen sein können, ihre Selbstständigkeit „unfreiwillig“ wieder auf-
zugeben, wenn sich das Geschäftskonzept am Markt als nicht tragfähig herausstellt, sind Scheitern 
und „freiwilliges“ Beenden in der Mehrheit der Aufgaben häufig nicht klar zu trennen. Ebenso wie bei 
der Gründungsentscheidung, handelt es sich auch bei der Entscheidung, die Selbstständigkeit wieder 
zu beenden um ein Abwägen von Alternativen und deren Opportunitätskosten. So wird beispielsweise 
auch eine an sich tragfähige Selbstständigkeit beim Wechsel in ein besser vergütetes abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis aufgegeben – und setzt sich insofern nicht durch. In Anbetracht dieser Un-
schärfe und häufig eingeschränkter Datenverfügbarkeit fokussieren empirische Studien in der Regel 
allein auf die Feststellung des Fortbestands und die Analyse dessen Determinanten (vgl. van Praag, 
2003, für einen Überblick). Unternehmensinsolvenzen machen regelmäßig nur einen kleinen Teil aller 
Unternehmensschließungen in Deutschland aus (Günterberg et al. 2010). 
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Grafik 5: Beendete Selbstständigkeitsprojekte nach Gründungszeitpunkt (Anteile in Prozent) 
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Quelle: KfW-Gründungsmonitor, Befragungen 2007–2009 gepoolt. 

Auch weisen die Projekte von Notgründern im Vergleich zu jenen chancenmotivierter Grün-

der eine deutlich geringere Bestandsfestigkeit auf (jede dritte dieser Gründungen ist nach 

spätestens drei Jahren nicht mehr am Markt; vgl. Grafik 5). Weitergehende Überlebensana-

lysen auf Basis des KfW-Gründungsmonitors zeigen in diesem Zusammenhang, dass die 

höhere Abbruchwahrscheinlichkeit von Gründern aus der Arbeitslosigkeit in der Tat im We-

sentlichen nicht am Merkmal Arbeitslosigkeit per se liegt, sondern u. a. daran, dass unter 

Gründern aus der Arbeitslosigkeit ein erheblich höherer Anteil von Notgründern anzutreffen 

ist.9 Programme zur Förderung von Arbeitslosen beim Schritt in die Selbstständigkeit haben 

daher durchaus Aussicht auf einen nachhaltigen Wirkungserfolg. Allerdings ist wegen der 

hohen Bedeutung des Notmotivs für vormals arbeitslose Gründer eine sorgfältige Beratung 

dieser Gründungswilligen zweckmäßig, die gegebenenfalls auf die Mängel und Risiken des 

angestrebten Vorhabens hinweist und Alternativen zur Selbstständigkeit in der geplanten 

Form aufzeigt (Kohn und Ullrich 2010). In diesem Zusammenhang gehen Effizienzgesichts-

punkte und sozialpolitische Aspekte des Schritts von Arbeitslosen in die Selbstständigkeit 

miteinander einher. 

4.2 Förderung von Gründern aus der Arbeitslosigkeit durch die Bundesagentur für 

Arbeit 

Die Förderung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit besitzt in Deutschland ein erhebli-

ches Ausmaß. Das Volumen der Gründungsförderprogramme der Bundesagentur für Arbeit 

                                                 

9 Vgl. Kohn et al. (2010a). Im Gegensatz dazu finden Block und Sandner (2009) auf Basis des Deut-
schen Sozio-oekonomischen Panels keinen partiellen Effekt der Gründungsmotivation auf die Ab-
bruchwahrscheinlichkeit. 

 



Sozialpolitische Ziele der Gründungsförderung: Gründungen aus der Arbeitslosigkeit  83 

 

                                                

(BA) betrug im Jahr 2009 rund 1,6 Mrd. EUR, im Jahr 2004 nach Einführung des Existenz-

gründungszuschusses waren es gar 2,7 Mrd. EUR.10 Dementsprechend hoch ist die Zahl der 

über diese Programme geförderten Gründer. Im Zeitraum von Anfang 2003 bis Mitte 2006 

wurden rund eine Million Gründungen aus der Arbeitslosigkeit gefördert (Caliendo und Kriti-

kos 2009a). Seit Mitte 2006 geht die Zahl der Zugänge in die Förderprogramme jedoch zu-

rück; im Jahr 2009 wurden rund 150.000 Arbeitslose von der BA beim Schritt in die Selbst-

ständigkeit finanziell unterstützt (Günterberg et al. 2010). 

Tabelle 4 nennt zentrale Kennzeichen der wichtigsten Programme der BA zur Förderung der 

Selbstständigkeit.11 Generell ist festzuhalten, dass nicht alle gründungswilligen Arbeitslosen 

gefördert werden. So ist beispielsweise der Zugang zum seit Anfang August 2006 geltenden 

Gründungszuschuss an einen ALG I-Anspruch gekoppelt und verlangt eine Tragfähigkeits-

bescheinigung für das Geschäftskonzept, die von einer fachkundigen Stelle (z. B. durch zer-

tifizierte Unternehmensberater oder Industrie- und Handelskammern) ausgestellt werden 

muss, sowie einen Nachweis der persönlichen und fachlichen Eignung. Damit besitzen 

Langzeitarbeitslose, deren Anspruch auf ALG I ausgelaufen ist, keinen Rechtsanspruch auf 

Förderung einer Gründung. Auch dürfte der mit der Einholung der Bescheinigungen verbun-

dene administrative Aufwand einige potenzielle Förderempfänger von einem Förderantrag 

abhalten,12 und schließlich sind mutmaßlich nicht alle Gründungsvorhaben als tragfähig ein-

zustufen.  

In Bezug auf die sozialpolitische Zielsetzung, mit der Förderung die negativen Auswirkungen 

der Arbeitslosigkeit auf der individuellen Ebene zu bekämpfen und den Leistungsempfängern 

die Möglichkeit zu geben, mithilfe der Selbstständigkeit ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, 

sind die Zugangsregelungen als ambivalent zu beurteilen. Auf der einen Seite stellen die 

Selektionskriterien sicher, dass aus dem Pool aller Arbeitslosen primär Personen gefördert 

werden, deren Schritt in die Selbstständigkeit a priori überdurchschnittlich Erfolg verspre-

chend ist; dies erhöht letztlich die Erfolgschancen der geförderten Gründungen und damit die 

Effektivität der Förderprogramme. Auf der anderen Seite werden durch die Zugangsregelun-

gen gerade diejenigen gründungswilligen Arbeitslosen – bspw. Langzeitarbeitslose – vom 

Gründungszuschuss ausgeschlossen, die die Förderung aus sozialpolitischer Sicht am nö-

tigsten hätten.  

Indes würden sich bei Weitem nicht alle durch die BA geförderten Gründer selbst als tatsäch-

lich aus der Arbeitslosigkeit kommend bezeichnen. Den Befragungsergebnissen von Sand-

 

10 Die Zahlen beziehen sich in 2004 auf Überbrückungsgeld und Existenzgründungszuschuss und im 
Jahr 2009 auf Gründungszuschuss und Einstiegsgeld (Schätzungen auf Basis von BA 2006, 2010). 
11 Vgl. auch die Ausführungen in Caliendo und Kritikos (2009a) sowie Sandner et al. (2008). 
12 Zu administrativen Hindernissen im Gründungszusammenhang vgl. den Beitrag von Brockmann 
(2011) in diesem Band. 
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ner et al. (2008) zufolge beendet ein Großteil der geförderten Gründer das vorherige Arbeits-

verhältnis bewusst mit dem Ziel des Wechsels in die Selbstständigkeit; die resultierende Epi-

sode registrierter Arbeitslosigkeit ist dann nur von kurzer Dauer und freiwilliger Natur. Der 

Fördertatbestand wird in diesem Fall künstlich herbeigeführt und die BA-Gründungs-

förderung als finanzielle Starthilfe für die bereits vorher geplante Gründung in Anspruch ge-

nommen.13 

Die verschiedenen Programme der BA sprechen unterschiedliche Zielgruppen an. So waren 

beim Überbrückungsgeld (ÜG) drei von vier Personen männlich und höher qualifiziert, wäh-

rend beim Existenzgründungszuschuss (ExGZ) ein höherer Anteil von Frauen sowie gering-

qualifizierter Personen registriert wurde. Insgesamt lässt sich bei allen Programmen eine 

positive Selektion gut ausgebildeter Arbeitsloser in die Gründungsförderprogramme beo-

bachten. Das Ausmaß dieser Selektion war beim Überbrückungsgeld stärker, als es beim 

Existenzgründungszuschuss der Fall war.14 Ähnlich wie die institutionellen Zugangsregelun-

gen, ist auch dieser Befund hinsichtlich des Ziels eines sozialpolitischen Nachteilsausgleichs 

als zweischneidig zu beurteilen. In Ex-Post Evaluationsstudien schneiden die Gründungsför-

derungsprogramme der BA durchaus gut ab. Caliendo und Kritikos (2009a) berichten, dass 

über 70 % der ÜG- und ExGZ-Empfänger zweieinhalb Jahre nach Gründung immer noch 

selbstständig waren.  

Matchings mit (ebenfalls arbeitslosen) Nicht-Teilnehmern der Fördermaßnahmen zeigen zu-

dem, dass geförderte Gründer nach der Förderperiode ein deutlich geringeres Risiko für eine 

erneute Arbeitslosigkeit aufweisen und ein signifikant höheres Arbeitseinkommen erzielen.15 

Es existieren jedoch deutliche Unterschiede innerhalb der Gruppe der geförderten Gründer. 

In einer großzahligen Befragung von geförderten Gründern zeigen Sandner et al. (2008), 

dass der Gewinn aus der Existenzgründung bei älteren Gründern und bei Gründern mit einer 

langen Phase der Arbeitslosigkeit vor der Gründung seltener beziehungsweise erst später 

zur Bestreitung des Lebensunterhalts ausreicht. Dies gilt auch für Franchisegründungen und 

für Gründungen durch Frauen. In Bezug auf Bildungsvariablen, Gründungserfahrung und 

Team- versus Einzelgründungen finden die Autoren keine Effekte. Vorhandene Branchener-

fahrung der Gründer wirkt sich hingegen offenbar positiv auf den Erfolg geförderter Selbst-

ständigkeiten aus. 

 

13 Vergleiche auch die obigen Ausführungen zur Gründungsfinanzierung in Abschnitt 4.1. 
14 Vgl. für Empfänger des Überbrückungsgelds Hinz und Jungbauer-Gans (1999), Pfeiffer und Reize 
(2000a, 2000b) und Wießner (2001); für Empfänger des Existenzgründungszuschusses Baumgartner 
und Caliendo (2008) sowie Caliendo und Kritikos (2010), sowie für Empfänger des Einstiegsgeldes 
Haller et al. (2010). 
15 Zur Evaluation der BA-Gründungsförderprogramme vgl. Baumgartner und Caliendo (2008), Calien-
do et al. (2006, 2010), Noll et al. (2006), Pfeiffer und Reize (2000a, 2000b), Sandner et al. (2008), 
sowie Wießner (2000, 2001). 
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Tabelle 4:  Förderprogramme der Bundesagentur für Arbeit 
 

 
Ü

be
rb

rü
ck

un
gs

ge
ld

 
(b

is
 3

1.
7.

20
06

) 
E

xi
st

en
zg

rü
nd

u
ng

sz
us

ch
us

s 
(b

is
 3

0
.6

.2
0

06
) 

G
rü

nd
un

gs
zu

sc
hu

ss
 

(s
ei

t 1
.8

.2
0

06
) 

E
in

st
ie

gs
ge

ld
 (

S
el

bs
tä

n
d

ig
ke

it)
 

(s
ei

t 1
.1

.2
0

05
) 

Z
ug

an
gs

-
vo

ra
us

se
tz

u
ng

en
 

 
A

ns
pr

u
ch

 a
uf

 A
lg

 I
 o

de
r 

T
ei

ln
ah

m
e

 a
n 

A
rb

e
its

be
sc

ha
ff

un
gs

m
aß

na
h

m
e 

na
ch

 S
G

B
 II

I 
(a

b 
1.

2.
2

00
5)

 

 
T

ra
gf

äh
ig

ke
its

be
sc

he
in

ig
u

n
g 

ei
ne

r 
fa

ch
ku

nd
ig

e
n 

S
te

lle
 

 
A

ns
pr

u
ch

 a
uf

 A
lg

 I
 o

de
r 

T
ei

ln
ah

m
e 

an
 

A
rb

e
its

be
sc

ha
ff

un
gs

m
aß

na
hm

e 
na

ch
 S

G
B

 II
I 

(a
b 

1.
2.

20
0

5)
 

 
T

ra
gf

äh
ig

ke
its

be
sc

he
in

ig
u

n
g 

ei
n

er
 f

ac
hk

un
d

ig
en

 S
te

lle
 (

ab
 

1.
11

.2
0

0
4)

 

 
E

in
ko

m
m

en
 a

u
s 

de
r 

S
e

lb
st

st
ä

nd
ig

ke
it 
≤ 

2
5.

0
00

 E
ur

o 
im

 
Ja

hr
 

 
A

ns
pr

uc
h 

au
f 

A
lg

 I 
vo

n 
m

in
de

st
en

s 
90

 T
ag

e
n 

od
er

 T
ei

ln
a

hm
e 

an
 

A
rb

e
its

b
es

ch
af

fu
ng

sm
aß

n
ah

m
e 

na
ch

 
S

G
B

 II
I 

 
T

ra
gf

äh
ig

ke
its

be
sc

he
in

ig
u

n
g 

ei
ne

r 
fa

ch
ku

nd
ig

e
n 

S
te

lle
 

 
N

ac
h

w
e

is
 d

er
 p

e
rs

ön
lic

he
n

 u
nd

 
fa

ch
lic

h
en

 E
ig

n
u

ng
 

 
A

ns
pr

uc
h 

au
f 

A
lg

 II
 

 
E

rw
er

bs
fä

hi
gk

ei
t (

m
in

d.
 3

 S
td

. 
A

rb
e

it 
pr

o 
T

a
g)

 

 
L

an
gf

ris
tig

 m
üs

se
n 

vo
n 

de
r 

S
el

bs
tä

n
di

gk
ei

t E
in

kü
nf

te
 in

 
so

lc
he

r 
H

ö
he

 z
u 

er
w

ar
te

n 
se

in
, 

d
as

s 
de

r 
A

ns
pr

uc
h 

a
u

f 
A

lg
 I

I 
e

rli
sc

h
t. 

Le
is

tu
ng

e
n 

 
Ü

be
rb

rü
ck

un
gs

ge
ld

 f
ü

r 
6 

M
on

a
te

 in
 H

ö
he

 d
es

 z
u

le
tz

t 
be

zo
ge

ne
n

 A
lg

 I 

 
Z

zg
l. 

da
ra

u
f 

en
tf

al
le

n
de

 
pa

us
ch

a
lie

rt
e

 
S

o
zi

a
lv

er
si

ch
e

ru
ng

sb
e

itr
ä

g
e

 

 
S

o
zi

a
le

 A
bs

ic
he

ru
n

g 
in

 
ei

g
en

er
 V

er
a

nt
w

or
tu

ng
 

 
Z

us
ch

us
s 

fü
r 

bi
s 

zu
 d

re
i J

a
hr

e;
 

B
e

w
ill

ig
un

g 
fü

r 
je

w
ei

ls
 e

in
 J

ah
r 

 
60

0 
E

u
ro

 p
ro

 M
on

a
t i

m
 e

rs
te

n,
 

36
0 

E
ur

o 
pr

o 
M

on
a

t 
im

 z
w

e
ite

n
 u

n
d 

24
0 

E
ur

o 
pr

o 
M

on
a

t 
im

 d
rit

te
n 

F
ör

d
er

ja
hr

 

 
O

bl
ig

at
or

is
ch

e 
M

itg
lie

ds
ch

a
ft

 in
 

de
r 

g
es

et
zl

. 
R

en
te

nv
er

si
ch

er
un

g
 

 
N

ac
h 

A
bl

au
f 

de
r 

F
ör

d
er

un
g

 
so

zi
al

e
 A

bs
ic

he
ru

ng
 in

 e
ig

e
ne

r 
V

e
ra

n
tw

or
tu

ng
 

 
G

rü
n

du
n

gs
zu

sc
hu

ss
 f

ür
 9

 M
on

a
te

 
in

 H
ö

he
 d

es
 z

ul
et

zt
 b

e
zo

ge
n

en
 A

lg
 I

, 
zz

g
l. 

P
a

us
ch

al
e 

vo
n

 3
00

 E
u

ro
 p

ro
 

M
on

a
t 

zu
r 

so
zi

a
le

n
 A

bs
ic

he
ru

n
g 

(P
fli

ch
tle

is
tu

ng
) 

 
30

0
 E

ur
o 

pr
o 

M
o

na
t f

ür
 w

ei
te

re
 

6 
M

o
na

te
, 

w
e

n
n 

di
e

 g
ef

ör
d

er
te

 
P

er
so

n 
in

te
ns

iv
e 

G
es

ch
äf

ts
tä

tig
ke

it 
un

d 
ha

u
pt

be
ru

fli
ch

e 
un

te
rn

e
hm

er
is

ch
e 

A
kt

iv
itä

te
n 

na
ch

w
e

is
e

n 
ka

nn
 

(E
rm

es
se

ns
le

is
tu

n
g)

 

 
S

o
zi

a
le

 A
b

si
ch

er
un

g 
in

 e
ig

en
er

 
V

er
an

tw
or

tu
ng

 

 
Z

us
ch

us
s 

zu
m

 A
lg

 II
 (

ne
b

e
n 

M
ie

te
, H

ei
zk

o
st

en
zu

sc
hu

ss
 u

nd
 

B
ei

tr
äg

e
n 

zu
r 

S
o

zi
a

lv
e

rs
ic

h
e

ru
ng

),
 

d
es

se
n 

H
ö

he
 s

ic
h

 n
ac

h
 d

er
 

b
is

h
er

ig
e

n 
D

a
ue

r 
d

er
 

A
rb

e
its

lo
si

gk
ei

t u
n

d
 d

er
 G

rö
ß

e 
de

r 
B

ed
ar

fs
g

em
ei

ns
ch

af
t r

ic
ht

e
t 

 
D

au
er

 d
er

 F
ö

rd
er

un
g:

 1
2 

M
on

a
te

, 
ve

rl
ä

n
ge

rb
ar

 a
uf

 m
ax

im
al

 
2

4 
M

on
at

e
 

 
A

ns
pr

uc
h 

au
f 

F
ör

de
ru

n
g 

er
lis

ch
t 

m
it 

d
er

 B
ee

n
di

gu
n

g
 d

er
 

H
ilf

sb
ed

ür
ft

ig
ke

it 

S
on

st
ig

es
 

 
R

ec
ht

sa
n

sp
ru

ch
 a

uf
 

F
ör

de
ru

n
g 

 
R

es
ta

n
sp

rü
ch

e 
au

f 
A

rb
e

its
lo

se
ng

e
ld

 k
ön

ne
n

 4
 

Ja
hr

e 
a

b 
ih

re
r 

E
nt

st
eh

u
n

g 
ge

lte
nd

 g
em

ac
ht

 w
er

de
n

 

 
R

ec
ht

sa
n

sp
ru

ch
 a

uf
 F

ör
de

ru
ng

 

 
R

es
ta

n
sp

rü
ch

e 
au

f 
A

rb
e

its
lo

se
ng

e
ld

 k
ön

ne
n

 4
 J

ah
re

 
ab

 ih
re

r 
E

nt
st

e
h

un
g

 g
e

lte
n

d 
ge

m
ac

ht
 w

er
d

en
 

 
R

ec
ht

sa
ns

pr
uc

h 
au

f 
F

ö
rd

er
un

g
 

 
F

ö
rd

er
u

n
g 

w
ird

 a
uf

 R
es

ta
n

sp
rü

ch
e 

au
f 

A
lg

 I
 a

ng
er

e
ch

n
et

 

 
F

re
iw

ill
ig

e
 W

e
ite

rv
er

si
ch

er
u

ng
 in

 
de

r 
A

rb
ei

ts
lo

se
n

ve
rs

ic
h

er
u

ng
 m

ög
lic

h 

 
B

e
w

ill
ig

un
g 

lie
g

t i
m

 E
rm

es
se

n 
d

es
 F

al
lm

an
ag

e
rs

, k
ei

n 
R

ec
ht

sa
n

sp
ru

ch
 a

uf
 F

ör
de

ru
ng

 

 

Q
ue

lle
: 

K
oh

n,
 N

ie
fe

rt
 u

n
d 

U
llr

ic
h 

(2
01

0,
 T

ab
el

le
 3

.4
),

 in
 A

n
le

h
n

un
g 

a
n 

C
a

lie
nd

o 
et

 a
l. 

(2
00

9)
, 

N
ol

l e
t 

a
l. 

(2
0

06
).

 

  

 



86 Joern H. Block und Karsten Kohn 

 

Im Großen und Ganzen stützt die vorhandene empirische Evidenz die Einschätzung, dass 

die BA-Förderprogramme auf individueller Ebene effektiv in Bezug auf die Wiedereingliede-

rung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt wirken. In Bezug auf die indirekte Beschäfti-

gungswirkung über die Einstellung von Mitarbeitern gehen von BA-geförderten Gründungen 

jedoch eher geringe Impulse aus. Caliendo und Kritikos (2009a) berichten, dass rund 30 % 

aller ÜG-Gründer zweieinhalb Jahre nach Gründung überhaupt Mitarbeiter beschäftigen; bei 

ExgZ-Gründern liegt dieser Anteil bei lediglich 10 %. So kommen auch Hinz und Jungbauer-

Gans (1999) und Reize (2004) zu dem Ergebnis, dass geförderte Gründungen durchschnitt-

lich mit einer geringeren Anzahl von Mitarbeitern starten als andere Gründungen.  

Gesamtwirtschaftlich sind zudem die Kosten der Förderung in Rechnung zu stellen. Im 

Rahmen einer Effizienzanalyse für das ÜG und den ExGZ vergleichen Caliendo und Kritikos 

(2009a) die direkten Ausgaben für die Förderbeträge mit den Einsparungen, welche die BA 

durch die Wirkungen der beiden Maßnahmen erfährt (v. a. Ausgabensenkungen der Arbeits-

losenversicherung angesichts geringerer Arbeitslosigkeit unter den Geförderten). Im Ergeb-

nis fällt die monetäre Bilanz beim ÜG positiv und beim ExGZ leicht negativ aus. Verglichen 

mit anderen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, wie z. B. der Förderung der berufli-

chen Fortbildung und Umschulung oder der Förderung der betrieblichen Weiterbildung, 

schneiden beide Instrumente jedoch in Bezug auf die monetäre Effizienz vergleichsweise gut 

ab. 

Bei der Einordnung der Ergebnisse der existierenden Evaluationsstudien ist indes einige 

Vorsicht geboten. So gilt es die o. g. Selektionsprobleme beim Förderzugang zu berücksich-

tigen. Zum Teil tragen die genannten Studien einer Selektion unter den Arbeitslosen mittels 

Matching-Ansätzen Rechnung. Über den in diesem Zusammenhang üblichen Vergleich von 

geförderten und nicht geförderten Gründern aus der Arbeitslosigkeit hinaus dürften jedoch 

weitergehende Vergleiche mit Gründern, die nicht aus der Arbeitslosigkeit stammen, zusätz-

liche Erkenntnisse versprechen. Eine weitere Herausforderung stellt die Quantifizierung von 

Mitnahmeeffekten durch Gründer, die auch ohne Förderung ebenso erfolgreich gegründet 

hätten, dar, und Kosten-Nutzen-Analysen stehen stets vor der Herausforderung, alle relevan-

ten gesamtwirtschaftlichen Kosten und – direkte wie indirekte – Wirkungen von arbeitsmarkt-

politischen Maßnahmen abzuschätzen. Die Tatsache, dass die Programme der BA ganz 

explizit nicht nur wirtschaftliche, sondern vor allem sozialpolitische Ziele verfolgen, macht die 

Sache nicht leichter. Wie im abschließenden Abschnitt erläutert, sind die Ausgestaltung und 

Evaluation von Programmen mit mehrdimensionalen Zielen in besonderer Weise mit Schwie-

rigkeiten verbunden. 
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5 Schlussbemerkungen zur Ausgestaltung und Evaluation von sozialpoli-
tisch motivierten Gründungsförderprogrammen 

Der vorliegende Beitrag zeigt, dass neben allokativen Marktversagenstatbeständen auch 

sozialpolitische Rechtfertigungen für Gründungsförderung greifen. In der Praxis kommt sozi-

alpolitisch motivierten Förderprogrammen eine hohe Bedeutung zu, wobei die Abgrenzung 

zwischen sozialpolitischer und ökonomischer Motivation von Förderprogrammen im Einzelfall 

schwierig ist, da Fördermaßnahmen häufig auf beiderlei Weise begründet werden. Ein sol-

cher Doppelcharakter in der Zielstellung bringt Herausforderungen für das Programmdesign 

mit sich. So ist bei der Ausgestaltung von Programmen zu bedenken, ob die mit einer För-

dermaßnahme verbundenen sozialpolitischen und ökonomischen Ziele sich gegenseitig be-

einflussen, d. h. ob die Verfolgung des einen Ziels einen Einfluss auf den Erreichungsgrad 

des jeweils anderen Ziels hat. Neben einer Zielkonformität, bei der die Erreichung des sozi-

alpolitischen Nachteilsausgleichs mit einer Effizienzsteigerung einhergeht – wenn etwa die 

Förderung eines Technologieparks in einer strukturschwachen Region innovative technolo-

gieorientierte Gründungen unterstützt –, sind auch Zielkonflikte derart, dass beispielsweise 

die Betonung der sozialpolitischen Ziele in der Breitenförderung von Gründungen aus der 

Arbeitslosigkeit dazu führen können, dass diejenigen Arbeitslosen, bei denen eher ein 

Marktversagenstatbestand vorliegt, keine auf ihr spezifisches Projekt abgestimmte Förde-

rung erhalten, nicht auszuschließen. 

Eine andere Herausforderung liegt in der Begrenzung von unerwünschten Mitnahmeeffekten. 

So kann es z. B. sein, dass Unternehmen ihre Mitarbeiter nur entlassen, um sie anschlie-

ßend mit einer geringeren Vergütung und ohne Sozialversicherungspflicht als Selbstständige 

wieder zu beschäftigen. Auch können Gründer eine (kurze) Arbeitslosigkeitsperiode nach 

Beendigung einer abhängigen Beschäftigung ggf. bewusst in Kauf nehmen, um einen För-

derzuschuss der Bundesagentur für Arbeit zu erhalten; und ferner ist es möglich, dass geför-

derte Unternehmer ganz bewusst das Ziel verfolgen, nach Ablauf der Fördermaßnahme die 

Selbstständigkeit wieder zu beenden, und sich folglich bei ihrer Unternehmensgründung 

nicht ausreichend anstrengen. 

Schließlich sind der Umfang und die Art von Fördermaßnahmen vor dem Hintergrund der 

damit verbundenen Kosten abzuwägen. So mögen einzelne Förderprogramme, etwa in der 

Förderung von Hochtechnologiegründungen, nur für einen eng umrissenen Personenkreis 

nach intensiver Prüfung zugänglich sein, während andere Breitenprogramme, wie der Grün-

dungszuschuss der Bundesagentur für Arbeit, auf den alle ALG I-Empfänger einen gesetz-

lich festgelegten Anspruch haben, für einen breiten Gründerkreis leicht verfügbar sind. Ste-

hen im ersteren Fall hohe Fixkostenblöcke der Einzelfallprüfung zu Buche, so nimmt das 

hohe Maß an Standardisierung im letzteren Fall zwar höhere Mitnahmeeffekte in Kauf, 

kommt jedoch mit geringeren durchschnittlichen Transaktionskosten aus. 



88 Joern H. Block und Karsten Kohn 

 

Die genannten Beispiele zeigen deutlich die Schwierigkeiten bei der konkreten Ausgestal-

tung von Fördermaßnahmen. Ähnliche Schwierigkeiten existieren auch bei der Evaluation 

von Förderprogrammen hinsichtlich der Erreichung ihrer jeweiligen Förderziele. Zunächst gilt 

es, die Beurteilung der Sinnhaftigkeit eines Förderziels und die Beurteilung des Förderpro-

gramms in Bezug auf die Erreichung des Förderziels zu trennen. Wie oben ausgeführt, leiten 

sich sozialpolitische Förderziele aus dem Sozialstaatsgebot bzw. der sozialen Marktwirt-

schaft als Wirtschaftsordnung ab und basieren auf subjektiven gesellschaftlichen Werturtei-

len. Die Festsetzung dieser Förderziele besitzt damit ex definitione normativen Charakter. 

Bei der Evaluation der Zielerreichung eines Förderprogramms empfiehlt sich ein schrittwei-

ses Vorgehen: Im ersten Schritt sind die – ggf. unterschiedlichen – Förderziele des Förder-

programms zu bestimmen und hinsichtlich ihrer Wichtigkeit zu bewerten. Im zweiten Schritt 

ist die Effektivität der jeweiligen Zielerreichungen anhand möglichst objektiver Kriterien und 

nachvollziehbarer Daten zu ermitteln. Im dritten Schritt ist der Nutzen der Zielerreichung den 

Programmkosten gegenübergestellt werden. Diese Effizienzbeurteilung sollte neben Ein-

schätzungen möglicher individueller Mitnahme- und gesamtwirtschaftlicher Feedback-Effekte 

– so beispielsweise Rückwirkungen auf das (regionale) Wirtschaftsgeschehen –, auch eine 

Prüfung umfassen, ob kostengünstigere alternative Förderprogramme existieren. Hinsichtlich 

Kosten-Nutzen-Analysen und der Zielgruppenspezifität unterschiedlicher Fördermaßnahmen 

besteht nach wie vor großer Forschungsbedarf (Parker 2005, Robson et al. 2009). 
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Gründungshemmnisse auf Faktor- und Gütermärkten: Was wissen 
wir und was (noch) nicht? 

Karsten Kohn (KfW Bankengruppe) 

Kurzzusammenfassung 

Vor dem Hintergrund von Marktversagenstatbeständen leitet die wirtschaftstheoretische Lite-

ratur mögliche Hemmnisse für Existenzgründungen ab. Die vorliegende Studie systematisiert 

unterschiedliche Facetten entsprechender empirischer Evidenz für Gründungshemmnisse im 

Marktzusammenhang. Hierbei liegt ein Schwerpunkt auf Studien für Deutschland. Die Syn-

opsis legt eine Vielzahl von Gründungshemmnissen auf Faktor- und Gütermärkten offen, 

deren Existenz durch eine breite Palette empirischer Evidenz belegt ist. Wie allerdings diese 

Hemmnisse letztendlich einzuordnen und ob sie tatsächlich auf Marktversagen zurückzufüh-

ren sind, bleibt trotz der Fülle empirischer Studien offen – zu defizitär sind häufig die Daten-

grundlagen und bisher verwendete Methoden. Der Beitrag schließt mit einem Ausblick auf 

verschiedene Ansätze, die Forschungslücke zukünftig zu schließen. 

1 Einleitung 

Unternehmensgründungen gelten als Triebfeder für die Wettbewerbsfähigkeit und das 

Wachstum von Volkswirtschaften (Kohn et al. 2010). In bestehenden Branchen und Märkten 

gewährleisten Gründungen Effizienzsteigerungen, indem existierende Unternehmen im 

Wettbewerb zu einer Verbesserung ihrer Produkte und Dienstleistungen veranlasst oder 

– sofern sie dies nicht leisten – vom Markt verdrängt werden. Sind Gründungen hinreichend 

innovativ und gehen mit einer Marktneuheit an den Markt, führen sie auch zur Erweiterung 

der verfügbaren Produktpalette. Ihre wohlfahrtssteigernde Funktion können Gründungen 

jedoch nur dann erfüllen, wenn die Umsetzung viel versprechender Ideen durch Gründungs-

willige nicht angesichts von Gründungshemmnissen scheitert oder verzögert wird. In der 

wirtschaftspolitischen Debatte wird insbesondere Gründungshemmnissen, die durch Markt-

unvollkommenheiten bedingt sind, eine zentrale Rolle beigemessen.1 

Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht kommt es bei Vorliegen von Marktversagen zu ineffizien-

ten Marktergebnissen. Allokatives Marktversagen liegt vor, wenn aufgrund von externen Ef-

 

 Der Beitrag ist im Rahmen des FGF-Arbeitskreises „Gründungen und Wirtschaftspolitik“ entstanden. 
Eine frühere Version ist unter Kohn (2009) erschienen. Der Beitrag drückt die persönliche Meinung 
des Autors aus, diese stimmt nicht notwendigerweise mit der Auffassung der KfW Bankengruppe 
überein. Der Autor dankt den Teilnehmern des Arbeitskreises für viele konstruktive Hinweise und Dis-
kussionen. 
1 Zu Gründungshemmnissen aufgrund staatlicher Rahmenbedingungen vgl. den Beitrag von Brock-
mann (2011) in diesem Band. 
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fekten soziale Kosten oder Erträge nicht internalisiert werden. Auch können Märkte durch 

eine asymmetrische Informationsverteilung gekennzeichnet sein. Sind potenzielle Marktteil-

nehmer von vornherein unterschiedlich gut über die Qualität eines Gutes informiert, so 

kommt es zu adverser Selektion (adverse selection; Akerlof 1970) dergestalt, dass gute Qua-

litäten bei Durchschnittspreisbildung gar nicht auf den Markt kommen. Kann andererseits 

nach Vertragsabschluss ein Marktteilnehmer (Prinzipal) das Verhalten seines Vertragspart-

ners (Agenten) nicht beobachten oder ist die Beobachtung mit hohen Kosten verbunden, 

unterliegt der Prinzipal nach Vertragsabschluss dem moralischen Risiko (moral hazard oder 

hidden action; Jensen und Meckling 1976), dass der Agent einen zu geringen Einsatz bringt, 

aus welchem ebenfalls ein ineffizientes Marktergebnis resultiert. Schließlich können steigen-

de Skalenerträge, die Existenz von Fixkosten oder Unteilbarkeiten zu natürlichen Monopolen 

oder Oligopolen führen, welche aus dynamischer Sicht ineffizient sind, wenn wohlfahrtstheo-

retisch suboptimal hohe Preise gesetzt werden. 

Aus diesen Marktversagenstatbeständen leitet die theoretische ökonomische Literatur mögli-

che Hemmnisse für Existenzgründungen ab.2 In der Entrepreneurship-Literatur ist die Struk-

turierung des Wahrnehmungsfeldes von Hemmnissen oder Hindernissen bei der Unterneh-

mensgründung spätestens seit den 1970er-Jahren Gegenstand einer lebhaften Debatte. 

Szyperski und Nathusius (1977) beispielsweise differenzieren zwischen Problemen bei be-

hördlichen Instanzen, Problemen in der Öffentlichkeit sowie Problemen auf Absatz- und auf 

Beschaffungsmärkten. Eine Systematisierung des Feldes Gründungshemmnisse ist nicht 

zuletzt deshalb wichtig, weil hieran wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Förderung von 

Existenzgründungen ansetzen, die es im Sinn einer Ziel-Instrumentenzuordnung spezifisch 

einzusetzen gilt. 

Vor diesem Hintergrund unternimmt die vorliegende Studie eine Synopsis empirischer Evi-

denz zu marktimmanenten Gründungshemmnissen. Einen Schwerpunkt bilden dabei Studien 

für Deutschland, da die Rahmenbedingungen für das Gründungsgeschehen in anderen Län-

dern nicht ohne weiteres auf Deutschland zu übertragen sind. Darüber hinaus wird – insbe-

sondere in Bereichen, in denen keine Evidenz für Deutschland vorliegt – auf zentrale Argu-

mentationslinien internationaler Studien zurückgegriffen. Es erfolgt eine Systematisierung 

nach Hemmnissen auf Faktormärkten (Finanz- und Arbeitsmärkte, Abschnitte 2 und 3) und 

auf Gütermärkten (Absatz- und Beschaffungsmärkte, Abschnitt 4). Begründet durch die Da-

tenlage nimmt die Betrachtung von Finanzmärkten den größten Raum ein. Die Facetten em-

pirischer Studien sind jeweils drei Säulen zuzuordnen (Grafik 1). Das Spektrum reicht von 

Einschätzungen institutioneller Markt-Charakteristika (1. Säule) über die deskriptive Auswer-

 

2 Vgl. den Übersichtsartikel von Block et al. (2007) sowie den Beitrag von Staak (2011) in diesem 
Band. 



Gründungshemmnisse auf Faktor- und Gütermärkten   99 

tung von Fallstudien und Umfragen bei (potenziellen) Marktteilnehmern (2. Säule) bis hin zu 

ökonometrischen Analysen großer Mikrodatensätze (3. Säule).  

Grafik 1: Systematisierung empirischer Evidenz zu Gründungshemmnissen 

 
Quelle: Kohn (2009) 

Über die Frage nach der Existenz von Gründungshemmnissen hinaus ist festzuhalten, in 

welchem Maße einzelne Gruppen von Gründern bzw. Gründungen gegebenenfalls davon 

betroffen sind, und es ist zu hinterfragen, inwieweit vorliegende Gründungshemmnisse tat-

sächlich auf die Existenz von Marktversagen schließen lassen.3 Der Beitrag schließt mit ei-

nem Fazit und einem Ausblick auf zukünftige Forschungsansätze (Abschnitt 5). 

2 Finanzmärkte 

Auf Finanzmärkten kommt es aufgrund von adverser Selektion zu Kreditrationierung,4 wenn 

potenzielle Kreditnehmer besser als potenzielle Kapitalgeber über das Projektrisiko informiert 

sind (Stiglitz und Weiss 1981). Zudem besteht die Gefahr eines vorgetäuschten oder mutwil-

lig herbeigeführten Scheiterns, durch das der Kreditnehmer eine Rückzahlung zu umgehen 

                                                 

3 Neben allokativem Marktversagen beinhaltet Marktversagen im weiteren Sinn auch distributives 
Marktversagen, welches im Gründungszusammenhang beispielsweise Fragen nach einem Ausgleich 
für benachteiligte Personengruppen oder Regionen aufwirft. Vgl. hierzu bspw. den Beitrag von Block 
und Kohn (2011) in diesem Band.  
4 Keeton (1979) unterscheidet verschiedene Rationierungsarten. Bei Type-I-Rationierung bekommen 
einige oder alle Kreditnehmer zum Gleichgewichtszinssatz nur eine geringere als die gewünschte 
Kredithöhe bewilligt; bei Type-II-Rationierung können einzelne Kreditnehmer im Gleichgewicht ihren 
Finanzierungsbedarf gar nicht decken, während andere (identische) Kreditnehmer voll zum Zuge 
kommen. 
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suchen kann (moral hazard oder costly state verification; Gale und Hellwig 1985).5 Bei der 

Finanzierung von Existenzgründungen dürften diese Effekte aufgrund des fehlenden oder 

lediglich kurzen Track Records des Gründers besonders gravierend sein. Zudem führen die 

häufig kleinvolumigen Finanzierungsbedarfe von Gründern bei der Existenz von fixen Kredit-

prüfungskosten und -transaktionskosten zu einem aus Sicht externer Kapitalgeber ungünsti-

gen Ertrags-Kostenverhältnis, welches die Gründungsfinanzierung im Vergleich zur Finanzie-

rung von Bestandsunternehmen erschwert (Kohn und Mark 2009). Aus mangelnder Finan-

zierung resultieren dann eine aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu geringe Gründerquote und 

suboptimal kleine Gründungsgrößen. Eine Informationsasymmetrie ist allerdings auch mit 

umgekehrtem Vorzeichen möglich, sofern erfahrene Kapitalgeber die Güte eines Grün-

dungsprojekts und die entsprechende Kreditwürdigkeit besser einschätzen können als ein 

unerfahrener Gründer selbst (de Meza und Southey 1996). Werden schließlich weniger ge-

eignete Gründer von geeigneten in einem gepoolten Gleichgewicht mit nicht risikoadjustier-

tem Zinssatz quersubventioniert, resultiert gar eine zu hohe Gründerquote (de Meza und 

Webb 1987). 

Institutionelle Gegebenheiten 

Als erste Säule empirischer Evidenz zu Gründungshemmnissen auf den Finanzmärkten ist 

das institutionelle Marktumfeld zu betrachten. Das deutsche Finanzsystem zeichnet sich 

durch eine historisch gewachsene Kultur der Fremdkapitalfinanzierung und der Bankenin-

termediation aus. In der Gründungsfinanzierung dominieren Bankdarlehen sowohl in Bezug 

auf die Einsatzhäufigkeit als auch auf das Finanzierungsvolumen, Beteiligungsfinanzierung 

spielt hingegen insgesamt eine untergeordnete Rolle.6 Im internationalen Vergleich ist insbe-

sondere der Markt für Venture-Capital (VC) in Deutschland trotz eines starken Wachstums 

zum Ende des 20. Jahrhunderts wenig etabliert (Evans 1998). Nach dem Einbruch mit Plat-

zen der New Economy-Blase am Anfang der 2000er-Jahre hatte sich der VC-Markt in den 

letzten Jahren zwar wieder erholt, VC-Finanzierer haben sich aber vermehrt aus der Seed-

Phase der Unternehmensgründung zurückgezogen und konzentrieren sich stärker auf Spät-

phasen. Unter den von Achleitner et al. (2006) befragten Beteiligungsgesellschaften sehen 

68 % Angebotslücken auf dem Beteiligungsmarkt, wobei kleine Investitionsvolumina und 

Frühphasenfinanzierungen (in der Seed-Phase: 74 %) überproportional betroffen sind. Als 

wichtigste Ursache dafür wird von den Beteiligungsgesellschaften ein „zu hohes Risiko“ ge-

nannt. Im Zuge der jüngsten Wirtschafts- und Finanzmarktkrise ist der Beteiligungsmarkt in 

Deutschland insgesamt stark eingebrochen, wobei die Einschätzungen der Beteiligungsge-

 

5 Zu theoretischen Erklärungsansätzen für Kreditrationierung vgl. die Übersichtsartikel von Jaffee und 
Stiglitz (1990), Hillier und Ibrahimo (1993) sowie Parker (2004), Kap. 5. 
6 Vgl. Kohn und Spengler (2008). Zur Bedeutung von Fremd- und Eigenkapitalfinanzierung für Grün-
dungen vgl. die Übersichtsartikel Berger und Udell (2003) und Gompers und Lerner (2003) sowie 
Nathusius (2001). 
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sellschaften im German Private Equity Barometer (BVK und KfW Bankengruppe 2009) in 

Bezug auf Spätphasenfinanzierungen zu dieser Zeit pessimistischer ausfielen als in Bezug 

auf Frühphasenfinanzierungen. 

Dem fortschreitenden Finanzmarktwandel begegnet die Unternehmensfinanzierung, indem 

auf der einen Seite Kreditinstitute flächendeckende Rating-Verfahren einsetzen und auf der 

anderen Seite Unternehmen sich auf erhöhte Publizitätsanforderungen einstellen und ihre 

Finanzierungsquellen diversifizieren (Zimmermann und Schumacher 2005). In der Folge ori-

entiert sich die Konditionengestaltung der Kreditinstitute stärker an Risikogesichtspunkten. 

Hiervon profitieren kleine und junge Unternehmen wie auch Gründungen, die im Vergleich zu 

etablierten Unternehmen mit einem überdurchschnittlichen und schwerer einzuschätzenden 

unternehmerischen Risiko verbunden sind: Zu risikodifferenzierten Zinssätzen können sie 

ihren Finanzierungsbedarf eher decken als im Fall eines Einheitszinssatzes, zu dem über-

durchschnittlich risikobehaftete Finanzierungen von vornherein gar nicht zu Stande kommen 

(Zimmermann 2008). 

Bei der Experteneinschätzung gründungsrelevanter Rahmenbedingungen im Global Entre-

preneurship Monitor (GEM; Brixy et al. 2010) schneidet die Kategorie „Finanzierung“ knapp 

durchschnittlich ab (durchschnittliche Bewertung 2,7 auf einer 5-Punkt-Likert-Skala von 1 bis 

5). Im internationalen Vergleich nimmt Deutschland damit einen Rang im Mittelfeld (Platz 8 

von 18 innovationsbasierten Volkswirtschaften) ein. Die Aussagekraft dieser Einschätzung ist 

jedoch als gering einzuschätzen, da zum einen die Finanzierungskategorie nicht weiter diffe-

renziert wird und zum anderen der internationale Vergleich auf den Einschätzungen unter-

schiedlicher nationaler Experten beruht. Dies trifft auch auf den Ländervergleich der OECD 

(2006b) zu, der mit Blick auf die Finanzierung von kleinen und mittleren Unternehmen zu 

einem ähnlichen Ergebnis kommt. 

Umfrageergebnisse 

Detailliertere Befunde liefern Umfragen bei Gründern und jungen Unternehmen als zweite 

Säule der empirischen Evidenz. Hier hält der Literaturüberblick von Wolf (2006) drei zentrale 

Aussagen zu von Unternehmen artikulierten Finanzierungsschwierigkeiten fest: Unter an-

sonsten gleichen Bedingungen geben kleine Unternehmen im Vergleich zu größeren ver-

mehrt Schwierigkeiten an; in frühen Entwicklungsphasen sind Finanzierungsprobleme gra-

vierender als in späteren Phase, und innovative Unternehmen sind häufiger von Finanzie-

rungsproblemen betroffen als nicht innovative.7 Kulicke (2000) zufolge geben junge Dienst-

leistungsunternehmen in der Mehrheit (70 %) an, dass sie bei der Betriebserrichtung keine 

Finanzierungsschwierigkeiten hatten. Gravierende oder existenzbedrohende Schwierigkeiten 

 

7 Vgl. auch die aktuellen Studien von Arend und Zimmermann (2009), Bauer und Zimmermann (2010), 
Czarnitzki und Hottenrott (2010) und Müller und Reize (2010) sowie Reize (2007). 
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treten jedoch überdurchschnittlich häufig bei einem größeren Kapitalbedarf auf. Unter den 

bis zu vier Jahre alten Unternehmen im KfW/ZEW-Gründungspanel berichten FuE treibende 

Unternehmen, Produkt- oder Prozessinnovatoren sowie Unternehmen, die eine Marktneuheit 

eingeführt haben, im Jahr 2008 durchweg häufiger von Finanzierungsschwierigkeiten als 

solche Unternehmen, auf die die genannten Merkmale nicht zutreffen (Fryges et al. 2009). 

Auswertungen von Werner (2007) zu innovativen Gründern in der Kölner Gründerstudie der 

Jahre 1992–1998 ist darüber hinaus zu entnehmen, dass innovative Gründer, die zügiger als 

der Durchschnitt studiert haben, Kapitalengpässen weniger stark ausgesetzt sind: Positive 

Bildungssignale werden folglich zur Reduzierung von Informationsasymmetrien eingesetzt. 

Kay et al. (2007) befragen Teilnehmer des IfM-Gründerpanels nach Problembereichen wäh-

rend der Gründung bzw. Gründungsvorbereitung. Für ein Drittel der Erstgründer und knapp 

die Hälfte der Restarter ist die Finanzlage allgemein relevant; die Finanzierung durch Haus-

banken und die Nutzung von Fördermitteln werden jedoch als weniger problembehaftet ein-

geschätzt. Nach Gründen für die noch nicht vollzogene Gründung gefragt, stimmen Grün-

dungsinteressierte der Aussage „Eigene Finanzierungsmittel reichen nicht“ überdurchschnitt-

lich stark zu. Im KfW-Gründungsmonitor 2010 beträgt der Gesamtanteil aller Gründer mit 

Problemen bei der Gründungsfinanzierung rund 10 % (Kohn und Spengler 2010). In der 

Gruppe derjenigen Gründer, die Bankkredite oder verwandte externe Finanzierungsformen 

genutzt haben, berichten jedoch 23 % von Finanzierungsschwierigkeiten, welche beispiels-

weise in langwierigen Kreditverhandlungen oder darin bestehen können, dass gewünschte 

Kreditvolumina oder -konditionen nicht erhältlich waren. Das meistgenannte Problem sind 

dabei auch hier nicht hinreichende eigene Finanzmittel.8  

Zusammengefasst zeigen die Gründer- und Unternehmensbefragungen unterschiedliche 

Facetten von Finanzierungsschwierigkeiten auf. Bei den Ergebnissen ist jedoch ein mögli-

cher Survivor-Bias zu beachten, wenn nur Gründer antworten konnten, die sich tatsächlich 

durchgesetzt haben, nicht jedoch jene, die an (Finanzierungs-)Barrieren im Vorfeld geschei-

tert sind (Unterschätzung des Problems). Andererseits spiegeln artikulierte Schwierigkeiten 

nicht notwendigerweise ein Marktversagen wider. Alternativ können lediglich die subjektive 

Wahrnehmung des Gründers zur Qualität seines Projektes und die entsprechende Einschät-

zung der Erfolgsaussichten vonseiten des Marktes mit dem Resultat auseinanderfallen, dass 

kein Finanzierungsmatch zwischen Gründer und potenziellem Kapitalgeber zu Stande 

kommt (Überschätzung des Problems). 

Erfahrungen aus der Gründungsberatung der Industrie- und Handelskammern stützen die 

Einschätzung, dass in Umfragen ermittelte Finanzierungsschwierigkeiten nicht notwendiger-

 

8 Vgl. auch Brüderl et al. (1993), Kohn und Spengler (2008) und Mellewigt und Witt (2002) zur Bedeu-
tung verschiedener Finanzierungsformen für Existenzgründungen in Deutschland. 
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weise ein Marktversagen widerspiegeln. Laut DIHK (2010) haben im Jahr 2009 vier von zehn 

Gründern, die eine IHK-Gründungsberatung in Anspruch genommen haben, die Finanzie-

rung ihres Vorhabens nicht gründlich genug durchdacht. Auch Umfragen bei Sparkassen zu 

den Gründen für abgelehnte Gründungsfinanzierungen (DSGV 2005) deuten in diese Rich-

tung. Zwar wird 33 % der abgelehnten Finanzierungen ein nicht überzeugendes Gesamtfi-

nanzierungskonzept attestiert, was eine Rationierung jedoch nicht ausschließt; der Großteil 

der Ablehnungen erfolgt allerdings aufgrund fehlender Überzeugungskraft des Gründers 

(36 %) oder seiner Geschäftsidee (27 %). Auch Kulicke (2000) berichtet aus Interviews mit 

Firmenkundenberatern von Kreditinstituten, dass nach deren Einschätzungen Probleme bei 

der Finanzierung von neuen Dienstleistungsunternehmen in der Regel aus fehlendem kauf-

männischem und vertriebsseitigem Knowhow resultieren. Wenngleich auch diese Ergebnisse 

nicht zwingend wertfrei sind, gehen sie mit der Einschätzung von de Meza und Southey 

(1996) konform, dass tatsächliche Gründer aus der Menge aller potenziellen Gründer eine 

Selektion derjenigen mit unrealistisch hohen Erwartungen darstellen.9 Erfahrene Banken 

schätzen Gründungskonzepte dann entsprechend realistischer ein und bescheiden Finanzie-

rungsanfragen rational – und gegebenenfalls ablehnend. 

Ökonometrische Untersuchungen 

Als dritte Säule der empirischen Evidenz können ökonometrische Untersuchungen gegen-

über deskriptiven Auswertungen von Umfragen grundsätzlich zwei Vorteile bieten: Zum ei-

nen gibt die Berechnung partieller Effekte Aufschluss über die Relevanz verschiedene Ein-

flussfaktoren bspw. von beobachteten Finanzierungsschwierigkeiten; zum anderen können 

Studien, denen – zum Beispiel in Form administrativer Mikrodatensätze – Daten zu beobach-

tetem Verhalten anstelle artikulierter Einschätzungen zu Grunde liegen, Verzerrungen durch 

selbstdienliche Wahrnehmung und subjektives Antwortverhalten (Self-Serving-Bias; Miller 

und Ross 1975) mittels ökonometrischer Verfahren umgehen. 

In der Debatte um Kreditrationierung von Gründern modellieren Evans und Jovanovic (1989) 

die Gründungsentscheidung in Abhängigkeit von einer finanziellen Budgetrestriktion. Auf 

Basis US-amerikanischer Zensus-Daten zeigt sich, dass vermögendere Personen ceteris 

paribus eine größere Gründungsneigung besitzen. Aufgrund einer Kreditrationierung beim 

Schritt in die Selbstständigkeit werden potenzielle Gründer mit geringer finanzieller Ausstat-

tung von einer Gründung abgehalten. Dieses Ergebnis wird von einer Anzahl analoger Stu-

dien für unterschiedliche Länder im Großen und Ganzen bestätigt.10 

 

9 Zur Problematik übermäßigen Selbstvertrauens von Gründern (overconfidence) vgl. Hoffrage (2004), 
Cramerer und Lovallo (1999) und Köllinger et al. (2007). 
10 Für eine Übersicht entsprechender Studien vgl. Parker (2004, Kap. 7). Zu beachten ist in diesem 
Zusammenhang, dass die meisten Studien eine Selektion in die Selbstständigkeit aufgrund unbeo-
bachteter Heterogenität als alternative Erklärung zu einer Kreditrationierung nicht ausschließen kön-
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Eine andere Gruppe von Studien untersucht den Einfluss von Liquiditätsbeschränkungen auf 

den Fortbestand einer Selbstständigkeit und damit auf den Gründungserfolg. Den Ergebnis-

sen von Bates (1990) und Holtz-Eakin et al. (1994) für die Vereinigteen Staaten zufolge wei-

sen Selbstständige, die in höherem Maß finanzielle Mittel wie beispielsweise Ersparnisse 

oder Erbschaften einsetzen können, ceteris paribus eine höhere Wahrscheinlichkeit auf, 

selbstständig zu bleiben, was für eine Kreditrationierung auch nach erfolgter Gründung 

spricht. Dieses Ergebnis ist in der Literatur jedoch nicht unumstritten. In der Untersuchung 

von Cressy (1996) zum Gründungserfolg von Start-ups im Vereinigten Königreich bleiben 

Gründungen mit höherem Finanzmitteleinsatz zwar durchschnittlich länger am Markt, der 

Einfluss finanzieller Mittel auf das Gründungsüberleben wird jedoch insignifikant, sofern indi-

viduelles Humankapital hinreichend kontrolliert wird. Die beobachtete bivariate Korrelation 

zwischen Finanzierungshöhe und Gründungserfolg ist dann auf eine Selektion humankapi-

talstarker Unternehmen in Richtung größerer Finanzierungen zurückzuführen. Im Licht die-

ses Ergebnisses liegt keine Kreditrationierung mehr vor, sofern die Gründung einmal vollzo-

gen ist. Zu einer ähnlichen Einschätzung kommen Berger und Udell (1992) anhand der Ana-

lyse von Vertragsdaten US-amerikanischer Banken. Sie zeigen auf, dass die Zinsen für Kre-

ditlinien über den Beobachtungszeitraum hinweg zwar grundsätzlich wenig volatil waren; 

jedoch galt dies in gleichem Maß für Dispositions- und für Überziehungskreditzinsen. Wäh-

rend sich in ersterer Beobachtung a priori ein Versagen des Preismechanismus ausdrücken 

könnte, spricht letztere gegen die Existenz einer systematischen Kreditrationierung, da bei 

zugesagten, aber nicht (vollständig) in Anspruch genommenen Kreditlinien ex definitione 

keine Rationierung vorliegt. 

Einige ökonometrische Studien für Deutschland nutzen in Ermangelung spezifischer Daten-

sätze für Gründungen Informationen für Bestandsunternehmen. Über Firmenalter und -größe 

lassen sich dann Rückschlüsse für Gründungen ziehen. So sind bspw. der Untersuchung 

börsengelisteter Industrieunternehmen von Audretsch und Elston (2002) zufolge Liquiditäts-

beschränkungen im Mittelstand umso gravierender, je kleiner das Unternehmen ist. Für Un-

ternehmen des Verarbeitenden Gewerbes schätzt Winker (1999) anhand des ifo-Unter-

nehmenspanels einen signifikant negativen partiellen Effekt der Unternehmensgröße auf die 

Wahrscheinlichkeit von Problemen bei der Akquisition benötigter finanzieller Mittel. Reize 

(2005) zeigt auf Basis des KfW-Mittelstandspanels, dass ceteris paribus sowohl ein höheres 

Unternehmensalter als auch eine höhere Beschäftigtenzahl mit einem signifikant geringeren 

Risiko von Kreditablehnungen einhergehen. Dabei nimmt das Ablehnungsrisiko in den ersten 

Unternehmensjahren überproportional ab. Schließlich halten Egeln et al. (1997) fest, dass 

 

nen. So mag eine höhere Gründungsneigung vermögenderer Personen beispielsweise auch auf eine 
höhere Risikoneigung dieser Gruppe zurückzuführen sein. 



Gründungshemmnisse auf Faktor- und Gütermärkten   105 

 

größere Firmen im Mannheimer Innovationspanel ein signifikant besseres CREDITREFORM 

Ranking aufweisen – ein signifikanter Einfluss des Firmenalters findet sich hier jedoch nicht. 

Damit deuten die Studien für Deutschland auch auf besondere Finanzierungsschwierigkeiten 

von kleinen bzw. jungen Unternehmen am Markt hin. Erst in jüngerer Zeit erlauben es spe-

zielle Gründungsdatensätze, der Natur von Finanzierungsschwierigkeiten im Gründungszu-

sammenhang auf den Grund zu gehen. So schätzen Kohn et al. (2010) auf Basis des KfW-

Gründungsmonitors Determinanten des Auftretens von Finanzierungsschwierigkeiten. Es 

zeigt sich, dass sowohl Charakteristika des Gründers als auch Projektmerkmale eine Rolle 

spielen. Ceteris paribus berichten beispielsweise jüngere Gründer, vormals Arbeitslose, 

Nicht-EU-Ausländer und Gründer ohne Berufsabschluss häufiger von Finanzierungsschwie-

rigkeiten und mit einer Nebenerwerbsgründung sowie mit einem niedrigeren Finanzierungs-

bedarf gehen ein geringeres Ausmaß an Schwierigkeiten einher. 

Grundsätzlich ist bei den genannten Studien erhebliche Vorsicht in Bezug auf eine kausale 

Interpretation der Ergebnisse angezeigt. Darüber hinaus ist auch bei den vorliegenden öko-

nometrischen Studien ein Survivor-Bias, wonach die tatsächlich gegründeten Unternehmen 

eine positive Selektion darstellen, nicht von der Hand zu weisen. Insofern dürften in der 

Grundgesamtheit aller potenziellen Gründungen Finanzierungsschwierigkeiten noch weiter 

verbreitet sein. Inwieweit hieraus auf die Rationierung von Gründungsfinanzierungen im Sinn 

von Marktversagen zu schließen ist, bleibt allerdings fraglich. Die Frage, ob die artikulierten 

Schwierigkeiten letztendlich auf angebotsseitige Restriktionen zurückzuführen oder allein 

nachfrageseitig bedingt sind, wird von den für Deutschland existierenden Studien, die alle 

auf Umfragedaten basieren, nicht befriedigend beantwortet. 

3 Arbeitsmärkte 

Auch auf Arbeitsmärkten besteht die Gefahr von adverser Selektion, da Arbeitgeber die Qua-

lität von Bewerbern nicht vollständig beobachten können und sich bei Durchschnittslohnzah-

lung über die Qualitätsverteilung hinweg einem Pool von unterdurchschnittlich qualifizierten 

Arbeitnehmern gegenübersehen (Weiss 1980). Die Lösungsstrategie, Effizienzlöhne zu zah-

len, steht insbesondere Gründungen nur eingeschränkt zur Verfügung, da sie zu Beginn der 

Geschäftstätigkeit häufig weniger Verteilungsmasse in Form von Gewinnen erwirtschaften. 

Aufgrund des in den ersten Jahren höheren Sterberisikos fällt es ihnen zudem schwerer, 

ihren Mitarbeitern verlässliche Perspektiven aufzuzeigen. 

Als erste Säule empirischer Evidenz ist wiederum das institutionelle Marktumfeld zu betrach-

ten. Der deutsche Arbeitsmarkt ist durch eine hohe Regelungsdichte gekennzeichnet (Block 

et al., 2008) und gilt als vergleichsweise inflexibel (Krugman 2004). Arbeitsrechtliche Be-

stimmungen – wie zum Beispiel der Kündigungsschutz oder das Betriebsverfassungsge-

setz – betreffen junge Unternehmen jedoch häufig zunächst nicht, da die Mehrzahl dieser 

Bestimmungen erst ab einer Mindestmitarbeiterzahl greift und neugegründete Unternehmen 
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größtenteils unterhalb der jeweiligen Schwellenwerte liegen. Gleichwohl folgern Moog et al. 

(2005) aus ihrer Unternehmensumfrage, dass von den bestehenden arbeitsrechtlichen Re-

gulierungen insofern negative Wirkungen auf das Gründungsgeschehen ausgehen, als die 

Vielzahl der verschiedenen Regelungen und deren Komplexität junge Unternehmen vor 

Probleme stellt, da sie – anders als größere Unternehmen – nicht über spezialisierte Perso-

nalabteilungen verfügen. Die Komplexität wird noch dadurch erhöht, dass die Schwellenwer-

te in den verschiedenen Bestimmungen uneinheitlich sind und häufig geändert werden (Kol-

ler 2007). 

Andererseits steht auf dem deutschen Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich ein relativ 

hohes Angebot an qualifizierten Fachkräften zur Verfügung (OECD 2006a),11 was häufig auf 

das duale Berufsausbildungssystem zurückgeführt wird. Dies deutet darauf hin, dass sich 

neue wie etablierte Unternehmen in Deutschland insgesamt vergleichsweise geringen 

Schwierigkeiten bei der Akquisition von Arbeitskräften gegenüberstehen. 

Als auf Basis mikroökonometrischer Untersuchungen – der dritten Evidenzsäule – empirisch 

gesichert gilt das Resultat, dass größere Firmen höhere Löhne zahlen als kleinere, und zwar 

sowohl im Durchschnitt als auch ceteris paribus nach Herausrechnung weiterer Bestim-

mungsgründe des Lohnniveaus aufseiten der Firmen und der Beschäftigten (Oi und Idson 

1999).12 Der Übersicht von Wagner (1997) für Deutschland zufolge fallen auch Gehaltszu-

sätze, Sozialleistungen und nicht-monetäre Nebenleistungen in kleineren Unternehmen ge-

ringer aus. Auf Basis der Linked Employer-Employee-Daten des IAB Nürnberg (LIAB) finden 

Brixy et al. (2007), dass neue Betriebe im Vergleich zu bestehenden ceteris paribus geringe-

re Löhne zahlen. Das geschätzte Lohndifferenzial liegt bei durchschnittlich 8 % und nimmt 

mit der Zeit ab.  

Die Frage, ob diese Ergebnisse ein Versagen des Marktmechanismus reflektieren und inso-

fern einen systembedingten Nachteil für Gründungen darstellen, bleibt von den Studien un-

beantwortet. Gegen eine Interpretation als Hemmnis spricht die Einschätzung, dass die nied-

rigeren Löhne gegebenenfalls im Sinn kompensierender Lohndifferenziale durch ein flexible-

res Arbeitsumfeld aufgewogen werden. Zudem könnten residuale Differenziale tatsächliche 

Produktivitätsdifferenzen widerspiegeln.13 Auf der anderen Seite ist wiederum ein Survivor- 
 

11 Zudem fallen Produktivitätsunterschiede zwischen einzelnen Qualifikationsgruppen (Personen ohne 
beziehungsweise mit Ausbildungsabschluss und Hochschulabsolventen) auf dem Arbeitsmarkt relativ 
gering aus; vgl. Freeman und Schettkat (2001) und Fitzenberger und Kohn (2006). 
12 Weder unterschiedliche Belegschaftszusammensetzungen, beispielsweise hinsichtlich formaler 
Qualifikation, Alter oder Erfahrung der Mitarbeiter, noch unterschiedliche Firmencharakteristika, wie 
Branchen- oder Standortinformationen, können Firmengrößendifferenziale in der Mitarbeiterentloh-
nung bisher hinreichend erklären. Diese zeigen sich auch noch bei Berücksichtung von unbeobachte-
ter Heterogenität in Linked Employer-Employee-Datensätzen. 
13 Firmengrößenbedingte Produktivitätsdifferenzen resultieren zum Beispiel aus unterschiedlichen 
Kapitalintensitäten, die ein Großteil der empirischen Studien mangels verfügbarer Daten nicht kontrol-
lieren kann. 
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Bias in dem Sinn, dass potenzielle Gründer, die sich besonders großen Rekrutierungsprob-

lemen gegenüber sahen, von einer Gründung abgehalten wurden, nicht ausgeschlossen. 

Diese Einschätzung gilt analog für die Ergebnisse von Umfragestudien zu Gründungshemm-

nissen bei der Personalbeschaffung, die wiederum die zweite Säule der empirischen Evidenz 

bilden. Gemäß den Interviews von Klandt und Daniels (2001) mit innovativen Firmengrün-

dern in der Region Köln-Bonn stellt die Personalrekrutierung das gewichtigste nicht-

monetäre Gründungshemmnis dar. Die Mehrheit der Befragten (54 %) sah hierin ein Prob-

lem für die Gründungsphase, vor allem aber für die darauf folgende Frühentwicklungsphase 

(70 %). Zu den Ursachen artikulierter Probleme führen Backes-Gellner et al. (2000) an, dass 

kleinere Unternehmen weniger qualifiziertes Personal aus den eigenen Reihen rekrutieren 

können. Bei der Suche nach hoch qualifizierten Universitätsabsolventen fällt es kleinen Un-

ternehmen besonders schwer, Kandidaten attraktive Perspektiven aufzuzeigen (Belfield 

1999). Anders herum können innovative Gründer mit Hochschulabschluss Rekrutierungs-

engpässe eher überwinden als Gründer ohne Hochschulabschluss (Werner 2007). Dement-

sprechend wirkt der höhere Bildungsabschluss auch auf dem Arbeitsmarkt als Signal für 

Gründungsqualität. 

4 Absatz- und Beschaffungsmärkte 

Auf den Gütermärkten können Markteintrittsbarrieren aus technologiebedingten Größenvor-

teilen (economies of scale, economies of scope) resultieren. Außerdem sind viele Güter und 

Dienstleistungen Erfahrungsgüter, deren Qualität erst beim Konsum festgestellt werden 

kann. Diese Eigenschaft sichert etablierten Anbietern einen Reputationsvorteil (Schmalensee 

1982). Neue Anbieter müssen für einen erfolgreichen Markteintritt zunächst ohne Gegenleis-

tung Informationen über ihr Produkt preisgeben, was als positiver externer Effekt (Appropria-

bility-Effekt; Arrow 1962) auf andere Marktteilnehmer wirkt. Insbesondere Informationen über 

innovative Gründungsprojekte werden von anderen Marktteilnehmern genutzt, sodass es zu 

Spillover-Effekten des Gründungsgeschehens kommt.14 Auch Gründungen im Bereich Social 

Entrepreneurship können mit positiven externen Effekten verbunden sein.15 

Bei Existenz positiver externer Effekte oder bei Vorhandensein von Markteintrittsbarrieren ist 

die Gründungsquote aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu gering. Zur Frage nach Barrieren 

auf Absatz- oder Beschaffungsmärkten liegen wiederum Umfrageergebnisse und Experten-

urteile zur Offenheit von Märkten vor. 

Institutionelle Marktrahmenbedingungen werden im Global Entrepreneurship Monitor (GEM) 

im Hinblick auf Existenzgründungen hinterfragt. Im GEM 2009 (Brixy et al. 2010) wird die 

 

14 Zu regionalen Spillovers von Innovationen siehe Feldman (1999). Cameron (1998) betrachtet Inno-
vationsexternalitäten im Kontext von Wachstumsmodellen. 
15 Zu Social Entrepreneurship siehe die Einführung von Achleitner et al. (2007). 
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Marktoffenheit – gemessen an der Existenz von Markteintrittsbarrieren – in Deutschland 

knapp unterdurchschnittlich eingeschätzt (Bewertung 2,84 auf einer 5-Punkt-Likert-Skala von 

1 bis 5). Im internationalen Vergleich belegt Deutschland damit einen Rang im Mittelfeld (8 

von 18), wobei die Aussagekraft dieses Ergebnisses wiederum insofern skeptisch zu beurtei-

len ist, als der Vergleich auf die Urteile unterschiedlicher nationaler Experten rekurriert. 

In der Umfrage von Klandt und Daniels (2001) stellen Absatz, Verkauf bzw. Vertrieb für 64 % 

der Teilnehmer ein Problem dar, wobei der erste Kundenkontakt bis zur Produktvorstellung 

sich als besonders schwierig erweist. Gründungsinteressierte Hochschulabsolventen geben, 

von Mellewigt et al. (2006) nach Hemmnissen im Verlauf des Vorgründungsprozesses be-

fragt, die Felder Kundenkontakte, geeignete Werbeaktivitäten und Kontakte zu Förder- und 

Beratungsstellen als „wichtigste Ressourcen auf dem Weg zur Gründung“ an. Im IfM-

Gründerpanel ist „Auftragsakquisition und Kundensuche“ der meistgenannte Problembe-

reich, relevant für ein Drittel der Erstgründer und gut die Hälfte der Restarter (Kay et al. 

2007). Probleme auf der Lieferantenseite werden hingegen von lediglich 6 % der Gründer für 

bedeutsam erachtet. 

Alles in allem stellen die Umfrageergebnisse als zentrale Säule empirischer Evidenz zu 

Gründungshemmnissen auf Gütermärkten Probleme auf der Absatzseite heraus. Es mangelt 

jedoch an solider ökonometrischer Evidenz hierfür. Nicht zuletzt deshalb bleibt die Frage 

unbeantwortet, inwieweit die artikulierten Probleme auf strukturelle Markteintrittsbarrieren im 

Sinn einer systematischen Behinderung von neuen Wettbewerbern zurückzuführen sind oder 

aber Konzeptmängel bzw. eine ungenügende Vorbereitung der Gründer widerspiegeln.16 

Ebenfalls keine Rückschlüsse lassen die genannten Studien über die Existenz externer Ef-

fekte zu. Dagegen erscheint das Resultat, dass sich Gründer auf den Beschaffungsmärkten 

selten Hemmnissen gegenübersehen, vor dem Hintergrund im Großen und Ganzen funktio-

nierender Gütermärkte intuitiv plausibel. 

5 Fazit und Ausblick auf zukünftige Forschungsansätze 

Vor dem Hintergrund von Marktversagenstatbeständen leitet die wirtschaftstheoretische Lite-

ratur mögliche Hemmnisse für Existenzgründungen ab. Empirische Studien identifizieren 

verschiedene Hemmnisse auf Faktor- und Absatzmärkten, wobei besonderes Augenmerk 

auf die Existenz von Finanzierungsschwierigkeiten gerichtet wird. So zeigen Gründer- und 

Unternehmensbefragungen auf, dass sich – insbesondere innovative – Gründer und kleine, 

junge Unternehmen auf Finanzmärkten Schwierigkeiten bei der Mittelbeschaffung gegenü-

 

16 Die Tatsache, dass viele Gründer nur wenig Zeit und Energie in eine solide Vorbereitung ihres Pro-
jekts investieren, zeigt sich beispielsweise in den Erfahrungen der IHK-Gründungsberater. Laut DIHK 
(2010) äußerten 46 % aller Beratungsteilnehmer im Jahr 2009 unklare Vorstellungen zu ihrer Kunden-
zielgruppe und 53 % haben sich zu wenig Gedanken zum Alleinstellungsmerkmal ihrer Geschäftsidee 
gemacht. 
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bersehen; auf Arbeitsmärkten fällt es Gründungen im Vergleich zu etablierten Unternehmen 

schwerer, qualifiziertes Personal zu attrahieren; und beim Eintritt in einen Absatzmarkt wer-

den Kundensuche und Auftragsakquisition als schwierig empfunden, während auf der Liefe-

rantenseite kaum Hindernisse gesehen werden.  

Angesichts der Fülle und der Breite entsprechender empirischer Evidenz darf die Existenz 

von Hindernissen im Gründungsprozess als gesichert gelten. Artikulierte Gründungshemm-

nisse sind jedoch nicht notwendigerweise auf Marktversagen zurückzuführen, sondern kön-

nen insbesondere auch Konzeptmängel oder mangelnde Vorbereitung des Gründers reflek-

tieren. Insofern ist direkte Umfrageevidenz, die auf – gegebenenfalls selbstdienliche – Ein-

schätzungen von Gründern basiert, vorsichtig zu beurteilen. Belastbare ökonometrische Evi-

denz, die auf tatsächlichem Verhalten im Sinn offenbarter Präferenzen basiert, ist jedoch 

noch rar, zumal wenige aussagekräftige Datensätze – insbesondere über Gründer in Früh-

phasen oder verhinderte Gründer – existieren. 

Bisherige ökonometrische Studien zur Relevanz von Kreditrationierung in verschiedenen 

Ländern zeichnen ein heterogenes Bild. Für Deutschland stützen in Ermangelung von Analy-

sen mit Gründern bzw. Gründungen Untersuchungen auf Basis von Bestandsunternehmen 

die These, dass kleinere und jüngere Firmen größere Finanzierungsschwierigkeiten haben. 

Auch die ökonometrischen Studien nutzen Daten aus Umfragestudien, sodass bezüglich der 

Einordnung artikulierter Schwierigkeiten angesichts des Self-Serving-Bias wiederum Bedacht 

angezeigt ist. Zudem ist bei einer Übertragung der Resultate für Bestandsunternehmen auch 

die Situation von Gründungen ein Survivor-Bias zu beachten: Zum einen stellen tatsächlich 

gegründete Unternehmen eine positive Selektion aus der Gesamtheit aller potenziellen 

Gründungen dar, zum anderen haben sich Bestandsunternehmen im Vergleich zu wieder 

aufgegebenen Unternehmen als erfolgreicher erwiesen. Insofern würde das Ausmaß von 

Hemmnissen im Gründungskontext – und damit die Bedeutung der Ressourcenfehlallokation 

im Gründungsgeschehen – eher unterschätzt. 

Internationale Vergleiche institutioneller Marktrahmenbedingungen sind grundsätzlich geeig-

net, artikulierte Gründungshemmnisse konzeptionell mit Marktspezifika in Verbindung zu 

bringen. Allerdings fällt es entsprechenden Studien in Anbetracht oft dünner Datenlage 

schwer, eine Kausalität der Beziehungen zu etablieren. Zudem stoßen auch sie an die Gren-

zen ihrer Aussagekraft, wenn die Vergleiche auf Einschätzungen unterschiedlicher Experten 

mit verschiedenartigen kulturellen Hintergründen fußen. 

Ansatzpunkte für zukünftige Forschungsbeiträge 

Angesichts der Schwächen bisheriger Studien sollten zukünftige Forschungsbeiträge metho-

disch neue Wege beschreiten. Erstens können speziell zugeschnittene Interviewstudien indi-

rekte, item-gesteuerte Fragemethoden aus der Sozialpsychologie nutzen, um der Natur von 

Gründungshemmnissen explorativ auf den Grund zu gehen. Zweitens können große pro-
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zessgenerierte Mikrodatensätze, wie das Unternehmensregister oder Sozialversicherungs-

register (z. B die IAB-Beschäftigtenhistorik), stärker dazu herangezogen werden, Schlüsse 

nicht aus direkten Angaben zu empfundenen Hemmnissen, sondern im Sinn offenbarter Prä-

ferenzen aus beobachtetem Verhalten zu ziehen. Hierbei lässt sich beispielsweise eine regi-

onale Variation der Gründungsintensitäten nutzen (Fritsch und Falck 2007). 

Drittens eröffnen große Unternehmensbefragungen wie das KfW/ZEW-Gründungspanel 

(Fryges et al. 2010), die neben einem spezifischen Katalog zu Gründungshemmnissen eine 

breite Palette weiterer gründungs- und gründerspezifischer Informationen erheben, die Mög-

lichkeit, verschiedene Einflüsse auf artikulierte Hemmnisse herauszufiltern. Viertens haben 

große bevölkerungsrepräsentative Umfragen wie der KfW-Gründungsmonitor (Kohn et al. 

2010), die sowohl Gründer als auch Nichtgründer umfassen, das Potenzial, verhinderte 

Gründer zu identifizieren und aus den Angaben dieser Gruppe mittels eines Kontrollgrup-

penansatzes zu lernen. Fünftens schreitet die Datenverfügbarkeit für internationale Ver-

gleichsstudien stetig voran. Hieraus resultiert die Chance, nicht nur konzeptionelle Institutio-

nenvergleiche vornehmen zu können, sondern die Variation im Gründungsgeschehen über 

Länder hinweg auch ökonometrisch zu nutzen. 

Inhaltlich sind die Fragestellungen in verschiedene Richtungen zu erweitern (vgl. auch Par-

ker 2005). So muss es über die Frage nach dem zu beobachtenden Ausmaß von Grün-

dungshemmnissen hinaus darum gehen, vermehrt den tatsächlichen Ursachen für identifi-

zierte Hemmnisse auf den Grund zu gehen. Weiterhin nötig sind valide Einschätzungen der 

Auswirkungen von Hemmnissen: Werden junge Unternehmen durch die Hemmnisse an not-

wendigen Anfangsinvestitionen gehindert oder potenzielle Gründer angesichts zu hoher Hür-

den ganz von einem viel versprechenden Gründungsprojekten abgehalten? Führen etwa 

erfahrene Schwierigkeiten bei der Gründungsfinanzierung zu einem vorzeitigen Ende der 

Selbstständigkeit oder ist ihnen mit einem höheren Einsatz aufseiten der Gründer erfolgreich 

zu begegnen? Einzuordnen ist die Frage nach den Wirkungen von Hemmnissen auf zentrale 

Erfolgskennzahlen wie das Gründungsüberleben, das Umsatzwachstum oder den Gewinn, 

letztlich in die breitere Literatur, die sich der Identifikation von umfeld-, kontext- oder perso-

nenbezogenen Erfolgsfaktoren widmet (vgl. z. B. Brüderl et al. 1996). 

Im Rahmen der Wirkungsanalyse ist der Heterogenität von Existenzgründungen Rechnung 

zu tragen. Der Begriff ‚Existenzgründung’ umfasst die Einpersonengründung eines freischaf-

fenden Künstlers ebenso wie den Management-Buy-in eines arbeitsteiligen Betriebes mit 

mehreren hundert Arbeitsplätzen, die imitatorische Gründung eines Fliesenlegers im Hand-

werk oder eine innovative Hightech-Gründung im Lifescience-Bereich. Dieses Verständnis 

impliziert einen breiten Gründungsbegriff, der sowohl (häufig kleinere) ‚Existenzgründungen’ 

im engeren Sinn, bei denen die Gründerperson und ihr Schritt in die Selbstständigkeit im 

Vordergrund stehen, als auch das Konzept von ‚Unternehmensgründungen’ umfasst, wel-
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ches auf die Schaffung von Unternehmensstrukturen als neue Faktorkombination (und damit 

häufig auf größere Gründungseinheiten) abstellt. Neben der Frage, ob unterschiedliche 

Segmente des Gründungsgeschehens gleichermaßen von Gründungshemmnissen betroffen 

sind, ist somit auch zu klären, inwieweit einzelne Hemmnisse in unterschiedlichen Segmen-

ten verschiedenartig wirken. 

Schließlich besteht weiterer Forschungsbedarf dazu, wie den verschiedenen Facetten von 

marktimmanenten Gründungshemmnissen möglichst effizient durch wirtschaftspolitische 

Maßnahmen entgegenzuwirken ist. Sowohl in Bezug auf die mikroökonomische Effektivität 

und Effizienz einzelner Förderprogramme als auch im Hinblick auf die gesamtwirtschaftli-

chen, dynamischen Wirkungen der Gründungsförderung sind erst wenige Schritte getan 

(siehe z. B. Witt und Hack 2008, zum Stand der Forschung in Bezug auf staatliche Grün-

dungsfinanzierung oder Caliendo und Kritikos 2009, zu Perspektiven der Gründungsförde-

rung vonseiten der Bundesagentur für Arbeit). 
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Bürokratie als Gründungshemmnis – empirische Evidenz und Imp-
likationen für die staatliche Förderpolitik 

Heiner Brockmann (Beuth Hochschule für Technik Berlin) 

Kurzzusammenfassung 

Bürokratische Regeln verursachen Kosten aufseiten der Unternehmen und beeinträchtigen 

im Ergebnis die gesamtwirtschaftlichen Wachstumskräfte. Diese Kernthese wurde in den 

letzten Jahren in einer wachsenden Zahl von Studien erörtert und motivierte verschiedene 

politische Initiativen, die darauf abzielen, Bürokratielasten zu reduzieren. In diesem Beitrag 

wird ein Überblick über die Ergebnisse verschiedener Studien gegeben, die den Zusammen-

hang zwischen bürokratischen Regeln und dem Gründungsgeschehen untersuchen. Die 

Ergebnisse geben keinen eindeutigen Hinweis darauf, dass bürokratische Regelungen das 

Gründungsgeschehen in Deutschland maßgeblich beeinträchtigen. Zudem werden verschie-

dene Möglichkeiten diskutiert, auf welche Weise negative Wirkungen von bürokratischen 

Regeln auf das Gründungsgeschehen reduziert werden können. Als ein viel versprechender 

Ansatz werden so genannte Einheitliche Ansprechpartner angesehen, die unlängst EU-weit 

eingeführt wurden. Dieses Instrument ermöglicht die Reduzierung von Bürokratielasten, oh-

ne dass dazu Kosten und Nutzen einzelner bürokratischer Regeln auf den Prüfstand gestellt 

werden müssten. 

1 Einleitung 

Staatliche Rahmenbedingungen für das Wirtschaften sind auf unterschiedlichen Ebenen für 

das Gründungsgeschehen relevant. Eine Rolle spielen etwa die staatlichen Regeln bezüglich 

der Gründung selbst (z. B. Gewerbeanmeldungen), aber auch Regeln bezüglich der Be-

schäftigung von Mitarbeitern (z. B. Kündigungsschutz), bezüglich der Besteuerung (z. B. 

Kapitalertragsbesteuerung) bezüglich der spezifischen Branche (z. B. Schankerlaubnis) so-

wie bezüglich des Ausscheidens von Unternehmen (z. B. Insolvenzordnung).1 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Ergebnisse verschiedener empirischer Untersu-

chungen zur Bedeutung von Regeln bezüglich der formalen Unternehmensgründung auf das 

 

 Der Beitrag verarbeitet die Ergebnisse von Diskussionen des FGF-Arbeitskreises „Gründungen und 
Wirtschaftspolitik“, die teilweise bereits in Block et al. (2009) veröffentlicht wurden. Der Autor dankt 
den Teilnehmern des Arbeitskreises für wertvolle Hinweise und Diskussionen. 
1 Unter staatlichen bzw. bürokratischen Regeln werden dabei sämtliche gründungsrelevanten staatli-
chen Bestimmungen verstanden, also gründungsrelevante Gesetze, sowie die im Zusammenhang mit 
diesen Gesetzen relevanten Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften, Dienstanweisungen, etc. 
Vgl. Jann (2005), S. 3. 
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Gründungsgeschehen gegeben und Implikationen für die staatliche Förderpolitik diskutiert.2 

Bei der Interpretation der Studien und insbesondere der Diskussion von Implikationen für die 

staatliche Förderpolitik ist grundsätzlich zu beachten, dass die als gründungsrelevant disku-

tierten Bestimmungen in der Regel Zielen dienen – wie dem Verbraucherschutz oder dem 

Arbeitnehmerschutz –, die nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Grün-

dungsgeschehen stehen.  

2 Der Zusammenhang zwischen Bürokratie und Gründungsgeschehen – der 
empirische Befund 

Die Frage, ob von den Regeln bezüglich der formalen Unternehmensgründung negative Wir-

kungen auf das Gründungsgeschehen ausgehen, ist methodisch auf unterschiedliche Weise 

untersucht worden. Zum einen wird die Relevanz von Gründungshemmnissen durch Befra-

gungen der betroffenen Gründer ermittelt. Zum anderen werden Schätzungen hinsichtlich 

des Zeit- und Kostenaufwands bürokratischer Regeln in verschiedenen Ländern herangezo-

gen, um gründungshemmende Regeln zu identifizieren. Schließlich wird – in der Regel auf-

bauend auf den Schätzungen des mit bürokratischen Regeln verbundenen Aufwandes – der 

Zusammenhang zwischen Bürokratie und Gründungsaktivität mit ökonometrischen Metho-

den untersucht.  

2.1 Bürokratie in der Wahrnehmung von Gründern  

Im Rahmen einer Befragung der KfW Bankengruppe (Reents et al. 2004) unter erfolgreichen 

und nicht-erfolgreichen Unternehmensgründern gaben 35 % der Personen an, „bürokratische 

Hürden und Verzögerungen” hätten starke oder sehr starke Probleme bei der Existenzgrün-

dung dargestellt. Unter insgesamt 14 in der Umfrage definierten Gründungshemmnissen 

belegt die Bürokratie dabei Platz sieben. Ein deutlicher Unterschied zu den Gründungs-

hemmnissen, denen die Befragten eine größere Bedeutung beimessen, besteht jedoch ledig-

lich gegenüber den beiden wichtigsten Gründungshemmnissen, nämlich „schlechte konjunk-

turelle Lage“ (Anteil: 50 %) und „zu hohes finanzielles Risiko“ (44 %). Die Ergebnisse der 

Studie weisen darauf hin, dass „bürokratische Hürden und Verzögerungen“ vor allem zur 

Verschiebung und in geringerem Maße zum Abbruch von Gründungsprojekten beitragen.  

In Interviews mit innovativen Existenzgründern über nicht-monetäre Gründungshemmnisse 

ermitteln Klandt und Daniels (2001), dass „Kontakte mit Behörden“ für 30 % der Unterneh-

men in der Frühentwicklungsphase ein Problem darstellen, für 12 % sogar ein großes Prob-

lem. In der Gründungsphase werden Kontakte mit Behörden etwas weniger problematisch 

gesehen (26 und 10 %) als in der Frühentwicklungsphase. Dabei ist das Gründungshemmnis 

„Kontakt zu Behörden“ von den definierten 16 Gründungshemmnissen nicht das Wichtigste, 

 

2 Nicht erörtert wird im Folgenden, inwieweit mit der Vielfalt des Angebots an Fördermöglichkeiten 
(Stichwort „Förderdschungel“) hemmende Wirkungen auf das Gründungsgeschehen verbunden sind. 
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sondern liegt auf Platz fünf hinter den Hemmnissen „Personalrekrutierung“, „Absatz / Ver-

kauf / Vertrieb“, „Finanzierung“ und „persönliche kaufmännische Qualifikation“.  

In einer Umfrage von Skambracks (1999) gaben 16 % der befragten jungen Unternehmen 

an, die administrative Bürokratie verzögere den Gründungsprozess. Langwierige Genehmi-

gungsverfahren gingen dabei vor allem auf die Vielzahl der involvierten Behörden, eine enge 

Gesetzesauslegung, im Nachhinein geforderte zusätzliche Unterlagen sowie nachträglich 

gestellte Auflagen zurück. 

2.2 Vergleichende Schätzungen von Bürokratiekosten 

Holz und Icks (2007) ermitteln, dass administrative Verfahren im Zusammenhang mit der 

Gründung eines Unternehmens in Deutschland mit durchschnittlich gut sechs Tagen weniger 

Zeit in Anspruch nehmen als im EU-Durchschnitt (12 Tage). Allerdings fallen in Deutschland 

mit 792 EUR vergleichsweise hohe administrative Gründungskosten an (EU-Mittel: 

554 EUR). Verglichen wurden Verfahren für die Gründung fünf idealtypischer Gründungsun-

ternehmen in der Rechtsform einer GmbH. Die Ergebnisse basieren auf Experteninterviews 

mit den Mitarbeitern der Institutionen, die Gründer im Gründungsprozess zu kontaktieren 

haben. Der Zeitbedarf aufseiten des Gründers für die Informationssuche und -auswertung 

wird nicht erfasst. Die betrachteten Verfahren wurden unterschieden nach einmaligen Regist-

rierungen und Prüfverfahren. Administrative Verfahren im Zusammenhang mit der Beschäfti-

gung von Mitarbeitern wurden nicht in die Analyse einbezogen. Als wichtige Gründe für Ver-

zögerungen bei den administrativen Gründungsverfahren identifizieren Holz und Icks (2007) 

Informationsdefizite über die Verfahren aufseiten der Gründer sowie unvollständige oder 

fehlerhafte Unterlagen der Gründer. 

In einer vergleichenden Untersuchung der Weltbank (2009a) über die Rahmenbedingungen 

für die Unternehmensgründung in 183 Ländern belegt Deutschland Rang 84. Die seit 2003 

jährlich durchgeführte Untersuchung erfasst sämtliche administrativen Verfahren, die ein 

Gründer durchlaufen muss, der ein Unternehmen in der Rechtsform einer GmbH mit  

10–50 Beschäftigten in den Bereichen Industrie oder Handel gründen möchte, und schätzt 

den damit verbundenen Zeitaufwand und die damit verbundenen Kosten. Der mit den Regu-

larien verbundene Zeit- und Kostenaufwand beruht auf Einschätzung von Experten in den 

jeweiligen Ländern (Anwälte, Unternehmensberater, Verwaltungsmitarbeiter), die über ent-

sprechende gründungsrelevante berufliche Erfahrungen verfügen. Unterstellt wird, dass den 

Gründerinnen und Gründern sämtliche relevanten Anforderungen bekannt sind und alle rele-

vanten Informationen vorliegen.  

Im Gesamtranking „starting a business“ liegt Deutschland mit dem 84. Rang (2006: 66) hinter 

den G7 Ländern Kanada (2), USA (8), Großbritannien (16), Frankreich (22) und Italien (75). 

Lediglich Japan schneidet noch schlechter ab (91). Im Vergleich mit anderen europäischen 

Ländern liegt Deutschland hinter Irland (9), Großbritannien (16), Frankreich (22), Dänemark 
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(28), Belgien (31), Schweden (43), Portugal (60), den Niederlanden (70), der Schweiz (71) 

und Italien (75) und vor Polen (117), Österreich (122), Griechenland (140) und Spanien 

(146). 

Im Gesamtranking werden die Anzahl der erforderlichen bürokratischen Prozesse, der Zeit-

aufwand, die Kosten und das Minimumkapital berücksichtigt.3 

 Deutschland liegt mit 9 bürokratischen Prozessen, die für die Gründung einer GmbH er-

forderlich sind, hinter allen Industrieländern mit Ausnahme Spaniens (10). Japan und Ös-

terreich liegen mit 8 Prozessen in etwa gleichauf. Besonders gering ist die Zahl der Pro-

zesse in Kanada (1), Neuseeland (1), Belgien (3), Finnland (3) und Schweden (3). 

 Auch bezüglich des für den Gründungsprozess erforderlichen Zeitaufwands belegt 

Deutschland im Vergleich mit anderen Industrieländern mit 18 Tagen einen der hinteren 

Plätze, lediglich gefolgt von Japan (23), Österreich (28) und Spanien (47). Die Schweiz 

liegt mit 20 Tagen in etwa gleichauf. Am geringsten ist der erforderliche Zeitaufwand in 

Belgien (4), Kanada (5), Dänemark (6), den USA (6) und Frankreich (7).  

 Der ermittelte Zeitaufwand (siehe Tabelle 1) erscheint allerdings zumindest für die deut-

schen Verhältnisse über dem tatsächlichen Zeitbedarf zu liegen. Der Zeitaufwand, der für 

die Gründung des betrachteten GmbH-Modelltyps erforderlich ist, wird auf der Grundlage 

der Schätzungen der Experten in dem jeweiligen Land berechnet (Median).4 

Tabelle 1: Administrative Gründungsverfahren in Deutschland 

Nr. Verfahren 
Zeit- 

aufwand 
(Tage) 

Kosten  
 

(EUR) 

1  Anmeldung bei der zuständigen Industrie- und Handelskammer 
bzw. Handwerkskammer 

1 0 

2  Notarielle Dokumentation elementarer Unternehmensdaten  
(Gesellschaftervertrag, Legitimation der Geschäftsführer, etc.)

1 1014 

3  Eröffnung eines Bankkontos  1 0 

4  Eintragung in das Handelsregister 10 403,5 

5  Gewerbeanmeldung  3 31 

6* Anmeldung bei der zuständigen Berufsgenossenschaft 1 0 

7* Meldung beim zuständigen Arbeitsamt  1 0 

8* Verfahren im Zusammenhang mit der Beschäftigung von Mitar-
beitern (Bundesagentur für Arbeit, Sozialversicherungen, etc.)

1 0 

9* Steuerliche Anmeldung beim Finanzamt 1 0 

* Simultane Durchführung mit anderen Verfahren möglich. 

Quelle: World Bank (2009b), S. 52 (eigene Übersetzung).  

 Dabei wird allerdings angenommen, dass der Zeitaufwand mindestens einen Tag pro 

Prozess beträgt. Diese Annahme ist fragwürdig, da einige Verfahren deutlich weniger als 

einen Tag in Anspruch nehmen, zumal auch einige Prozesse parallel zueinander abge-

                                                 

3 Die Einzelindikatoren werden im Gesamtranking „Starting a business“ mit jeweils 25 % gewichtet. 
4 Vgl. World Bank (2009a), S. 79. 
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wickelt werden können.5 Auch dürfte der tatsächliche Zeitaufwand im Zusammenhang 

mit der Eintragung in das Handelsregister niedriger sein als die veranschlagten zehn Ta-

ge.6 

 Deutlich besser schneidet Deutschland im Vergleich der Kosten für die Anmeldung einer 

GmbH ab: Sie betragen in Deutschland 4,7 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-

Einkommens und damit in etwa so viel wie in Österreich (5,1), Belgien (5,3) und den Nie-

derlanden (5,6). Deutlich höher sind die Kosten dagegen in Japan (7,5), Spanien (15,0) 

und Italien (17,9). In einer ganzen Reihe von Ländern betragen die Kosten allerdings 

weniger als 1 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens, nämlich in Dänemark 

(0,0), Kanada (0,4), Schweden (0,6), Großbritannien (0,7), den USA (0,7), Finnland (0,9) 

und Frankreich (0,9). 

 Eine Spitzenposition im internationalen Vergleich belegt Deutschland hinsichtlich des 

Kapitaleinsatzes, der bei Gründung einer GmbH erforderlich ist: Wie auch in Kanada, 

Frankreich, Japan, Großbritannien und den Vereinigten Staaten besteht kein Kapitalbe-

darf bzw. ist der Kapitalbedarf verschwindend gering (gemessen in Relation zum durch-

schnittlichen Pro-Kopf-Einkommen jeweils 0,0 %). Deutlich höher ist der erforderliche 

Kapitaleinsatz dagegen in Italien (9,7), Spanien (12,8), Belgien (19,4), der Schweiz 

(26,4), Schweden (28,5), Dänemark (38,6) und den Niederlanden (49,4).  

2.3 Empirische Studien zum Zusammenhang zwischen Bürokratiekosten und Grün-

dungsgeschehen 

Klapper et al. (2006) untersuchen die Auswirkungen von Marktzutrittsregulierungen für 

Gründungen von Unternehmen in der Rechtsform „GmbH“ bzw. vergleichbarer Rechtsfor-

men in europäischen Ländern auf die Zahl der Gründungen, die durchschnittliche Unterneh-

mensgröße und das Wachstum in der Frühphase. Die Autoren ermitteln, dass ein hoher re-

gulierungsbedingter Kostenaufwand die Gründungsdynamik negativ beeinträchtigt. Ferner ist 

die durchschnittliche Unternehmensgröße in Ländern mit hohen regulierungsbedingten Kos-

ten im Gründungsprozess relativ groß und die Wachstumsraten in der Frühphase relativ 

niedrig. Zu vergleichbaren Ergebnissen kommen Desai et al. (2003) sowie Scarpetta et al. 

(2002). 

Dagegen finden van Stel et al. (2006) in einer Untersuchung, die 39 Länder umfasst, keinen 

signifikanten Zusammenhang zwischen Gründungsdynamik und gründungsrelevanten Regu-

lierungsfaktoren (Zeit, Kosten, Zahl der Prozesse). Eine Ausnahme stellen die Eigenkapital-

anforderungen dar, hier besteht ein signifikanter positiver Zusammenhang zwischen Höhe 

der Eigenkapitalanforderungen und Gründungsdynamik. 

 

5 Angemessener erscheint hier die in der IfM-Studie gemachte Annahme von 0,25 Tagen pro Prozess. 
Vgl. Holz und Icks (2008), S. 38. 
6 Vgl. Holz und Icks (2008), S. 39 ff.  
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Fraglich ist ferner, inwieweit staatliche Gründungsvorschriften (Anforderungen an persönli-

che Qualifikationen, Eigenkapitalanforderungen (z. B. GmbH, AG), Veröffentlichungspflich-

ten) positive Rückwirkungen auf das Gründungsgeschehen haben, indem sie nämlich die 

Qualität der Gründungen und damit die Nachhaltigkeit der Gründungen befördern (gemessen 

an der Überlebensdauer oder dem Produktivitätswachstum)7. So wäre volkswirtschaftlich 

wenig gewonnen, wenn durch eine Minimierung des Aufwands im Zusammenhang mit der 

Gründung eines Unternehmens zwar eine höhere Zahl von Unternehmensgründungen be-

wirkt würde, jedoch gleichzeitig die Zahl der jungen Unternehmen, die bereits nach kurzer 

Zeit ihre Geschäftstätigkeit wieder einstellten, in gleichem Maße steigen würde.  

Empirisch ist der Zusammenhang zwischen quantitativer und qualitativer Gründungsdynamik 

noch zu wenig untersucht, um diesbezüglich tragfähige Rückschlüsse zu ziehen.8 Das Er-

gebnis von Klapper et al. (2006), dass in Ländern mit hohen regulierungsbedingten Kosten 

im Gründungsprozess die Wachstumsraten der Gründungsunternehmen in der Frühphase 

relativ niedrig sind, kann als ein – wenn auch etwas pauschaler – Hinweis darauf interpretiert 

werden, dass relativ hohe Marktzutrittsregulierungen die Qualität des Gründungsgeschehens 

nicht positiv, sondern im Gegenteil negativ beeinträchtigen, indem sie nämlich die Wettbe-

werbsintensität auf den betroffenen Märkten vermindern.9 Bosma et al. (1999) stellen in den 

Niederlanden dagegen keinen negativen Einfluss der Reduzierung der Anforderungen im 

Gründungsprozess auf die Qualität der Gründungen fest. Djankov et al. (2002) untersuchen 

die bürokratischen Regeln und den durch sie verursachten Zeit- und Kostenaufwand in 

85 Ländern und kommen zu dem Ergebnis, dass Länder mit einer hohen Regulierungsdichte 

keine höhere Qualität privater und öffentlicher Güter aufweisen – sondern ein relativ hohes 

Maß an Korruption und eine relativ große Schattenwirtschaft.  

2.4 Zwischenfazit 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ergebnisse der hier erörterten Studien 

keinen eindeutigen Hinweis darauf geben, dass das Gründungsgeschehen in Deutschland 

maßgeblich durch bürokratische Regelungen bzw. die damit verbundenen Kosten beein-

trächtigt wird. Nicht nur zeigt die überwiegende Mehrzahl der Umfragen unter Gründerinnen 

und Gründern, dass bürokratische Regelungen zwar ein Gründungshemmnis darstellen, je-

doch ein im Vergleich zu anderen Gründungshemmnissen weniger bedeutendes. Auch zei-

gen die Studien, dass Deutschland bezüglich der bürokratischen Regeln und den damit ver-

 

7 Vgl. Verheul et al. (2001), S. 48.  
8 Vgl. Verheul et al. (2001), S. 48.  
9 Vgl. Klapper et al. (2006), S. 593 f., 614. Pauschal ist der empirische Hinweis insofern, als im Rah-
men der Studie die Marktzutrittsregulierungen nicht näher differenziert werden und somit impliziert 
wird, die Wirkungen der einzelnen Regulierungen auf die Qualität des Gründungsgeschehens wären 
identisch. 
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bundenen Kosten für die Gründungsunternehmen gegenüber anderen Industrieländern nicht 

schlecht dasteht. Schließlich kommen ökonometrische Studien über den Zusammenhang 

zwischen Bürokratiekosten und Gründungsaktivität zu widersprüchlichen Ergebnissen.  

Bei der Interpretation der Umfrageergebnisse ist zu beachten, dass die Bedeutung der Büro-

kratie in Umfragen eher zu groß ausfallen dürfte. So dürfte in den Befragungen beispielswei-

se der – exogene – Faktor „bürokratische Hürden“ für manche/n Befragte/n einen subjektiv 

angenehmeren Erklärungsansatz für das Scheitern bzw. das Verschieben eines Gründungs-

vorhabens darstellen, als – endogene – Faktoren wie die Qualität der eigenen Gründungs-

idee oder die eigenen unternehmerischen Fähigkeiten. 

Bei der Interpretation der Kostenschätzungen ist zu berücksichtigen, dass die Aussagefähig-

keit durch die Designs der Untersuchungen eingeschränkt wird. Insbesondere wird jeweils 

ein bestimmter Unternehmenstyp – nämlich eine GmbH – betrachtet, für den der bürokrati-

sche Aufwand größer ist als etwa für eine Personengesellschaft (Einzelkaufmann). Auch ist 

der bürokratische Aufwand einer Unternehmensgründung abhängig von der Branche der 

Tätigkeit, da neben den Bestimmungen bezüglich der Gründung auch eine Vielfalt sektor- 

und fachspezifischer Regulierungen – wie Nachweis- oder Erlaubnispflichten und Zugangs-

voraussetzungen – zu beachten sind.10 Eine gravierendere Einschränkung der Aussagefä-

higkeit der Ergebnisse resultiert zudem daraus, dass die Schätzungen einen wichtigen As-

pekt unberücksichtigt lassen: Es wird nicht ermittelt, welcher Aufwand aufseiten der Gründer 

im Zusammenhang mit der Informationsbeschaffung entsteht. Die Studie von Holz und Icks 

(2008) gibt bezüglich der Bedeutung dieses Aspekts immerhin einen Hinweis: „Die wichtigs-

ten Gründe für Verzögerungen in den administrativen Gründungsverfahren bestehen nach 

einhelliger Ansicht aller befragten Experten … darin, dass viele Gründer zum einen Informa-

tionsdefizite über Art und Inhalt der Gründungsverfahren aufweisen und zum anderen darin, 

dass sie häufig unvollständige oder fehlerhafte Unterlagen einreichen.“11 

3 Implikationen für die Förderpolitik 

Einer Förderpolitik, die an den staatlichen Rahmenbedingungen des Wirtschaftens ansetzt, 

um gründungshemmende (Neben-)Wirkungen zu reduzieren, bieten sich grundsätzlich zwei 

Optionen.12 Zum einen kann sie darauf abzielen, die Gründungsaktivität durch eine Erleichte-

rung des Marktzutritts zu fördern, indem sie solche bürokratischen Regeln, Institutionen und 

Verfahren reformiert, von denen gründungshemmende Wirkungen ausgehen13. Zum anderen 
 

10 Vgl. Jann (2005), S. 2. 
11 Holz und Icks (2008), S. 47. 
12 Vgl. van Stel et al. (2006), S. 5. 
13 In Analogie zur Bereinigung von Marktversagen (vgl. Brockmann und Staak (2011) könnte eine 
solche Politik als Bereinigung von Staatsversagen verstanden werden. Dies würde allerdings implizie-
ren, dass es sich bei bürokratischen Regeln mit gründungshemmenden Wirkungen um Staatsversa-
gen handelt, wovon per se nicht ausgegangen werden kann. 
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kann sie auf die Reduzierung der mit den Regeln verbundenen Kosten für die (Gründungs-)-

Unternehmen fokussieren.14 

3.1 Die Reformierung von bürokratischen Regeln, Institutionen und Verfahren 

Die Überprüfung von Regeln bezüglich der formalen Unternehmensgründung ist eine Dauer-

aufgabe der Förderpolitik.15 Insbesondere gilt es, Regeln mit negativen Gründungswirkungen 

möglichst so zu verändern, dass sie ihre Wirkungen bezüglich der primären Ziele weiterhin 

ohne relevante Einbußen entfalten können, ihre negativen Gründungswirkungen jedoch ver-

mieden werden. Zudem gilt es, bei der Einführung neuer Regeln möglichst negative Rück-

wirkungen auf das Gründungsgeschehen zu vermeiden. Dies kann etwa geschehen, indem 

Ausnahmen für neu gegründete Unternehmen definiert werden (z. B. steuerliche Buchfüh-

rungspflichtgrenze, Abschneidegrenze bei den Berichtspflichten zur amtlichen Statistik).16 

Die Ergebnisse der hier aufgeführten Studien geben jedoch zumindest im Fall Deutschlands 

keinen Anlass, die Reformierung von Regeln und Institutionen in der förderpolitischen Agen-

da zu priorisieren.17 Dies gilt umso mehr als die Studien die mit den jeweiligen Regelungen 

verbundenen Nutzen gar nicht erfassen und in der Bewertung berücksichtigen.18 Bei der 

Entscheidung über die Veränderung oder gar Abschaffung bestimmter Regeln ist eine Be-

rücksichtigung der Nutzen aber unverzichtbar.19 

Gleichwohl können Studien, die die mit bestimmten Regeln verbundenen gründungsrelevan-

ten Kosten schätzen und international vergleichen, einen wichtigen Beitrag zur Identifikation 

von Regeln mit Reformierungsbedarf liefern. Zwar sind etwa vergleichsweise hohe Kosten 

für die Gründung eines Unternehmens kein hinreichender Beleg für einen wirtschaftspoliti-

 

14 In Analogie zur Kompensation von Marktversagen (vgl. Brockmann und Staak, 2011) könnte eine 
solche Politik als Kompensation von Staatsversagen verstanden werden.  
15 Zu den Erfolgen und Potenzialen von Maßnahmen, die darauf abzielen, bürokratische Belastungen 
für Gründer zu reduzieren, vgl. OECD (2010a), S. 125 ff.; Jung et al (2008), S. 110 ff. 
16 Auch wenn für Gründer bzw. kleine Unternehmen derartige Ausnahmeregelungen gelten, können 
von einem Regelwerk jedoch negative Rückwirkungen auf das Gründungsgeschehen ausgehen. So 
zeigen Moog et al. (2005), dass arbeitsrechtliche Bestimmungen – wie z. B. der Kündigungsschutz – 
junge Unternehmen häufig nicht betreffen, gleichwohl aber von den bestehenden arbeitsrechtlichen 
Regulierungen negative Wirkungen auf das Gründungsgeschehen ausgehen. So stellt die Vielzahl der 
verschiedenen Regelungen bzw. Gesetze und deren Komplexität junge Unternehmen vor Probleme, 
da sie – anders als größere Unternehmen – nicht über spezialisierte Personalabteilungen verfügen. 
Die Komplexität wird dabei noch dadurch erhöht, dass die Ausnahmeregelungen in den verschiede-
nen Bestimmungen uneinheitlich sind und häufig geändert werden. 
17 Diese Einschätzung bezieht sich auf den Status quo und verkennt nicht, dass in den vergangenen 
Jahren verschiedene Maßnahmen zum Bürokratieabbau durchgeführt wurden, ohne die der Status 
quo möglicherweise anders zu bewerten wäre. 
18 Vgl. Klapper et al. (2006), S. 622. 
19 Jann (2005), S. 2, verweist darauf, dass „Gesetze und Vorschriften in aller Regel nicht erlassen 
oder novelliert werden, weil wild gewordene, hyper-aktive Beamte in den Ministerien sich langweilen 
oder außer Kontrolle geraten sind, sondern weil externe Akteure Druck machen, die Interesse an einer 
Regulierung haben.“ 
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schen Handlungsbedarf, sie sollten jedoch als Anlass genommen werden, die relevanten 

Regeln auf den Prüfstand zu stellen und mit den Regeln und der Gründungssituation solcher 

Länder zu vergleichen, die im Benchmarking an der Spitze stehen. Auch ermöglichen solche 

Studien, in der Diskussion um einzelne Regeln auch deren Kosten zu berücksichtigen. Der 

Vorteil besteht dabei weniger in der exakten Messung dieser Kosten, „sondern vielmehr dar-

in, Generalisten und Regulierungsskeptikern mehr argumentative und politische Möglichkei-

ten zu geben, um sich gegenüber Spezialisten und Regulierungsbefürwortern durchzuset-

zen. Anstatt sich über den immer unsicheren und schwer zu quantifizierenden Nutzen einer 

Regulierung zu streiten (hier sind die Spezialisten regelmäßig überlegen), wird eine entspre-

chende Auseinandersetzung anhand der administrativen Lasten diskutiert und somit eine 

Abwägung zwischen politischer Notwendigkeit der Regulierung und den damit verbundenen 

direkten Belastungen ermöglicht.“20 

3.2 Reduzierung regelbedingter Kosten für die Gründungsunternehmen 

Sind mit bestimmten bürokratischen Regeln spürbare Kosten für die Gründungsunternehmen 

verbunden, können die daraus resultierenden negativen Gründungswirkungen grundsätzlich 

auf folgende Weise minimiert werden: 

 Es können Institutionen geschaffen oder finanziert werden, die den Gründer bei der Um-

setzung der bürokratischen Regeln unterstützen. 

 Es können Fördermittel bereitgestellt werden, die es Gründern ermöglichen, externes 

Knowhow oder externe Dienstleister zu finanzieren, die die Gründer bei der Umsetzung 

der bürokratischen Regeln unterstützen.  

Eine Möglichkeit, Gründer von den gründungshemmenden Wirkungen bürokratischer Regeln 

abzuschirmen, besteht darin, einheitliche Anlaufstellen bzw. Ansprechpartner (one-stop-

agencies) zu schaffen.21 Diese können dem Gründer entweder als Berater und Lotse bei der 

Bewältigung der bürokratischen Prozesse zur Seite stehen und / oder ihm die Erledigung 

bestimmter Prozesse abnehmen. 

In Deutschland und anderen EU-Ländern wurden bis Ende 2009 so genannte Einheitliche 

Ansprechpartner (point-of-single-contact) im Zusammenhang mit der Umsetzung der EU-

Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG im Dienstleistungssektor eingeführt.22 Danach beraten 

die Einheitlichen Ansprechpartner jeden Dienstleistungserbringer oder -empfänger, wozu 

„– wie in Artikel 50 EG-Vertrag geregelt – jede selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit, die in 

 

20 Jann (2007), S. 10. 
21 Einen Überblick über Funktionen und Ausgestaltungsformen in verschiedenen Ländern gibt OECD 
(2010b), S. 25 ff. 
22 Für einen Überblick über die Einheitlichen Ansprechpartner in den Regionen vgl. http://einheitlicher-
ansprechpartner.info/fr-auswahl-list.htm (Stand: 18. Aug 2010). 

http://einheitlicher-ansprechpartner.info/fr-auswahl-list.htm
http://einheitlicher-ansprechpartner.info/fr-auswahl-list.htm
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der Regel gegen Entgelt erbracht wird“ (Europäische Kommission 2007, S. 11), zählt. 23 Ziel 

der Dienstleistungsrichtlinie ist es u. a., den Zeit- und Kostenaufwand im Zusammenhang mit 

Unternehmensgründungen zu reduzieren. 

Die Trägerschaft der einheitlichen Ansprechpartner ist in den einzelnen Bundesländern un-

terschiedlich ausgestaltet (Bundesregierung 2010, S. 3):24 sie liegt entweder bei staatlichen 

Institutionen der Länder (Wirtschaftsverwaltungen, Einrichtungen der Wirtschaftsförderung) 

und / oder bei den Kommunen oder bei den Kammern (IHKs, Handwerkskammern, Kam-

mern der freien Berufe) oder in einer Kombination von staatlichen Einrichtungen und Kam-

mern.  

Die Einheitlichen Ansprechpartner fungieren als Mittler zu den zuständigen Behörden, ohne 

die gegebene Zuständigkeitsverteilung zwischen den Behörden zu verändern. Die Einheitli-

chen Ansprechpartner haben vor allem folgende Aufgaben (Bundesregierung 2010, S. 3 ff.): 

 Informationsfunktion: 

Dienstleistungserbringer und -empfänger sollen über die Einheitlichen Ansprechpartner 

für die Ausübung und die Inanspruchnahme von Dienstleistungen relevante Informatio-

nen erhalten können. Gemäß Dienstleistungsrichtlinie sind die Einheitlichen Ansprech-

partner allerdings nicht verpflichtet, über Aspekte des Steuerrechts, des Arbeits- und des 

Sozialrechts zu informieren. In einigen Bundesländern sind jedoch entsprechende über 

die Richtlinie hinausgehende Aufgaben definiert worden. 

 Verfahrensmittlerfunktion: 

Dienstleistungserbringer und -empfänger sollen über die Einheitlichen Ansprechpartner 

sämtliche dienstleistungsrelevanten Verfahren und Formalitäten zur Aufnahme und Aus-

übung ihrer Dienstleistungstätigkeit im Anwendungsbereich der Richtlinie abwickeln kön-

nen. 

 Wegweiserfunktion: 

In den Bereichen, die gemäß Dienstleistungsrichtlinie nicht verpflichtend zu den Aufga-

ben der Einheitlichen Ansprechpartnern zählen, übernehmen es diese in einigen Län-

dern, über die zuständigen Stellen zu informieren oder den Kontakt herzustellen. 

Über das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Einheitlichen Ansprechpartner liegen – wenige Mo-

nate nachdem diese ihre Tätigkeit aufgenommen haben – naturgemäß noch keine belastba-

ren Informationen vor. In den meisten Bundesländern ist vorgesehen, Funktionsfähigkeit und 
 

23 Zu den in der Richtlinie definierten Dienstleistungen zählen etwa der Handel, die Freien Berufe, das 
Handwerk sowie unternehmensbezogene Dienstleistungen. Ausgenommen sind dagegen u. a. Fi-
nanzdienstleistungen, Verkehrsdienstleistungen, Dienstleistungen im Gesundheitswesen, Dienstleis-
tungen der elektronischen Kommunikation sowie alle nicht-wirtschaftlichen Dienstleistungen (etwa im 
Bildungsbereich). 
24 Die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie hinsichtlich der organisatorischen und personellen Aus-
gestaltung sowie der konkreten Aufgabenstellung lag in der Zuständigkeit der Länder. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie koordinierte die Aktivitäten der Länder, um bundesweit eine 
möglichst einheitliche Umsetzung zu erreichen. 
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Tätigkeiten der Einheitlichen Ansprechpartner nach Ablauf einer gewissen Zeit zu evaluieren 

(Bundesregierung 2010, S. 7). Evaluierungen oder Qualitätstests sind angesichts der – im 

föderalen System Deutschlands besonders ausgeprägten – Vielfalt von institutionellen Aus-

prägungen der Einheitlichen Ansprechpartner von besonderer Bedeutung, um damit verbun-

dene mögliche Intransparenzen aufseiten der Gründer (Schoser 2010) abstellen sowie relativ 

leistungsfähige Formen als Leitbilder („best practice“) für die institutionelle Fortentwicklung 

identifizieren zu können. 

Der Einheitliche Ansprechpartner stellt einen viel versprechenden Ansatz dar, um negative 

Wirkungen gründungsrelevanter Regeln auf das Gründungsgeschehen zu minimieren. Ins-

besondere weist der Ansatz den Vorteil auf, dass eine Entlastung der Gründer nicht erst als 

Ergebnis einer langwierigen Diskussion um Kosten und Nutzen bestimmter bürokratischer 

Regeln erreicht werden kann. Vielmehr kann die Förderpolitik auf diese Weise den Zeit- und 

Kostenaufwand im Zusammenhang mit der Gründung reduzieren, und somit den Gründerin-

nen und Gründern ermöglichen, sich auf ihre eigentliche unternehmerische Kernkompetenz 

zu konzentrieren. Nicht zuletzt dürften aus der Praxis der Einheitlichen Ansprechpartner 

Hinweise zu gewinnen sein, welche bürokratischen Regeln in besonderer Weise das Grün-

dungsgeschehen beeinträchtigen.  
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Zur Gründungskultur in Deutschland: Persönlichkeitseigenschaften 
als Gründungshemmnis? 

Joern H. Block (Erasmus Universität Rotterdam und Technische Universität München) 

Kurzzusammenfassung 

Persönlichkeit und Gründungskultur werden eine wichtige Bedeutung in Bezug auf die Ent-

scheidung ein Unternehmen zu gründen, zugesprochen. In diesem Beitrag wird dargestellt, 

welche Persönlichkeitseigenschaften eher förderlich und welche eher hinderlich bezüglich 

der Gründungsentscheidung sind. Anschließend wird anhand vorhandener empirischer Lite-

ratur diskutiert, inwieweit Deutschland bzw. seine Bürger im Ländervergleich Defizite im Be-

reich der Persönlichkeitseigenschaften und Gründungskultur aufweisen. Der Beitrag schließt 

mit einer Diskussion ab, ob und inwieweit das deutsche Bildungssystem diese Defizite erklä-

ren kann. 

1 Einleitung 

In den Medien und in der Politik wird beklagt, dass in Deutschland nur eine schwach ausge-

prägte Gründungskultur existiert. Unternehmern und Unternehmensgründern kommt jedoch 

eine wichtige Rolle im Innovationsprozess zu: Sie gelten als diejenigen Akteure, die das mit 

Innovation verbundene Risiko eingehen und somit entscheidend zum Wirtschaftswachstum 

und technologischen Fortschritt beitragen (Block et al. 2009a; Schumpeter 1934). Deutsch-

land weist bei der Umwandlung von Wissen in konkrete Produkte Defizite auf. Viele wichtige 

Erfindungen wurden in Deutschland gemacht, jedoch dann außerhalb Deutschlands kom-

merzialisiert (Block et al. 2009a; Expertenkommission Forschung und Entwicklung 2008, 

S. 57; Sachverständigenrat 2009, Kapitel 6). Ein Beispiel hierfür ist der MP3-Standard, der 

am Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen in Erlangen entwickelt und patentiert wur-

de, heute jedoch hauptsächlich in innovativen Produkten nicht-deutscher Unternehmen ein-

gesetzt wird (z. B. dem iPod von Apple). Das Wissen für den MP3-Standard wurde zwar in 

Deutschland geschaffen. Die Umsetzung in konkrete Produkte ist jedoch außerhalb Deutsch-

lands erfolgt, was zeigt, dass Deutschland offenbar ein Problem bei der Umwandlung von 

Forschungsergebnissen in innovative Produkte hat. 

Als Grund für eine schwach ausgeprägte Gründungskultur in Deutschland wird angeführt, 

dass die Werte und Normen unserer Gesellschaft potenzielle Gründer abschrecken, das 

 

 Dieser Beitrag ist im Rahmen des FGF-Arbeitskreises „Gründungen und Wirtschaftspolitik“ entstan-
den. Eine Kurzzusammenfassung dieses Beitrags findet sich in Block et al. (2008). Der Autor bedankt 
sich bei den Teilnehmern des Arbeitskreises für viele konstruktive Hinweise und Diskussionen im 
Rahmen der Arbeitskreisarbeit. 
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Abenteuer einer Gründung zu wagen bzw. dazu führen, dass die Gruppe der Gründungsinte-

ressierten insgesamt zu klein ist. Dieses Argument wird in dieser Studie näher untersucht. 

Hierzu wird ein individualpsychologischer Ansatz gewählt. Es wird argumentiert, dass die 

Gründungskultur einer Gesellschaft sich aus dem Aggregat der individuellen Persönlich-

keitseigenschaften und Einstellungen der Mitglieder einer Gesellschaft ergibt. Führen die 

Werte und Normen sowie die Institutionen einer Gesellschaft zu einer stärkeren Ausprägung 

und Verbreitung gründungshemmender Persönlichkeitseigenschaften, so äußert sich dies in 

einer schwach ausgeprägten Gründungskultur, die dann ein Gründungshemmnis darstellen 

kann. 

Es wird im Folgenden in drei Schritten vorgegangen. Zunächst werden Persönlichkeitseigen-

schaften identifiziert, die im Gründungskontext von Relevanz sind. Anschließend wird be-

schrieben, inwieweit Unterschiede zwischen Deutschland und vergleichbaren Industrielän-

dern in diesen gründungsrelevanten Persönlichkeitsmerkmalen bestehen. Abschließend, 

ausgehend von der These, dass die Sozialisation in einer Gesellschaft einen Einfluss auf die 

Persönlichkeitsmerkmale eines Menschen hat, werden die Institutionen im Bildungsbereich 

(insbesondere Schule) näher betrachten. Es wird diskutiert, ob hier eine Ursache für die 

Herausbildung bestimmter gründungshemmender Persönlichkeitseigenschaften liegen kann. 

Unter Persönlichkeit wird in der Psychologie die individuelle Eigenart eines Menschen ver-

standen. Dies umfasst die Gesamtheit seiner Eigenschaften (einschließlich der für ihn typi-

schen Art der Informationsverarbeitung, seines Verhaltensstils und seiner Motive). Der Be-

griff „Persönlichkeit“ wird in der Psychologie neutral verwendet, d. h. es wird nicht von einer 

„starken“ oder „schwachen“ Persönlichkeit gesprochen (Wiswede 2004). Die Persönlichkeit 

eines Menschen wird vor allem durch zwei Faktoren und deren immer wiederkehrender In-

teraktion beeinflusst: (1) durch die Natur in Form der jeweiligen genetischen Ausstattung, 

und (2) durch die gesellschaftliche Umgebung, in der sich das jeweilige Individuum befindet 

(Kluckhohn und Murray 1953). Einigen Persönlichkeitseigenschaften wird eine eher grün-

dungsfördernde Wirkung (z. B. eine hohe Risikobereitschaft), anderen eine eher gründungs-

hemmende Wirkung zugeschrieben (z. B. ein Mangel an Kreativität). Tabelle 1 und Tabelle 2 

fassen diese gründungsrelevanten Eigenschaften zusammen. Es wird unterschieden zwi-

schen Eigenschaften, die einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit des Entdeckens einer 

Gründungsmöglichkeit („discovery of entrepreneurial opportunities“) und Eigenschaften, die 

einen Einfluss auf das Verfolgen einer bereits entdeckten Möglichkeit („exploitation of 

entrepreneurial opportunities“) haben. Diese Form der Zweiteilung wird verwendet, da dieser 

Ansatz speziell auf die Entrepreneurship-Forschung zugeschnitten und international weit 

verbreitet ist (vgl. auch Shane und Venkatamaran 2000). Alternativ hätten auch eher allge-

meine Ansätze aus der Sozialpsychologie wie z. B. die „theory of planned behaviour“ von 

Ajzen als Theoriegebäude herangezogen werden können (vgl. z. B. Ajzen 1991).  
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2 Persönlichkeit und das Entdecken bzw. Verfolgen von Geschäftsmöglich-
keiten 

Tabelle 1 und Tabelle 2 fassen die gründungsrelevanten Persönlichkeitseigenschaften zu-

sammen. Dieser Buchbeitrag untersucht, welche Persönlichkeitseigenschaften einen Ein-

fluss darauf haben, ob eine Gründung erfolgt oder nicht. Über den Zusammenhang zwischen 

bestimmten Persönlichkeitseigenschaften und dem Erfolg einer bereits erfolgten Gründung 

kann (und soll) in dieser Studie keine Aussage getroffen werden.1 Die Auswahl der Persön-

lichkeitseigenschaften folgt der Darstellung in Shane (2003). Für eine weitere Übersichtsar-

beit sei an dieser Stelle noch auf Rauch und Frese (2007) verwiesen. 

Tabelle 1: Entdecken von Gründungsmöglichkeiten (Engl. „opportunity discovery“)  

Persönlichkeits- 
eigenschaften 

Beschreibung 

Wahrscheinlichkeit 
des Entdeckens 

einer Gründungs-
möglichkeit 

Empirische Evidenz 

Kreativität, Einfalls-
reichtum 

Identifizieren, definieren 
und strukturieren von 
neuartigen Lösungen für 
offene Probleme 

Wahrscheinlichkeit 
steigt 

Fraboni / Saltstone (1990) 
Hyrsky / Kangasharju 
(1998) 
Robinson et al. (1991) 
Hull et al. (1980) 

Fähigkeiten der 
Wahrnehmung  
(engl. „perceptive 
ability“) 

Kognitive Eigenschaften, 
die zur Wahrnehmung 
von Geschäftsideen füh-
ren; Wahrnehmung be-
zeichnet allgemein den 
Vorgang, durch den Indi-
viduen Informationen über 
ihre Umwelt und ihr eige-
nes Selbst aufnehmen 
und verarbeiten  
(Wiswede 2004, S. 604). 

Wahrscheinlichkeit 
steigt 

Hills et al. (1999) 
Hills and Shrader (1998) 
Roberts (1991) 
Mitchell et al. (2000) 

Verminderte Risi-
kowahrnehmung 
(engl. „not seeing 
risks“) 

Fähigkeit Chancen anstatt 
von Risiken wahrzuneh-
men („Das Glas ist halb 
voll und nicht halb leer“) 

Wahrscheinlichkeit 
steigt 

Kaish / Gilad (1991) 
Zietsma (1999) 
Sarasvathy et al. (1998) 

Quelle: Darstellung in Anlehnung an die Ausführungen in Shane (2003). 

Die in Tabelle 1 und Tabelle 2 dargestellten Ergebnisse der Entrepreneurship-Forschung 

zeigen, dass insbesondere die Kreativität eines Menschen, seiner Aufmerksamkeit (ggü. 

potenziellen Geschäftsmöglichkeiten) („perceptive ability“) und eine verminderte Risikowahr-

nehmung („not seeing risks“) die Wahrscheinlichkeit des Entdeckens einer Gründungsmög-

lichkeit („opportunity discovery“) erhöht.  

                                                 

1 Vgl. hierzu z. B. Rauch et al. (2009). 
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Tabelle 2: Verfolgen von Gründungsmöglichkeiten (Engl. „opportunity exploitation“)  

Persönlichkeits-  
eigenschaften 

Beschreibung 
Verfolgen einer 

Gründungs-
möglichkeit 

Empirische Evidenz 

Extraversion  
(Engl. „extraversi-
on“) 

Ausrichtung des Verhaltens 
nach außen; Extravertierte 
zeichnen sich durch eine größe-
re Geselligkeit und Impulsivität 
aus und werden besonders von 
äußeren Stimuli beeinflusst  
(Wiswede, 2004, S. 162).  

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Wooten et al. (1999) 
Roberts (1991) 
Sexton / Bowman (1984)
Babb / Babb (1992) 
Burke et al. (2000) 

Angenehmes 
Wesen, Verträg-
lichkeit 
(Engl. „agreeable-
ness“) 

Aspekt der Persönlichkeit, der 
die Eigenschaften Freundlich-
keit, soziale Konformität, Nach-
giebigkeit, Flexibilität, Tendenz 
anderen Menschen zu vertrau-
en, Kooperativität, Tendenz 
anderen zu vergeben, Weich-
herzigkeit und Liebenswürdigkeit 
umfasst. 

Wahrscheinlich-
keit sinkt 

Brodsky (1993) 
Fraboni / Saltstone 
(1990) 

Leistungs-
motivation 
(Engl. „need for 
achievement“) 

Motivation, eine Aktivität zu 
übernehmen, die persönliche 
Ergebnisverantwortung, indivi-
duellen Einsatz und Fähigkeiten 
sowie ein moderates Risiko und 
klares Feedback beinhaltet. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Johnson (1990)  
(Zusammenfassung) 

Risikobereitschaft 
(Engl. „risk taking 
propensity“) 

Bereitschaft, sich in riskanten 
Aktivitäten zu engagieren. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Stewarth / Roth (2001) 
Block et al. (2010) 
(Zusammenfassung) 

Unsicherheits-
toleranz 
(Engl. „tolerance 
of ambiguity“) 

Bereitschaft zu handeln, wenn 
das Ergebnis unsicher ist. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Schere (1982) 
Begley / Boyd (1987) 
Miller / Drodge (1986) 

Unabhängigkeits-
streben 
(Engl. „desire for 
independence“) 

Das Individuum bevorzugt es, 
unabhängig zu handeln anstatt 
in Handlungen Anderer involviert 
zu sein. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Cromie (1987) 
Taylor (1996) 
Hornaday / Aboud (1973) 
Caird (1991) 
Burke et al. (2000) 

Kontroll-
überzeugung 
(Engl. „internal 
locus of control“) 

Die Überzeugung, seine Umwelt 
beeinflussen zu können. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Shapero (1975) 
Caird (1991) 
Durand (1975) 
Ward (1993) 

Selbstvertrauen, 
Selbstwirksamkeit 
(Engl. „self effica-
cy“) 

Vertrauen in die eigenen Fähig-
keiten, eine gegebene Aufgabe 
bewältigen zu können. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Baron / Markman (1999a)
Robinson et al. (1991) 
Hull et al. (1980) 
Zietsma (1999) 

Übermäßiges 
Selbstvertrauen 
(Engl. „overconfi-
dence“) 

Die Eigenschaft, sich seiner Ent-
scheidung sicher zu sein, obwohl 
nur wenige Kenntnisse über die 
Sachlage vorhanden sind. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Gartner / Thomas (1989) 
Cooper et al. (1998) 
Arabsheibani et al. 
(2000) 

Repräsentativi-
tätsheuristik 
(Engl. „represen-
tativeness“) 

Fähigkeit aus kleinen Stichpro-
ben, allgemeine Aussagen ab-
zuleiten. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Busenitz / Barney (1997) 

Intuition Glaube oder Gefühl, dass etwas 
wahr ist, ohne dafür Evidenz 
oder Hinweise zu haben. 

Wahrscheinlich-
keit steigt 

Allinson et al. (2000) 
Hills / Shrader (1998) 
Baron (2000a) 

Quelle: Darstellung in Anlehnung an die Ausführungen in Shane (2003).



Persönlichkeitseigenschaften und Kultur als Gründungshemmnis in Deutschland? 135 

 

Des Weiteren scheint sich u. a. eine hohe Leistungsmotivation, eine hohe Risikoneigung, 

eine hohe Unsicherheitstoleranz, ein hohes Unabhängigkeitsstreben, eine hohe Kontroll-

überzeugung, ein hohes Maß an Selbstvertrauen sowie eine gute Intuition positiv auf die 

Wahrscheinlichkeit, eine bereits entdeckte Geschäftsmöglichkeit zu verfolgen („opportunity 

exploitation“), auszuwirken. Interessanterweise kann sich ein angenehmes Wesen (z. B. 

Freundlichkeit und soziale Konformität) negativ auf die Wahrscheinlichkeit der Verfolgung 

einer entdeckten Geschäftsmöglichkeit auswirken. 

3 Ausprägung gründungsrelevanter Persönlichkeitsmerkmale in Deutsch-
land 

Im Rahmen dieses Abschnitts wird auf die Ergebnisse zweier Studien näher eingegangen, 

die länderübergreifend Persönlichkeitsmerkmale vergleichen: der Global Entrepreneurship 

Monitor (GEM) und die GLOBE-Studie. Zunächst wird auf die Ergebnisse der GEM-Studie 

eingegangen (zur GEM-Studie vgl. Kasten 1): 

Kasten 1: Die GEM-Studie 

Der Global Entrepreneurship Monitor beschreibt und erklärt die Gründungsaktivitäten in Deutschland 
und 53 weiteren Ländern (Stand 2009). Die dazu verwendeten Daten werden nach einheitlichem 
Standard erhoben. Die Daten aus Deutschland basieren auf mehr als 6.000 Interviews mit repräsenta-
tiv ausgewählten Bürgern sowie aus 40 Experteninterviews. Weltweit wurden etwa 180.000 Bürger 
sowie mehr als 1.400 Experten befragt (Stand 2009). Die Befragung versucht insbesondere Antworten 
auf folgende Fragen zu finden: (1) Wie unterscheiden sich die Gründungsaktivitäten in Deutschland 
von jenen in anderen Staaten? (2) Wie und warum haben sich Anzahl und Art der Gründungen verän-
dert? (3) Wo liegen die Stärken und Schwächen Deutschlands bei gründungsbezogenen Rahmenbe-
dingungen im Vergleich zu anderen am GEM beteiligten Staaten? (Brixy et al. 2009). 

Mit Daten des GEM haben Köllinger und Schade (2005) die Ausprägungen wahrnehmungs-

bezogener Variablen in Deutschlands mit denen der USA und einem Durchschnitt aus ande-

ren Ländern verglichen. Die Ergebnisse fallen je nach Land sehr unterschiedlich aus. Im 

Vergleich zu den Amerikanern zeigt sich, dass die Deutschen bei Unternehmensgründungen 

ihre eigenen Fähigkeiten wesentlich pessimistischer einschätzen als die Amerikaner. Der 

Aussage „Sie haben das Wissen, die Fähigkeit und die Erfahrung, die notwendig sind, um 

ein Unternehmen zu gründen“ stimmten in Deutschland nur 31 % der Befragten zu, während 

bei den Amerikanern die Zustimmungsrate bei 55 % lag. Eine ähnliche Tendenz lässt sich 

aus der Variable „Angst zu scheitern“ ablesen. Der Aussage „Die Angst zu scheitern würde 

sie davon abhalten, ein Unternehmen zu gründen“ stimmten in Deutschland 46 % der Be-

fragten zu. Die Zustimmungsrate in den USA lag bei 19 % (Durchschnitt der anderen Länder: 

35 %). Die anschließende multivariate Analyse zeigt, dass diese wahrnehmungsbezogenen 

Variablen die Gründungsneigung stark beeinflussen und einen erheblichen Teil der Länder-

unterschiede erklären können. Ein weiteres zentrales Ergebnis ist, dass bei ähnlich starkem 

Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten und bei einer ähnlich geringen Angst zu scheitern wie 
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in den USA die Gründungsneigung in Deutschland sogar höher wäre als in den USA.2 Für 

eine ausführliche Darstellung des Zusammenhangs zwischen wahrnehmungsbezogenen 

Variablen und der Gründungsneigung vgl. Köllinger et al. (2007) sowie Kohn und Spengler 

(2008a).3  

Die GLOBE-Befragung (vgl. Kasten 2) bestätigt einige Ergebnisse der GEM-Studie. Sie er-

weitert jedoch den Blickwinkel um weitere Persönlichkeitseigenschaften wie z. B. Leistungs- 

und Zukunftsorientierung. 

Kasten 2: Die GLOBE-Befragung: 

GLOBE steht für Global Leadership and Organizational Effectiveness. Das Ziel der GLOBE-Studie ist 
die Entwicklung einer empirisch basierten Theorie über den Einfluss von kulturellen Variablen auf 
Führungs- und Organisationsprozesse sowie eine Untersuchung der Wirksamkeit dieser Prozesse. 
Das GLOBE-Projekt baut stark auf den Arbeiten von Hofstede (1980) auf. Ähnlich wie das GEM ist 
das GLOBE-Projekt eine international vergleichende Studie, getragen von 170 Wissenschaftlern aus 
den Gebieten Psychologie, Soziologie und Management aus 62 verschiedenen Kulturen. Die GLOBE-
Studie umfasst qualitative Interviews und quantitative Untersuchungen. Befragte sind Manager in mitt-
leren Managementpositionen. Für eine ausführliche Beschreibung der GLOBE-Studie vgl. House et al. 
(2004). 

Nach Erhebung der Daten wurden die Antworten zunächst auf Länderebene mithilfe einer 

Clusteranalyse zu möglichst homogenen Gruppen verdichtet. Deutschland bildet zusammen 

mit Österreich, den Niederlanden und dem deutschsprachigen Teil der Schweiz das ‚germa-

nische’ Cluster. Insgesamt flossen aus diesem Cluster 1.233 vollständig beantwortete Fra-

gebögen in die Auswertung ein (Deutschland: 456, Niederlande: 287, Österreich: 169, 

Schweiz: 321). Eine vergleichende Analyse mit anderen Clustern zeigt, dass das ‚germani-

sche’ Cluster u. a. durch ein hohes Level an Unsicherheitsvermeidung („uncertainty avoidan-

ce“), Leistungsorientierung („performance orientation“), Zukunftsorientierung („future orienta-

tion“) und Durchsetzungsvermögen („assertiveness“) gekennzeichnet ist (Gupta et al. 2002; 

Szabo et al. 2002). Ein hohes Niveau an Leistungsorientierung und Durchsetzungsvermögen 

kann sicher als gründungsfördernd, ein hohes Niveau an Unsicherheitsvermeidung hingegen 

eher als gründungshemmend angesehen werden (vgl. Tabelle 1). 

Die GLOBE-Studie stützt somit die Ergebnisse der GEM-Studie in Bezug auf die starke Aus-

prägung der gründungshemmenden Eigenschaft „Unsicherheitsvermeidung“. Sie erweitert 

jedoch auch den Blickwinkel dahingehend, dass Deutschland überdurchschnittlich starke 

Ausprägungen bei den als gründungsförderlich angesehenen Eigenschaften „Leistungsorien-

tierung“ und „Durchsetzungsvermögen“ aufweist. 

                                                 

2 Auf den Einfluss sozioökonomischer Variablen wie Bildung, Beschäftigung und Haushaltseinkommen 
wurde hierbei kontrolliert. 
3 Für eine Studie über den Zusammenhang zwischen wahrnehmungsbezogenen Variablen und Grün-
dungsüberleben vgl. Kohn und Spengler (2008b). 
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4 Defizite im Bildungsbereich als Ursache? 

Die GEM-Studie des Jahres 2004 widmet sich schwerpunktmäßig dem Thema „Existenz- 

und Unternehmensgründung“ an deutschen Schulen und Hochschulen (Sternberg und Lück-

gen 2005). Im Rahmen dieses Beitrags wird kurz darauf eingegangen, inwieweit Defizite im 

Bereich der schulischen Ausbildung in Bezug auf das Thema Existenzgrünung für grün-

dungshemmende Persönlichkeitseigenschaften verantwortlich sein können. Insgesamt wur-

den im Rahmen dieser Untersuchung 155 deutsche Experten befragt. Ein großer Teil dieser 

Experten kam direkt aus dem Bildungsbereich. Zum Ergebnis: Generell wurde über alle teil-

nehmenden Länder hinweg der Bereich Schulische Ausbildung von den Experten als eher 

schlecht beurteilt. Für Deutschland zeigen sich jedoch im Vergleich zu anderen Industrielän-

dern unterdurchschnittliche Werte. Es besteht also in doppelter Hinsicht Verbesserungspo-

tenzial. In Bezug auf die Gründungsausbildung in den Schulen wurden den Experten drei 

Statements zur Bewertung vorgelegt:  

 S1: „In Deutschland regt der Unterricht der Primar- und Sekundarstufe Kreativität, 

Selbstständigkeit und Eigeninitiative an.“ 

 S2: „In Deutschland vermittelt der Unterricht in der Primar- und Sekundarstufe ausrei-

chend Kenntnisse über das Funktionieren einer Marktwirtschaft.“ 

 S3: „In Deutschland wird in der Primar- und Sekundarstufe Entrepreneurship und Unter-

nehmensgründungen ausreichend Aufmerksamkeit geschenkt.“ 

Die Bewertung der drei Statements durch die Experten fällt unterschiedlich aus. Statement 1 

bezeichnen 70,8 % der Befragten als „vollkommen falsch“ oder „falsch“, bei Statement 2 liegt 

diese Quote bei 81,5 %, und bei Statement 3 liegt diese Quote bei 92,5 %. Bezüglich aller 

drei Statements werden also deutliche Defizite gesehen. Bei der Integration der Themen 

Entrepreneurship und Unternehmensgründungen in den Unterricht werden die Defizite aber 

als besonders gravierend eingeschätzt. Zusammengefasst lässt sich sicher sagen, dass im 

Bereich der Schule noch Potenzial dahingehend besteht, die Entwicklung gründungsförderli-

cher Persönlichkeitseigenschaften zu unterstützen bzw. die Entwicklung gründungshem-

mender Persönlichkeitseigenschaften abzubremsen. 

Eine weitere empirische Untersuchung kommt zu einem ähnlichen Ergebnis. Im Rahmen der 

von der EU-Kommission in Auftrag gegebenen Befragung “Flash Eurobarometer Survey on 

Entrepreneurship” wurden u. a. die folgenden drei Statements abgefragt: 

 S4: „My school education helped me to develop a sense of initiative – a sort of entrepre-

neurial attitude.” (1: strongly disagree – 4: strongly agree) 

 S5: „My school education helped me to better understand the role of entrepreneurs in 

society.“ (1: strongly disagree – 4: strongly agree) 

 S6: „My school education made me interested to become an entrepreneur.“ (1: strongly 

disagree – 4: strongly agree) 
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Zielgruppe waren alle Bürger eines Landes im Erwerbsalter. Die Befragung ist repräsentativ 

für das jeweilige Land und wurde in allen EU-Staaten sowie den USA, Norwegen und Island 

durchgeführt. Die Daten wurden bereits in mehreren wissenschaftlichen Publikationen ver-

wendet (z. B. Block et al. 2009b; Grilo und Irigoyen 2006; van der Zwan et al. 2010). 

Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse dieser Befragung in Bezug auf die drei oben aufgeführten 

Statements (S4–S6). 

Tabelle 3: Ergebnisse des Flash Eurobarometer Survey on Entrepreneurship 

 Anteil der Zustimmung in ... 

Statement zur Schulbildung Deutschland andere EU-
Länder 

   USA 

S4: Development of entrepreneurial attitude 51,73 % 54,20 % 65,55 % 

S5: Role of entrepreneurs in society 53,37 % 50,13 % 60,87 % 

S6: Development of entrepreneurial interest  21,01 % 30,85 % 40,81 % 

N Deutschland: 980 Befragte, N andere EU-Länder: 16.707 Befragte, N USA: 987 Befragte  

Quelle: eigene Berechnungen 

Die Ergebnisse bestätigen die Vermutungen aus der Expertenbefragung des GEM: Die 

Schulbildung in Deutschland fördert in geringerem Maße als in anderen EU-Ländern und den 

USA eine unternehmerische Einstellung. Nur knapp über 50 % stimmen diesem Statement 

zu. In den USA liegt die Zustimmung bei ca. 65 % (andere EU-Länder: 54 %).4 Gleiches gilt 

auch für die Herausbildung eines unternehmerischen Interesses: ca. 20 % Zustimmung in 

Deutschland gegenüber ca. 40 % Zustimmung in den USA und 31 % in den anderen EU-

Ländern.5 Ein Ergebnis erstaunt jedoch: Die deutsche Schulbildung scheint die Rolle des 

Unternehmers in der Gesellschaft keineswegs negativ darzustellen. 53 % der Befragten 

stimmen dem Statement zu, dass die Schulbildung ein positives Bild von Unternehmern in 

der Gesellschaft vermittelt. Dies liegt oberhalb des Durchschnitts der anderen EU-Länder 

von ca. 50 % (USA: ca. 61 %).6  

Es lässt sich festhalten, dass die deutsche Schulbildung weniger stark als in anderen Län-

dern ein unternehmerisches Interesse und eine unternehmerische Haltung fördert. Im Ver-

gleich zu anderen Ländern wird jedoch keineswegs ein schlechteres Bild von Unternehmern 

in der Gesellschaft gezeichnet. 

                                                 

4 Die Unterschiede sind statistisch signifikant auf 20 %-Niveau (Deutschland vs. andere EU-Länder) 
bzw. 1 %-Niveau (USA). 
5 Die Unterschiede sind statistisch signifikant auf 1 %-Niveau (Deutschland vs. andere EU-Länder 
bzw. den USA). 
6 Die Unterschiede sind statistisch signifikant auf 5 %-Niveau (Deutschland vs. andere EU-Länder) 
bzw. 1 %-Niveau (Deutschalnd vs. USA). 
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5 Fazit 

Im Rahmen dieses Beitrags wurde diskutiert, ob und inwieweit eine zu schwach bzw. negativ 

ausgeprägte Gründungskultur in Deutschland ein Gründungshemmnis darstellt. Ausgehend 

von einem individualpsychologischen Ansatz und gestützt durch empirische Umfrageevidenz 

wird argumentiert, dass Defizite insbesondere im Bereich der Risikotoleranz bzw. Neigung, 

Unsicherheiten zu akzeptieren, sowie beim Vertrauen in die eigenen (unternehmerischen) 

Fähigkeiten bestehen. Andererseits sind einige als eher gründungsförderlich angesehenen 

Eigenschaften wie z. B. Leistungsbereitschaft im Vergleich zu anderen Ländern besonders 

stark ausgeprägt. Es ergibt sich also ein gemischtes Bild, dass sowohl Schwächen als auch 

Stärken zeigt. 

Im zweiten Abschnitt wird auf den Bildungsbereich als eine mögliche Ursache für die Schwä-

chen bzgl. der Persönlichkeitseigenschaften und der Gründungskultur eingegangen. Da ins-

besondere in der Schule die Persönlichkeit eines Menschen geformt wird und Expertenurtei-

le zeigen, dass das Thema „Entrepreneurship“ in der Schule bisher sehr wenig verankert ist, 

scheint hier noch Potenzial hin zur Entwicklung eines freundlicheren Gründungsklimas zu 

bestehen. Weiterer Forschungsbedarf besteht insbesondere im Bereich der länderspezifi-

schen Ursachen für die jeweilige Gründungskultur eines Landes. Interessant wäre es auch 

zu untersuchen, inwieweit Geschlechterunterschiede in der Gründungsneigung durch Per-

sönlichkeitseigenschaften oder länderspezifischen Gründungskultur erklärt werden können 

(Furdas und Kohn 2010) und wie sich die Gründungskultur eines Landes auf die Nachhaltig-

keit und den Erfolg von Gründungen auswirkt. 
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Kurzzusammenfassung 

Während die positive Wirkung des Entrepreneurship auf Wachstum und Evolution einer 

Volkswirtschaft inzwischen empirisch belegt ist, sind Forschung und Theorie zur politischen 

Förderung des Unternehmertums bisher wenig entwickelt. Dieser Artikel zielt darauf, einen 

Beitrag zu diesem Untersuchungsgegenstand zu leisten, indem er Aspekte einer branchen-

gerichteten Entrepreneurship Policy thematisiert. Diese ist insbesondere relevant, da sich mit 

branchenfokussierter Politik auch strukturell orientierte Ziele im Hinblick auf ökonomischen 

Wandel verbinden, in welchem der Unternehmer als homo agens einer solchen Entwicklung 

fungiert. Fußend auf einer Behandlung der Entrepreneurship Policy aus theoretischer Per-

spektive untersucht dieser Artikel daher die Förderung erneuerbarer Energien in der Bundes-

republik Deutschland als exemplary case. Hierbei tritt die Bedeutung einer zeitlich-

dynamischen Perspektive und einer indirekten, rahmen- und anreizgebenden Politik hervor. 

Aufbauend auf den gewonnenen Erkenntnissen werden Desiderata für die künftige Weiter-

entwicklung der Entrepreneurship Policy formuliert. 

1 Einführung 

Die Theorie zur Entrepreneurship Policy als Grundlage der Gründungsförderung ist bisher 

noch kaum ausgestaltet (Minitti 2008). Somit liegen wenige Ansätze zu ihrer Analyse und 

noch weniger fundierte Implikationen zur politischen Steuerung einer gründer- und unter-

nehmerfreundlichen Wirtschafts- und Strukturpolitik vor. Es ist aber weitgehend unumstritten, 

dass einem unternehmerischen Handeln zur Entwicklung zukunftsorientierter Industrien eine 

maßgebliche Rolle zukommt. Gerade in Deutschland ist dies von besonderer Bedeutung, da 

hier die Ansiedlung technologieorientierter Branchen z. T. nur mit mäßigem Erfolg gelungen 

ist (Verheul et al. 2002). Eine Ausnahme bilden die erneuerbaren Energien. In den letzten 

zwei Jahrzehnten ist die Bundesrepublik zu einer der führenden Technologienationen in die-

sem Bereich avanciert. Mit starker politischer Unterstützung wurde eine Branche geschaffen, 

die von einer mittelständisch-unternehmerischen Struktur und damit einer innovationsfreudi-

gen Kultur geprägt ist. Eine Analyse der Maßnahmen und Mechanismen, welche zu diesem 

Ergebnis geführt haben, ist somit für die Weiterentwicklung einer Theorie zur Entrepreneur-

ship Policy und zur Ableitung von Implikationen für die Gründungs- und Strukturförderung 

von Nutzen.  



148 Holger Berg und Christine Volkmann 

 

Vor dem Hintergrund existierender Ansätze der Entrepreneurship Policy ist es Ziel dieses 

Beitrages, die Historie der bundesdeutschen Förderung der erneuerbaren Energien in ihrer 

Wirkung auf Struktur und unternehmerisches Handeln zu untersuchen, um hieraus theoreti-

sche und praktische Implikationen zur Entrepreneurship Policy und zur Gründungsförderung 

als ihrem Teilgebiet zu gewinnen. Ausgehend von einer Übersicht zum aktuellen Stand der 

Entrepreneurship Policy-Theorie widmen wir uns in diesem Kontext Fragen der Effekte direk-

ter, d. h. Gründer und Unternehmen unmittelbar betreffender, und indirekter, das Umfeld 

gestaltender, Gründungsförderung (Koch 2001). Als Fallstudie schließt sich eine Übersicht 

der Historie politischer Programme zur Förderung und Etablierung der erneuerbaren Ener-

gien in der Bundesrepublik, gefolgt von einer Analyse der damit erzielten Effekte auf Unter-

nehmensgründungen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) an. Hieraus leiten wir 

Implikationen für die Theorie der Entrepreneurship Policy sowie für die konkrete Ausgestal-

tung der Gründungsförderung durch politische Akteure ab. 

2 Entrepreneurship Policy als Grundlage der Gründungsförderung 

2.1 Zur Bedeutung einer Entrepreneurship Policy im industrieökonomischen Kon-

text 

Die besondere Wirkung des Entrepreneurship und der Entrepreneurship Policy auf die Ent-

wicklung einer Volkswirtschaft und speziell der positive Einfluss auf das Wirtschaftswachs-

tum wurde bereits von zahlreichen Wissenschaftlern nachgewiesen (so z. B. von Audretsch 

et al. 2002; Gilbert et al. 2004; Acs und Szerb 2007 sowie Baumol et al. 2007). Ausschlag-

gebend für Forschungen in diesem Bereich waren Studien, die durch eine Veränderung der 

US-amerikanischen KMU-Politik inspiriert wurden. Diese zeigten, dass sowohl junge Unter-

nehmen als auch KMUs in den meisten Marktwirtschaften eine relativ zu Großunternehmen 

höhere Innovationsrate aufweisen und somit zu einer entscheidenden Verbesserung des 

Wirtschaftswachstums führen (Audretsch 2004; Plosila 2004). Diese Studien trugen maßgeb-

lich dazu bei, die Bedeutung von Unternehmensgründungen und jungen Unternehmen für 

moderne Volkswirtschaften und damit für die Wirtschaftspolitik zu verdeutlichen. Der 

Zusammenhang zu einer Politik zu Gunsten von neu entstehenden Industrien wurde dabei 

schon von Aldrich und Fiol (1994) hervorgehoben: “The period during which an industry 

emerges, deserves more theoretical attention, because the struggle to carve out a niche for a 

new industry involves such strong forces that the events of that period may be forever im-

printed on the organizations that persist” (Aldrich und Fiol 1994, S. 663). Eine auf junge so-

wie kleine und mittlere Unternehmen ausgerichtete Politik ist hier von Bedeutung, da große 

Unternehmen dazu neigen, erst in einem späteren Stadium des Branchenlebenszyklus‘ zu 

investieren (Audretsch 2004). Zum einen scheuen sie die vergleichsweise höheren Risiken 

und Unsicherheiten, die frühen Lebensabschnitten einer Industrie zu eigen sind, und zum 

anderen sind die bei Großunternehmen erforderlichen hohen Skaleneffekte in jungen, inno-
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vationsintensiven Branchen oft nicht zu erzielen (Baumol et al. 2007). Somit ergibt sich für 

eine an Innovationen ausgerichtete Entrepreneurship Policy eine direkte Verbindung zur 

Förderung von Unternehmensgründungen und KMU sowie zur Etablierung neuer Industrien.  

2.2 Zum Begriff und Inhalt der Entrepreneurship Policy 

Wir verstehen unter einer Entrepreneurship Policy eine auf die Unterstützung und Förderung 

unternehmerischen Handelns sowie von Unternehmensgründungen ausgerichtete Politik 

(Audretsch 2004). Gründungsförderung ist somit ein unmittelbarer Bestandteil der Entrepre-

neurship Policy. Hinsichtlich dieser Definition ist ein Streitpunkt der Theorie, ob KMU mit ein-

zubeziehen sind (vgl. z. B. Lundström und Stevenson 2005 und Welter 2009). Es lässt sich 

grundsätzlich zwischen einem engeren Ansatz, der KMU ausdrücklich ausschließt (so bspw. 

Lundström und Stevenson 2005) und einem weiter gefassten Ansatz, welcher KMU einbe-

zieht (unter anderem Verheul 2002b und Audretsch 2004), unterscheiden. Im vorliegenden 

Artikel beziehen wir uns aus mehreren Gründen auf letzteren Ansatz. Zunächst handelt es 

sich im Zuge der Entstehung einer neuen Industrie immer um unternehmerisches Handeln 

im Sinn Schumpeters, da mit solchen Tätigkeiten die Entwicklung neuer Produkt-Markt-

Kombinationen verbunden ist (Schumpeter 1934). Sodann muss auch berücksichtigt werden, 

dass es sich keinesfalls nur um die direkte Unterstützung originärer Neugründungen handeln 

muss, sondern die Förderung sich auf ein breites Spektrum von Gründungen beziehen kann 

(z. B. Joint Ventures, Spin-offs etc.; Volkmann et al. 2010). Darüber hinaus verfügt die Bun-

desrepublik Deutschland über eine verhältnismäßig große, ja weltweit beinahe einzigartige, 

Basis mittelständischer Unternehmen (Verheul 2002), die hohes unternehmerisches Enga-

gement und Innovationskraft aufweisen (Audretsch et al. 2009). Eine weitere Begründung 

liefert der Zeithorizont der Förderung, die wir für diesen Beitrag bis in die frühen 1970er-

Jahre zurückverfolgt haben. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass ein junges Unter-

nehmen streng genommen bereits nach erfolgter Gründung die Schwelle zum KMU über-

schreitet. Dennoch ist das junge Unternehmen weiterhin sowohl von der ihm zuteil geworde-

nen Gründungsförderung als auch von anderen politischen Maßnahmen betroffen, welche 

das unternehmerische Handeln beeinflussen. 

Ferner ist zum Begriff der Entrepreneurship Policy zu konstatieren, dass ein einheitlicher 

Kanon noch nicht besteht. Minitti vermerkte hierzu: “A broad search of the literature reveals 

that the fundamental and general question of how, and if, governments are able to influence 

positively entrepreneurial activity is far from being resolved” (Minitti 2008, S. 780, siehe auch 

Michael und Pearce 2009). Bestehende Forschungsansätze zur Theorie der Entrepreneur-

ship Policy haben sich vor allem mit deren institutionellem Rahmen und dessen Auswirkun-

gen auf das Aufkommen von Entrepreneurship beschäftigt (so bspw. van den Ven 1993, 

Aldrich und Fiol 1994, Gnyawali und Fogel 1994). Themenbereiche in diesem Kontext sind 

die konkrete Ausgestaltung des institutionellen Rahmens (Baumol et al. 2007; Michael und 
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Pearce 2009), steuerliche Gesichtspunkte (Holtz-Eakin 2000) sowie die Ausgestaltung finan-

zieller und nichtfinanzieller Gründungshilfen (Kreft und Sobel 2005, Acs und Szerb 2007). 

Eine dabei wiederkehrende, ordnungspolitische Frage betrifft die Bedeutung unternehmeri-

scher Freiheit und die Unmittelbarkeit solcher Maßnahmen (z. B. Koveos 2007).  

Diese Frage nach der (Un-)Mittelbarkeit von Gründungsförderung wird im Verlauf der Unter-

suchung eine größere Rolle einnehmen. Dies betrifft die Gegenüberstellung einer indirekten, 

rahmensetzenden Förderung mit direkten, auf spezifische Unternehmen ausgerichtete Maß-

nahmen (Koch 2001) und die Frage, ob einer langfristigen, strategisch orientierten Politik 

oder einem operativ eingestellten Mikromanagement der Vorzug zu geben ist (Carlsson und 

Mudambi 2003; Koch und Grünhagen 2008). Insbesondere diese Fragestellungen sollen im 

Folgenden beleuchtet werden.  

3 Analyse der Entrepreneurship Policy und Gründungsförderung im Kon-
text der Entwicklung neuer Branchen 

3.1 Legitimierung wirtschaftspolitischer Eingriffe im Sinn einer Entrepreneurship 

Policy 

Eine häufige Argumentationslinie zur Frage der ordnungspolitischen Legitimierung wirt-

schaftspolitischer Markteingriffe bezieht sich auf Phänomene des Marktversagens (Block et 

al. 2007). Dies betrifft beispielsweise marktliche Missstände wie konzentrationsbedingte Ver-

zerrungen (Monopole), Informationsasymmetrien oder das Vorhandensein öffentlicher Güter, 

welche eine Aneignung von Residualgewinnen aus unternehmerischer Tätigkeit unterbinden 

oder negative externe Effekte erzeugen (Michael und Pearce 2009). Diese Phänomene kön-

nen auf der einen Seite zu Markteintrittsbarrieren für Gründungen führen und zum anderen 

das Entstehen und die Durchsetzung neuer Branchen behindern. Eine weitere im Zuge der 

Entrepreneurship Policy bedeutende Argumentationslinie befasst sich mit den oben erwähn-

ten positiven Wirkungen des Entrepreneurship auf die Beschaffenheit von Märkten bzw. 

Ökonomien (Gilbert et al. 2004). Da diese Unternehmen als Innovationstreiber gelten, sind 

Investitionen und Regelungen, welche Unternehmensgründungen und KMU zum Vorteil ge-

reichen, effiziente Möglichkeiten zur Förderung von Innovation, struktureller Erneuerung und 

Wachstum.  

Im Zusammenhang mit der gezielten Stimulation von Entrepreneurship zur Etablierung neuer 

Branchen ergeben sich somit zwei Argumentationslinien. Die Entrepreneurship Policy dient 

zum einen dem Beheben oder der Beseitigung von Marktversagen und Markteintrittsbarrie-

ren und damit der Ermöglichung von Unternehmensgründungen in dafür vorgesehen Bran-

chen. Zum anderen soll durch die gezielte Stimulation von Entrepreneurship die Durchset-

zung neuer Produkt-Marktkombinationen ermöglicht werden. In diesem Kontext entstehen 
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Innovationen im Sinn Schumpeters – z. B. in Form von neuen Technologien – womit eine 

direkte Etablierung neuer Branchen erfolgen kann. 

3.2 Analyserahmen  

Wie bereits angedeutet, spielt die strukturelle Zusammensetzung einer Industrie im Hinblick 

auf den Prozess ihrer Entwicklung und ihre Innovationstätigkeit eine große Rolle. Basierend 

auf den oben dargestellten Erkenntnissen der Entrepreneurship Policy-Forschung lässt eine 

unternehmerisch-mittelständische Struktur eine höhere Effektivität im Bezug auf Innovation 

und somit auf erzeugtes Wirtschaftswachstum sowie die Entstehung von Arbeitsplätzen er-

warten. Für eine strukturgenerierende Politik gehören die Entrepreneurship Policy folglich zu 

einem wichtigen Betätigungsfeld; sie muss sich mit den spezifischen Problemen junger und 

kleinerer Unternehmen in entstehenden Märkten befassen. Hierzu zählt zunächst ein unter-

entwickeltes Umfeld, welches durch die Politik mit zu gestalten ist (Wooley und Rottner 

2008). Dies betrifft die Informationsflüsse ebenso wie die Infrastruktur und möglicherweise 

notwendige gesetzliche Regelungen. Ferner treten mit dem Stichwort „liability of newness“ 

verbundenen Probleme der Finanzierung und Legitimation für neue Unternehmen in jungen 

Branchen noch stärker auf als in bestehenden (Stinchcomb 1965, Freeman und Hannan 

1983). Eine Entrepreneurship Policy muss sich daher insbesondere auf Gründungsunter-

nehmen beziehen, kann sich allerdings nicht ausschließlich auf eine direkte Förderung etwa 

in Form von Darlehen beschränken, sondern betrifft auch die Gestaltung des Umfeldes. In 

diesem Zusammenhang ist auch die Herstellung langfristig stabiler Rahmenbedingungen 

gerade in Branchen zu sehen, die nicht ab dem Zeitpunkt ihrer ersten Etablierung als 

„Selbstläufer“ gelten können. 

Einen Ansatz zur Analyse der Entrepreneurship Policy liefern Verheul et al. (2002b)1. Diese 

verwenden die folgenden Dimensionen: 

 Politische Eingriffe in die Nachfrageseite des Entrepreneurship, welche die Zahl, den 

Typus und die Zugänglichkeit unternehmerischer Gelegenheiten (“opportunities”) betref-

fen. Diese Förderung bezieht sich dabei zunächst nicht auf die Gründer selbst, sondern 

wirkt indirekt auf das Gründungsumfeld, mithin die Schaffung von Gelegenheiten durch 

Branchenförderung oder die Behebung von Markteintrittsbarrieren. 

 Politische Eingriffe in die Angebotsseite des Entrepreneurship, welche die Anzahl und 

den Typus potenzieller Unternehmer bestimmen. Dies betrifft insbesondere politische 

Eingriffe in die Bevölkerungsentwicklung, z. B. Richtlinien hinsichtlich Immigration, de-

mografischer Entwicklung und Regelungen zur Arbeitslosigkeit, welche die Opportuni-

tätskosten des Entrepreneurship beeinflussen (Verheul et al. 2002b). 

 

1 Zu weiteren Analyseansätzen der Entrepreneurship Policy und einer Diskussion derselben vgl. Wel-
ter (2009). 
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 Eingriffe, welche die Verfügbarkeit von Ressourcen, Fähigkeiten und Wissen bestimmen. 

Diese Maßnahmen beziehen sich vor allem auf Inputfaktoren wie Arbeit, Kapital und In-

formation. Hierunter werden die Bereitstellung von Subventionen, weiteren direkten För-

dermitteln in Form von Stipendien etc., aber auch Ausbildungs- und Bildungsmaßnah-

men, welche zum Entrepreneurship befähigen, verstanden (Volkmann et al. 2009). 

 Politische Maßnahmen, welche gesellschaftliche Werte und Einstellungen zu Entrepre-

neurship beeinflussen. Dies betrifft den Bereich der Gründungskultur bzw. des Grün-

dungsklimas (Koch 2001), denn das Ansehen von Entrepreneurs oder Unternehmern in-

nerhalb einer Gesellschaft beeinflusst die Neigung zu unternehmerischer Tätigkeit.  

 Politische Maßnahmen, welche sich direkt auf den Willensbildungsprozess von Individu-

en auswirken, indem sie das Verhältnis von Risiko zu (potenzieller) Belohnung beeinflus-

sen. Hier sind mehrere Umstände anzusprechen: Zum einen ist die Frage des steuerli-

chen Einbehalts zu nennen – muss der Unternehmer einen Großteil seines Residualge-

winnes abführen, führt dies zu einem schlechten Verhältnis von Gewinn und Risiko. Glei-

ches gilt bei höheren Versicherungsprämien oder schlechteren Sozialleistungen für Un-

ternehmer. Aber auch langfristige Aussichten müssen betrachtet werden. Kann der Un-

ternehmer ein stabiles, berechenbares Marktumfeld voraussetzen, so sorgt dies für eine 

Verbesserung dieser Relation. 

Wir werden diesen Ansatz im Folgenden als Heuristik zur Analyse der deutschen Förderpoli-

tik für erneuerbare Energien verwenden. Hierbei stützen wir uns auf historische Daten zur 

Förderung der erneuerbaren Energien sowie eine datenbankgestützte Analyse vorhandener 

Förderprogramme dieser Branche.2 Innerhalb der Diskussion der erlangten Befunde werden 

wir eine Bewertung und Erweiterung dieses Ansatzes vornehmen. 

4 Entrepreneurship Policy in der Entstehung der erneuerbaren Energien in 
der Bundesrepublik Deutschland 

4.1 Historischer Überblick über die Etablierung der erneuerbaren Energien in der 

Bundesrepublik Deutschland 1973–20083 

Die gezielte Förderung der erneuerbaren Energien begann in den frühen 1970er-Jahren und 

war eine unmittelbare Folge der Ölkrise im Jahr 1973. Erste Forschungsprogramme zu die-

ser Thematik starteten daher im Jahr 1974. Diesen folgte in den späten 1970er bzw. frühen 

1980er-Jahren unter dem Titel GROWIAN ein großmaßstäbliches Windkraftprojekt als Pro-

gramm zur Technologieeinführung, an dem hauptsächlich große Energiekonzerne beteiligt 

 

2 Wir haben zu diesem Zweck die Datenbank BINE sowie die Förderdatenbank des Bundes 
(http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/root,did=169564.html.) herangezogen und 
um eigene Internetrecherchen ergänzt. 
3 Eine ausführlichere Beschreibung der Historie der erneuerbaren Energien und ihrer politischen För-
derung in der Bundesrepublik Deutschland findet sich bei Jacobsson und Lauber (2006) sowie bei 
Wüstenhagen und Bilharz (2006), auf die sich die Ausführungen in diesem Beitrag im Wesentlichen 
beziehen. 

http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/root,did=169564.html
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waren. Gleichzeitig wurden weitere Aktivitäten in deutlich kleinerem Maßstab sowie zusätzli-

che FuE-Projekte initiiert (Wüstenhagen und Bilharz 2006). Während das Unterfangen 

GROWIAN scheiterte, waren die kleineren Projekte erfolgreich. 1989 wurde aufgrund dieser 

Sachlage das so genannte „100MW“-Programm gestartet, welches die Errichtung von Wind-

kraftanlagen bis zur Erreichung dieser Grenze förderte. Der schnelle Erfolg dieser Maßnah-

me führte zu einer Erweiterung auf 250 MW, und im Solarbereich wurde unter ähnlicher Ziel-

setzung und mit gleichem Erfolg ein „1.000-Dächer“-Programm gestartet, welches 1999 als 

„100.000 Dächer“-Programm neu aufgelegt wurde (Jacobsson und Lauber 2006). All diese 

Programme bestanden im Wesentlichen aus von vergünstigten Darlehen begleiteten Investi-

tionsanreizen in Anlagen (Jacobsson und Lauber 2006). Obwohl diese Programme im Ver-

gleich zur Forschungsförderung in konventionelle Energien relativ klein angelegt waren, bo-

ten sie dennoch genug Raum, um in der Bundesrepublik eine erste Wissensbasis und einen 

Wissensvorsprung für eine größere Anzahl von technologischen Ansätzen entstehen zu las-

sen. Hierzu zählten in der Windenergieerzeugung z. B. heute fest etablierte Technologien 

wie getriebelose Windkraftwerke und die Pitch-Regelung ebenso wie inzwischen weit ge-

hend verdrängte Vorhaben wie Vertikalachser und Aufwindkraftwerke (Bruns et al. 2008). 

Gleichzeitig entstanden in Deutschland aus dem gesamten politischen Spektrum zusam-

mengesetzte Interessenvertretungen, die als Promotoren dieser Industrie und als Schutz-

schirm gegen Angriffe seitens der großen Energieversorger fungierten (Reiche und Bech-

berger 2004). 

Im Jahr 1991 wurde das Stromeinspeisungsgesetz (StrEG), welches den ersten deutschen 

Einspeisungstarif normierte, eingeführt. Es garantierte einen festen Abnahmepreis für Elek-

trizität aus den erneuerbaren Energien, berechnet als konstanter Prozentanteil am Strom-

preis des Endkonsumenten. Die Kosten dieser Abnahme mussten die großen Energiever-

sorger tragen, die gleichzeitig von der durch das Gesetz begründeten Einspeisevergütung 

ausgeschlossen wurden. Dies bedeutete, dass in Anlagen der etablierten Stromversorger 

gewonnene Elektrizität aus erneuerbaren Energien nicht vergütet wurde (Wüstenhagen und 

Bilharz 2006). Die Kombination des StrEG mit den Installationsprogrammen setzte die Initial-

zündung für den Boom der erneuerbaren Energien in Deutschland (Grafik 1); sie wurde von 

kleineren Maßnahmen der Länder und Gemeinden flankiert. Hervorzuheben sind hier Rege-

lungen zu vereinfachten und transparenten Genehmigungsverfahren, welche die Planbarkeit 

und Erfolgsaussichten von Investitionen in Anlagen deutlich verbesserten (Agnolucci 2006). 

So mussten beispielsweise potenzielle Bebauungsflächen für Windkraftanlagen durch die 

Gemeinden ausgewiesen werden. Ein nicht zu unterschätzender weiterer Punkt betrifft die 

indirekte Förderung alternativer Energiequellen in diesem Zeitraum durch eine höhere Be-

steuerung fossiler Energieträger, z. B. in der Form von höheren Kraftstoffsteuern. 
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Grafik 1: Entwicklung der Energieeinspeisung aus erneuerbaren Energien in der Bundesre-
publik Deutschland 1990–2007  
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Quelle: BMU (2010). 

Das StrEG wurde 1999 durch das „Erneuerbare Energien Gesetz“ (EEG) abgelöst, welches 

im Jahr 2000 in Kraft trat. Im Gegensatz zum StrEG wurden im EEG konkrete Einspeisungs-

tarife per erzeugter KWh festgelegt, die sich je nach technischem Stand, Produktionskosten 

und Investitionsintensität der Erzeugungstechnologien unterscheiden, sodass für Strom aus 

Windkraft bspw. eine andere Vergütung erfolgt als für Elektrizität aus der Photovoltaik. Diese 

Tarife wurden je nach Technologie für 15–20 Jahre festgelegt, um die strategische Planbar-

keit von Investitionen zu garantieren. Zur Erhöhung der Marktfähigkeit der Technologien und 

als Anreiz für Inventions- und Innovationstätigkeit werden diese Tarife für Neuinvestitionen in 

einem vierjährigen Zyklus gesenkt. Auch das EEG sieht eine Vergütung durch die Stroman-

bieter vor. Im Zuge beider Einspeisungsgesetze wurden diese zudem dazu verpflichtet, 

Elektrizität aus erneuerbaren Energien prioritären Netzzugang, Durchleitung und Distribution 

zu gewährleisten (OECD und IEA 2007). 

4.2 Zur Legitimation des Eingriffs 

Zur Legitimation politischer Eingriffe im Sinn einer Entrepreneurship Policy wurden zwei Ar-

gumentationslinien angeführt. Dies sind Eingriffe zur Behebung von Marktversagen, mithin 

also auch zur Beseitigung von Gründungshemmnissen. Zum anderen wurde die positive 

Wirkung von Entrepreneurship auf das ökonomische Umfeld als Legitimationsgrund erörtert. 

Beide Argumentationsketten sollen in diesem Abschnitt im Kontext der Analyse der erneuer-

baren Energien herangezogen werden. Nach dem zweiten Weltkrieg führten in Deutschland 

lange Zeit große, monopolistisch agierende Unternehmen als Energieversorger zu strukturel-

lem Marktversagen. Gleichzeitig führte die Nichteinpreisung der durch die konventionellen 
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Energieträger erzeugten externen Effekte (Umweltverschmutzung und Klimawandel) zu 

Marktversagen, da die teurer einzusetzenden, aber umweltfreundlichen erneuerbaren Ener-

gien auf diese Weise nicht marktfähig waren. Somit kann eine Entrepreneurship Policy im 

Fall der erneuerbaren Energien durch Marktversagen gerechtfertigt werden. 

Weiterhin ist der Aufbau einer Industrie für erneuerbare Energien zwingend mit dem Auftre-

ten unternehmerischen Handelns verbunden. Prinzipiell kann eine solche Innovationstätigkeit 

auch durch große Unternehmen durchgeführt werden, allerdings lassen die besonderen Ei-

genschaften junger Branchen (geringe Skalen bei vergleichsweise größerer Unsicherheit) 

diese – wie beschrieben – für Großunternehmen eher unattraktiv erscheinen. Da ferner 

durch zahlreiche Gründungen und eine Vielzahl von aktiven KMU eine höhere Innovations-

bandbreite und -geschwindigkeit zu erwarten ist, greift auch dieser Legitimierungsansatz für 

die Etablierung der erneuerbaren Energien. 

4.3 Auswirkungen der Förderpolitik auf Branchenstruktur und Entrepreneurship 

Die Bundesrepublik Deutschland hat einen im internationalen Vergleich außergewöhnlichen 

Erfolg in der Errichtung des Marktes bzw. der Industrie für erneuerbare Energien aufzuwei-

sen (Agnolucci 2006; Wüstenhagen und Bilharz 2006; Lund 2009). Deutschland steht welt-

weit an der Spitze der Energieproduktion aus regenerativen Quellen und rangiert unter den 

Top 5 in den meisten Branchen für Technologien der erneuerbaren Energien (Campoccia et 

al. 2009).  

Als besondere Ursache dieses Erfolges gelten dabei die konsekutiven Einspeisungsgesetze 

StrEG und EEG (Haas et al. 2004; Campoccia et al. 2009). In Kombination mit den Unter-

stützungsmaßnahmen wie FuE-Programmen und transparenten Genehmigungsverfahren 

haben sie wesentlich die Effektivität der Branchenförderung begründet (Lipp 2007). Hier ist 

einschränkend anzuführen, dass die Erzeugerpreise für Strom aus konventionellen Quellen 

weiterhin deutlich unter den Erzeugerpreisen für erneuerbare Energien liegen. Allerdings 

führt die Nichteinpreisung externer Effekte in die konventionelle Stromerzeugung gleichzeitig 

zu künstlich niedrig gehaltenen Preisen für die aus diesen Energieträgern gewonnene Ener-

gie. 

Unsere Analysen haben in Übereinstimmung mit anderen Forschungen ergeben, dass die 

Politik zur Förderung der erneuerbaren Energien in Deutschland innerhalb des 35-jährigen 

Untersuchungszeitraums zu einer innovationsfreudigen, mittelständisch-unternehmerisch 

geprägten Struktur führte und zu einer schnellen Entwicklung der Branche beigetragen hat 

(Jacobsson und Lauber 2006). Die o. g. Erfolge sind also im Wesentlichen nicht Großunter-

nehmen zuzuordnen, sondern das Verdienst von Start-up Unternehmen sowie KMU (Lehr et 

al. 2008, Lund 2009). In diesem Sinn betonen Lund (2009) und Soppe (2009) die besondere 

Bedeutung des Entrepreneurship innerhalb der deutschen Branche der erneuerbaren Ener-

gien. Untermauert wird deren Stellung weiterhin durch eine Studie im Auftrag der Europäi-
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schen Kommission, welche folgende Daten für die Branchenzusammensetzung in der Bun-

desrepublik lieferte (Ragwitz et al. 2009):4 

Tabelle 1: Branchenstruktur in den erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2007  

Bioenergie Windkraft Wasserkraft Solarenergie Geothermie EE Gesamt 
Firmengröße 

nach Mitarbei-
tern 

Anteile im Jahr 2007  

91 % 91 % 82 % 54 % 87 % 77 % 0–9 

6 % 6 % 12 % 33 % 9 % 18 % 10–49 

2 % 2 % 3 % 10 % 3 % 4 % 50–249 

1 % 1 % 3 % 3 % 1 % 1 % >249 

100% 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % Summe 

Quelle: Ragwitz et al. (2009), S. 201. 

Die Darstellung zeigt, dass lediglich ein Prozent der Unternehmen mehr als 249 Mitarbeiter 

aufweist und im Umkehrschluss 99 % der Unternehmen den KMU zuzurechnen sind. Dabei 

hat sich die Zahl der Mitarbeiter von ca. 66.600 im Jahr 1998 auf 278.000 im Jahr 2008 

(BMU 2010) stetig gesteigert. Dieser Befund ist insofern bemerkenswert, als der Energie-

markt sowohl im Bereich der Erzeugung als auch Versorgung ansonsten stark durch hohe 

Marktkonzentration, verbunden mit hohen Eintrittsbarrieren, geprägt ist (vgl. Auer 2007; EU-

Kommission 2007). Jacobsson und Bergek (2004) weisen in diesem Zusammenhang darauf 

hin, dass in anderen EU-Ländern Einführungsversuche von erneuerbaren Energien, welche 

durch die bestehenden Energieversorger und damit in stärker konzentrierten Strukturen ge-

leitet wurden, weitaus weniger erfolgreich waren, als das auf Entrepreneurship gestützte 

deutsche Modell. Dieser Erfolg der Einspeisungsgesetzgebung führte daher zu einer Adapti-

on in zahlreichen anderen Ländern (ren21 2007; Campoccia et al. 2009).  

4.4 Wirkungsanalyse der Förderpolitik für erneuerbare Energien als Entrepre-

neurship Policy  

Auf Basis des Analyseschemas von Verheul et al. (2002b) weist die beschriebene Historie 

eine im Verhältnis besonders starke Ausprägung für den Bereich „politische Eingriffe in die 

Nachfrageseite“ auf. Viele der getätigten Maßnahmen – allen voran die Einspeisungsgesetze 

– förderten nicht direkt die in der Technologie tätigen Unternehmen, sondern beziehen sich 

auf die Förderung von Anlageninstallationen. Dies erzeugte in einem ersten Schritt einen 

                                                 

4 Es ist anzumerken, dass aufgrund statistischer Gegebenheiten keine konkreten Zahlen für Unter-
nehmensgründungen vorliegen. Forschungen der Autoren zu Unternehmensgründungen in den er-
neuerbaren Energien, die gemeinsam mit dem Wuppertal Institut für Klima Umwelt Energie GmbH 
durchgeführt wurden, zeigten jedoch die besondere Bedeutung von Start-ups für die erneuerbaren 
Energien in der Bundesrepublik Deutschland. 
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Bedarf nach zuvor noch nicht (vollständig) entwickelten Technologien in Form eines De-

mand-pull-Effektes im Sinn der Nachfrage nach neuen Produkt-Markt-Kombinationen. Sie 

sorgte somit massiv für das Entstehen unternehmerischer Gelegenheiten (siehe hierzu auch 

Lund 2009), welche dann vor allem durch Unternehmensgründungen und KMU genutzt wur-

den. Hierzu zählt auch die Bereitstellung eines gut planbaren, strategischen Förderansatzes 

im Rahmen der Investitionsanreize, vor allem aber auch die Einspeisungsgesetzgebung. Die 

degressive Ausgestaltung im EEG bedeutet dabei die Schaffung zusätzlichen Innovations-

drucks und daher auch langfristig eine Perspektive für technologische Weiterentwicklung und 

somit zusätzliche unternehmerische Gelegenheiten. Begünstigt wurde die Nachfrageseite 

ferner durch die künstliche Verteuerung konventioneller Energien aufgrund von Besteuerung 

und in jüngerer Zeit auch durch die Einführung von Emissionszertifikaten. Für Unterneh-

mensgründungen und KMU im Bereich der Technologie für erneuerbare Energien handelte 

es sich damit um langfristige Maßnahmen der Makroperspektive. 

Im Hinblick auf Eingriffe in die Angebotsseite des Entrepreneurship konnten von uns im 

Rahmen von Datenbankstudien keine einschlägigen Programme identifiziert werden. Derar-

tige auf eine breite Bevölkerungsschicht zielende Programme scheinen aber auch für die 

konkrete Förderung technologisch anspruchsvoller Branchen weniger relevant. Andererseits 

bestehen seit dem Ende der 1990er-Jahre verstärkt Bemühungen von politischer Seite, 

Image und Bedingungen für Unternehmensgründungen allgemein zu verbessern (Verheul et 

al. 2002). Bislang fehlt es jedoch an Forschungen, die sich mit deren Wirkungen auf die er-

neuerbaren Energien befassen.  

Wie bereits ausgeführt sind spezifische Programme zur Verbesserung der Ressourcenaus-

stattung von bestehenden Unternehmen innerhalb der erneuerbaren Energien im Bereich 

der FuE-Förderung sowie der Prototypenentwicklung etc. verfügbar. Auch Technologieförde-

rungen in Form von Darlehen wurden vergeben. Eine spezifische finanzielle Förderung von 

Start-ups im Sinn einer direkten Gründungsförderung war jedoch nicht zu identifizieren. Hier 

kann zwar auf eine Belebung von Diversifizierungsbemühungen gesprochen werden, ein 

direkter Pull-Effekt für Gründungen liegt jedoch nicht vor. 

Unmittelbare politische Maßnahmen, welche der Motivation zur Ergreifung unternehmeri-

scher Aktivitäten in den erneuerbaren Energien dienten, konnten wir im Rahmen unserer 

Analysen ebenfalls nicht ausmachen. Die bereits angeführten Datenbankrecherchen erga-

ben Programme, die der Förderung des Images der erneuerbaren Energien dienten. Weiter-

hin gibt es Maßnahmen, wie die bereits erwähnten unspezifischen Förderprogramme für 

Unternehmensgründer (z. B. das universitätsspezifische EXIST-Programm, welches auch 

Gründern in den erneuerbaren Energien offensteht), aber keine branchenspezifischen An-

reizprogramme. 
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Maßnahmen, welche die individuelle Entscheidungsfindung in Bezug auf das Verhältnis von 

Risiko und Belohnung beeinflussen, können in mehrfacher Hinsicht nachgewiesen werden. 

Diese Fördermaßnahmen betreffen die genannten FuE-Programme sowie die Förderung von 

Demonstrationsprojekten. Es ist bekannt, dass solche Finanzhilfen in frühen Unternehmens-

phasen das Investitionsrisiko senken. Weiterhin können die Einspeisungsgesetze als zumin-

dest indirekt risikomindernd gelten, da sie aufgrund ihrer Langfristigkeit eine vergleichsweise 

positive sowie stabile Absatzprognose gestatten. Ebenso kann der Ausschluss großer Un-

ternehmen im Verbund mit einem zunächst kleinen Markt als risikomindernd betrachtet wer-

den, da die u. a. von Porter (2008) formulierte Gefährdung durch Markteintritte gesenkt wur-

de. Schließlich ist hier die Einführung verkürzter bzw. transparenter Genehmigungsverfahren 

als risikomindernd zu nennen, da sie die Gefahr von sunk costs als Investitionsrisiken durch 

Verzögerungen im Rahmen bürokratischer Verfahren verringern.  

4.5 Erweiterung um eine dynamische Perspektive 

Ein durch das verwendete Raster bisher nicht zu ermittelndes, aber aus unserer Sicht be-

deutendes Faktum liegt in der zeitlichen Perspektive der Förderung der erneuerbaren Ener-

gien begründet, welche eine große Rolle in der Stimulation des Entrepreneurship in dieser 

Branche einnahm. Daher soll nachfolgend zusätzlich zu den Erkenntnissen aus der Analyse-

heuristik die unter Punkt 1.4.1 ausgeführte Historie als dynamisierende Grundlage herange-

zogen werden. 

Betrachtet man den Etablierungsprozess der erneuerbaren Energien, der eine immerhin bei-

nahe vierzigjährige Geschichte aufweist, fällt ein abgestufter, pfadabhängiger Verlauf auf. 

Das Scheitern des GROWIAN-Projektes führte zu einer Beschränkung der Förderpolitik auf 

Forschungs- und Entwicklungsprogramme sowie die Unterstützung klein skalierter Projekte, 

welche für Gründungsunternehmen und KMU interessant waren, aber für Großunternehmen 

kein lukratives Betätigungsfeld boten. Hiermit förderungspolitisch konsistent war der langfris-

tige Ausschluss der Energieversorger aus der StrEG-Förderung. Somit wurde der Entste-

hung von Unternehmensgründungen und KMU eine längerfristige Grundlage bereitet. Die 

frühe FuE-Förderung, verbunden mit einer nicht auf spezifische Technologiestränge be-

schränkten weiteren Unterstützung, bewirkte in diesem Zusammenhang das Entstehen von 

„absorptive capacity“ (Cohen und Levinthal 1990, Carlsson und Mudambi 2003). Es entstand 

eine breit angelegte Wissensbasis, welche einer Vielzahl von Akteuren den Einstieg in die 

Industrie erlaubte. Gleichzeitig konnten KMU, die in verwandten Branchen tätig waren (z. B. 

Getriebebau), in erneuerbare Energien diversifizieren. Die Installationsprogramme und Ener-

gieeinspeisungsgesetze lieferten dazu zeitlich nachgelagert, wie oben beschrieben, eine 

relativ sichere Absatz- und Investitionsperspektive, die nun von den „präparierten“ Akteuren 

– im Sinn einer erhöhten absorptive capacity – genutzt werden konnte. Hierbei kann der ge-

stufte Vergütungsrückgang des EEG als weiterer Motor für die Innovationstätigkeit gelten. 
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Die Bereitung eines positiven gesellschaftlichen und politischen Umfelds, nicht zuletzt auch 

durch die bereits erwähnten Interessensgruppen, trug zu diesen günstigen Rahmenbedin-

gungen für Entrepreneurship bei. In diesem Kontext ist hervorzuheben, dass diese langfristi-

ge, konsekutive Förderung weltweit einzigartig ist. Zwar begannen zahlreiche andere Länder 

auch eine Förderung der erneuerbaren Energien, aber neben Deutschland ging nur Däne-

mark ähnlich konsequent vor, schränkte dies inzwischen jedoch ein (Lipp 2007). 

In der Gesamtbetrachtung ergibt sich somit eine vor allem von indirekten Reizen, nämlich 

der Stimulierung und Förderung der Nachfrage durch potenzielle Abnehmer, der Anregung 

vorgelagerter Entwicklungsstufen (FuE sowie Demonstrationsprojekte) und der Verbesse-

rung der Umfeldbedingungen geprägte Förderlandschaft, die in vielen Bereichen während 

des Untersuchungszeitraumes ohne eine spezifische, direkte Gründungsförderung auskam. 

5 Implikationen der Entrepreneurship Policy in den erneuerbaren Energien 

Zusammenfassend erscheint hinsichtlich der effektiven Ausgestaltung einer Entrepreneur-

ship Policy insbesondere der Einbezug einer zeitlich dynamischen Perspektive von Bedeu-

tung. Dies betrifft zunächst die Schaffung einer geeigneten Wissensbasis oder die Ausrich-

tung auf bereits bestehende absorptive capacity, gepaart mit und gefolgt von Markteintritts-

anreizen. Hier ist vor allem die Bedeutung einer langfristigen Perspektive für Unternehmens-

gründungen und KMU hervorzuheben. Gründungsförderung und Entrepreneurship Policy 

müssen demnach eine strategische Perspektive mit „langem Atem“ aufweisen, die, wie ge-

zeigt, zunächst auch mit kleinen Programmen erfolgreich sein kann, aber Pfadabhängigkei-

ten berücksichtigen sollte.  

Auch im Hinblick auf die institutionelle Ausgestaltung erwies sich die rahmensetzende, indi-

rekte Förderung im Fall der erneuerbaren Energien als effektiv in dem Sinn, dass Innovatio-

nen entstanden und Arbeitsplätze geschaffen wurden. Die Indirektheit barg nicht zuletzt den 

Vorteil, dass eine unspezifische, allgemeine Technologieförderung und -entwicklung erfolgen 

konnte, die unterschiedliche Ausprägungen und somit eine diversifizierte Innovationstätigkeit 

zuließ. Hier ist auch noch einmal der zunächst skalenbedingte, dann gesetzlich geregelte 

Ausschluss von Großunternehmen zu nennen, welcher Gründern und KMU in frühen Stadien 

der Branche ein innovatives Refugium bot. Eine rahmensetzende Technologiepolitik aus 

Makroperspektive im Sinn von Hayeks (1945) scheint aus Sicht der technologischen Diversi-

tät und internationalen Wettbewerbsfähigkeit daher einem operativen Mikromanagement 

vorzuziehen zu sein.  

Im Hinblick auf die Bedeutung des positiven Umfeldes zeigt sich, dass sowohl das Image der 

erneuerbaren Energien als auch die politisch breit aufgestellten Interessensgruppen zum 

Erfolg der Branche beitrugen. Über die Implikationen direkter Gründungsförderung im Sinn 

monetärer Unterstützung können hier nur bedingt Angaben gemacht werden, da branchen-

spezifische Programme nicht vorlagen und unspezifische Förderungen nicht einbezogen 
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wurden. Erste Forschungsergebnisse der Autoren, welche die Inanspruchnahme monetärer 

Förderung in den erneuerbaren Energien allgemein betrafen, weisen darauf hin, dass Akzep-

tanz und Inanspruchnahme solcher Förderangebote insbesondere von den damit verbunde-

nen Such- und Opportunitätskosten abhängig sind, somit also leichte Zugänglichkeit und 

Transparenz in den Vergabeverfahren eine Rolle spielen könnten.  

Unseres Erachtens konnte die Anwendung des Analyseansatzes von Verheul et al. (2002b) 

somit neue Erkenntnisse liefern. Insbesondere die Bedeutung indirekter, eine Nachfrage 

induzierender Programme konnte aufgezeigt werden, während – bei Vorhandensein unspezi-

fischer, aber zugänglicher direkter Gründungsförderung – eine gezielt auf die Branche ange-

passte direkte Unterstützung von Gründungsvorhaben im monetären Sinn möglicherweise 

weniger entscheidend ist. Hier sind noch gezieltere Untersuchungen erforderlich: Einerseits 

scheint die direkte Gründungsförderung zur unternehmerischen Erschließung der erneuerba-

ren Energien nicht unbedingt notwendig gewesen zu sein. Andererseits ist auf die Bedeutung 

der Förderung von FuE sowie Demonstrationsvorhaben im Zuge der Branchenetablierung 

hinzuweisen. Unseres Erachtens ist die Frage von direkten vs. indirekten Maßnahmen daher 

umzuformulieren. Zukünftige Forschung zur Entrepreneurship Policy sollte diesen Gegensatz 

aufheben und betrachten, wie die Kombination beider Ansatzpunkte zum Erfolg führt. Auf 

Basis des hier analysierten Falles scheint die Ausweisung einer langfristig stabilen Perspek-

tive durch einen entsprechenden institutionellen Rahmen unter Hinzuziehung mit kürzerer 

Frist, jeweils zu einem spezifischen Zeitpunkt adäquater, direkter Maßnahmen eine sinnvolle 

Strategie darzustellen. 

Somit bedarf es im Hinblick auf künftige Forschungen im Bereich der Entrepreneurship Poli-

cy sowie der Gründungsförderung, aufgrund der ermittelten Bedeutung einer langfristigen 

Perspektive und des vergleichsweise frühen Status der Theorie, empirischer Forschungsan-

sätze, die dynamisch ausgerichtete Fallstudien und Längsschnittanalysen beinhalten. Wei-

terhin sollte indirekten Maßnahmen eine stärkere Beachtung geschenkt werden. Diese sind 

auch hinsichtlich ihrer Analyse durch eine zeitlich ausgedehnte, prozessuale Betrachtungs-

weise aufzuwerten, da eine längere Zeit bis zum Eintritt von Wirkungen angenommen wer-

den muss. Dies gilt umso mehr, wenn durch die zu untersuchenden Maßnahmen bestehen-

de Strukturen aufzubrechen sind. Ferner sollten in Evaluationen von der jeweiligen Förde-

rung betroffene Unternehmen mit einbezogen werden, um von diesen die (subjektiv) emp-

fundene Wirkung von Förderungsstrategien und einzelnen Maßnahmen zu erfahren. Interes-

sant ist in diesem Zusammenhang weiterhin die Gegenüberstellung der Historie ähnlicher 

Unternehmen, die jeweils mit bzw. ohne Förderung ausgestattet wurden. Zudem wäre die 

Betrachtung der Misserfolgsfaktoren in gescheiterten, branchenspezifisch angelegten Grün-

dungsvorhaben oder bereits realisierten Gründungen von Interesse. Im Rahmen der 

Entrepreneurship Policy und der mit ihr unmittelbar verbundenen Gründungsförderung bietet 

sich somit eine längsschnittorientierte Erhebung an, welche das makroökonomische Umfeld, 



Branchenspezifische Entrepreneurship Policy und Gründungsförderung 161 

 

die Branchengegebenheiten sowie auch die mikroökonomische bzw. betriebswirtschaftliche 

Sichtweise berücksichtigt. Internationale Vergleiche sollten hier von besonderem Wert sein. 

Insgesamt stellt aus unserer Sicht die Gründungsförderung im Kontext von spezifischen, neu 

zu erschließenden Branchen und Märkten auch weiterhin ein viel versprechendes und noch 

zu vertiefendes Forschungsfeld dar. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund weiterer 

Phänomene des Wandels in den (post-)industriellen Gesellschaften, welche durch Globali-

sierung, Rohstoffverknappung und Klimawandel verursacht werden. 
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Theoretische Begründungen und praktische Ansätze zur Ausschöp-
fung des Gründungspotenzials von Frauen 

Barbara Fuchs (Universität Liechtenstein) 

Kurzzusammenfassung 

Frauen gründen seltener als Männer, sie gründen öfter im Zuerwerb und sie gründen vor 

allem in den arbeitsintensiven Branchen der persönlichen Dienstleistungen und des Einzel-

handels. Erklärungen für das unterschiedliche Gründungsverhalten von Frauen und Männern 

setzen bei gesellschaftlichen Geschlechterstereotypen und einem überwiegend androzentri-

schen Unternehmerbild an. Diese beeinflussen sowohl das individuelle Verhalten hinsichtlich 

Ausbildung, Berufswahl und Ausübung der unternehmerischen Tätigkeit als auch die Aus-

gestaltung von Institutionen im unternehmerischen Umfeld. Geschlechterstereotype wirken 

einerseits auf die Selbsteinschätzung von Fähigkeiten und Erfolgen, andererseits auf die 

Fremdbeurteilung von Gründungswilligen. Förderungen, die sich an die spezifischen Bedürf-

nisse von Gründerinnen wenden und Diskriminierung aufgrund von Geschlechterstereotypen 

reduzieren, dürften sich deshalb positiv auf die Gründungsneigung von Frauen auswirken. 

1 Einführung  

Frauen gründen weltweit seltener und unterscheiden sich mehrheitlich in ihrem Gründungs-

verhalten von jenem der Männer. Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich vor diesem Hin-

tergrund mit der Situation von Gründerinnen und untersucht, welche Ansatzpunkte und In-

strumente sich für die Förderung von Gründungen durch Frauen anbieten. Unter Gründerin-

nen werden Frauen verstanden, die sich im Vorfeld einer Gründung, in der Gründungsphase 

oder in den ersten dreieinhalb Jahren nach der Unternehmensgründung befinden.1 Betrach-

tet werden die Aktivitäten von Gründerinnen in Industrieländern mit dem Schwerpunkt 

Deutschland und Österreich.  

Im folgenden Abschnitt werden zunächst charakteristische Merkmale des Gründungsverhal-

tens von Frauen herausgearbeitet und mögliche theoretische Begründungen geliefert. In den 

Mittelpunkt der Betrachtung rücken die Gründungsneigung, die Art der Gründung und die 

strukturellen Merkmale der von Frauen gegründeten Unternehmungen. Danach werden an-

hand von drei Praxisbeispielen mögliche Ansatzpunkte für direkte politische Fördermaßnah-

men aufgezeigt und allgemeine Handlungsempfehlungen an die Gründungspolitik formuliert.  

 

1 Zur Definition des Gründer- und Gründerinnenbegriffs vgl. Allen et al. (2008). 
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2 Gründungsaktivitäten von Frauen und theoretische Begründungen  

In den Jahren von 2000 bis 2007 sind die Erwerbsquoten von Frauen im Durchschnitt der 

EU-27 Länder angestiegen. Im Ergebnis haben sich die Erwerbsquoten von Frauen und 

Männern deutlich angenähert. In Ländern wie Finnland (Frauen: 69 %, Männer: 73 %) und 

Schweden (Frauen: 72%, Männer: 77%) sind nahezu gleich viele Frauen wie Männer im Al-

ter von 15 bis 64 Jahren berufstätig.2 Hinsichtlich der Selbstständigenquote, also dem Anteil 

von selbstständig erwerbstätigen Frauen und Männern an der Erwerbsbevölkerung, sind die 

Unterschiede dagegen wesentlich ausgeprägter. Im Durchschnitt der EU-15 Länder gründen 

nur halb so viele Frauen wie Männer ein Unternehmen (siehe Tabelle 1). Mit anderen Worten 

führt die geringere Gründungsneigung von Frauen dazu, dass im Durchschnitt der EU Län-

der nur knapp jede dritte selbstständig erwerbstätige Person weiblichen Geschlechts ist (sie-

he Grafik 1).  

Grafik 1: Anteil Männer und Frauen unter den Selbstständigen in der EU 2009 (in Prozent)  

19,0
26,0 28,0 28,0 28,0 29,0 29,0 29,0 30,0 30,0 31,0 32,0 32,0 33,0 33,0 34,0 35,0 35,0 37,0 40,0

81,0
74,0 72,0 72,0 72,0 71,0 71,0 71,0 70,0 70,0 69,0 68,0 68,0 67,0 67,0 66,0 65,0 65,0 63,0 60,0

0

20

40

60

80

100

Ir
la

n
d

D
än

em
ar

k

S
ch

w
ed

en

G
rie

ch
en

la
nd

Ita
lie

n

N
or

w
eg

en

V
er

ei
ni

gt
es

K
ön

ig
re

ic
h

F
ra

nk
re

ic
h

E
U

1
5

E
U

2
7

B
el

gi
en

S
pa

ni
en

D
eu

ts
ch

la
nd

F
in

n
la

nd

Lu
xe

m
bu

rg

P
ol

en

N
ie

de
rla

nd
e

Ö
st

e
rr

ei
ch

S
ch

w
ei

z

P
or

tu
ga

l

Frauenanteil Männeranteil  
Quelle: EUROSTAT Labour Force Survey, 30.06.2010. 

Im Vergleich mit den USA sind in Europa weniger Personen selbstständig. Die geringere 

unternehmerische Aktivität lässt sich vor allem auf die unterschiedliche Gründungsdynamik 

zurückführen (siehe Tabelle 1). Die Gründungsrate liegt mit rund 12 % bei den Männern und 

7 % bei den Frauen in den USA mehr als doppelt so hoch wie im Durchschnitt der analysier-

ten europäischen Länder.  

                                                 

2 Vgl. Ramb (2008). 
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Tabelle 1: Unternehmerische Aktivität nach Geschlecht im internationalen Vergleich (2007), 
Angaben in Prozent 

In Gründung und 
Neugründungen 

Etablierte 
Unternehmungen 

Selbstständigenquote
Tabelleneintrag 

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen 

Österreich 3,06 1,84 7,25 4,78 10,31 6,61 

Dänemark 6,21 4,56 8,54 3,43 14,75 8,00 

Finnland 8,96 4,81 10,31 4,80 19,27 9,60 

Frankreich 4,14 2,21 2,52 0,95 6,66 3,16 

Großbritannien 7,41 3,60 7,59 2,55 15,00 6,15 

Italien 6,69 3,30 8,87 2,17 15,56 5,48 

Niederlande 6,64 3,70 8,59 4,07 15,24 7,77 

Norwegen 8,59 4,28 8,20 3,50 16,79 7,78 

Portugal 11,70 5,92 9,79 4,44 21,49 10,36 

Spanien 9,75 5,48 8,17 4,57 17,92 10,06 

Schweden 5,78 2,47 6,87 2,48 12,65 4,95 

Schweiz 7,59 4,92 8,56 4,60 16,15 9,52 

Durchschnitt Europa 5,09 2,77 5,60 2,49 10,69 5,26 

Japan 3,47 5,22 8,72 8,57 12,20 13,79 

USA 11,98 7,25 6,47 3,48 18,45 10,73 

Quelle: Global Entrepreneurship Monitor 2007. 

2.1 Gründungsmotivation, persönliche Einstellungen und Lebenssituation 

Grundsätzlich lassen sich zwei Hauptmotive, nämlich Notwendigkeit und Selbstverwirkli-

chung, ausmachen, die Personen zur Gründung einer eigenen Unternehmung bewegen.3 In 

den betrachteten Industrieländern gründen die meisten Frauen und Männer aus dem Motiv 

der Selbstverwirklichung heraus. Während jedoch die Geschlechter bei jenen, die aus der 

Notwendigkeit heraus gründen, gleich verteilt sind, finden sich aufgrund der geringeren abso-

luten Anzahl an Gründerinnen in der Selbstverwirklichungsgruppe signifikant mehr Männer 

(74,4 %) als Frauen (25,5 %).4  

Zu den weiteren wichtigen Motivationsfaktoren werden das Streben nach Unabhängigkeit 

und Selbstbestimmung, Art und Struktur der Arbeit, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

Einkommen, persönliche Herausforderungen und Statuserwerb sowie die Möglichkeit, eige-

ne Ideen umzusetzen, gezählt.5 Während sich Frauen in ihrer primären Motivation der Un-

abhängigkeit und Selbstbestimmung kaum von Männern unterscheiden, sind sie hinsichtlich 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf klar überrepräsentiert. Frauen geben dieses Motiv im 

                                                 

3 Vgl. Allen et al. (2008), Armin Wenny (1999) zit. in Schiffbänker et al. (2007), S. 28. 
4 Vgl. Allen et al. (2008), Europäische Kommission (2008). 
5 Vgl. Shane et al. (2003), Birley und Westhead (1994). 
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internationalen Vergleich rund zehnmal öfter an als Männer, bei denen es vernachlässigbar 

ist.6 

Neben der Motivation beeinflussen persönliche Einstellungen die Gründungsneigung. Je 

positiver die Einstellung zur Selbstständigkeit, je optimistischer die Erfolgserwartungen, je 

ausgeprägter das Selbstvertrauen und je geringer die Angst vor Versagen, desto höher ist 

die Gründungswahrscheinlichkeit.7 Mädchen und Frauen beurteilen ihre eigenen unterneh-

merischen Fähigkeiten regelmäßig schlechter als Jungen und Männer.8 Das Selbstvertrauen 

sinkt beim weiblichen Geschlecht vor allem dann, wenn Fähigkeiten und Kompetenzen in der 

Gesellschaft männlich konnotiert sind. Weibliche Jugendliche in den USA zeigen beispiels-

weise im Vergleich zu den männlichen deutlich weniger Selbstvertrauen in ihre mathemati-

schen und finanziellen Kenntnisse sowie in ihr Entscheidungs- und Problemlösungsvermö-

gen.9 Gründerinnen verfügen im Vergleich zu Personen in anderen Beschäftigungsverhält-

nissen über deutlich mehr, aber im Vergleich zu Gründern über weniger Selbstvertrauen in 

ihre unternehmerischen Fähigkeiten.10 Auch die Angst zu scheitern ist in Deutschland unter 

Frauen weiter verbreitet als unter Männern. Frauen (56 %) unterlassen häufiger als Männer 

(44 %) den Schritt in die Selbstständigkeit, weil sie Angst vor unternehmerischem Misserfolg 

haben.11  

Weltweit entscheiden sich Frauen und Männer am ehesten im Alter von 35 bis 55 Jahren, ein 

Unternehmen zu gründen. In Österreich gründen Frauen im Vergleich zu Männern häufiger 

in den Altersgruppen von 18 bis 34 Jahren sowie 45 bis 54 Jahren. Danach nimmt die Grün-

dungsneigung von Frauen dramatisch ab (siehe Tabelle 2).12 

Tabelle 2: Altersverteilung Unternehmensgründende in Österreich (2007), Angaben in Prozent 

Geschlecht 
Alter bei Gründung 

Frauen    Männer 

18–24 Jahre 16 7 
25–34 Jahre 19 14 
35–44 Jahre 21 32 
45–54 Jahre 38 33 
55–64 Jahre 6 13 

Quelle: Apfelthaler G. et al. (2008). 

                                                 

6 Vgl. Korunka et al. (2003), Leicht et al. (2004), Schiffbänker et al. (2007), Kirkwood und Campbell-
Hunt (2007). 
7 Vgl. Lüthje und Franke (2003), Arndt et al. (2005), Wilson et al. (2009), Langowitz und Minniti (2007). 
8 Vgl. Sternberg et al. (2004), Langowitz und Minniti (2007), Wilson et al.(2009). 
9 Vgl. Wilson et al. (2009).  
10 Vgl. Langowitz und Minniti (2007). 
11 Vgl. Sternberg et al. (2004), Wagner (2006). 
12 Vgl Backes-Gellner et al. (2003), Allen et al. (2008). 
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Die höhere Gründungsintensität von jüngeren Frauen lässt sich unter anderem auf die Ge-

burt des ersten Kindes zurückführen. Der Schritt in die Selbstständigkeit ist für viele Frauen 

entweder die einzige oder eine attraktive Möglichkeit nach familienbedingter Erwerbsunter-

brechung wieder in das Berufsleben einzusteigen. In der darauf folgenden Lebensphase 

haben sich die meisten Frauen mit ihrem Berufsleben arrangiert und verfolgen ihre etablier-

ten Karrierewege. Mit zunehmendem Alter wächst bei Frauen die Bereitschaft sich selbst-

ständig zu machen, sei es dass sie mit dem Heranwachsen der Kinder über mehr freie Zeit 

verfügen, sei es dass sie in der Selbstständigkeit die besseren Chancen zur Nutzung ihrer 

beruflichen Erfahrung sehen als im abhängigen Beschäftigungsverhältnis.13 

Mehr als die Hälfte der österreichischen Unternehmerinnen (55 %) und rund zwei Drittel der 

deutschen Unternehmerinnen sind verheiratet, rund weitere 20 % leben in einer Lebensge-

meinschaft. Damit unterscheiden sie sich bezüglich des Familienstands ebenso wenig wie 

bei der durchschnittlichen Anzahl an Kindern von der restlichen weiblichen Erwerbsbevölke-

rung. In Österreich haben Unternehmerinnen sogar überdurchschnittlich viele Kinder.14  

Ein deutlicher Unterschied besteht zwischen Unternehmerinnen und Unternehmern mit 

betreuungspflichtigen Kindern: Während fast 90 % aller deutschen Unternehmer bei der Kin-

derbetreuung in der Regel von ihren Partnerinnen entlastet werden, betreut gut die Hälfte der 

Unternehmerinnen ihre Kinder tagsüber teilweise selbst. In der Gründungsphase waren 63 % 

der österreichischen Gründerinnen allein für die Betreuung von Kindern oder anderen Fami-

lienangehörigen zuständig, dies traf jedoch nur auf 8 % der Jungunternehmer zu.15 Beide 

Geschlechter messen der Unterstützung und Hilfestellungen durch den Partner respektive 

die Partnerin hohe Wichtigkeit im Gründungsprozess bei. Während Frauen die Unterstützung 

des Partners bei häuslichen und kindesbezogenen Tätigkeiten als wichtige Voraussetzung 

für ihre unternehmerische Aktivität anführen, beziehen sich Männer ausschließlich auf die 

Unterstützung der Partnerin bei der Realisierung ihres Unternehmens. Aufgrund der Doppel-

belastung Haushalt und eigene Unternehmung widmen sich Frauen mit betreuungspflichti-

gen Kindern in der Woche durchschnittlich 44 Stunden, Männer 59,7 Stunden ihren unter-

nehmerischen Aktivitäten. Während die Arbeitszeit der Unternehmerinnen in Abhängigkeit 

vom Alter der Kinder variiert, ist bei selbstständigen Vätern kein Zusammenhang zwischen 

Arbeitszeit und dem Alter der Kinder ersichtlich.16 

 

13 Vgl. Apfelthaler et al. (2008). 
14 Vgl. Heckl et al. (2010). 
15 Vgl. Schwarz (2006). 
16 Vgl. Backes-Gellner et al. (2003), Leicht und Lauxen-Ulbrich (2005). 
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2.2 Art der Gründung 

Die Neugründung ist mit rund 70 % europaweit die allgemein häufigste Gründungsart. In 

Österreich entscheiden sich 91 % der Gründerinnen und 70 % der Gründer für eine Neu-

gründung in Form der Einzelunternehmung.17 

In den vergangenen Jahren zeichnet sich erfreulicherweise allgemein eine Zunahme der 

Frauenquote bei der Unternehmensnachfolge ab. Im Jahr 2006 lag der Frauenanteil bei Un-

ternehmensübernahmen in Österreich beispielsweise bereits bei 43 %.18 

Auf Basis der Arbeitszeit können Gründungen im Haupt- und Zuerwerb unterschieden wer-

den. Von den gründenden Personen im Haupterwerb waren in den Jahren von 1992 bis 

2003 rund 70 % Männer und knapp 30 % Frauen. Im Zuerwerb dreht sich das Verhältnis mit 

rund 65 % Frauen zu rund 35 % Männer nahezu um. Aufgrund der herausragenden Motiva-

tion, die Selbstständigkeit in Vereinbarung mit Familie zu realisieren, gewinnt die Zuer-

werbsgründung gerade bei Frauen an Bedeutung. Die zunehmende Liberalisierung und Fle-

xibilisierung der Arbeitsmärkte dürfte diese Art der Gründung weiterhin begünstigen. 19  

2.3 Strukturdaten der Unternehmungen 

Frauen und Männer setzen als Konsequenz ihrer Bildungsbiografien und beruflichen Erfah-

rung sehr unterschiedliche unternehmerische Schwerpunkte. In Österreich verfügen Gründe-

rinnen über ein geringfügig niedrigeres Bildungsniveau, haben aber seit Beginn der 1990er-

Jahre deutlich aufgeholt. Im mittleren Ausbildungsbereich sind Frauen etwas häufiger vertre-

ten als Männer, auf der Stufe Lehre, Meisterprüfung, Matura bzw. Abitur und Universitätsstu-

dium hingegen seltener. Der Akademikerinnenanteil ist bei den Unternehmerinnen deutlich 

höher als bei der restlichen weiblichen Erwerbsbevölkerung. Ebenso ist bei der rasch zu-

nehmenden Anzahl von neuen Selbstständigen, also Personen, die in einem freien Gewerbe 

tätig sind, der Anteil von Universitäts-, Fachhochschul- und Kollegabsolventinnen etwa dop-

pelt so hoch wie bei den männlichen neuen Selbstständigen.20 

Hinsichtlich der Bildungsinhalte bestehen nach wie vor signifikante Unterschiede zwischen 

den Geschlechtern. Mehr als die Hälfte aller jungen Frauen entscheiden sich für eine Lehre 

als Friseurin, Einzelhandelskauffrau oder Bürokauffrau. Junge Männer wählen zwischen 

deutlich mehr Berufen: Ein Viertel lernen Kraftfahrzeugtechnik, Einzelhandelskaufmann, Ma-

schinenbau- und Elektroinstallationstechnik. Ein weiteres Fünftel entscheidet sich für eine 

Ausbildung zum Koch, Tischler, Maler oder Maurer. Im akademischen Bereich haben Unter-

 

17 Vgl. Schiffbänker et al. (2007). 
18 Vgl. Heckl et al. (2010), Eurochambres (2004). 
19 Vgl. Dangel et al. (2006), Piorkowsky und Fleissig (2006). 
20 Vgl. Backes-Gellner et al. (2003), Schwarz (2006), Schiffbänker et al. (2008), Heckl et al. (2009). 
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nehmerinnen ihren Studienabschluss überwiegend in Sprach- und Kulturwissenschaften, 

Sport, Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften gemacht. Hochschulabschlüsse in 

technischen Berufen wie Elektrotechnik, Maschinenbau und Informatik werden nach wie vor 

kaum erworben. In Österreich entschieden sich im Jahr 2004 nicht einmal 10 % der Frauen 

für ein Studium in Elektrotechnik oder Maschinenbau. Der Frauenanteil bei ingenieurwissen-

schaftlichen Studien an Fachhochschulen und Universitäten liegt insgesamt bei niedrigen 

24 %.21 

Die Bildungswege der Geschlechter finden ihre Fortsetzung in der Wahl der unternehmeri-

schen Tätigkeit. Die Landwirtschaft ausgenommen sind Unternehmerinnen am häufigsten in 

den Bereichen der individuellen Beratung, im Einzelhandel, in der Mode- und Textilbranche, 

in der Gesundheits- und Körperpflege, in der Kultur und in der Erziehung tätig. Gründer ge-

ben eindeutig dem industriellen Bereich den Vorzug. Ähnliche Schwerpunkte lassen sich 

auch in den USA nachweisen: Rund 14 % aller Frauen gründen im Handel, 14 % in wissens-

intensiven Dienstleistungen, 14 % im Gesundheitsbereich, 9 % im Immobiliensektor und 8 % 

in den administrativen Dienstleistungen. Damit sind rund 60 % aller Gründungen durch Frau-

en im arbeitsintensiven Dienstleistungssektor angesiedelt (siehe Grafik 2).22  

Grafik 2: Selbstständige Personen nach Branchen und Geschlecht 2007 
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Quelle: Statistik Austria Mikrozensus. 

                                                 

21 vgl. Lauxen-Ulbricht und Leicht (2003), WKO (2006), Bundeskanzleramt (2006), Schiffbänker et al. 
(2008). 
22 Vgl. Lohmann und Luber (2004), Heckl et al. (2010), U.S. Census Bureau (2006). 
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In Deutschland und Österreich gründen Frauen (rund zwei Drittel) und Männer (rund vier 

Fünftel) am häufigsten aus einer abhängigen Erwerbsposition heraus. Rund 8 % aller Perso-

nen gründen aus der Arbeitslosigkeit heraus, wobei sich keine signifikanten genderspezifi-

schen Unterschiede nachweisen lassen. Allerdings waren Frauen vor der Gründung häufiger 

als Männer nicht erwerbstätig.23 In Österreich zählte in den vergangenen Jahren rund ein 

Viertel der Gründerinnen zur Gruppe der „arbeitsmarktfernen“ Personen: Rund 9 % der 

Gründerinnen waren in Karenz, 7 % waren Hausfrauen und jeweils 5 % waren in Ausbildung 

oder Arbeitslosigkeit.24 Mehr als die Hälfte der österreichischen Gründerinnen (55 %) kann 

auf mehr als 10 Jahre Berufserfahrung und ein Viertel über mehr als 10 Jahre Branchener-

fahrung zurückgreifen.25 Ein weiteres Viertel hat ohne Erfahrung in der jeweiligen Branche 

den Schritt in die Selbstständigkeit gewagt. Insbesondere Handelsunternehmerinnen und 

Selbstständige ohne Beschäftigte sind entweder ohne Berufserfahrung in die unternehmeri-

sche Tätigkeit eingestiegen oder haben sich ohne Branchenerfahrung (43 % in der Sparte 

Handel, 30 % der Einpersonenunternehmen) selbstständig gemacht. Rund ein Viertel der 

Gründerinnen hat keine Berufserfahrung in der gründungsrelevanten Branche, während dies 

nur auf 14 % der Gründer zutrifft. Ähnliche Werte konnten für die Gründungsbranche bei den 

Solo-Selbstständigen in Deutschland nachgewiesen werden.26 

Zum Zeitpunkt der Unternehmensgründung beschäftigten Unternehmerinnen in Österreich 

und der Schweiz durchschnittlich 1,9 Personen. In Deutschland liegt die Anzahl mit 2,2 et-

was höher. Fast die Hälfte (47 %) der Gründerinnen startete ihre Geschäftstätigkeit ohne, 

etwas mehr als ein Viertel (28 %) mit einer Angestellten. Nicht einmal ein Zehntel (9 %) der 

Gründerinnen beschäftigte mehr als drei Personen. Frauen übernehmen tendenziell auch 

kleinere Unternehmen: Während der Frauenanteil unter den übernommenen Unternehmen 

ohne Beschäftigte in Österreich im Jahr 2006 bei rund 51 % lag, beträgt er unter den Nach-

folgeunternehmen mit mehr als 4 Beschäftigten nur mehr ein Drittel (33 %). 

In Österreich lag der durchschnittliche Beschäftigtenstand im Jahr 2004 in den etablierten 

gewerblichen Frauenunternehmen bei rund 6 Beschäftigten, der in den Männerbetrieben bei 

rund 13 Beschäftigten. Vergleichbare Werte mit durchschnittlich 7 Beschäftigten in Frauen- 

und 15 in Männerbetrieben wurden auch für Deutschland ermittelt. Männer beschäftigen vor 

allem in den ersten drei Jahren nach Gründung zusätzlich etwa 2,8 Mitarbeitende. Bei den 

 

23 Vgl. Lauxen-Ulbrich und Fehrenbach (2004). 
24 Vgl. Heckl et al. (2010). 
25 Anm. d. Autorin: Weder für Österreich noch Deutschland liegen in der Literatur mangels Aufschlüs-
selung der Daten nach Geschlecht direkte Vergleichszahlen zu Gründern vor. Das KfW/ZEW-
Gründungspanel für Deutschland aus dem Jahr 2008 führt auf, dass im Durchschnitt alle GründerIn-
nen über eine Branchenerfahrung, d. h. Berufserfahrung in der Branche, in der die Neugründung 
hauptsächlich aktiv ist, von 13 Jahren verfügen (vgl. Gude et al. 2008). 
26 Vgl. May-Strobl (2008), Heckl et al. (2010). 
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Frauen liegt dieser Wert bei 1,2 zusätzlichen Angestellten. In den USA sind hingegen die 

Frauen zumindest in Krisenzeiten wachstumsfreudiger. Frauenunternehmen konnten die 

Anzahl Mitarbeitender in den vergangenen Jahren durchschnittlich um 2 % erhöhen, wäh-

rend die Unternehmungen in mehrheitlichem Besitz von Männern eine Reduktion von Mitar-

beitenden um 1 % vorwiesen.27 

Bei der Betriebsgröße gemessen am Umsatz der Unternehmung weisen Frauen allgemein 

geringere Umsätze auf als Unternehmungen im Eigentum von Männern. Die Differenzen in 

Umsatzniveau und Umsatzentwicklung ergeben sich aus den unterschiedlichen Branchen-

schwerpunkten. Nach Ausschalten der Branchen- und Größeneffekte zeigt sich kein eindeu-

tiger Zusammenhang mehr zwischen dem Geschlecht und der Umsatzentwicklung. Werden 

Unternehmungen mit gleicher Ressourcenausstattung innerhalb derselben Branchen vergli-

chen, so zeigt sich, dass Frauenunternehmungen in den Jahren von 2002 bis 2008 rund 

12 % Umsatzwachstum verzeichneten und Männerunternehmen 14 %.  

Während in ärmeren Ländern Gründerinnen öfter ihre Geschäftstätigkeit vor dem Ablauf von 

3,5 Jahren beenden, konnten für die einkommensstarken Industrieländer keine Unterschiede 

in der Überlebensrate von Frauenunternehmungen und Männerunternehmungen nachge-

wiesen werden.28 Gründer und Gründerinnen haben generell einen sehr unterschiedlichen 

Kapitalbedarf unabhängig von der Branche und gewählten Rechtsform. Während bei der 

Gründung fast 20 % der Gründerinnen keinen Kapitalbedarf hatten, sind es bei den Männern 

lediglich 10 %. Rund 37 % der Gründerinnen in Österreich benötigten im Jahr 2004 für die 

Gründung nicht mehr als 7.300 EUR, während überproportional viele Gründer mehr Startka-

pital brauchten. Mit steigendem Kapitalbedarf nimmt der Anteil der Gründer zu. Gründerin-

nen steuern mehr Eigenkapital zum Startkapital bei als Männer und gründen signifikant sel-

tener mit Risikokapital.29  

2.4 Theoretische Begründungen und empirische Erkenntnisse 

Erklärungen für das weibliche Gründungsverhalten setzen überwiegend bei der geschlech-

terstereotypen Sozialisierung von Mädchen und Burschen in Kombination mit einem über-

wiegend androzentrischen Unternehmerbild an. Geschlechterstereotype sind Modelle ideal-

typischer Weiblichkeit und Männlichkeit, die sich in einem historischen Prozess durchgesetzt 

haben und gesellschaftlich reproduziert werden. Stereotype der Weiblichkeit beinhalten hohe 

Sozialkompetenz, Emotionalität, Einfühlungsvermögen, Harmonieorientierung, Zärtlichkeit 

und wenig vorausschauendes Denken. Sozial akzeptierte weibliche Identitätskonzepte sind 

 

27 Vgl. Meyer und Harabi (2000), Backes-Gellner et al. (2003), Schiffbänker et al. (2008), Heckl et al. 
(2010), Center for Women’s Business Research (2008), Bundesregierung Österreich (2009). 
28 Vgl. Allen et al. (2008), Perry (2002), Kalleberg und Leicht (1991). 
29 Vgl. Heckl et al. (2010), Europäische Kommission (2009). 
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somit inkompatibel mit unternehmerischem Handeln, dass mit hoher Risikobereitschaft, Ziel-

orientierung, strategischem Denken, Führungsanspruch und Durchsetzungsvermögen asso-

ziiert wird. Die dominierenden Deutungen von weiblicher Identität und unternehmerischer 

Aktivität schließen sich somit aus. Gründerinnen nehmen in Kauf als „unweiblich“ zu gelten, 

sich selbst als Ausnahme von der Norm anzusehen oder sich für eine frauentypische Be-

schäftigung zu entscheiden.30 Dass Gründerinnen auch im 21. Jahrhundert eher als Aus-

nahmeerscheinung konzipiert und Selbstständigkeit als untypisch für Frauen angesehen wird 

zeigt sich in der öffentlichen Diskussion und in den Medien. Zum einen ist die Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie immer ein beliebtes Thema, zum anderen werden Unternehmerinnen 

an einer männlich orientierten Norm gemessen. „Sie sind hart arbeitende Powerfrauen, die 

Enthusiasmus, Energie und Härte zeigen, schlau sind, es „geschafft haben“ und eben auch 

noch gut aussehen – kurz: Sie sind Superfrauen, die ihren „Mann“ bzw. ihre „Frau“ in einem 

männerdominierten Bereich stehen. Frauen müssen, um als Unternehmerin bestehen zu 

können, von weiblichen Verhaltensmustern abweichen“.31 Gründerinnen und Unternehme-

rinnen wurden zwar seit den 1980er-Jahren zunehmend – wenn auch immer im Vergleich 

zum männlich Idealtyp – sichtbarer gemacht. Die Gründung eines Unternehmens stellt je-

doch nach wie vor keine typische Form der Erwerbstätigkeit für Frauen dar.32  

Geschlechterstereotype beeinflussen die Konstruktion des Selbst. Sie schaffen aber auch 

die Grundlage für Fremdbeurteilungen, die zu einem diskriminierenden Verhalten von Grün-

derinnen durch Frauen und Männer führen können. Diskriminierendes Verhalten zeigt sich 

beispielsweise in der Einschätzung der Risikobereitschaft und in der Beurteilung der Kredit-

würdigkeit. Frauen wird allgemein eine geringere Risikobereitschaft zugeschrieben als Män-

nern. Anekdotische, empirische und experimentelle Evidenz im Zusammenhang mit finan-

ziellen Entscheidungen deuten in diese Richtung33. Frauen führen selbst häufig an, dass sie 

sich für eher risikoscheu halten. Methodisch konnte jedoch bisher nicht eindeutig geklärt 

werden ob das Verhalten von Frauen durch ihre Risikoeinstellung bedingt ist oder ob es auf 

andere Faktoren wie etwa auf die relative Vermögens- und Einkommensposition, Informati-

onsstand und Kompetenzen zurückzuführen ist. Jüngere Studien weisen eher darauf hin, 

dass gerade für reale Entscheidungssituationen die Behauptung, Frauen seien risikoaverser 

als Männer nicht haltbar ist. Je nach Formulierung des Entscheidungsproblems sind signifi-

kante Unterschiede in der Risikoeinstellung von Frauen und Männern vorhanden oder feh-

len.34 Gründerinnen müssen aufgrund ihrer gesellschaftlichen Stellung mehrheitlich im Kon-

 

30 Vgl. Welter et al. (2006). 
31 Welter et al. (2006), S. 40. 
32 Vgl. Fagenson und Marcus (1991), Sternberg und Bergmann (2003). 
33 Für eine Übersicht siehe Carter et al. (2001), Brush et al. (2006). 
34 Vgl. Littmann-Wernli und Schubert (2001), Jörg Perrin (2007). 
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text ihrer tradierten Verantwortung für die Familie entscheiden und mögen sich deshalb öfter 

gegen riskante Vorhaben entscheiden35.  

Geschlechterstereotype dürften auch das geschlechtsspezifische Finanzierungsverhalten bei 

Gründung beträchtlich beeinflussen. Zwar ist deutlich geworden, dass Gründerinnen weniger 

Berufs- und Branchenerfahrung mitbringen und eher kleine Unternehmen in frauentypischen 

Branchen gründen. Dadurch benötigen sie weniger Kapital bei der Gründung und sind auf-

grund der strukturell beschränkten Wachstumsperspektive weniger attraktiv für Kapitalge-

bende. Der allgemein geringere Kapitalbedarf von Gründerinnen kann jedoch nicht vollstän-

dig aufgrund von Strukturfaktoren erklärt werden.36 Vielmehr ergibt sich ein ambivalentes 

Bild, das auf Selbstbeschränkung der Gründerinnen und Diskriminierung von Gründerinnen 

schliessen lässt. So konnte beispielsweise nachgewiesen werden, dass viele Gründerinnen 

aufgrund negativer Erwartungshaltungen erst gar nicht um Kredite ansuchen oder sich um 

Risikokapital bemühen,37 dass Gründerinnen schlechter in ihrer Kreditwürdigkeit einge-

schätzt werden, höhere Sicherheiten beibringen müssen und überhöhte Zinsen zahlen38.  

Zusammenfassend etablieren und legitimieren geschlechterstereotype Zuschreibungen eine 

gesellschaftliche Arbeitsteilung, die den Frauen die Verantwortung und Hauptlast der häusli-

chen und familiären Versorgungsarbeiten zuschreibt respektive diese einfordert. Sie tragen 

zu frauentypischen Ausbildungen und Gründungsschwerpunkten, einem Mangel an Berufs- 

und Branchenerfahrung bei Gründung, dem Fehlen von sozialen Kontakten bei Gründung 

und erschwertem Zugang zu externem Kapital bei. Die Ressourcenausstattung der Gründe-

rinnen kann sich wiederum nachteilig auf die unternehmerische Leistung, die Akquisition von 

zusätzlichen finanziellen Mitteln und die Wachstumsperspektiven auswirken.39 In Kombinati-

on mit dem androzentrischen Unternehmerbild manifestieren sich die dominanten Ge-

schlechterstereotypen weiter in Strukturen und Institutionen, die vorrangig die Bedürfnisse 

von Gründern erfassen, wissenschaftlich analysieren und bedienen.40 Sicherlich wird das 

Ausmaß der Gründungsaktivitäten auch durch die Gestaltung von Förderinfrastruktur und 

Rahmenbedingungen maßgeblich beeinflusst. In der Praxis dürften viele Angebote der 

Gründungsförderung viele potenzielle Gründerinnen gar nicht erreichen oder eine ausschlie-

ßende Wirkungen für Frauen produzieren.41 Letztendlich verursacht das androzentrische 

 

35 Vgl. Wagner (2007), Lauxen-Ulbrich und Leicht (2005). 
36 Vgl. Coleman und Robb (2009). 
37 Vgl. Fletschner und Carter (2008), Roper und Scott (2009). 
38 Vgl. Fay und Williams (1993), Coleman (2000), Marlow und Patton (2005), Wilson et al. (2007), 
Muravyev et al. (2009), Coleman und Robb (2009). 
39 Vgl. Fairlie und Robb (2009). 
40 Vgl. Elam und Terjesen (2010). 
41 Vgl. Lauxen-Ulbrich und Leicht (2005).  
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Unternehmerbild diskriminierende Prozesse in Theorie, Praxis und Politik, die die unterneh-

merische Selbstverwirklichung von Frauen als Unternehmerinnen negativ beeinflussen.  

3 Gründungsförderung für Frauen in der Praxis 

Eine höhere Ausschöpfung des Gründungspotenzials von Frauen aus volkswirtschaftlicher 

Sicht erscheint vor allem in den folgenden drei Bereichen als wünschenswert.42 Zur Errei-

chung der Lissabon Ziele müssen mehr Arbeitsplätze in forschungs- und technologieintensi-

ven Unternehmungen geschaffen werden. Eine Steigerung der Gründungsrate unter den 

naturwissenschaftlich qualifizierten Frauen würde sich positiv auf die angestrebte Erhöhung 

der Forschungsquote auswirken. Die positiven Zusammenhänge zwischen unternehmeri-

scher Aktivität im Hochtechnologiesektor und der wirtschaftlichen Wachstumsdynamik be-

kräftigen dieses Argument für die Politik. Zweitens wächst die gesellschaftliche Nachfrage 

nach personennahen Dienstleistungen, insbesondere im Bereich von Gesundheit, Pflege, 

Aus- und Weiterbildung, die nur beschränkt durch das öffentliche Angebot bedient werden 

kann. Schliesslich stellt sich für sehr viele Unternehmer immer öfter die Problematik der un-

gelösten Nachfolge für ihre Unternehmung. Frauen werden in der Planung der Nachfolge 

von großen oder traditionell männlich geführten Unternehmungen erst gar nicht in Betracht 

gezogen. Dabei würden sich viele Töchter, Managerinnen und Kleinunternehmerinnen für 

eine Nachfolgelösung anbieten. 

Um aus der Vielzahl an Gründungsförderungen, die sich explizit an Frauen richten, drei gute 

Praxisbeispiele auszuwählen, wurden diese drei Bereiche berücksichtigt und folgende Selek-

tionskriterien angewandt: Hohe Zielgruppenspezifität, aktive Potenzialbildung und Qualifizie-

rung, langfristige strukturelle Wirkung auf Gründerinnen und ihre Wahrnehmung in der Ge-

sellschaft und das Vorliegen von Evaluationsergebnissen. Unter Anwendung dieser Kriterien 

wurden die Programme Nano Entrepreneurship Academy (NEnA) in Deutschland, Women 

Entrepreneur Loan in Finnland und TWIN (Two Women Win) in Deutschland ausgewählt, die 

in den folgenden drei Kästen dargestellt werden. 

NEnA wendet sich an (Nachwuchs-)Wissenschafterinnen aus dem Bereich der Nanotechno-

logie und benachbarter Disziplinen. Globales Ziel ist die Erhöhung der akademischen Spin-

offs von Wissenschaftlerinnen durch zielorientierte Ausbildungs- und Beratungsangebote im 

Rahmen von einwöchigen Nano Entrepreneurship Akademien. 

Kasten 1: Übersicht zu Nano Entrepreneurship Academy (NEnA) in Deutschland43 

Beschreibung, Inhalte, Auswahlkriterien: In einer bundesweiten Ausschreibung werden die Bewer-
berinnen einem detaillierten Check hinsichtlich Gründungspotenzial und Kompetenzen unterworfen. 
Auf Basis dieser Profile werden erfolgreiche Bewerberinnen in interdisziplinären Gründerinnenteams 

                                                 

42 Vgl. OECD (2004). 
43 Vgl. Schiffbänker et al. (2007), Europäische Kommission (2008), http://www.nano-4-women.de/ 

http://www.nano-4-women.de/
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organisiert. In einem einwöchigen Intensivtraining entwickeln die Teams eine gemeinsame Geschäfts-
idee, erstellen einen Businessplan und präsentieren ihn einer Fachjury. In einem nachfolgenden indi-
viduellen Coaching erhalten die potenziellen Gründerinnen im Anschluss von der jeweiligen NEnA die 
Möglichkeit, ihre Idee weiter zu entwickeln und die konkrete Umsetzung zu planen. Ziel ist es, im Pro-
jektverbund konkrete Ausgründungen von Nano-Nachwuchswissenschaftlerinnen zu initiieren und zu 
begleiten. Weiter sind die zwei besten Absolventinnen der NEnAs dazu eingeladen, ein Praktikum in 
den USA in Kooperation mit Margaret Hines, Evident Technologies und Mentorin des nano4women-
Netzwerkes, zu absolvieren, um Kompetenzen im internationalen Transfer zu erhalten. 

Trägerschaft: öffentliche Universität (Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg) in Kooperation mit 
der science2public Gesellschaft für Wissenschaftskommunikation und einem Netzwerk an privaten 
PartnerInnen der Gründungsberatung. 

Inkrafttreten, Laufzeit und Institutionalisierung: Die Maßnahme wurde zunächst von 01.08.2006 
mit einer Laufzeit von drei Jahren befristet. Aufgrund der hohen Akzeptanz wird NEnA seit 2009 als 
eine Initiative des Netzwerkes nano4women im Rahmen des Aktionsprogramms „Power für Gründe-
rinnen“ vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und weitergeführt.  

Finanzielle Aspekte: Das gesamte Budget von „Power für Gründerinnen“ umfasst rund 6 Mio. EUR 
jährlich aus Bundesmitteln. Die Kosten für die Teilnehmerinnen der sechstägigen NEnAs sind auf 
199 EUR einschließlich Hotel und Unterkunft limitiert.  

Relevanz und Beurteilung: Nach ursprünglicher Laufzeit nahm bei den Teilnehmerinnen die Grün-
dungsneigung zu. Darüber hinaus konnte etwa ein Drittel der Teams, ihre konkretisierten Geschäfts-
ideen in Projekten, finanziert durch die Fraunhofer VC Group, Exist-Stipendien oder BMBF-
Fördergelder weiterentwickeln und ausbauen. Die Maßnahme erfreut sich unter den Wissenschafte-
rinnen einer hohen Akzeptanz und vernetzt effizient Frauen in der Hightech Branche mit positiven 
Rückwirkungen auf das unternehmerische Selbstverständnis. Diese positiven Resultate führten letzt-
endlich zur Ausweitung und Institutionalisierung der Nano-Entrepreneurship-Academies auf Länder-
ebene.  

Die Maßnahme „Women Entrepreneur Loan (WEL)“ stellt eine Komplementärmaßnahme zu 

traditionellen Kreditmöglichkeiten der Gründungsförderungen dar. Ziel ist es, die Gleichstel-

lung von Gründerinnen und Gründern zu sichern. Benachteiligungen am Finanzmarkt durch 

weniger attraktive strukturelle Daten der angestrebten Gründungen oder durch Diskriminie-

rung sollen so verhindert werden.  

Kasten 2: Women Entrepreneur Loan (WEL) in Finnland44 

Beschreibung, Inhalte, Auswahlkriterien: WEL ist eine spezielle Finanzierungsmaßnahme für 
Gründerinnen mit dem Ziel, den Zugang zu externen Finanzierungen für Gründerinnen oder Jungun-
ternehmen, die mehrheitlich im Eigentum von Frauen sind, zu verbessern. Es können sowohl Neu-
gründungen als auch Unternehmensnachfolgen bzw. -übernahmen durch Kredite unterstützt werden. 
Im Rahmen von geförderten Krediten werden Betriebsaustattung, Geschäftskapital, Expansionspro-
jekte und allgemein die Unternehmensentwicklung unterstützt. Es handelt sich um „sanfte Kredite“ mit 
Nachfrist mit einem Finanzierungsrahmen von 3.500–35.000 EUR mit teilweise geförderten Zinsen 
sowie eingeschränkten Sicherheiten außer einer personengebundenen Garantie. Begleitend werden 
Beratung sowie Finanzanalysen der Gründungen angeboten.  

Trägerschaft: öffentlich durch die Finnvera, Finnlands offizielle Export Credit Agency (ECA), 16 regi-
onale Finnvera Büros bieten Beratung vor Ort an 

Inkrafttreten, Laufzeit und Institutionalisierung: Die Maßnahme wurde 1997 eingeführt und ist 
zeitlich unbefristet.  

                                                 

44 Vgl. Schiffbänker et al. (2007), Europäische Kommission (2008), Kyro und Hyrsky (2008), Finnvera 
(2010). 
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Finanzielle Aspekte: Der finanzielle Rahmen beläuft sich auf jährlich 16,5 Mio. EUR. Geförderte 
Gründerinnen übernehmen die Kreditkosten sowie eine Bearbeitungsgebühr.  

Relevanz und Beurteilung: Aufgrund der Kreditvergabepraxis bestätigten sich für Finnvera empiri-
sche Erkenntnisse zu frauentypischem Gründungsverhalten. Mehr als die Hälfte der Kredite werden 
für Gründungen im Einzelhandel (29 %) und in persönlichen Dienstleistungen (21,6 %) vergeben. In 
den Jahren 1997 bis 2007 wurden 13.153 Kredite vergeben, wobei die Überlebensrate von Neugrün-
dungen nach fünf Jahren 81 % betrug. Rund die Hälfte der aufgelassenen Unternehmen konnte den 
Kredit zurückzahlen. 40 % der Kredite liegen unterhalb von 10.000 EUR. Durch die geförderten Grün-
dungen wurden in den betrachteten zehn Jahren 13.779 neue Arbeitsplätze geschaffen.  

„Two Women Win (TWIN)“ ist ein Mentoringprogramm von erfahrenen Unternehmerinnen für 

junge Unternehmerinnen in der Nachgründungsphase mit einem inhaltlichen Schwerpunkt im 

Dienstleistungsbereich. 

Kasten 3: Two Women Win (TWIN)45  

Beschreibung, Inhalte, Auswahlkriterien: TWIN vermittelt Kontakte zwischen einer jungen Unter-
nehmerin (Mentee) und einer erfahrenen Unternehmerin (Mentorin). Die Mentorin gibt der Mentee 
Einblicke in die Führung eines Unternehmens, stellt Kontakte zur Verfügung und steht ihr als kritische 
Begleiterin zur Seite. Kernstück des Mentoring ist die direkte Beziehung zwischen Mentorin und Men-
tee. Der persönliche Erfahrungsaustausch unterscheidet sich deutlich von Unterstützungsleistungen, 
die Netzwerke und Vereine bieten.  

Jungunternehmerinnen können sich im Zeitraum von einem Jahr bis maximal drei Jahre nach Grün-
dung um eine erfahrene Mentorin bewerben. Die Mentorin steht der Jungunternehmerin bei erfolgrei-
cher Aufnahme in das Programm für 12 Monate zur Seite, um sie beim Aufbau von sozialen Kontak-
ten, bei der Erweiterung der Geschäftstätigkeit und in schwierigen Situationen zu unterstützen. Jung-
unternehmerinnen sollten im Haupterwerb gegründet haben, berufserfahren sein und unternehmeri-
sches Wachstum anstreben. Mentorinnen verfügen über zumindest fünf Jahre unternehmerische Er-
fahrung. Mentorin und Mentee werden auf der Basis von persönlichen Profildaten, Präsentationen und 
Gesprächen ausgewählt und zugeteilt. Ziel ist die Vermittlung von Erfahrungen, Fachwissen und sozi-
alen Kontakten sowie von erfolgreichen Vorbildern als Mutmacherin für Wachstum und Internationali-
sierung.  

Trägerschaft: bis 2003 öffentlich und privat, Gesellschaft für Innovative Beschäftigungsförderung 
(G. I. B.), Nordrhein Westfalen in Kooperation mit der Käte Ahlmann Stiftung.  

Inkrafttreten, Laufzeit und Institutionalisierung: Das Projekt wurde zunächst als Modellprojekt von 
September 2001 bis 2003 durchgeführt. Seit Anfang 2004 bietet die Käte Ahlmann Stiftung das Men-
toring bundesweit in Kooperation mit Partnerorganisationen wie dem Verband Deutscher Unternehme-
rinnen (VDU) und der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern an.  

Finanzielle Aspekte: Seit 2004 aus privaten Stiftungsgeldern und durch das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Deutschland) gefördert. Die Mentorinnen arbeiten ehrenamt-
lich. Die Mentee zahlt für die Vermittlung einen einmaligen Kostenbeitrag in Höhe von rund 270 EUR 
an die Käte Ahlmann Stiftung.  

Relevanz und Beurteilung: Bis April 2003 konnten 60 Mentoring-Paare organisiert werden. Insge-
samt konnten für diese Paare 19 Workshops und Beratungsanlässe durchgeführt werden. 32 Mentee 
strebten aufgrund des Mentoring den Ausbau ihres Unternehmens an. Sechs Mentees konnten ihre 
Tätigkeit zu einer Selbstständigkeit im Haupterwerb ausbauen. In den alljährlichen Rückmeldungen 
äußerten sich die Mentees wie folgt zur Effektivität des Mentoring: 12 Teilnehmerinnen beobachteten 
vor allem eine Verbesserung ihrer Managementkompetenz, neun betonten den Rückhalt in schwieri-
gen Situationen, vier konnten sich persönlich weiter entwickeln, sechs setzten konkrete Empfehlungen 
der Mentorin um, und bei sechs führte das Mentoring zu neuen Ideen. Laut Vertreterinnen der Käte 
Ahlmann Stiftung sind viele Mentees der Auffassung, dass sie anfangs allein „gut über die Runden 
kommen“. Ziel ist es deshalb, die Risiken von Einzelnunternehmerinnen wie etwa im Krankheitsfall 

                                                 

45 Vgl. Wirtschaftsministerium Baden Württemberg (2004), Scheele (2010). 
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aufzuzeigen und die Chancen von Wachstum zur Bestandssicherung sichtbar zu machen. Bei mehre-
ren Mentoringpaaren hat sich gezeigt, dass die Mentorin in ihrer Vorbildfunktion die Weichen zu mehr 
Wachstum stellen kann.  

Die beschriebenen Praxisbeispiele zeigen, dass das Gründungsverhalten durch spezifische 

Förderangebote für Frauen positiv beeinflusst werden kann. Um die Gründungsquote von 

Frauen allgemein zu erhöhen, genügt aber die direkte Unterstützung von gründungswilligen 

Frauen nicht. Gründungsförderung von Frauen muss politischer Wille sein, der sich auf sämt-

lichen Politikebenen manifestiert. Die Etablierung der Bundesagentur für Gründerinnen 

(BGA) in Deutschland ist sicherlich ein sehr gutes Beispiel für die Umsetzung dieses politi-

schen Willens. In den USA ist bewiesen, dass die Einrichtung des Nationalen Verbands von 

Unternehmerinnen (National Association of Women Business Owners) die Gründungsaktivi-

täten von Frauen intensiviert hat.46  

Allgemein sollte die Gründungspolitik spezifische Maßnahmen für Gründerinnen weiterver-

folgen. Noch wichtiger erscheint, dass die geschlechtersensible Unternehmungsforschung 

weiter vorangetrieben und ihre Erkenntnisse innerhalb der bestehenden Strukturen und 

Praktiken umgesetzt werden. Die Gründungspolitik sollte stärker auf einen Wandel des Un-

ternehmerbildes und die Gleichbehandlung aller Gründungspersonen abzielen. Als wirksame 

Instrumente dürften sich die Vermittlung und die mediale Präsenz von weiblichen Vorbildern 

und die Schaffung einer breiteren Wissensbasis zu unternehmerischen Strategien in frauen-

typischen Tätigkeitsfeldern anbieten. Schließlich betonen Unternehmerinnen die Schwierig-

keiten, den Betrieb vor und nach der Geburt eines Kindes auf gewohntem Niveau aufrecht-

zuerhalten. Der systematische Ausbau von Infrastrukturleistungen, die Frauen von ihrer 

häuslichen Verpflichtung entlasten, erscheint deshalb als weiterer wichtiger Ansatzpunkt die 

unternehmerische Aktivität zu erhöhen. 
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Management von Unternehmensnachfolge 

Petra Jordanov (Fachhochschule Stralsund) 

Kurzzusammenfassung 

In den letzten Jahren hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass über die wirtschaftspoliti-

sche Unterstützung von Unternehmens(neu)gründungen hinaus auch die Übernahme eines 

bestehenden Unternehmens der Förderung bedarf. Die Unternehmensnachfolge kann auch 

als eine Variante der Unternehmensgründung aufgefasst werden, sofern es sich bei dem 

Übernehmer um einen Gründer handelt. Dies trifft immer häufiger zu, da zahlreiche zu über-

tragende Betriebe keinen Nachfolger innerhalb der Familie haben. 

Die Probleme, die sich im Nachfolgeprozess ergeben und eine staatliche Förderung begrün-

den, beruhen ebenso wie bei der Existenzgründung auf einem Marktversagen und insbeson-

dere auf Informationsasymmetrien zwischen dem Übertragenden und dem Übernehmenden. 

Hinzu kommt die Neuartigkeit und Einmaligkeit des Nachfolgeprozesses, die Übereinstim-

mungen mit einem Innovationsprozess aufweist. Innovationsprozesse und demzufolge Nach-

folgeprozesse bedürfen eines andersartigen und kontinuierlichen Managements zur erfolg-

reichen Umsetzung. Das Promotorenmodell hat sich in Innovationsprozessen bewährt und 

wird daher auf die speziellen Belange der Nachfolgeberatung und -begleitung übertragen. 

Die Art, der Umfang und die Organisation der Nachfolgeberatung sind bisher erst wenig er-

forscht. Daher sollte eine empirische Untersuchung u. a. die Akzeptanz und den Umfang 

einer Begleitung durch externe Promotoren in der Unternehmensnachfolge bei Studierenden 

verschiedener Hochschultypen und Fachrichtungen, dem in der Nachfolgeberatung tätigen 

Personenkreis und Unternehmerinnen und Unternehmern klären. Es zeigte sich, dass die 

Idee einer Prozessbegleitung durch externe, speziell ausgebildete Promotoren zur Erhöhung 

der Gründungsbereitschaft beitragen kann und eine breite Akzeptanz findet. 

1 Problemstellung 

Während sich die Entrepreneurship-Forschung seit den späten 80er-Jahren des vergange-

nen Jahrhunderts verschiedenen Themenfeldern der Neugründung von Unternehmen mit 

dem vorrangigen Ziel, der Förderung von nachhaltigen Gründungen, die einen hohen Beitrag 

zum volkswirtschaftlichen Wachstum erwarten lassen, zuwendet, ist die Unternehmens-

nachfolge erst seit knapp zehn Jahren in den politischen und wissenschaftlichen Fokus ge-

rückt. Neu gegründete Unternehmen bieten ein (zusätzliches) Potenzial, während mit der 

Unternehmensnachfolge ein gegebenes Wachstum fortgeführt und extensiviert und damit 

Arbeitsplätze gesichert werden. Im Jahr 2009 erfolgten 412.600 Existenzgründungen in der 

gewerblichen Wirtschaft (+3,3 % im Vergleich zum Vorjahr). Darunter sind 43.741 Unter-

nehmensübernahmen (Erbfolge, Kauf, Pacht) – das sind bereits 10,6 % aller Gründungen.1 

 

1 Hauser et al. (2010), S. 36. 
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Das Institut für Mittelstandsforschung Bonn stellte eigene Berechnungen zu den zu erwar-

tenden (planbaren) Unternehmensübertragungen an. „Gemäß diesen Schätzungen werden 

zwischen 2010 und 2014 in Deutschland insgesamt etwa 110.000 Unternehmen zur Überga-

be anstehen, d. h. ihre Eigentümer scheiden aus persönlichen Gründen aus der Geschäfts-

führung dieser Unternehmen aus. Hiervon sind etwa 1,4 Mio. Beschäftigte betroffen (vgl. 

Grafik 1).“2 

Das Nachfolgeproblem besteht zunehmend auch für Familienunternehmen, da nahezu die 

Hälfte von ihnen an familienexterne Nachfolger übergeben werden wird. Dies bestätigen 

Studien für Deutschland, in denen das Institut für Mittelstandsforschung Bonn davon aus-

geht, dass jährlich 34.000 von 71.000 von Familien geführten Unternehmen, an Externe 

übergeben werden.3 

Grafik 1: Jährliche Unternehmensübertragungen und betroffene Beschäftigte nach Übertra-
gungsursache im Zeitraum von 2010 bis 2014 

22.000 Unternehmen  
mit ca. 287.000 Beschäftigten 

86 % 10 % 4 %

Übergabegrund Übergabegrund Übergabegrund 

Tod Alter Krankheit 

2.200 Unternehmen mit 
ca. 29.000 Beschäftigten 

18.900 Unternehmen mit  
ca. 247.000 Beschäftigten 

900 Unternehmen mit 
ca. 11.000 Beschäftigten 

 
Quelle : Hauser, H.-E.; Kay, R. und S. Boerger (2010): Unternehmensnachfolgen in Deutschland 2010 

bis 2014 – Schätzung mit weiterentwickeltem Verfahren –, in: IfM Bonn (Hrsg.): IfM-

Materialien Nr. 198, Bonn. S. 36. 

Die im Jahr 2003 vom damaligen Ministerium für Arbeit und Bau des Landes Mecklenburg-

Vorpommern in Auftrag gegebene „Situationsanalyse zu Personal- und Nachfolgebedarfen 

von Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern im Hinblick auf neue berufliche Chancen für 

Frauen in Führungspositionen bis 2010“ belegt das wachsende Potenzial bei Unternehmens-

übertragungen und die drohende Gefahr von Unternehmensschließungen – in der Folge mit 

wegfallenden Arbeitsplätzen in einem wirtschaftlich ohnehin strukturschwachen Bundesland, 

wenn es dem Inhaber nicht gelingt, rechtzeitig eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger zu 

finden. Auch für Mecklenburg-Vorpommern zeichnet sich eine wachsende Bereitschaft ab, 

 

                                                 

2 Ebenda.  
3 Wolter (2010). 
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an unternehmensexterne Personen bzw. auch Existenzgründer zu übertragen (vgl. Gra-

fik 2).4 

Mit der Bereitschaft zu einer Übertragung an Existenzgründer ließe sich ein zusätzliches 

Potenzial für die Unternehmensnachfolge erschließen, um die Schließung von Unternehmen 

mangels Nachfolger zu verhindern. Die Studie zu den Nachfolgepotenzialen in Mecklenburg-

Vorpommern deckte auf, dass die zukünftig Übertragenden hinsichtlich der gewünschten 

Qualifikationen zur Hälfte Personen mit einem Hochschulabschluss für ihr Unternehmen fa-

vorisieren. Diese sollten branchenunabhängig und unabhängig vom konkreten Abschluss 

über folgende Kompetenzen verfügen: 

 wirtschaftliches Wissen (50 %), 

 Führungsqualitäten (48 %), 

 Teamfähigkeit (40 %) sowie 

 Kommunikation / Rhetorik / Krisen- und Konfliktmanagement / Branchenkenntnis (36 %).5 

Eine deutschlandweite Befragung von 545 Studentinnen und Studenten unterschiedlicher 

Studiengänge, Semester und Hochschulen mittels eines standardisierten Fragebogens legte 

einen hohen Grad der Sensibilisierung für das Thema Existenzgründung sowie der Unter-

nehmensnachfolge offen.6 

Grafik 2: Übertragung von Unternehmen an Personengruppen 
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4 ATIKüste GmbH et al. (2003), S. 22. 
5 ATI et al. (2003), S. 22 ff. 
6 ATI-Kueste GmbH et al. (2009). 
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Vor diesem Hintergrund besteht eine hohe Chance zum Erhalt bestehender Unternehmen, 

wenn es einerseits gelingt, externe qualifizierte Nachfolger für diesen Weg der Existenzgrün-

dung zu motivieren, und andererseits die Interessen der zukünftig Übertragenden ebenfalls 

ausreichend zu berücksichtigen. Aus der Wirtschaftspraxis liegen Erfahrungsberichte vor, die 

darauf schließen lassen, dass die Unternehmensnachfolge besonders häufig scheitert, wenn 

an Externe übertragen wird. Damit stellt sich für die Forschung die Frage nach den Ursachen 

dieses Scheiterns, um Ansatzpunkte zur Bewältigung aufzuzeigen. 

1.1 Theoretische Fundierung 

Marktversagen als Begründung für die staatliche Förderung von Existenzgründungen 

Die ökonomischen Theorierichtungen argumentieren hinsichtlich der Begründung für staatli-

che Eingriffe in das Gründungsgeschehen und insbesondere diverse Aktivitäten zur Förde-

rung von Existenzgründungen differenziert, jedoch leiten sie alle den politischen Handlungs-

bedarf aus dem positiven Zusammenhang von Innovation, Entrepreneurship und Wachstum 

in Verbindung mit Marktversagen ab.7 Hervorzuheben sind wohlfahrtsökonomische For-

schungsarbeiten, denen zufolge Marktversagen als ein Fehlschlagen der Marktkräfte und 

des Preismechanismus verstanden wird. Es werden verschiedene Formen von Marktversa-

gen identifiziert, die den Entrepreneur in seinen Aktivitäten in den verschiedenen Phasen des 

Gründungsprozesses behindern.8 Das Marktversagen betrifft unterschiedliche Märkte: Fak-

tormärkte wie Arbeits-, Finanz- und Kapitalmärkte und den Absatzmarkt. Informationsasym-

metrien sind eine wesentliche Ursache für ein Versagen des Marktes. Sie führen beispiels-

weise zu Marktintransparenzen, die der Annahme der vollständigen Information im Modell 

der vollständigen Konkurrenz zuwiderlaufen. Für die Beschaffung der fehlenden Informatio-

nen entstehen Kosten. Sofern diese Kosten prohibitiv hoch sind und die Informationsbe-

schaffung den Markteilnehmern alleine unmöglich ist, liegt Marktversagen vor.9 

Informationsasymmetrien in der Unternehmensnachfolge als Existenzgründung 

Asymmetrisch verteilte Informationen und die damit verbundene Intransparenz des Marktes 

sind eine Ursache dafür, dass Unternehmensnachfolgen nicht zu Stande kommen. Diese 

Informationsasymmetrie zwischen Verkäufer und Käufer liegt beim Kauf von Unternehmen 

(vergleichbar dem Kauf von Sachgütern und Dienstleistungen) insbesondere dann vor, wenn 

der Käufer das Unternehmen noch nicht kennt, wie es häufig bei familienexternen Nachfolge-

lösungen der Fall ist. Der familienexterne Nachfolger hatte nicht die Chance, das Unterneh-

men über Jahre hinweg zu beobachten wie es ein familieninterner Nachfolger kann, wodurch 

 

7 Fuchs et al. (2008), S. 9. 
8 Beckmann (2009) S. 48; Wolter (2010), S. 11. 
9 Beckmann (2009), S. 49. 
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dem potenziellen familienexternen Nachfolger grundsätzliche Informationen über das Unter-

nehmen fehlen.10 

Diese Asymmetrien treten in unterschiedlicher Form in den verschiedenen Phasen einer Un-

ternehmensnachfolge auf. Sie können dazu führen, dass an einer Unternehmensnachfolge 

interessierte Existenzgründer kein geeignetes Unternehmen finden bzw. sich für ein zur 

Übertragung bereites Unternehmen kein geeigneter Nachfolger finden lässt. Doch auch der 

eigentliche Übertragungsprozess kann an asymmetrisch verteilten Informationen zwischen 

dem Übergebenden und dem potenziellen Nachfolger scheitern. Wolter (2010) unterscheidet 

in vor- und nachvertragliche Informationsasymmetrien, deren Vorhandensein er in einer em-

pirischen Studie nachweist und zum Gegenstand von Handlungsempfehlungen macht, die im 

Wesentlichen auf die Nutzung externen Sachverstands zur Problemlösung setzen. 

Begründung und Umfang einer Nachfolgeberatung 

Im wissenschaftlichen Schrifttum hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass es sich bei der 

Unternehmensnachfolge um einen mehrstufigen Prozess handelt, „der mit dem Entwurf der 

Übergabekonzeption beginnt und mit der vollständigen Übertragung von Leitungs- und Ver-

fügungsgewalt endet.“11 Die Mehrstufigkeit des Nachfolgeprozesses und die Komplexität der 

zu bewältigenden Aufgaben setzen demzufolge in der Phase der Konzeptentwicklung an und 

erstrecken sich über die Phase der Konzeptumsetzung und die Phase des Übergangs bis 

auf die Phase der Übernahme durch den Nachfolger. Ursachen für das Scheitern von Unter-

nehmensnachfolgen lassen sich typischerweise persönlichen, betriebswirtschaftlichen, juris-

tischen und steuerlichen Problemfeldern zuordnen.12 

Aufgrund der fachlich unterschiedlichen und zugleich sehr anspruchsvollen Probleme wer-

den Beratung und Begleitung durch geeignete Personen, mehrheitlich initiiert durch die 

Übertragenden und unter Einbeziehung der Nachfolger, in Anspruch genommen. Vergleich-

bar der Gründungsberatung handelt es sich um eine Dienstleistung, „mit der externe, vor-

wiegend betriebswirtschaftliche, Expertise in den Prozess ... eingebracht wird, um eine ziel-

orientierte Gestaltung der Gründungs- und Frühentwicklungsprozesse (bei Übernahme, der 

Weiterentwicklung, Bestandssicherung und ggf. Neuausrichtung) des Unternehmens zu un-

terstützen und die genannten Mängel auszugleichen.“13 

Im Unterschied zur Gründungsberatung richtet sich die Nachfolgeberatung nicht nur auf Un-

ternehmensprozesse, deren Gestaltung die langfristige Existenz des Unternehmens sichern 

soll, sondern die Nachfolgeberatung umfasst auch den Interessenausgleich zwischen Perso-

 

10 Wolter (2010), S. 1. 
11 Vgl. Klein (2006), S. 28. Zitiert nach Deimel und Zacharias (2008), S. 201. 
12 Vgl. Deimel und Zacharias (2008), S. 206 ff. 
13 Schulte und Kraus (2009), S. 52 f. 
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nen mit teils gleichen, aber teils auch unterschiedlichen Absichten und Zielsetzungen. Nach-

folgeberatung muss das Ziel haben, den Übergabeprozess zwischen Übergeber und Nach-

folger so zu gestalten bzw. zu moderieren, dass ein Interessenausgleich erzielt wird, damit 

das Unternehmen auch unter dem Nachfolger erfolgreich am Markt weiter bestehen kann. 

Die Ansätze zum erfolgreichen Management der Unternehmensnachfolge werden durch eine 

punktuelle Konzentration der externen Beratungs- und Betreuungsangebote auf rechtliche, 

steuerliche und finanzielle Aspekte dominiert. Die Dominanz der entsprechenden Themen ist 

in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Majorität der beratenden Personen und Insti-

tutionen, vor allem Anwaltskanzleien, Steuerberatungen, Unternehmensberatungen und Fi-

nanzdienstleister, zu sehen. In der Konsequenz besteht die Gefahr, dass die Berater die 

Komplexität des Prozesses, seine Neuartigkeit und Einmaligkeit für den Übertragenden und 

Übernehmenden und die daraus resultierenden Probleme aus dem Blickfeld verlieren. 

Es liegen erste Untersuchungen vor, die diese Beratungs-/ Betreuungsleistungen aus der 

Sicht von Übertragenden und Nachfolgern sowie weiteren sozioökonomischen Merkmalen 

der Personen und Unternehmen erforschen.14 Aus Sicht der Übertragenden wird die Nach-

folgeberatung überwiegend im Fall einer familienexternen Nachfolge in Anspruch genom-

men. In der Beratung überwiegen finanz- und betriebswirtschaftliche Leistungselemente, wie 

die Erstellung eines Nachfolgekonzeptes, die Erarbeitung eines Übergabekonzeptes, die 

Ermittlung des Kaufpreises und das Aufzeigen von Entwicklungspotenzialen des zur Über-

tragung anstehenden Unternehmens.15 Die Unternehmensnachfolge wird mit ihren hoch 

komplexen und unterschiedlichen fachlichen Anforderungen durch einen Berater wahrge-

nommen: Fast 93 % der Berater begleiten ihre Mandanten durch alle Phasen des Nachfol-

geprozesses.16 Dabei übernehmen die Berater häufig auch die Funktion eines Moderators, 

um einen Interessenausgleich zwischen Übergeber und Nachfolger herbeizuführen, insbe-

sondere da die Erwartungen an den Berater von sehr unterschiedlichen Zielsetzungen ge-

prägt sind. 

Gelingt es dem Berater nicht, Spannungen abzubauen und Probleme zu bewältigen, kann 

dies sogar soweit führen, dass der Übergabeprozess scheitert bzw. keine Nachfolgelösung 

gefunden werden kann und das Unternehmen stillgelegt werden muss. Daher ist es von gro-

ßer Wichtigkeit, dass Berater neben einer fundierten fachlichen Expertise auch über fundier-

te Kenntnisse und Kompetenzen im Feld der so genannten „weichen Faktoren“, wie z. B. 

Konfliktmanagement, Wissen über Kommunikationspsychologie, Gesprächsführungstech-

 

14 Kayser und Schröer (2006). 
15 Kayser und Schröer (2006), S. 39 ff.  
16 Ebenda. 
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niken und -methoden sowie Beratungsansätze verfügen, um eine erfolgreiche Nachfolgebe-

ratung im Interesse aller Beteiligten durchzuführen.17 

Vor diesem Hintergrund gerät die Sicht auf die erforderlichen Qualifikationen des Beraters in 

den Blick. Bisher liegen zwar Erkenntnisse zu den erforderlichen Qualifikationen der Berater 

– im Sinn eines Kompetenzprofils –, jedoch keine Untersuchungen zur vorhandenen Qualifi-

kation oder der Zufriedenheit derjenigen vor, die diese Beratung in Anspruch genommen 

haben. Auch Empfehlungen, Checklisten oder Standards regeln bisher nicht die Nachfolge-

beratung im Sinn einer Qualitätssicherung.  

Organisation und Umfang der Nachfolgeberatung für Unternehmensnachfolge als Innovati-

onsprozess 

Für die Frage des Umfangs und der Organisation der Nachfolgeberatung mit dem Ziel der 

Sicherung ihrer Qualität und letztlich dem erfolgreichen Abschluss der Unternehmensüber-

tragung nimmt die Autorin die prozessbezogene Sicht auf und ergänzte diese um weitere 

Aspekte.  

Ein Merkmal der Unternehmensnachfolge als hoch komplexem Prozess ist ihr neuartiger, 

einmaliger Charakter. Während sich bisher die Sicht auf die Absichten und Ziele von Über-

tragendem und Nachfolger konzentrierte, wird nun zusätzlich die Organisationsperspektive 

eingenommen. Der Nachfolgeprozess weist Merkmale auf, die denen des Innovationspro-

zesses in Unternehmen entsprechen. Ebenso wie im Innovationsprozess werden im Über-

tragungsprozess neuartige fachliche Fragestellungen aufgeworfen, deren Lösung eine 

Wandlung der Organisation nach sich ziehen wird. Unternehmensnachfolgeprozesse werden 

ebenso wie Innovationsprozesse von den Organisationsmitgliedern als Abweichung von 

Routinen wahrgenommen und lösen Ängste und Widerstände aus. Im Mittelpunkt des Mana-

gements sowohl von Nachfolge- als auch von Innovationsprozessen stehen Personen als 

gegenwärtige und zukünftige Organisationsmitglieder. Die Unternehmensnachfolge weist 

übereinstimmende Merkmale mit einem Innovationsprozess dahingehend auf, dass 

 beide neuartige Fragestellungen aufwerfen, die einen organisatorischen Wandel bedin-

gen, 

 von den Organisationsmitgliedern als Abweichung von Routinen wahrgenommen werden 

und Ängste und Widerstände auslösen, 

 die bis zu diesem Zeitpunkt als optimal empfundene Organisation stören, 

 Hindernisse, Widerstände und Barrieren den Ablauf beider Prozesse behindern, 

 Menschen das zentrale Element im erfolgreichen Management sind, 

 

17 ATI-Kueste GmbH et al. (2009), S. 15 f.  
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 arbeitsteilige Aufgaben im Management auf Prozess-, Fach- und Beziehungsebene zu 

übernehmen sind, die unterschiedliche Qualifikationen erfordern. 

Für eine erfolgreiche Einführung von Produkt- und Prozessinnovationen treten einzelne Per-

sonen aus der Organisation hervor und übernehmen bestimmte Rollen in einem arbeitsteili-

gen Management, – so genannte Promotoren.18 Diese Idee wird auf Unternehmensnachfol-

ge als spezielle Variante einer Prozessinnovation übertragen. 

In Innovationsprozessen haben sich aufgrund der verschiedenen zu bewältigenden Dimensi-

onen die Rollen von Fach-, Macht-, Prozess- und Beziehungspromotoren herausgebildet, die 

von verschiedenen Personen arbeitsteilig realisiert werden.19 Auch der Übergabeprozess 

weist – vergleichbar Innovationsprozessen – nebeneinander zu bewältigende Dimensionen 

auf. Diese phasenbezogene Sicht auf die Unternehmensnachfolge wird in Anlehnung an 

Deimel et al. (2008)20 ergänzt um die Phase der Kontaktanbahnung und inhaltlich nach zu 

lösenden Aufgaben strukturiert:  

 fachbezogene Dimension, insbesondere rechtlicher und wirtschaftswissenschaftlicher 

Fragestellungen, 

 phasenbezogene, zeitliche Dimension prozessvorbereitender, sichernder und begleiten-

der Aufgaben, wie die Partnersuche, Kontaktanbahnung, Planung / Organisation / Steu-

erung, die Überwachung und Kontrolle des Übergabeprozesses und 

 personenbezogene Dimension des Managements und der Moderation von Konflikten. 

Obwohl das Promotorenmodell aus der Sicht verschiedener Wissenschaftsdisziplinen kriti-

siert wird, hat sich der Einsatz arbeitsteilig wirkender Promotoren bewährt. Hauschild formu-

liert: „... Solange Innovationen auf Widerstände stoßen, werden Persönlichkeiten benötigt, 

die die neuartige Zweck-Mittel-Kombination in spezifischer Arbeitsteilung durchsetzen.“21 

Aufgrund des Wandels von Unternehmen und der politischen, wirtschaftlichen und sozialen 

Unternehmensumwelt gegenüber dem Zeitpunkt der Entwicklung des Promotorenmodells 

plädiert er für eine Flexibilisierung des Promotorenmodells.22 

Folgt man dem Promotorenmodell für Innovationsprozesse und dem ihm zu Grunde liegen-

den Theorem der Interaktion, Arbeitsteilung und Korrespondenz,23 dann müssen die Promo-

torenrollen durch mehrere Personen ausgestattet mit unterschiedlichen Machtquellen erfüllt 
 

18 Der Begriff des Promotors im Zusammenhang mit dem Management von Innovationsprozessen 
wurde von Witte (1973) eingeführt. Zu den Promotorenrollen vgl. Hauschildt und Chakrabarti (1988), 
S. 384 ff.  
19 Vgl. Hauschildt und Chakrabarti (1988): a. a. O. zum Fach-, Macht und Prozesspromotor. Der Be-
ziehungspromotor wurde von Gemünden eingeführt. Vgl. dazu Gemünden und Walter (1996), S. 237.  
20 Vgl. dazu die Ausführungen unter S. 189. 
21 Hauschildt (1998), S. 9. 
22 Ebenda, S. 15. Hauschildt und Salomo (2008), S. 170.  
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werden. Für den Nachfolgeprozess, dessen fachbezogene Dimension bisher am besten er-

forscht ist, und entsprechendes Wissen, Handlungsmuster und Kompetenzen vorliegen, lässt 

sich das Promotorenmodell für die spezifischen Erfordernisse in Nachfolgeprozessen modifi-

zieren. Die flexible Übertragung des Promotorenmodells auf Nachfolgeprozesse als innovati-

ve Prozesse wirft spezifische Fragen auf, denen in einer empirischen Untersuchung nachge-

gangen wurde:  

 Sind ausgehend von der Spezifik von Nachfolgeprozessen gegenüber Innovationspro-

zessen ebenfalls alle und genau diese Promotorenrollen erforderlich?  

 Eignen sich nicht auch andere personalwirtschaftliche Konzepte, wie z. B. Coaching, um 

die Unternehmensnachfolge organisatorisch zu begleiten? 

 Setzt im Nachfolgeprozess ebenso wie im Innovationsprozess arbeitsteiliges Erfüllen der 

Zielstellungen den Einsatz mehrerer, verschiedener Promotoren voraus oder lässt sich 

auf andere Art und Weise kooperieren? 

1.2 Empirische Analyse 

Empirische Basis  

Zum Zeitpunkt der empirischen Untersuchung im Jahr 2006 lagen keine Erkenntnisse dar-

über vor, ob sich die Bereitschaft zu einer Existenzgründung bei jungen, hoch Qualifizierten 

 durch die Übernahme eines bestehenden Unternehmens und  

 durch eine externe Begleitung der Unternehmensübertragung erhöhen lässt sowie 

 nach der Art, dem Umfang und der Organisation von Unterstützungsmaßnahmen. 

Die aufgeworfenen Fragestellungen wurden ergänzend aus der Sicht der potenziellen Über-

nehmer sowie aus der Sicht von Expertinnen / Experten, Unternehmerinnen / Unternehmern 

und Netzwerkerinnen in der Nachfolgeberatung betrachtet. Die empirische Studie konzent-

rierte sich daher auf 

 die Interviews von 63 Kooperationspartnerinnen und -partnern basierend auf einem Leit-

faden, der für Expertinnen und Experten, Unternehmerinnen und Unternehmern und 

Netzwerkerinnen jeweils angepasst wurde24 und  

 die deutschlandweite Befragung von 545 Studentinnen und Studenten unterschiedlicher 

Studiengänge, Semester und Hochschulen mittels eines standardisierten Fragebogens 

(FH Stralsund, HS Bremen, den Fachhochschulen Flensburg, Kiel, Schweinfurt / Würz-

 

24 Experten/innen sind Mitarbeiter/innen in Ministerien, IHKs, Handwerkskammern, Kreditinstituten, 
Berufsverbänden sowie Angehörige der beratenden Berufe. 

Unternehmer/innen sind die gesetzlichen VertreterInnen von Unternehmen. 

Netzwerkpartner/innen sind Mitarbeiter/innen in nichtstaatlichen Organisationen, deren Mitglieder aus-
schließlich Frauen sind. Diese Gruppen werden im Beitrag unter dem Oberbegriff 'Kooperationspart-
nerinnen' zusammengefasst. 
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burg / Aschaffenburg, Nürtingen, Düsseldorf, den Universitäten Wuppertal und Bielefeld, 

der FHTW Berlin, der FH Zittau und der Technischen Universität Dresden). Es wurde ei-

ne ausgewogene Mischung von Universitäten und Fachhochschulen angestrebt, um et-

waige Unterschiede zwischen den Hochschultypen herauszuarbeiten. Ähnliches gilt für 

eine ausgewogene regionale Verteilung, da sich die wirtschaftliche Situation in West- und 

Ost-, sowie in Süd- und Norddeutschland unterscheidet. 

Zur Validierung der Untersuchungsergebnisse sowie der Überprüfung der Hypothesen wur-

den die Zwischenergebnisse der Befragung in Präsentationen dokumentiert und auf Work-

shops mit den Kooperationspartnerinnen und -partnern und den Vertreterinnen und Vertre-

tern der befragten Hochschulen diskutiert und gegebenenfalls ergänzt. 

Unternehmensnachfolge als Option einer Existenzgründung25 

Bedingungen zur Erhöhung der Gründungsbereitschaft durch Unternehmensnachfolge 

Die fehlende Gründungsidee ist bei positiver Einstellung zum Thema 'Unternehmertum' das 

entscheidende Gründungshindernis. Das bestätigten die Antworten von Studierenden, die 

eine mehrheitlich positive Einstellung dazu einnahmen: 

  Fehlen einer Idee (91 % mit höherer Einstufung als ‚sehr wichtig’)  

  Fehlen der finanziellen Mittel (95 %) 

  Risiko des Scheiterns (92 % mit höherer Bewertung als ‚wichtig’)  

  Einkommensunsicherheit (92 %) 

  Fehlende Berufs- und Branchenerfahrung (88 %).26 

Die Bereitschaft zur Einmündung in eine unternehmerische Selbstständigkeit nimmt dann 

deutlich zu, wenn die Unternehmensnachfolge als ein zusätzlicher Weg zur Existenzgrün-

dung aufgezeigt wird und dieses Gründungshindernis entfällt. Dies bestätigten die Antworten 

aller Befragten, wenn auch das Ausmaß der Überzeugung in den verschiedenen Gruppen 

unterschiedlich hoch ausfällt: 64 % der Studentinnen und 61 % der Studenten äußern sich 

hier positiv. Auch die befragten männlichen Experten und die Netzwerkerinnen bestätigten 

diese Ansicht. Demgegenüber waren die befragten Expertinnen kritischer (vgl. Grafik 3). 

Die Studierenden sehen zu 87 % in der Unternehmensnachfolge die Chance einer Existenz-

gründung ohne eigene Geschäftsidee und zu 90 % eine Chance zum Aufbau von Geschäfts-

kontakten. Dennoch sind sie nur zu zwei Dritteln der Meinung, dass sich bei einer Unter-

nehmensnachfolge das unternehmerische Risiko reduzieren ließe. Berufs- und Branchener-

fahrung müssen nach ihrer Meinung auch in der Unternehmensnachfolge bereits vorliegen. 

Diese Ansicht wird von den Kooperationspartnerinnen und -partnern geteilt. 

 

25 Ausgewählte Untersuchungsergebnisse aus ATI-Küste GmbH et al. (2009), S. 54 ff. 
26 Alle mit 'sehr wichtig' und 'wichtig' bewerteten Antworten wurden gezählt.   
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Grafik 3: Erhöhung der Gründungsbereitschaft durch Unternehmensnachfolge  
(Anzahl der gegebenen Antworten) 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Auch die befragten Expertinnen / Experten und die Kooperationspartnerinnen sehen in der 

Unternehmensnachfolge die Chance einer Existenzgründung ohne eigene Geschäftsidee 

(58 %), zum Aufbau von Geschäftskontakten (74 %), zur Reduktion des unternehmerischen 

Risikos (61 %) und in der / dem Übertragenden eine/n Ratgeber/in zur Seite zu haben 

(84 %).  

Hinsichtlich der Gründungsidee weicht ihre Einschätzung erheblich von derjenigen der Stu-

dierenden ab und auch die Erhöhung der Gründungsbereitschaft durch den Wegfall dieses 

Hindernisses schätzen sie weniger positiv ein. In einer differenzierten Auswertung hinsicht-

lich der Gruppenzugehörigkeit (Experte / Netzwerker) und des Geschlechts wurde der Ursa-

che nachgegangen. 

Besonders die Beraterinnen unter den Experten nahmen eine weniger optimistische Sicht 

zur Bedeutung der Gründungsidee als Gründungshindernis ein. So bestätigten sie einerseits, 

dass die Gründungsidee ein sehr wichtiger oder wichtiger Hinderungsgrund ist, andererseits 

aber wurde die Unterstützung bei der Suche nicht als Maßnahme zum Abbau von Grün-

dungshemmnissen genannt. In einem Workshop wurde diese Haltung geklärt. Es zeigte sich, 

dass besonders die Beraterinnen der eigenen Geschäftsidee als Voraussetzung für jegliche 

unternehmerische Betätigung einen hohen Stellenwert beimessen und hohe Ansprüche an 

Existenzgründerinnen / -gründer stellen. Sie erwarten auch bei der Übernahme eines beste-

henden Unternehmens, dass der Gründer seine persönlichen Kompetenzen eingeschätzt 

und auf dieser Grundlage Vorstellungen darüber entwickelt hat, welche Art von Unternehmen 

(Branche, Größe etc.) für ihn geeignet ist. Diese Sicht interpretieren sie bei der Unterneh-

mensnachfolge als eigene Geschäftsidee. Sie erwarten, dass der potenzielle Nachfrager zu 
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ihnen in die Beratung kommt, wenn diese vorbereitenden Überlegungen abgeschlossen sind. 

Andere Experten, z. B. der Kammern, werden im Vorfeld aufgesucht, um übergabebereite 

Unternehmen zu identifizieren und dann Überlegungen zur persönlichen Eignung anzustel-

len. Die Beratungsinhalte unterscheiden sich hier und führten zu dieser differenzierten Ein-

schätzung.  

Die Studierenden erkannten, dass sie eine Existenz(neu)gründung und die Übernahme eines 

bestehenden Unternehmens vor unterschiedliche Herausforderungen stellen. Für die Über-

nahme eines bestehenden Unternehmens werden  

 der Abbau von Zweifeln an der persönlichen Eignung mit 57 % gegenüber 43 %,  

 der Abbau von Zweifeln an der fachlichen Eignung mit 64 % gegenüber 36 % sowie 

 der Erfahrungsaustausch mit anderen Unternehmerinnen und Unternehmern mit 64 % zu 

36 %  

als bedeutsamer als bei der Umsetzung der eigenen Idee in einer Existenzgründung ange-

sehen.  

Mit einer deutlicher Mehrheit von 80 % bestätigten die Studierenden, dass sich die Bereit-

schaft zur Unternehmensgründung / -nachfolge durch bestimmte Maßnahmen der Qualifizie-

rung und Unterstützung erhöhen lässt. 82 % der Studentinnen und 78 % der Studenten sind 

davon überzeugt, dass sich die Gründungsbereitschaft sowohl für die (Neu-)Gründung als für 

die Übernahme eines bestehenden Unternehmens durch geeignete Qualifizierungs- und 

Unterstützungsangebote erhöhen lässt. 

Art, Umfang und Organisation von Unterstützungsmaßnahmen 

Für die erfolgreiche Übertragung räumten Studierende einer auf die Nachfolge zugeschnitte-

nen Weiterbildung hohe Priorität ein. In der Befragung wurde zuerst nach der Art von Qualifi-

zierungs- und Unterstützungsangeboten und dann konkret nach den Inhalten entsprechen-

der Maßnahmen gefragt. Bei der Beurteilung der Art der Qualifizierungsangebote, die die 

Bereitschaft zur Übernahme eines bestehenden Unternehmens erhöhen sollen, stand der 

Erwerb von Führungs-, Berufs- und Branchenerfahrung bei allen Studierenden an erster 

Stelle. Die Studentinnen favorisierten den persönlichen Erfahrungsaustausch mit Unterneh-

mern während des Übernahmeprozesses. Die Studierenden reflektieren mit ihren Antworten 

wiederum deutliche Unterschiede hinsichtlich der Anforderungen und der darauf zugeschnit-

tenen Unterstützungs- und Weiterbildungsmaßnahmen an die Gründung eines eigenen Un-

ternehmens und die Übernahme eines bereits bestehenden Unternehmens.  
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Tabelle 1: Vergleich der Rangfolge von Unterstützungs- und Qualifizierungsmaßnahmen bei 
der Neugründung und Nachfolge  

Neugründung Unternehmensnachfolge 
(1) Suche nach Gründungsidee (1) Qualifizierung für die Führung eines Unter-

nehmens 
(2) finanzielle Förderung (2) Erfahrungsaustausch mit UnternehmerInnen 
(3) Erfahrungsaustausch mit anderen GründerIn-

nen 
(3) Abbau von Zweifeln an der persönlichen Eig-

nung 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Für die Existenzgründung durch die Übernahme eines bestehenden Unternehmens wurden 

die vorgeschlagenen Inhalte hinsichtlich ihrer Bedeutsamkeit folgendermaßen eingeschätzt: 

Tabelle 2: Eignung von Qualifizierungsinhalten zur Erhöhung der Gründungsbereitschaft bei 
Unternehmensnachfolge 

 Weiblicha) Männlicha)  Gesamtb)  
Zeitmanagement 15 % (10.) 23 % (7.) 20 % (7.) 
Kommunikationstraining 32 % (6.) 27 % (5.) 30 % (6.) 
Kreativitätstechniken 12 % (12.) 15 % (8.) 14 % (8.) 
Konfliktmanagement 65 % (1.) 62 % (1.) 64 % (1.) 
Präsentationstechniken 27 % (7.) 35 % (4.) 31 % (5.) 
Teamfähigkeit 57 % (2.) 62 % (1.) 60 % (2.) 
Führungskräftetraining 49 % (4.) 54 % (3.) 52 % (4.) 
Personalführung 54 % (3.) 58 % (2.) 57 % (3.) 
Verhandlungstraining 36 % (5.) 25 % (6.) 30 % (6.) 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung 17 % (9.) 11 % (12.) 14 % (8.) 
Marketing und Vertrieb 14 % (11.) 14 % (9.) 14 % (8.) 
Planung des Kapitalbedarfs 11 % (13.) 13 % (10.) 12 % (10.) 
Kapitalbeschaffung 9 % (15.) 14 % (9.) 11 % (11.) 
Informationen über Fördermöglichkeiten 10 % (14.) 12 % (11.) 11 % (11.) 
Grundlagen des Rechnungswesens 15 % (10.) 23 % (7.) 20 % (7.) 
Grundlagen der strategischen Planung 12 % (12.) 25 % (6.) 19 % (8.) 
Finanz- und Liquiditätsplanung 8 % (16.) 11 % (12.) 10 % (12.) 
Rechtsgrundlagen 12 % (12.) 11 % (12.) 11 % (11.) 
Grundlagen des Steuerrechts 19 % (8.) 13 % (10.) 16 % (9.) 

a) Prozentuale Verteilung der Antworten innerhalb des jeweiligen Geschlechts, b) Prozentuale Verteilung bezieht 
sich auf die Gesamtheit 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Es bestehen deutliche Unterschiede gegenüber den bevorzugten Inhalten von Qualifizie-

rungsmaßnahmen bei einer Neugründung, denn der Stellenwert der auf die eigene Person 

und auf den Umgang mit anderen Personen bezogenen Kompetenzen wird für die Erhöhung 

der Bereitschaft zur Übernahme eines bestehenden Unternehmens als bedeutsam einge-

schätzt. Konfliktmanagement, Teamfähigkeit, Personalführung und Führungskräftetraining 

verdrängen Wissen zur Finanzierung und anderen betriebswirtschaftlichen Fachkenntnissen. 

Verglichen mit den Antworten zu den Inhalten von Qualifizierungsmaßnahmen bei der Neu-

gründung waren dies 55 % aller Antworten, die Fähigkeiten im Konfliktmanagement, 59 % 

die Teamfähigkeit und 63 % die Personalführung als erforderlich ansahen. 
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Zwei Drittel der Studierenden (64 %) sprechen sich dafür aus, dass die Unternehmens-

nachfolge als ein mehrere Jahre andauernder Prozess extern begleitet werden sollte, obwohl 

sie nicht der Meinung sind, dass auch diese Maßnahme zur Erhöhung der Gründungsnei-

gung bei der Unternehmensnachfolge führen würde. Es handelt sich ihrer Meinung nach um 

eine Maßnahme zur Erhöhung der Erfolgswahrscheinlichkeit. Gegenüber der Neugründung 

(55 % Ja-Antworten) sind es bei der Unternehmensnachfolge nur 45 %. Sie ordnen die 

Betreuung / Begleitung als Instrument für den Erfolg der Unternehmensnachfolge zu. 

Hinsichtlich der Person, die den Nachfolgeprozess begleiten sollte, stehen der bisherige In-

haber oder externe Personen zur Auswahl. Die Unternehmensnachfolge als Chance, in dem 

bisherigen Inhaber eine Ratgeberpersönlichkeit zu haben, wird zwar von knapp 80 % der 

Studierenden bestätigt, jedoch zeigt sich hier eine Geschlechtsspezifik: Während Studentin-

nen und Studenten zu gleich hohen Anteilen (ca. 21 %) nicht die Chance einer Ratgeber-

funktion im Übertragenden anerkennen, lehnen 49 % der von Studentinnen gegebenen‚ nicht 

zutreffenden Antworten zugleich auch eine externe Beratung (sozusagen als Kompensation 

für die Übertragende/n) ab. Bei den Studenten sind dies nur 30 % unter den entsprechenden 

Antworten.27 Männliche Studierende „begnügen“ sich mit der Ratgeberfunktion des Übertra-

genden und verzichten auf zusätzliche Betreuung, während die Studentinnen deutlich weni-

ger nur die interne Betreuung akzeptieren und auf zusätzliche externe Betreuung Wert legen. 

Gegenüber der Einschätzung, dass die / der Übergebende nicht immer und unbedingt die 

geeignete Ratgeberpersönlichkeit darstellt, setzt sich hier bei allen Studierenden die Zu-

stimmung zu einer externen Begleitung durch. Die Zustimmung der Studentinnen auch aus 

den Wirtschaftswissenschaften mit zuvor kritischer Bewertung hinsichtlich einer Ratgeber-

funktion der / des Übertragenden hat deutlich zugenommen. 

Tabelle 3: Antworten der Studentinnen zur Beratung und Begleitung der Unternehmens-
nachfolge 

Sind Sie der Meinung, dass der Übergabepro-
zess durch einen externen Berater/in begleitet 

werden sollte? 

  

Ja Nein 

Gesamt 

Nicht zutreffend 25 (10,8 %) 24 (10,4 %) 49 (21,2 %)

Zutreffend 88 (38,1 %) 37 (16,0 %) 125 (54,1 %)
Unternehmens-
nachfolge ist 
eine Chance Voll zutreffend 40 (17,3 %) 17 (7,4 %) 57 (24,7 %)

 Gesamt 153 (66,0 %) 78 (34,0 %) 231 = 100 %

Quelle: Eigene Berechnung. 

Alle Studierenden erkannten, dass der Übergabeprozess als ein mehrere Jahre andauernder 

Prozess extern begleitet werden sollte, indem 153 Studentinnen (= 66 % aller von Frauen 

                                                 

27 Allerdings wurde nicht zusätzlich geprüft, inwieweit diese Geschlechtsspezifik sich durch die Vertei-
lung auf die Studienfächer ergab. Da Frauen stärker in den Studienfächern vertreten sind, die einer 
Begleitung generell kritisch gegenüberstehen: Wirtschaftswissenschaften, Psychologie etc. 
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gegebenen Antworten) und 174 Studenten (= 65 % aller von Männern gegebenen Antwor-

ten) dieser Aussage zustimmten. Tabelle 4 zeigt die zustimmenden Antworten für die Stu-

dienfächer. Psychologiestudenten und angehende Juristen gaben die geringste Zustimmung 

zur Notwendigkeit einer externen Begleitung des Übergabeprozesses. Juristen sind eine 

Berufsgruppe, die selbst Unternehmensübergaben begleitet, sodass sicherlich persönliche 

Kompetenzen vermutet werden, die eine eigenständige Bewältigung des Übergabeprozes-

ses erlauben. Psychologiestudierende stehen einer Begleitung, ob intern durch den Übertra-

genden oder extern, ablehnender als andere gegenüber.  

Tabelle 4: Anteile zustimmender Antworten hinsichtlich externer Begleitung des Übergabe-
prozesses28 

 Weiblicha) Männlicha) Gesamtb) 

Wirtschaftswissenschaft 65 % 62 % 63 % 

Recht 0 50 % 40 % 

Pädagogik 100 % 80 % 89 % 

Sozialwissenschaften 70 % 44 % 64 % 

Maschinenbau 100 % 54 % 66 % 

Wirtschaftsingenieurwesen 63 % 69 % 66 % 

Bauingenieurwesen / Architektur 80 % 50 % 64 % 

Elektrotechnik 0 83 % 83 % 

Naturwissenschaften 71 % 22 % 58 % 

Mathematik 80 % 100 % 88 % 

Sprachwissenschaften 37 % 0 37 % 

Informatik 64 % 67 % 67 % 

Politikwissenschaften 0 100 % 100 % 

Psychologie 40 % 50 % 44 % 

Geschichte / Altertumswissenschaft 100 % 100 % 100 % 

a) Prozentangabe bezieht sich auf das Geschlecht, b) Prozentangabe bezieht sich auf die Gesamtheit der Ant-
worten 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Expertinnen und Experten, Unternehmerinnen und Unternehmer, Netzwerkpartnerinnen und 

Studierende wurden im Weiteren dazu befragt, bei welchen Aufgaben mit welcher Gewich-

tung ihrer Meinung nach eine externe Begleitung Unterstützung leisten sollte. In der nachfol-

genden Tabelle wurden die Antworten aller Kooperationspartnerinnen und -partner und die 

der Studierenden zusammen gefasst und gegenübergestellt: 

                                                 

28 Nur in der Medizin gab es keine positive Antwort. Allerdings beteiligte sich nur eine Studentin an der 
Beantwortung der Frage.  
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Tabelle 5: Vergleich der Aufgaben des Promotors aus der Sicht der Kooperationspartnerin-
nen und der Studierenden 

Kooperationspartnerinnen Studierende 
(1) Steuerliche, rechtliche und Finanzierungsbe-

ratung (94 %) 
(1) Steuerliche, rechtliche und Finanzierungs- 

beratung (ca. 95 %) 
(2) Planung, Organisation und Steuerung (92 %) (2) Planung, Organisation und Steuerung (92 %) 
(3) Unternehmensbewertung (90 %) (3) Überwachung und Kontrolle (84 %) 
(4) Moderation und Management von Konflikten 

(86 %) 
(4) Kontaktanbahnung (79 %) 

(5) Überwachung / Kontrolle (84 %) 
(5) Beratung zur Unternehmensbewertung und 

Moderation und Management von Konflikten 
(je 78 %) 

(6) Unterstützung bei der Nachfolgersuche 
(81 %) 

(6) Unterstützung bei der Suche nach einer/m 
übergabebereiter/m Unternehmer/in (75 %) 

(7) Kontaktanbahnung (78 %) 
(7) Unterstützung bei der Nachfolgersuche 

(65 %) 
(8) Suche nach übergabebereiter einer/m Unter-

nehmer/in (75 %) 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Meinung zum Aufgabenkreis eines externen Promotors konzentriert sich nach überein-

stimmender Meinung auf fachliche Aufgaben, wie die rechtliche, steuerliche und Finanzie-

rungsberatung. Insgesamt dominieren die fachlichen Aufgaben die Sicht der Kooperations-

partnerinnen, was sicherlich durch ihre einschlägige berufliche Tätigkeit in diesem Feld zu 

erklären ist. Die Prozessbegleitung durch eine Planung, Organisation und Steuerung sowie 

die Überwachung und Kontrolle stehen nach Ansicht der Studierenden gegenüber weiteren 

fachlichen Aufgaben wie der Unternehmensbewertung im Vordergrund. Auch die Moderation 

und das Management von Konflikten werden als vordringliche Aufgabe eines externen Pro-

motors angesehen. 

 Unterstützung bei der Suche nach einer/m übergabebereiten Unternehmer/in, 

 Kontaktanbahnung zu beiden und 

 Moderation und Management von Konflikten. 

62 % der Studentinnen finden die Übernahme der Aufgabe ‚Unterstützung bei der Suche 

nach einer/m übergabebereiten Unternehmer/in’ ‚wichtig’, jedoch nur 51 % der Studenten. 

Eine ähnliche Situation ergibt sich hinsichtlich der Aufgabe ‚Kontaktanbahnung zu beiden’. 

86 % der Studentinnen betrachten dies als ‚wichtig’ oder ‚sehr wichtig’. Studenten sehen dies 

nur zu 72 %.  

Die Tätigkeit eines externen Beraters in der Moderation und im Management von Konflikten 

ist für 31 % der Studentinnen ‚sehr wichtig’, während dies nur 23 % der Studenten gleich 

bedeutsam einschätzen. Die Einschätzung der Bedeutsamkeit der durch die/den Berater/in 

zu übernehmenden Aufgaben wird auch durch das Studienfach beeinflusst: 

 Ingenieure und Naturwissenschaftler sehen einen hohen Beratungsbedarf in steuerli-

chen, rechtlichen und finanziellen Fragen – Wissensgebiete, die ihnen aus ihrem Studi-

um nur unzureichend vertraut sind. 
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 Juristen betonen die Notwendigkeit einer steuerlichen und rechtlichen sowie Finanzie-

rungsberatung, denn schließlich handelt es sich um ein Tätigkeitsfeld dieses Berufsstan-

des und 

 Aufgabenfelder, die die zwischenmenschlichen Beziehungen betreffen, werden geringer 

in ihrer Bedeutsamkeit als Aufgabenfelder eingeschätzt, die einen unmittelbaren fachli-

chen Bezug erkennen lassen. 

Hinsichtlich der Unterstützung der Unternehmensnachfolge durch Promotoren und geeignete 

Maßnahmen zeigen sich primär Unterschiede in den Auffassungen, die durch die Studien-

richtung und damit Fachwissen hervorgerufen werden. Geschlechtsspezifische Unterschiede 

weisen darauf hin, dass Frauen persönliche Kontakte in Unterstützungsangeboten bevorzu-

gen und der Promotorenpersönlichkeit ein hohes Maß an Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

1.3 Fazit und Implikationen für die Entrepreneurship-Forschung 

Unternehmensnachfolge als Existenzgründung 

Aus der Befragung sowie auch aus den in den Workshops geführten Diskussionen ergab 

sich die Bestätigung, dass eine Unternehmensnachfolge einerseits auch Gründungswilligen 

ohne eigene Geschäftsidee eine Existenzgründung ermöglicht und damit ein entscheidendes 

Gründungshindernis abgebaut wird, dies jedoch andererseits nicht bedeutet, dass die poten-

ziellen Gründer keine Vorstellungen darüber benötigen, welche weiteren Merkmale das von 

ihnen zu übernehmende Unternehmen kennzeichnen sollten. Eine gründliche Vorbereitung 

in der Phase der Kontaktanbahnung legt eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg der 

Unternehmensnachfolge einschließlich der Anforderungen an die Qualifikation der/s Nach-

folgerin / Nachfolgers. Gegenüber der Neugründung ändert sich die Rangfolge der als erfor-

derlich angesehenen Qualifikationen, indem beispielsweise Führungskompetenzen und Kon-

fliktlösungspotenzial einen stärkeren Stellenwert erhalten. Damit bestätigt sich die im Pha-

senkonzept eingenommene Sicht, dass über den Erfolg der Unternehmensnachfolge bereits 

in der Phase der Anbahnung und nicht erst mit der Erarbeitung eines Übergabekonzeptes 

entschieden wird. 

Berufs- und Branchenerfahrung gelten als unverzichtbar in der Unternehmensnachfolge, 

während die Ausweitung vorhandener Geschäftskontakte als Chance bei einer Existenz-

gründung durch Unternehmensnachfolge bewertet wurde. Die Unternehmensnachfolge, die 

als ein Aushandlungsprozess zwischen Übergeber und Übernehmer betrachtet werden kann, 

erscheint als ein lang andauernder Prozess, dessen Realisierung extern begleitet werden 

sollte.  

Externe Begleitung der Unternehmensnachfolge durch Promotoren 

Die Merkmale und Besonderheiten des Nachfolgeprozesses gegenüber Existenzgründungen 

wurden diskutiert, um einen Ansatzpunkt für die Frage der Gestaltung der externen Beglei-
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tung zu legen. Es bestätigte sich in der Diskussion, dass die Unternehmensnachfolge als 

Innovationsprozess verstanden werden kann und sich daher ein Promotorenmodell für deren 

Management eignet. Besonders in den Workshops wurde diskutiert, ob ein Coaching oder 

das Promotorenmodell eher für die Prozessbegleitung geeignet sind. Es setzte sich das 

Promotorenmodell als auf den Prozesserfolg ausgerichtetes Managementinstrument durch. 

Das Coaching als Instrument im Personalmarketing bzw. -führung bietet einen personen-

zentrierten Beratungs- und Betreuungsansatz in Wechselbeziehung zur Organisation und 

zum Prozess. Die individuelle Zielfindung und der Weg dahin werden unter Anleitung des 

Coaches gemeinsam erarbeitet und es erfolgt eine kritische Reflexion der Zielerreichung 

gemeinsam mit dem Coach als neutrale Person. Der personenzentrierte Beratungs- und 

Betreuungsansatz eines Coachings wurde als weniger geeignet angesehen, da mit ihm die 

verschiedenen Prozessdimensionen einschließlich der Beziehungsebene nicht ausreichend 

gesteuert werden können. Daher reicht nach übereinstimmender Meinung der Umfang eines 

Coachings als Beratungs- und Betreuungsangebot mit dem Fokus auf Personen oder Grup-

pen in der Unternehmensnachfolge nicht aus. Erst mit einem Promotorenmodell kann über 

die personen- und die phasenbezogene Dimension hinaus die fachbezogene Dimension 

erfüllt werden. Erst eine erfolgreiche Bewältigung aller drei Dimensionen führt zum erfolgrei-

chen Abschluss des Prozesses. 

Promotoren werden in der Unternehmensnachfolge primär als Prozess- und Beziehungs-

promotoren gefordert. Sie verbinden in einer Person die intra- und interorganisationale Per-

spektive. Sie übernehmen sichernde und begleitende Aufgaben, wie die Partnersuche, Kon-

taktanbahnung, Planung / Organisation / Steuerung, die Überwachung und Kontrolle, und 

das Management und der Moderation von Konflikten jeweils sowohl zwischen den Akteuren 

als auch über die Grenzen der Organisation hinaus. Diese Aufgaben wurden durch die empi-

rische Forschung bestätigt.  

Einerseits sollten Promotoren fachliche Aufgaben an externe Spezialisten delegieren, um 

Interessenkonflikte in der Beratung beider Akteure zu vermeiden. Promotoren müssen sich 

neben den Prozess stellen und haben sich nur dem sachlichen Ziel‚ erfolgreicher Abschluss 

des Übertragungsprozesses zur Sicherung der langfristigen Existenz des Unternehmens als 

Organisation’, nicht aber einzelnen Personen verpflichtet zu fühlen. Vor diesem Hintergrund 

moderieren sie Aushandlungsprozesse zwischen den Akteuren, die fachliche Inhalte haben.  

Die Aufgabe eines Machtpromotors entfällt für Übergabeprozesse. Promotoren verfügen 

über keinerlei hierarchisches Potenzial innerhalb der Organisation zur Durchsetzung ihrer 

Vorschläge. Allein die Anerkennung ihrer Person und der Respekt und das Vertrauen, dass 

ihnen sowohl der Übergeber als auch der Nachfolge entgegenbringen, sichert die Akzeptanz 

ihrer Beratung. Wenn der Übertragende und der Übernehmende sich für die Person eines 
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Promotors entschieden haben, dann erkennen sie seine Kompetenz in der Steuerung des 

Prozesses usw. an. Er moderiert notwendige Diskussionen im Entscheidungsprozess.  

Die Entscheidung treffen und realisieren letztlich der potenzielle Nachfolger und der Übertra-

gende. Zur Entscheidungsvorbereitung und -unterstützung trägt der Promotor durch die 

Übernahme folgender Dimensionen bei: 

 rechtliche, steuerliche und Finanzierungsberatung (F), 

 Planung, Organisation und Steuerung (Ph), 

 Überwachung und Kontrolle (Ph), 

 Kontaktanbahnung (Pe),  

 Beratung zur Unternehmensbewertung (F), 

 Moderation und Management von Konflikten (Pe), 

 Unterstützung bei der Suche nach einer/m übergabebereiter/m Unternehmer/in bzw.  

 Unterstützung bei der Nachfolgersuche (Ph / Pe).29 

Der Umfang und die Vielfalt der lösenden Aufgaben werfen die Frage nach der Qualifikation 

von Promotoren auf. Während bisher die Sicht auf die fachlichen Qualifikationen die Ein-

schätzung der Eignung der eine Unternehmensnachfolge begleitenden Personen dominierte, 

gewinnen aufgrund der Forschungsergebnisse auch Kenntnisse und Fähigkeiten aus den 

Sozial- und Humanwissenschaften an Bedeutung. Außerfachliche Kompetenzen des mit der 

Unternehmensnachfolge befassten Personenkreises der Finanz-, Steuer- und Unterneh-

mensberater werden für das Management des hochkomplexen Prozesses Unternehmens-

nachfolge bedeutsam. Für die Forschung stellen sich u. a. damit die Fragen 

 Über welche Kompetenzen verfügen die heute in der Unternehmensnachfolge tätigen 

Beraterinnen und Berater? 

 Welche zusätzlichen Kompetenzen benötigen sie? 

 Wie können diese zusätzlichen Kompetenzen vermittelt werden?  

Erst die Antwort auf diese und weitere Fragen erlaubt die Fortentwicklung des Promotoren-

ansatzes im Sinn einer flexiblen Übertragung auf Innovationsprozesse unterschiedlichen 

Charakters. 

 

 

 

29 Legende: F = Fachbezogene Dimension; Ph = Phasenbezogene Dimension; Pe = Personenbezo-
gene Dimension 
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Gründungen von Personen mit Migrationshintergrund:   
Implikationen von Enklaveneffekten für die Gründungsförderung 

Marcus Wagner (Julius-Maximilians-Universität Würzburg und BETA Strasbourg) 

Kurzzusammenfassung 

Das vorliegende Kapitel untersucht, ob für Personen mit Migrationshintergrund in Deutsch-

land Enklaveneffekte relevant sind und welche Implikationen sich daraus für die Gründungs-

förderung ergeben. Die Untersuchung zeigt, dass die Einkünfte von Selbstständigen mit 

Migrationshintergrund branchenabhängig variieren, was unter anderem auf Enklaveneffekte 

zurückführbar ist. Dies betrifft vor allem die Bruttostundeneinkünfte ausländischer Selbst-

ständiger in den Branchen EDV, Kraftfahrzeughandel, Bildungswesen und Transportwesen. 

Personen mit Migrationshintergrund können durch die Selbstständigkeit daher nur bedingt 

einen Anstieg ihrer Einkünfte realisieren. Darüber hinaus können regionale Effekte für die 

Bundesländer Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Baden-Württemberg identifi-

ziert werden. Simultan und parallel existieren auch generelle Zeiteffekte auf die Stundenein-

künfte. Im Hinblick auf die Gründungsförderung lässt sich aus den Ergebnissen ein Differen-

zierungsbedarf ableiten. Mikrofinanzierungsansätzen kann eine wichtige Rolle für eine ge-

steigerte Wirksamkeit von Förderungsaktivitäten zugeordnet werden. 

1 Einleitung 

In Deutschland gewinnt die Gruppe der selbstständigen Ausländer zunehmend an Bedeu-

tung. Untersuchungen zufolge hat sich die Zahl der ausländischen Selbstständigen in den 

letzten 25 Jahren mehr als verdoppelt (Öztürk 2001) und liegt heute bei rund 625.000 (Di 

Bella und Leicht 2011).  

Dieser starke und überproportionale Anstieg steht in einem starken Kontrast zu den Mitte 

2010 bekannt gewordenen fragwürdigen und pauschalisierenden Äußerungen eines Mitglie-

des des Vorstands der Deutschen Bundesbank. Nicht nur vor diesem Hintergrund ist nach 

Gründen für den Anstieg und hier vor allem nach der Rolle der Gründungsförderung zu fra-

gen. Insbesondere ist unklar, ob der zu beobachtende kontinuierliche Anstieg auch eine 

vermehrte Integration von Ausländern nach sich zieht, denn dies ist letztlich nicht a priori 

sondern nur empirisch zu beantworten. 

Die vorliegende Arbeit versucht daher, Erkenntnisse für die Gründungsförderung aus den 

Ergebnissen einer empirischen Untersuchung auf Basis von Daten des sozioökonomischen 
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Panels (SOEP) zu gewinnen und dabei über die Inzidenz von Enklaveneffekten auch zu Er-

kenntnissen zu Einkommens- und (indirekt) Integrationswirkungen zu gelangen.1 

2 Entwicklung von Forschungsfragen 

Fertala (2006) betont, dass trotz wachsender Literatur zu ausländischer Selbstständigkeit die 

Gründe für letztere noch nicht hinreichend untersucht sind. Ein Ausgangspunkt für eine de-

taillierte Untersuchung ist die Theorie der Enklaveneffekte. Der Definition von Parker (2004, 

S. 120) folgend sind geografische oder regionale Enklaven “geographical clusters of ethnic 

group members who from self-supporting economic communities“. Dies kann sich auch auf 

die Existenz von Nischenabsatzmärkten für eine bestimmte ethnische Gruppe oder die Ver-

fügbarkeit spezialisierter Arbeitskräfte der ethnischen Gruppe beziehen (Light und Bonacich 

1988).  

Neben geografischen werden in der Literatur auch sektorale Enklaven diskutiert (UN 2004). 

Enklaven werden demnach in Verbindung gebracht mit der Konzentration selbstständiger 

Ausländer in bestimmten Industriesektoren, so insbesondere im Handel, dem Dienstleis-

tungsgewerbe (z. B. Wäschereien, Gaststättengewerbe oder Taxiunternehmen) sowie in der 

Bekleidungs- und Lebensmittelbranche (Aldrich et al. 1985; Borjas 1986), aber auch mit eher 

manuellen oder Dienstleistungstätigkeiten (Becker 1984, Clark und Drinkwater 1998).  

Die Resultate der vorhandenen Untersuchungen zu Einkommenseffekten ausländischer 

Selbstständigkeit (so etwa Leicht et al. 2006; Portes und Zhou 1996) raten dazu, regionale 

und sektorale Enklaveneffekte für Deutschland auf Basis des Bruttostundenlohns zu analy-

sieren, etwa bezogen auf Effekte der Gründungsförderung oder die Existenz von Diskriminie-

rungseffekten (Myrdal 1944; Bates 1997; Fairlie 1999; Blaschke 2001). 

Aus diesen Überlegungen ergeben sich eine Reihe von Forschungsfragen: Verdienen 

selbstständige Ausländer besser als angestellt beschäftigte Ausländer? Wird der Bruttostun-

denlohn ausländischer Selbstständiger von regionalen oder sektoralen Enklaveneffekten 

moderiert? Welche Implikationen ergeben sich daraus für die Gründungsförderung? 

3 Datensatz und methodisches Vorgehen 

Die nachfolgend berichteten Ergebnisse basieren auf einer Untersuchung des Sozioökono-

mischen Panels (SOEP). Als Ausländer im Sinn der Untersuchung werden Personen ver-

standen, die zum Zeitpunkt der Befragung im Rahmen des SOEP nicht die deutsche Staats-

bürgerschaft hatten. 

 

1 Die Untersuchung erfolgt aus der Perspektive des Individuums, sodass die Rolle von Ausländern im 
Rahmen von Teamgründungen nicht direkt untersucht wird, wie dies etwa bei Chaganti et al. (2006) 
erfolgt. 
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Die Untersuchung greift auf die Wellen 1984–2004 zurück, wobei, da Pistrui et al. (2000) 

deutliche Unterschiede zwischen west- und ostdeutschen Existenz- und Unternehmensgrün-

dern festhalten, nur Personen aus Westdeutschland berücksichtigt wurden, die mindestens 

25 Stunden pro Woche arbeiten. Da es gerade in den letzten Jahrzehnten zu einer Annähe-

rung der Normal- und insbesondere Erwerbsbiografien von Männern und Frauen kam, die 

sich auch auf ökonomische Aspekte wie etwa die Erwerbstätigkeit auswirkt (Beck-Gernsheim 

1983), erfolgte keine Einschränkung auf männliche SOEP-Probanden, wie sie in anderen 

Studien mitunter vorgenommen wurde (Block und Sander 2009; Block und Wagner 2010).  

Um die Auswirkungen der Nationalität (Deutsch oder Ausländer) und des Tätigkeitsstatus 

(Arbeitnehmer oder Unternehmer) auf den Bruttostundenlohn zu analysieren, wird ein Ein-

kommensgleichungs-Modell zu Grunde gelegt, dessen abhängige Variable alternativ der 

Bruttostundenlohn beziehungsweise dessen Logarithmus ist. Enklaveneffekte werden durch 

Interaktionsterme ausländischer Selbstständigkeit mit Regionen und Sektoren gemessen. 

Ebenfalls werden in der Literatur übliche Kontrollvariablen in der multivariaten Regressions-

analyse berücksichtigt (Lang-von Wins und Kaschube 2007; Block und Sander 2009; Block 

und Wagner 2010). 

In allen Modellschätzungen sind Jahres-, Länder- und Branchendummies im Modell berück-

sichtigt. Die Tabellen 1 bis 4 stellen die zentralen (und stabilen) Ergebnisse bezogen auf 

mögliche Enklaveneffekte dar. 

4 Resultate der empirischen Analyse 

In allen Modellen ist eine Selbstständigkeit signifikant positiv assoziiert mit dem Stundenver-

dienst und dem Logarithmus des Bruttostundenlohns bzw. -einkommens, hingegen die Tat-

sache, ob jemand Ausländer ist, nur mit der letzteren Variable. Ausländische Selbstständig-

keit, d. h. der Interaktionsterm der beiden vorgenannten Variablen, ist durchgängig in allen 

Modellvarianten, die untersucht wurden, insignifikant. Die Arbeitszeit ist durchgängig signifi-

kant negativ mit dem Stundenverdienst assoziiert. Für die Schätzungen bis inklusive dem 

Jahr 2004 sind die inkludierten Jahresdummies alle signifikant negativ relativ zum Bezugs-

jahr 2004 (bis auf das Jahr 2003 für die Sensitivitätsschätzung mit dem Logarithmus des 

Bruttostundenlohns als abhängiger Variable). Dies bedeutet, dass auch nach Kontrolle für 

eine Vielzahl von anderen erklärenden Variablen die Stundenlöhne über den gesamten Zeit-

raum betrachtet signifikant gestiegen sind (allerdings nicht zwingend von Jahr zu Jahr). Ge-

nauso stellt es sich für die Schätzungen bis inklusive 2002 (mit Bezugsjahr 2002) dar. Hier 

sind sogar in beiden Modellvarianten alle Jahresdummies signifikant negativ. Die Stunden-

löhne liegen im Vergleich zu 2002 im ersten Jahr des Analysezeitraums (1984) rund 10 EUR 

unter dem Wert von 2002 und im Jahr 2001 noch rund 2,50 EUR darunter. Die Berücksichti-

gung von Jahresdummies ist damit ex post gerechtfertigt. 
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Tabelle 1: Schätzergebnisse für Bruttostundenlohn bis 2002 

Variable Koeffizient 
Ausländer 0,751  (2,345)   

Selbstständig 19,601  (1,240)***  

Selbstständiger Ausländer 54,242  (45,646)   

Arbeitszeit -2,407  (0,021)***  

Arbeitslosigkeit -4,933  (0,581)***  

Bildung 2,995  (0,282)***  

Berufserfahrung 2,508  (0,149)***  

Berufserfahrung quadriert -0,034  (0,002)***  

Log Einkommen aus Geldvermögen 0,351  (0,087)***  

Tätigkeit im Beruf 2,494  (0,544)***  

Verheiratet -3,500  (0,681)***  

Selbst. Ausländer*Hamburg 3,275  (31,927)   

Selbst. Ausländer*Niedersachsen -35,437  (30,751)   

Selbst. Ausländer*Bremen / Schleswig-Holstein -0,479  (0,302)   

Selbst. Ausländer*Nordrhein-Westfalen 9,088  (28,752)   

Selbst. Ausländer*Hessen -8,308  (29,131)   

Selbst. Ausländer*Rheinland-Pfalz / Saarland 0,417  (30,602)   

Selbst. Ausländer*Baden-Württemberg -16,593  (28,445)   

Selbst. Ausländer*Bayern -33,273  (29,255)   

Selbst. Ausländer* Hotel- und Gaststättengewerbe -56,289  (43,238)   

Selbst. Ausländer*Landwirtschaftsbetriebe -14,872  (64,099)   

Selbst. Ausländer*Bauindustrie -33,121  (36,377)   

Selbst. Ausländer*Handel -30,356  (36,488)   

Selbst. Ausländer*Gastronomie -29,621  (36,113)   

Selbst. Ausländer*Transportgewerbe 20,190  (36,916)   

Selbst. Ausländer*Bankenwesen -30,779  (36,356)   

Selbst. Ausländer*EDV-Branche 4,918  (40,962)   

Selbst. Ausländer*Beratungswesen -58,106  (36,822)   

Selbst. Ausländer*Bildungswesen -82,665  (39,054)*  

Selbst. Ausländer*Gesundheitswesen -57,700  (41,055)   

Selbst. Ausländer*Kultur- / Sportwesen -37,401  (39,464)   

Selbst. Ausländer*Verarbeitende Industrie -25,388  (36,424)   

Selbst. Ausländer*KfZ-Handel -60,067  (38,588)   

Selbst. Ausländer*andere Branche -71,911  (37,043)†  

R2 innerhalb / dazwischen / insgesamt  0,1625/0,0403/0,0743 

Hausman-Test 324,31*** 

Anzahl Beobachtungen (Personen) 100.501 (18,742) 

F 214,25*** 

Signifikanzniveaus: † p<0,1; * p<0,05; ** p<0,01; *** p<0,001; Daten: SOEP 
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Tabelle 2: Schätzergebnisse für log (Bruttostundenlohn) bis 2002 

Variable Koeffizient 
Ausländer 0,048   (0,016)**  
Selbstständig 0,064   (0,009)***  

Selbstständiger Ausländer 0,275   (0,320)   

Arbeitszeit -0,020  (0,000)***  

Arbeitslosigkeit -0,059  (0,004)***  

Bildung 0,040   (0,002)***  

Berufserfahrung 0,036   (0,001)***  

Berufserfahrung quadriert -0,001  (0,000)***  

Log Einkommen aus Geldvermögen 0,003   (0,001)***  

Tätigkeit im Beruf 0,045   (0,004)***  

Verheiratet -0,008  (0,005)†   

Selbst. Ausländer*Hamburg 0,053   (0,224)   

Selbst. Ausländer*Niedersachsen -0,499  (0,216)*   

Selbst. Ausländer*Bremen / Schleswig-Holstein -0,072  (0,035)*   

Selbst. Ausländer*Nordrhein-Westfalen 0,031   (0,202)   

Selbst. Ausländer*Hessen -0,081  (0,204)   

Selbst. Ausländer*Rheinland-Pfalz / Saarland 0,153   (0,215)   

Selbst. Ausländer*Baden-Württemberg -0,139  (0,200)**  

Selbst. Ausländer*Bayern -0,087  (0,205)   

Selbst. Ausländer*Großhandel -0,320  (0,304)   

Selbst. Ausländer*Landwirtschaftsbetriebe 0,464   (0,450)   

Selbst. Ausländer*Bauindustrie 0,002   (0,255)   

Selbst. Ausländer*Handel 0,042   (0,256)   

Selbst. Ausländer* Hotel- und Gaststättengewerbe 0,089   (0,253)   

Selbst. Ausländer*Transportgewerbe 0,389   (0,259)   

Selbst. Ausländer*Bankenwesen -0,161  (0,255)   

Selbst. Ausländer*EDV-Branche 0,364   (0,288)   

Selbst. Ausländer*Beratungswesen -0,021  (0,258)   

Selbst. Ausländer*Bildungswesen -0,358  (0,274)   

Selbst. Ausländer*Gesundheitswesen -0,057  (0,288)   

Selbst. Ausländer*Kultur- / Sportwesen 0,169   (0,277)   

Selbst. Ausländer*Verarbeitende Industrie 0,013   (0,191)   

Selbst. Ausländer*KfZ-Handel -0,450  (0,271)†   

Selbst. Ausländer*andere Branche -0,079  (0,260)   

R2 innerhalb / dazwischen / insgesamt  0,3485/0,1494/0,1876 
Anzahl Beobachtungen (Personen) 100.501 (18.742) 

F 590,57*** 

Signifikanzniveaus: † p<0,1; * p<0,05; ** p<0,01; *** p<0,001; Daten: SOEP;  

Random/Fixed Effects entsprechend Tabelle I 
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Tabelle 3: Schätzergebnisse für Bruttostundenlohn bis 2004 

Variable:         Koeffizient 
Ausländer 1,989   (2,090)   
Selbstständig 19,925  (1,112)*** 

Selbstständiger Ausländer -10,861  (41,020)  

Arbeitszeit -2,305  (0,019)*** 

Arbeitslosigkeit -4,324  (0,516)*** 

Bildung 2,944   (0,246)*** 

Berufserfahrung 2,574   (0,132)*** 

Berufserfahrung quadriert -0,034  (0,002)*** 

Log Einkommen aus Geldvermögen 0,411   (0,079)*** 

Tätigkeit im Beruf 0,061   (0,005)*** 

Verheiratet -3,147  (0,625)*** 

Selbst. Ausländer*Hamburg -0,137  (0,272)   

Selbst. Ausländer*Niedersachsen -29,296  (30,132)  

Selbst. Ausländer*Bremen / Schleswig-Holstein 10,819  (52,834)  

Selbst. Ausländer*Nordrhein-Westfalen 16,296  (28,490)  

Selbst. Ausländer*Hessen -4,282  (28,850)  

Selbst. Ausländer*Rheinland-Pfalz / Saarland 7,091   (29,801)  

Selbst. Ausländer*Baden-Württemberg -9,388  (28,289)  

Selbst. Ausländer*Bayern -22,623  (28,997)  

Selbst. Ausländer*Großhandel -35,966  (37,058)  

Selbst. Ausländer*Immobiliengewerbe 59.779  (46,303)  

Selbst. Ausländer*Bauindustrie 22,328  (29,778)  

Selbst. Ausländer*Handel 24,896  (30,673)  

Selbst. Ausländer*Gastronomie 29,158  (30,286)  

Selbst. Ausländer*Transportgewerbe 69,335  (31,061)*  

Selbst. Ausländer*Bankenwesen 31,542  (34,108)  

Selbst. Ausländer*EDV-Branche 69,949  (35,613)† 

Selbst. Ausländer*Beratungswesen 12,533  (30,887)  

Selbst. Ausländer*Bildungswesen -15,567  (32,934)  

Selbst. Ausländer*Gesundheitswesen -4,542  (35,204)  

Selbst. Ausländer*Kultur- / Sportwesen 37,773  (33,539)  

Selbst. Ausländer*Verarbeitende Industrie 38,565  (30,492)  

Selbst. Ausländer*KfZ-Handel -3,830  (0,329)   

Selbst. Ausländer*andere Branche 0,372   (33,633)  

R2 innerhalb / dazwischen / insgesamt 0,1584/0,0486/0,0798 
Hausman-Test 128,48*** 

Anzahl Beobachtungen (Personen) 116.849 (19.721) 

F 237,14*** 

Signifikanzniveaus: † p<0,1; * p<0,05; ** p<0,01; *** p<0,001; Daten: SOEP 
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Tabelle 4: Schätzergebnisse für log (Bruttostundenlohn) bis 2004 

Variable:         Koeffizienten 
Ausländer 0,046   (0,015)**  
Selbstständig 0,059   (0,008)***  

Selbstständiger Ausländer -0,002  (0,296)   

Arbeitszeit -0,019  (0,000)***  

Arbeitslosigkeit -0,057  (0,004)***  

Bildung 0,039   (0,002)***  

Berufserfahrung 0,037   (0,001)***  

Berufserfahrung quadriert -0,001  (0,000)***  

Log Einkommen aus Geldvermögen 0,003   (0,001)**  

Tätigkeit im Beruf 0,050   (0,004)***  

Verheiratet -0,017  (0,006)**  

Selbst. Ausländer*Hamburg 0,147   (0,226)   

Selbst. Ausländer*Niedersachsen -0,455  (0,215)*   

Selbst. Ausländer*Bremen / Schleswig-Holstein 0,050   (0,382)   

Selbst. Ausländer*Nordrhein-Westfalen 0,061   (0,206)   

Selbst. Ausländer*Hessen -0,039  (0,208)   

Selbst. Ausländer*Rheinland-Pfalz / Saarland 0,200   (0,215)   

Selbst. Ausländer*Baden-Württemberg -0,083  (0,204)   

Selbst. Ausländer*Bayern -0,161  (0,210)   

Selbst. Ausländer*Großhandel -0,064  (0,268)   

Selbst. Ausländer*Immobiliengewerbe 0,244   (0,335)   

Selbst. Ausländer*Bauindustrie 0,181   (0,215)   

Selbst. Ausländer*Handel 0,267   (0,222)   

Selbst. Ausländer*Hotel- und Gaststättengewerbe 0,306   (0,219)   

Selbst. Ausländer*Transportgewerbe 0,506   (0,224)*   

Selbst. Ausländer*Bankenwesen 0,121   (0,246)   

Selbst. Ausländer*EDV-Branche 0,640   (0,335)*   

Selbst. Ausländer*Beratungswesen 0,263   (0,223)   

Selbst. Ausländer*Bildungswesen -0,048  (0,238)   

Selbst. Ausländer*Gesundheitswesen 0,125   (0,254)   

Selbst. Ausländer*Kultur- / Sportwesen 0,289   (0,242)   

Selbst. Ausländer*Verarbeitende Industrie 0,280   (0,220)   

Selbst. Ausländer*KfZ-Handel -0,220  (0,243)   

Selbst. Ausländer*andere Branche 0,170   (0,225)   

R2 innerhalb / dazwischen / insgesamt 0,3280/0,1730/0,2096 
Anzahl Beobachtungen (Personen) 116.849 (19.721) 

F 615,10*** 

Signifikanzniveaus: † p<0,1; * p<0,05; ** p<0,01; *** p<0,001; Daten: SOEP;   

Random / Fixed Effects entsprechend Tabelle III 

Im Hinblick auf regionale Enklaveneffekte ist historisch teilweise eine Konzentration von 

Migrationsströmen auf wenige Bundesländer zu verzeichnen, sodass dort tendenziell Enkla-

veneffekte für Selbstständige mit Migrationshintergrund am größten sein sollten. So sind auf 

Basis von Daten aus der Bevölkerungsfortschreibung der statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder (Stand: 2006) die Anteile der ausländischen Bevölkerung an der Gesamtbe-

völkerung der Bundesländer Hamburg (14,2 %), Berlin (13,9 %) und Bremen (12,7 %) am 



214 Marcus Wagner 

 

höchsten, gefolgt von Baden-Württemberg (11,8 %), Hessen (11,3 %) und Nordrhein-

Westfalen (10,6 %). In den restlichen Bundesländern liegt der Anteil der ausländischen Be-

völkerung an der Gesamtbevölkerung unter 10 % (Durchschnitt für Deutschland insgesamt: 

8,8 %). Wie die Tabellen 1 bis 4 zeigen, sind signifikante Effekte auf die Bruttostundenein-

künfte von Selbstständigen mit Migrationshintergrund vor allem für die Bundesländer Bre-

men, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Baden-Württemberg zu verzeichnen. Dies sind 

sowohl Bundesländer mit über- wie auch mit unterdurchschnittlichem Anteil von Migranten 

an der Gesamtbevölkerung. Daher legen die empirischen Befunde nahe, dass historisch 

entstandene Disparitäten im Anteil der Ausländer an der Gesamtbevölkerung der Bundes-

länder kaum Einfluss auf Einkommensunterschiede und Enklavenwirkungen haben und inso-

fern auch für die Gründungsförderung und ihre Weiterentwicklung nicht von besonderer Be-

deutung sind. Im Hinblick auf sektorale Enklaveneffekte sind signifikant positive Koeffizienten 

(und damit höhere Bruttostundeneinkünfte) aus den in den Tabellen 1 bis 4 wiedergegebe-

nen Schätzungsresultaten insbesondere in der EDV- und der Transportbranche zu verzeich-

nen, und zwar unabhängig von der gewählten Spezifikation. Dagegen scheint eine Selbst-

ständigkeit in den Bereichen Bildungswesen und Kraftfahrzeughandel bei einem Migrations-

hintergrund eher zu unterdurchschnittlichen Einkünften zu führen.  

Zu berücksichtigen ist bei der Interpretation dieser Ergebnisse, dass die im SOEP berichte-

ten Brancheneinstufungen der Befragungsteilnehmer von diesen auf Basis einer Selbstein-

schätzung identifiziert werden. Insofern würden von Selbstständigen mit Migrationshin-

tergrund betriebene Taxiunternehmen ein denkbares Beispiel sein, es kämen allerdings auch 

andere Tätigkeiten in Betracht. Mag die Streuung der möglichen Tätigkeiten für die Trans-

portbranche relativ eng sein, so könnte sie dennoch in anderen Branchen breiter streuen, 

sodass in der Auswertung der mögliche Unterschied in der Streuung der Tätigkeiten über die 

Branchen hinweg eine Auswirkung haben kann. Im Hinblick auf die Branche des Bildungs-

wesens wäre etwa eine selbstständige Tätigkeit als Fitnesstrainer ebenso wie eine Tätigkeit 

als Privatlehrer denkbar wie sie aufgrund der Gepflogenheiten in einigen historischen An-

werbeländern als mögliche Alternative für eine Selbstständigkeit infrage kommt (so etwa 

aufgrund der Tradition des Frontistirio in Griechenland). Aufgrund der Unterschiede zwischen 

den Traditionen in den verschiedenen (historischen wie auch neueren) Anwerbe- und Her-

kunftsländern wäre hier Heterogenität in der Tätigkeitenverteilung innerhalb einer Branche 

über unterschiedliche Migrantengruppen zu erwarten, die auch bei der Interpretation der 

Brancheneffekte (beziehungsweise damit gegebenenfalls verbundener sektoraler Enklaven-

effekte) auf die Stundeneinkünfte von Selbstständigen mit Migrationshintergrund zu berück-

sichtigen sind. Diese Unterschiede sind auch eine mögliche Erklärung dafür, dass sektorale 

Effekte in den empirischen Ergebnissen vergleichsweise wenig stark ausgeprägt sind. 
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5 Diskussion und Schlussfolgerungen  

Im Hinblick auf die eingangs formulierten Forschungsfragen lassen sich simultan und parallel 

zu Enklaveneffekten bei ausländischen Selbstständigen auch generelle Zeiteffekte bei den 

Stundeneinkünften allgemein identifizieren. Auf Basis der empirischen Ergebnisse kann fest-

gehalten werden, dass selbstständige Ausländer grundsätzlich nicht besser, aber auch nicht 

schlechter verdienen als angestellt beschäftigte Ausländer. Diese Aussage ist aber dahinge-

hend zu differenzieren, dass der Bruttostundenlohn ausländischer Selbstständiger von regi-

onalen oder sektoralen Enklaveneffekten moderiert und zwar insbesondere in den Branchen 

EDV, Kraftfahrzeughandel, Bildungswesen und Transportwesen sowie den Bundesländern 

Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Baden-Württemberg. Somit lässt sich fest-

halten, dass Personen mit Migrationshintergrund durch den Eintritt in die Selbstständigkeit 

nur bedingt einen Anstieg des Bruttostundenlohns erzielen, da dieser insbesondere nach 

Industrien zu differenzieren ist.  

Eine Möglichkeit, wie diese Differenzen weiter angeglichen werden könnten, ist eine effekti-

vere Gründungsförderung, da die entsprechende Literatur eine geringe Nutzung von För-

dermöglichkeiten in Verbindung mit häufigen Gründungen aus der Not und Arbeitslosigkeit 

heraus festhält (Floeting et al. 2005; Leicht et al. 2005). Dies ist insbesondere relevant, da 

Personen mit Migrationshintergrund auf Basis der SOEP-Daten sowohl uni- wie auch multi-

variat mit höherer Wahrscheinlichkeit aus der Not heraus gründen. Dies ist das Ergebnis 

einer explorativen Untersuchung der Daten, wenn auf Basis der Definition von Block und 

Wagner (2010) Gründungen aus der Not heraus im SOEP empirisch operationalisiert wer-

den. Bei Kontrolle für Bildungsniveau, Alter und Geschlecht beträgt das odds ratio für Indivi-

duen mit Migrationshintergrund 3,1. Univariat liegt der Anteil von Gründern aus der Not bei 

der Gruppe der Befragten mit Migrationshintergrund bei 6,7 %, bei Befragten ohne Migrati-

onshintergrund dagegen bei 2,4 %. Diese Befunde sind eine mögliche Erklärung dafür, wa-

rum der Interaktionsterm aus Migrationshintergrund und Selbstständigkeit in den berichteten 

Regressionen nicht signifikant ist, denn es wurde nachgewiesen, dass Gründungen aus der 

Not heraus signifikant niedrigere Einkünfte erzielen (Block und Sandner 2009; Block und 

Wagner 2010). 

Für die Gründungsförderung ergibt sich aus den Befunden der vorliegenden Untersuchung 

und diesen Befunden insbesondere Klärungsbedarf im Hinblick auf die Frage, inwiefern die 

bestehenden Förderinstrumente in der Lage sind, die Quote selbstständiger Ausländer ohne 

Enklavenbezug weiter zu erhöhen, etwa im Hinblick auf das Ausbildungsverhalten ausländi-

scher Selbstständiger (Handelsblatt 2008). Zwar wird eine grundsätzlich engagierte und viel-

fältige Gründungsförderung in Deutschland festgehalten, allerdings gleichzeitig auf Schwä-

chen im Hinblick auf das kommunale Beratungsangebot, die gründungsbezogene Aus- und 

Weiterbildung und die Engmaschigkeit des Angebots hingewiesen (Brixy et al. 2009; Leicht 
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et al. 2005). Insbesondere hinsichtlich ausländischer Selbstständigkeit ist ferner festzuhalten, 

dass ein breites Gründungsförderungsangebot auf nachfrageseitige Probleme trifft, speziell 

bei ausländischen Gründerinnen (Leicht et al. 2009; Leicht et al. 2005) Hieraus ergibt sich 

sicher ein Bedarf für eine speziell auf Migrantinnen ausgerichtete Gründungsförderung, be-

ziehungsweise allgemeiner auf ein zielgruppenorientiertes Gründungsförderungsangebot im 

Hinblick auf ausländische Selbstständigkeit (Leicht et al. 2009). Letzteres betrifft unter ande-

rem die Gründungsförderung im schulischen Bereich und die Vermeidung von Gründungen 

aus der Not heraus, etwa durch die Verzahnung der Gründungsförderung mit Qualifizie-

rungs- und Existenzsicherungsmaßnahmen, da beide Aspekte für die Selbstständigkeit aus-

ländischer Mitbürger (u. a. aufgrund des höheren Diskriminierungspotenzials am Arbeits-

markt) wie zuvor detailliert dargelegt tendenziell relevanter sind.  

Obwohl Deutschland erst seit kurzem ein Gründungsland ist, sodass Gründungsförderungs-

angebote insgesamt noch in der Entwicklung sind und damit auch für ausländische Selbst-

ständige die Gründungsförderung noch Optimierungspotenzial bietet (Bergmann und Stern-

berg 2006), wäre zu erwarten, dass die skizzierte Fokussierung, Intensivierung und Vernet-

zung des Gründungsförderungsangebots insbesondere im Hinblick auf Gründungswillige und 

-interessierte mit Migrationshintergrund Verbesserungen im Hinblick auf den Gründungser-

folg (unter anderem im Hinblick auf die Nachhaltigkeit der Gründung, die Höhe der Einkünfte 

aus selbstständiger Tätigkeit und das Wachstum des neu gegründeten Unternehmens) mit 

sich bringt. 

So ist einerseits das Bildungsniveau von Selbstständigen (gemessen auf Basis des höchsten 

Berufsabschlusses) aus Anwerbestaaten geringer als von Selbstständigen mit Migrationshin-

tergrund etwa aus Österreich oder den Vereinigten Staaten (Leicht et al. 2006). Während 

Selbstständige aus Anwerbestaaten zu knapp unter 40 % keinen Abschluss und zu knapp 

unter 45 % eine Lehre absolviert haben, liegt bei etwas über 50 % der Selbstständigen aus 

den Vereinigten Staaten ein universitärer oder ein Fachhochschulabschluss vor. Dies legt 

nahe, dass eine umfangreichere Gründungsförderung notwendig ist, oder zumindest eine 

höhere Wirkung erzielen sollte. 

Weiterhin fokussieren Gründungen von Personen aus Anwerbestaaten stärker auf spezifi-

sche Branchen (insbesondere Handel und Gastgewerbe), was sie unter Umständen stärker 

einem Risiko von Enklaveneffekten aussetzt. So sind Selbstständige aus Anwerbestaaten zu 

60 % im Handel (inklusive Großhandel) und im Gastgewerbe tätig, wobei für türkische 

Selbstständige ein verhältnismäßig höherer Anteil im Handel zu verzeichnen ist (30 % gegen 

über 20 % für andere Anwerbestaaten), der unter Umständen ein stärkeres Potenzial für 

Enklaveneffekte birgt. Dagegen liegt der Anteil der in Deutschland arbeitenden österreichi-

schen Selbstständigen, die im Handel oder Gastgewerbe tätig sind, bei nur 20 %. Auch aus 

dieser Sicht wäre zu erwarten, dass Gründungsförderungsmaßnahmen, die sich gezielt an 
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Gründungsinteressierte oder -willige mit Migrationshintergrund richten, eine überdurch-

schnittlich hohe Wirksamkeit und damit aller Wahrscheinlichkeit nach auch ein sehr gutes 

und überdurchschnittliches Nutzen-Kosten-Verhältnis mit sich brächten. 

Neben diesen Gründen für eine hohe Wirksamkeit gezielter Gründungsförderung im Migrati-

onskontext ist zusätzlich noch eine Steigerung der Wirksamkeit durch die Erwerbsstrukturen 

der historisch stärksten Anwerbeländer zu erwarten. Diese sind, anders als zuvor, für 

Deutschland dargestellt, schon lange Gründungsländer mit hohen Selbstständigkeitsquoten. 

So liegt in Griechenland die Selbstständigenquote bei etwa 27 % der gesamten Erwerbsbe-

völkerung, in der Türkei bei rund 24 %, in Italien bei etwa 22 % und in Portugal und Rumä-

nien bei knapp unter 20 % (Eurostat, 2009). Damit ergibt sich grundsätzlich ein hohes sozio-

kulturell begründetes Potenzial für Gründungsaktivitäten von Migranten insbesondere aus 

den traditionellen Anwerbestaaten für eine Selbstständigkeit in Deutschland. Allerdings ist 

hier zu berücksichtigen, dass die genannten Selbstständigenquoten immer auch einen ho-

hen Anteil so genannter Solo-Selbstständiger (dies sind Selbstständige, deren Gründungen 

vor allem als Existenz- und weniger als Unternehmensgründungen zu verstehen sind) ent-

halten. In allen zuvor genannten Ländern ist der Anteil der Solo-Selbstständigen größer als 

50 %, in Rumänien mit über 90 % am größten und in der Türkei und Portugal mit rund 70 % 

stärker ausgeprägt als in Italien und Griechenland mit rund 60–65 % (Eurostat 2009). 

Da Solo-Selbstständigkeit stärker mit Gründungen aus der Not heraus assoziieren, wäre es 

möglich, dass die soziokulturell beförderten Gründungsintentionen und entsprechenden Akti-

vitäten zu Gründungen führen, die durch Enklaveneffekte oder andere Effekte in ein unter-

durchschnittliches Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit münden. Allerdings legen die 

Befunde in den Tabellen 1 bis 4 nahe, dass diese Sorge empirisch nicht zu begründen ist. 

Auch impliziert der teilweise signifikant positive Effekt der Berufstätigkeit eines Ausländers in 

Deutschland auf den Bruttostundenlohn, dass möglicherweise als Folge der gezielten An-

werbung von IT-Fachkräften unter früheren Bundesregierungen aus neuen Zielregionen (In-

dien, Südostasien) und allgemein der Verschiebung des Anwerbeländerfokus aufgrund seku-

lärer Trends ein negativer Einfluss der Solo-Selbstständigkeit an Relevanz verliert. 

Im Zusammenhang mit einer fokussierten Gründungsförderung von Selbstständigkeit vor 

einem Migrationshintergrund sei abschließend insbesondere die Rolle von Mikrokrediten und 

Mikrofinanzierung hervorgehoben, da Studien insbesondere Engpässe bei Finanzressourcen 

als limitierenden Faktor von innovativen Gründungen Migrationswilliger außerhalb der traditi-

onellen Bereiche identifiziert haben (KfW 2009; Egeln 2010).2 

 

2 Das Feld der Mikrofinanzierung hat insbesondere durch die Verleihung des Friedensnobelpreises im 
Jahr 2006 an den Gründer der Grameen Bank in Bangladesch, Mohamed Yunus, vermehrte Aufmerk-
samkeit erhalten. 
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Die Mikrofinanzierung hat hier möglicherweise eine zusätzliche Bedeutung, da traditionelle 

Bankkredite an bankübliche (auf Eigenkapital basierende) Sicherheiten gebunden sind, wäh-

rend Mikrokredite auch Sicherheiten aus dem sozialen Umfeld von Unternehmensgründern 

zulassen. Auch ist die Mikrofinanzierung stärker mit einer individualisierten Beratung verbun-

den als andere Kreditformen, sodass sie gut für eine Verbindung mit einer fokussierten 

Gründungsförderung geeignet ist. Darüber hinaus ist ihre inhaltliche Fokussierung auf Aus- 

und Weiterbildungsinvestitionen sowie ihre besondere Eignung für Gründungs-, Auftragsvor- 

und Tätigkeitserweiterungsfinanzierungen aus Sicht der Gründungsförderung attraktiv 

(Meißner et al. 2009). 

Aktuelle Studien belegen, dass insbesondere in makroökonomischen Krisenphasen vor al-

lem auch Existenz- und Unternehmensgründungen der Zugang zu Kapital in Höhe der übli-

chen Dimensionen, die im Rahmen der Mikrofinanzierung in Europa (insbesondere Frank-

reich und Polen) bedient werden, versperrt ist (Meißner et al. 2009). Für eine verbesserte 

Gründungsförderung ist die Mikrofinanzierung vor allem durch ihr Potenzial für eine Verknüp-

fung von Kreditvergabe, fokussierter Gründungsberatung und partnerschaftlicher Kontrolle 

eine wichtige Option, die zukünftig stärker als bisher berücksichtigt und integriert werden 

sollte. Dies gilt umso mehr, da die Ausfallquoten bei Mikrokrediten bisher unterdurchschnitt-

lich hoch waren (ADIE 2008) und eine hohe Verbindbarkeit mit Transfereinrichtungen gege-

ben ist (Kizilocak 1996). 

Ebenso zeigen empirische Untersuchungen, dass insbesondere Personen mit Migrationshin-

tergrund stark von Mikrokrediten profitieren können. So wurden mehr als 40 % der Gelder 

aus dem Anfang 2010 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales aufgelegten Mikro-

kreditfonds Deutschland an Personen mit Migrationshintergrund vergeben. Dies entspricht 

einem Volumen von über 2 Mio. EUR (o. A. 2010). Da über 30 % der Kredite an Frauen ver-

gebenen wurden, impliziert dies auch, dass die besonders relevante Gruppe gründungsinte-

ressierter Migrantinnen vom Instrument der Mikrofinanzierung sehr gut erfasst wird. Auch 

zeigt die im Vergleich zu den Vorjahren im Jahr 2010 stark angestiegene Anzahl der verge-

benen Mikrokredite deutlich ein hohes langfristiges Potenzial für die Gründungsförderung 

auf. 

Zukünftige empirische Untersuchungen sollten vor diesem Hintergrund im Kontext von En-

klaveneffekten daher insbesondere analysieren, ob die in der Literatur benannten Nachfra-

geprobleme insbesondere Sektoren betreffen, die relativ stark von einer verbesserten Ver-

fügbarkeit von Mikrokrediten profitieren (z. B. Handwerk, Gastronomie, Sozial- oder Gesund-

heitsbranche) und ob dies auch einen negativen Einfluss auf die Überlebenschancen von 

Existenz- und Unternehmensgründungen hat (Floeting et al. 2005), wie dies für enklavenaffi-

ne Sektoren aus ersten explorativen Survivalanalysen abgeleitet werden kann, in denen nur 
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Sektoren mit relativ höheren Einkünften ein signifikant positiven Einfluss auf die Überlebens-

dauer der Gründungen hatte. 

Literatur  

ADIE (2008), 20 years of microcredit in France – The knowledge gained through Adie’s ex-

perience, Paris: Association pour le droit à l’initiative économique Association recon-

nue d’utilité publique. 

Aldrich, H.; Cater, J.; Jones, T.; McEvoy, D. und P. Velleman (1985), Ethnic residential con-

centration and the protected market hypothesis, Social Forces, 63, 996–1009. 

Bates, T. (1997), Race, self-employment and upward mobility, Baltimore, John Hopkins Uni-

versity. 

Beck-Gernsheim, E. (1983), Vom ‚Dasein für Andere’ zum Anspruch auf ein Stück eigenes 

Leben’, Soziale Welt, 3, 307–341. 

Becker, E. (1984), Self-employed workers: an update to 1983, Monthly Labor Review, 107, 

14–18. 

Bergmann, H. und R. Sternberg (2006), The Changing Face of Entrepreneurship in Ger-

many, Small Business Economics, 28, 205–221. 

Blaschke, J. (2001), Ausgrenzung und Integration in der ethnischen Ökonomie Berlins. In: 

Verein für Gegenseitigkeit e. V. im Europäischen Migrationszentrum (Hrsg.), Ethni-

sche Unternehmen in Europa, Berlin: Europäischen Migrationszentrum: 9–25. 

Block, J. und P. Sandner (2009), Necessity and opportunity entrepreneurs and their duration 

in self-employment: evidence from German micro data, Journal of Industry, Competi-

tion and Trade, 9, 117–137. 

Block, J. und M. Wagner (2010), Necessity and Opportunity Entrepreneurs: Characteristics 

and Earnings Differentials, Schmalenbach Business Review, 62, 154–174. 

Borjas, G.J. (1986), The Self-Employment Experience of Immigrants, Journal of Human Re-

sources, 21 (4), 485–506. 

Brixy, U.; Hessels, J.; Hundt, C.; Sternberg und R. H. Stüber (2009), Global Entrepreneurs-

hip Monitor – Unternehmensgründungen im weltweiten Vergleich (Länderbericht 

Deutschland 2008), Hannover/Nürnberg, Leibniz Universität/Institut für Arbeitsmarkt- 

u. Berufsforschung. 

Clark, K. und S. Drinkwater (1998), Ethnicity and self-employment in Britain, Oxford Bulletin 

of Economics and Statistics, 60, 383–407. 

Di Bella, J. und R. Leicht (2011), Zielgruppenorientierte Gründungsförderung: Migrantinnen 

und Migranten in der Gründungsberatung, in: N. Irsch und P. Witt, Gründungsförde-

rung in Theorie und Praxis, herausgegeben von KfW Bankengruppe und Förderkreis 

Gründungs-Forschung e.V., Frankfurt am Main, 223–240. 



220 Marcus Wagner 

 

Egeln, J.; Falk, U.; Heger, D.; Hoewer, D. und G. Metzger (2010), Ursachen für das Schei-

tern junger Unternehmen in den ersten fünf Jahren ihres Bestehens, Mannheim, 

ZEW. (online unter 

www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Service/publikationen,did=353052.html). 

Fairlie, R.W. (1999), The absence of the African-American owned business: an analysis of 

the dynamics of self-employment, Journal of Labour Economics, 17, 80–108. 

Fertala, N. (2006), Determinants of Successful Immigrant Entrepreneurship in the Federal 

Republic of Germany (Dissertation), Tübingen, Eberhard-Karls-Universität. 

Floeting, H.; Reimann, B. und U. Schuleri-Hartje (2005), Von Tante Emma zu Onkel Ali – 

Entwicklung der Migrantenökonomie in den Stadtquartieren deutscher Großstädte, 

Berlin, Deutsches Zentrum für Urbanistik. 

Handelsblatt (2008), Einwanderer bilden zu wenig aus, Handelsblatt, 94, 6. 

KfW (2009), Unternehmensfinanzierung 2009: Unternehmensfinanzierung – deutliche Spu-

ren der Krise: Keine Kreditklemme, aber massive Finanzierungsschwierigkeiten, 

Frankfurt: KfW Bankengruppe. (online unter 

www.kfw.de/kfw/de/I/II/Download_Center/Fachthemen/Research/Unternehme19034.j

sp). 

Kizilocak, G. (1996), Ein Modellprojekt etabliert sich: Die Initiierung der Transfereinrichtun-

gen in Bielefeld, Dortmund, Duisburg, Hückelhoven / Heinsberg und Essen als För-

derinstrument für die Integration von ausländischen Unternehmen in regionale -

Wirtschaftsstrukturen in Nordrhein-Westfalen. In: Sen, F. und A. Goldberg (Hrsg.) 

Türken als Unternehmer, Eine Gesamtdarstellung und Ergebnisse neuerer Untersu-

chungen, Opladen, Leske und Budrich, 81–97. 

Lang-von Wins, T. und J. Kaschube (2007), Die Psychologie des Unternehmertums, in: Frey, 

D. und L. von Rosenstiel (Hrsg.), Enzyklopädie der Psychologie, Serie III Wirtschafts-, 

Organisations- und Arbeitspsychologie, Band Wirtschaftspsychologie, Göttingen, 

Hogrefe, 149–201. 

Leicht, R.; Strohmeyer, R.; Leiß, M. und R. Philipp (2009), Selbstständig integriert? Studie 

zum Gründungsverhalten von Frauen mit Zuwanderungsgeschichte in Nordrhein-

Westfalen, Studie für das Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integra-

tion (MGFFI) des Landes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf). 

Leicht, R.; Leiß, M. und K. Hermes (2006), Bedeutung der ausländischen Selbstständigen für 

den Arbeitsmarkt und den sektoralen Strukturwandel, Berlin, Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge. 

Leicht, R.; Humpert, A.; Leiss, M.; Zimmer-Müller, M.; Lauxen-Ulbrich, M. und S. Fehrenbach 

(2005), Die Bedeutung der ethnischen Ökonomie in Deutschland. Push und Pullfakto-

ren für Unternehmensgründungen ausländischstämmiger Mitbürger, Mannheim, ifm 

an der Universität Mannheim. 

http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Service/publikationen,did=353052.html
http://www.kfw.de/kfw/de/I/II/Download_Center/Fachthemen/Research/Unternehme19034.jsp
http://www.kfw.de/kfw/de/I/II/Download_Center/Fachthemen/Research/Unternehme19034.jsp


Gründungen von Personen mit Migrationshintergrund 221 

 

Light, I. und E. Bonacich (1988), Immigrant Entrepreneurs: Koreans in Los Angeles  

1965–1982, Berkeley, University of California Press. 

Meißner, H.-R.; Kritikos, A.; Maas, B. und S. Schmidt (2009), Mikrofinanzierung und Mezza-

nine-Kapital für Gründungen und KMU, Berlin, Forschungsgemeinschaft für Außen-

wirtschaft, Struktur und Technologiepolitik e. V. 

Mincer, J. (1974), Schooling, experience and earnings, New York, Columbia University 

Press. 

Myrdal, G. (1944), An American Dilemma: The Negro Problem and Modern Democracy, New 

York, Harper & Bros. Publishers. 

Öztürk, R. (2001), Eine mikroökonomische Analyse der Bestimmungsfaktoren für die Selbst-

ständigkeit von Ausländern (Dissertation), Oldenburg, Carl-von-Ossietzky-Universität. 

o. A. (2010), Mikrokreditfonds bewährt sich, Münchener Wochenanzeiger, 23. Oktober, 23. 

Parker, S. (2004), The Economics of Self-Employment and Entrepreneurship, Cambridge. 

Pistrui, D.; Welsch, H. P.; Wintermantel, O.; Liao, J. und H. J. Pohl (2000), Entrepreneurial 

Orientation and Family Forces in the New Germany: Similarities and Differences Be-

tween East and West German Entrepreneurs, Family Business Review, XIII (3),  

251–263. 

Portes, A. und M. Zhou (1996), Self-Employment and the Earnings of Immigrants, American 

Sociological Review, 61 (2), 219–230. 

 





 

   

Zielgruppenorientierte Gründungsförderung:  
Migrantinnen und Migranten in der Gründungsberatung 

Jessica Di Bella (Institut für Mittelstandsforschung Universität Mannheim) und 

René Leicht (Institut für Mittelstandsforschung Universität Mannheim) 

Kurzzusammenfassung 

Ein starker Anstieg der Gründungsaktivitäten von Migrantinnen und Migranten einerseits, 

und andererseits eine hohe Zahl gescheiterter Existenzen, führen in den letzten Jahren zu 

Forderungen, Migranten in der Qualität und Nachhaltigkeit ihrer Unternehmensgründungen 

zielgerichteter zu unterstützen. Auf Grundlage fundierter Daten wird in diesem Beitrag unter-

sucht, in welchem Umfang und unter welchen Bedingungen Personen bestimmter ethnischer 

Herkunft auf Beratungsangebote zurückgreifen, welche Bedarfe hierbei ersichtlich werden 

und inwieweit diese eine zielgruppenspezifische Förderung rechtfertigen. Berücksichtigt man 

die unterschiedlichen Ressourcen einzelner Gruppen zeigt sich ein heterogener Bedarf an 

Gründungsunterstützung und mithin die Notwendigkeit einer ethnienspezifischen Herange-

hensweise. Die Bewertung der Beratungsqualität durch ethnische Entrepreneure liefert wei-

tere Argumente für eine Professionalisierung der institutionellen Gründungsberatung. Im Re-

sümee werden konkrete Handlungsempfehlungen zu Anpassungen auf der Makroebene 

sowie zur Kommunikation und Gestaltung von zielgruppengerechten Fördermaßnahmen 

erörtert.  

1 Einführung  

Die Zahl der beruflich Selbstständigen ausländischer Herkunft wächst prozentual weit stärker 

als die ihrer deutschen Pendants, weshalb sich zunächst die Frage stellt, ob die unternehme-

rischen Aktivitäten von Migranten überhaupt einer besonderen Förderung bedürfen. Diesem 

Einwand könnte man mit Blick auf das Problem der Nachhaltigkeit der Gründungen von 

Migranten begegnen, da die hohe Fluktuation durch Markteintritte und -austritte (Fertala 

2006; Leicht et al. 2005 und 2009) deutlich macht, dass eine Förderung nicht nur beim Start 

sondern auch danach vonnöten ist. Ein zweiter Einwand mag darin bestehen, den Sinn 

gruppenspezifischer Förderangebote generell in Zweifel zu ziehen, etwa mit dem Argument, 

unternehmerisches Wirken würde viel eher durch Ideen und Fähigkeiten als durch sozial-

strukturelle Merkmale determiniert. Dennoch benötigt es Förderangebote, die einen mög-

lichst chancengleichen Zugang zu gründungsrelevanten Ressourcen gewähren. Ein wesent-

licher Bestandteil solcher Angebote ist die Gründungsberatung, die neben Basisinformatio-

nen weitere Hilfestellungen im Rahmen der Ideen- und Entscheidungsphase bietet. 

In der öffentlichen Gründungsförderpolitik haben in den letzten Jahren zielgruppenorientierte 

Beratungseinrichtungen, darunter für Hochschulabsolventen, aber vor allem für Frauen und 
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Migranten, eine stärkere Verbreitung gefunden. Dieser Prozess verlief nicht reibungslos, da 

sich die konventionellen Gründungsberatungen formal auf die Gleichbehandlung aller berie-

fen und zudem keine Notwendigkeit für „Extrawürste“ sahen. Doch mit dem Ruf nach diversi-

ty-Konzepten und nach gender- und migrantensensiblen Beratungsstellen wird genau dies – 

die Gleichbehandlung von Ungleichem – als besonders problematisch kritisiert (Bührmann et 

al. 2010; Haber und Richter 2010). Insgesamt betrachtet hat die zielgruppenorientierte Grün-

dungsberatung und damit das Argument an Boden gewonnen, dass die für Frauen und 

Migranten anderen Ausgangsbedingungen und Verhaltensweisen auch zu anderen Formen 

der Hilfestellung führen müssen (Jaeckel 2007; Voss 2009). Mit spezifischen Bedarfen wird 

nicht unbedingt auf vermeintliche Defizite, sondern weit mehr auf das Phänomen der An-

dersartigkeit abgehoben. So betont der „Mainzer Appell“ (eine Initiative aus Politik und Wirt-

schaft zur Unterstützung der Existenzgründungen von Migrantinnen und Migranten): „Ein 

neuer, spezieller Gründertyp benötigt neue und spezifische Formen der Begleitung und Un-

terstützung in allen Phasen der Gründung.“ (i. Q. Netzwerk 2007)  

Die steigende Zahl an zielgruppen- und dabei migrantenspezifischen Beratungseinrichtun-

gen soll allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass es bislang noch wenig gesicherte 

Erkenntnisse über den Gründungsberatungsbedarf von Migranten und noch weniger über 

den von Migrantinnen gibt. Die in diesem Kontext gehandelten Konzepte beruhen nicht sel-

ten auf Vorurteilen und Verallgemeinerungen, nicht zuletzt auch, weil die ethnischen Her-

kunftsgruppen in der Regel über einen Kamm geschoren werden. Vor diesem Hintergrund 

befassen wir uns in diesem Beitrag mit den Facetten der Bedarfe und Inanspruchnahme von 

Gründungsberatung durch verschiedene ethnische Gruppen und mit den dabei auftretenden 

Hemmnissen. Wir greifen hierfür auf verschiedene am Institut für Mittelstandsforschung der 

Universität Mannheim (ifm) durchgeführte Studien und damit auf die Ergebnisse großer und 

repräsentativer Stichproben zurück. Mit einer neueren Untersuchungen in Nordrhein-

Westfalen (Leicht et al. 2009) liegen zudem aktuelle Befunde vor, die nicht nur einen Ver-

gleich verschiedener Herkunftsgruppen (darunter auch Deutsche), sondern zudem eine Dif-

ferenzierung nach Geschlecht erlauben. Der Beitrag konzentriert sich auf eine Ergebnisaus-

wahl, aus der gleichzeitig einige Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen für die 

Gründungsförderpraxis gezogen werden. 

2 Entwicklung von Migrantenselbstständigkeit in Deutschland 

Bei der Einschätzung der Bedeutung des Untersuchungsgegenstands hilft ein Blick auf die 

Entwicklung der unternehmerischen Aktivitäten von Migranten in Deutschland. Den Mikro-

zensusergebnissen zufolge ist die Zahl der Selbstständigen ohne deutschen Pass allein zwi-

schen 1998 und 2008 um 140.000 und damit um 56 % gestiegen. Die Zahl deutscher Selbst-

ständiger hat im gleichen Zeitraum nur um 12 % zugenommen. Zuwanderungseffekte spie-

len bei dieser Diskrepanz so gut wie keine Rolle. Rechnet man sämtliche Personen mit 
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Migrationshintergrund1 und damit vor allem die Eingebürgerten hinzu, dann haben 623.000 

Selbstständige in Deutschland ihre Wurzeln im Ausland. Ein enormer Sprung zeigt sich bei 

den Frauen: Insgesamt betrachtet erhöhte sich die Summe an weiblichen Selbstständigen 

weit stärker als die der männlichen, was unter anderem auf das geringe (und gering bleiben-

de) Ausgangsniveau zurückzuführen ist. Bemerkenswert ist immerhin, dass sich die Zahl 

ausländischer Unternehmerinnen innerhalb von zehn Jahren fast verdoppelte und sich damit 

weit besser entwickelte, als dies bei den deutschen Frauen zu beobachten war (Grafik 1). 

Grafik 1: Entwicklung von ausländischen und deutschen Selbstständigen in Deutschland 
nach Geschlecht (Index 1998=100) 
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Quelle: Mikrozensus; eigene Berechnungen ifm Mannheim. 

Der Bestand an Selbstständigen ist das Ergebnis vielschichtiger Prozesse, die unter ande-

rem das Verhältnis zwischen Gründungen und Liquidationen sowie die Heterogenität in den 

Gründungs- und Risikoneigungen der Ethnien reflektieren. Die dahinter stehende Dynamik 

wird verständlicher, wenn man die Aktivitäten an der Stärke einzelner Erwerbspopulationen 

misst. So betrachtet entfielen im Jahr 2008 auf 10.000 deutsche Erwerbspersonen 93 Grün-

dungen, bei den Ausländern waren es jedoch 321 Gründungen (Grafik 2).2 Die Gründungs-

quoten sind in sämtlichen (hier abgebildeten) Nationalitätengruppen höher als bei den Deut-

schen und bei den Türken mehr als doppelt so hoch. Es sind im Übrigen nicht nur die Ange-

hörigen der ehemaligen Anwerbeländer, die den Unterschied zu den Deutschen machen. 

Dies zeigt die Kategorie der „übrigen Länder“, wo die Gründungsquote um das Dreifache 

höher liegt. Die Quote der Polen muss (rechnerisch) vor dem Hintergrund gesehen werden, 

                                                 

1 Eine Identifizierung von Deutschen mit Migrationshintergrund ist mit Mikrozensusdaten erst ab 1995  
möglich. 
2 Existenzgründungen ohne unselbstständige Zweigstellen und ohne Nebenerwerbsgründungen. 
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dass hier vielen Gewerbemeldungen keine Wohnsitzerfassung gegenübersteht, da ein be-

achtlicher Teil als Grenzgänger oder transnationale Selbstständige einzustufen ist. 

Grafik 2: Gründungen und Schließungen pro 10.000 Erwerbspersonen 
in Deutschland 2008 
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Bei allem sind die hohen Schließungsraten hervorzuheben, die nicht erst mit der Wirtschafts-

krise, sondern bereits zuvor das Niveau der Gründungsraten erreichten (Grafik 2). Auf gerin-

gerem Level ist dies zwar auch bei den Deutschen zu beobachten. Aber das Ausmaß der 

Fluktuation verdeutlicht, dass die überproportionale Selbstständigkeitsneigung von Auslän-

dern zum Teil wirkungslos verpufft. Die hohe Zahl an gescheiterten Existenzen verlangt folg-

lich Informations- und Beratungsangebote, welche die Qualität und Nachhaltigkeit der Grün-

dungsprojekte steigern. Die Frage ist jedoch, in welcher Form solche Angebote Widerhall 

und Wirkung erzielen und ob es sich hierbei um zielgruppenspezifische Fördermaßnahmen 

handeln muss. 

3 Diskurs über zielgruppenspezifische Angebote 

Für die Gründungsförderung stellt die Vielschichtigkeit ihrer Klienten eine große Herausfor-

derung dar. Personen mit unterschiedlichstem sozioökonomischen Hintergrund, Bildungs-

stand, Gründungsvoraussetzungen, -motiven und -zielen sollen möglichst effektiv unterstützt 

werden. Nicht zuletzt deshalb wird mithilfe zielgruppenspezifischer Angebote versucht, den 

Ansprüchen ausgewählter Gruppen besser gerecht zu werden. Die bekanntesten Zielgrup-

pen einer spezialisierten Gründungsförderung sind: Studierende und Absolventen (z. B. 
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EXIST Gründerstipendium), Schüler/innen, Frauen, Gründer/innen mit Migrationshintergrund, 

Senioren und Gründer/innen aus der Arbeitslosigkeit (z. B. Gründungszuschuss). 

3.1 Argumente für eine Zielgruppenfokussierung 

Sowohl international als auch in Deutschland findet sich ein breites Feld an Forschung und 

Empfehlungen aus der Praxis, die aus weiteren Gründen starke Vorteile in gruppenspezifisch 

ausgerichteten Beratungs- und Fördereinrichtungen sehen (Welter 2004). Teils wird resü-

miert, dass die Standardeinrichtungen einem Diversitätsanspruch nicht gerecht werden kön-

nen und sich insbesondere Frauen von dem hegemonialen unternehmerischen Leitbild nicht 

angesprochen fühlen (Bührmann et al. 2007). Die Argumente beim Ruf nach migranten-

spezifischen Beratungsangeboten sind hingegen viel eher darin zu sehen, dass Migranten 

eine größere Distanz sowie ein mangelndes Vertrauen zu deutschen Institutionen attestiert 

wird, insbesondere weil es den meisten Einrichtungen an interkulturellen Kompetenzen und 

an Einfühlungsvermögen für die Probleme von Zugewanderten mangeln würde (Tiedemann 

und Braun 2004). Andererseits wird von zielgruppenspezifischen Einrichtungen auch eine 

Überwindung von Sprachbarrieren erwartet, was allerdings co-ethnische, oder zumindest 

mehrsprachige, Berater/innen erfordert.  

Was die Charakteristika der beratenden Person betrifft, gehen die Meinungen auseinander: 

Während ein Teil der Befürworter die Notwendigkeit sieht, dass Migranten mit personifizierter 

kultureller Kompetenz begegnet wird, wird von anderen eher die fachliche Qualifikation be-

tont. Aus einer Expertenbefragung von Hayen et al. (2006) lässt sich der Schluss ziehen, 

dass Migranten zwar auf Vertrauen bauen, die beratende Person jedoch nicht unbedingt die 

gleiche Sprache oder überhaupt einen Migrationshintergrund aufweisen muss. Eine Untersu-

chung von Dyer und Ross (2007) zeigt, dass eine co-ethnische Beratung zwar die Bezie-

hungsstruktur zwischen Ratgebern und -suchenden verbessert, woraus sich eine längere 

Coachingphase entwickeln kann, aber dies würde den Erfolg des Unternehmens kaum be-

einflussen. Einer Studie im Raum Hannover zufolge (Hayen und Unterberg 2008) wünscht 

sich die Hälfte der befragten Gründerinnen (und mehr noch die Türkinnen) zwar die Einrich-

tung einer speziellen Beratungsstelle für Frauen mit Migrationshintergrund, aber nur eine 

Minderheit Berater/innen mit Migrationserfahrung. Leider ist nicht erkennbar, in welchem 

Umfang die einzelnen Wünsche von denjenigen mitgetragen werden, die sich bislang nicht 

haben beraten lassen. 

3.2 Schwachstellen in der migrantenspezifischen Gründungsförderung 

Maßnahmen zur Gründungsunterstützung für Migrantinnen und Migranten erreichen häufig 

nicht die anvisierten Ziele. Dies liegt zum Teil an Hürden, für welche die Anbieter selbst ver-

antwortlich sind. Zum Teil liegt dies aber auch an der mangelnden Nachfrage nach spezifi-

schen Angeboten. 
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Hürden auf Anbieterseite 

Eine explizit auf Migranten zielende Gründungsunterstützung wird dadurch erschwert, dass 

es – bundespolitisch betrachtet – an adäquaten Strukturen fehlt (Makroebene). Es bestehen 

weder ressortübergreifende Strategien noch kann auf geeignete Kommunikationsstrukturen 

und -routinen zurückgegriffen werden. Dies spiegelt auch die geringe Institutionalisierung auf 

der Ebene der Anbieterorganisationen (Mesoebene) wider: Zwar gibt es eine Reihe temporär 

angelegter Projekte, doch nur wenige Kommunen, Kammern oder Verbände verfügen dau-

erhaft über Ansprechpartner, Abteilungen oder Projekte, die sich auf Migrantengründungen 

spezialisieren. Manche der Initiativen setzen sich nur mithilfe von Lobbyarbeit oder europäi-

schen Förderprogrammen (ESF) durch. Soweit dies der Fall ist treten nicht selten Barrieren 

auf der Mikroebene zu Tage. Am häufigsten wird die fehlende interkulturelle Kompetenz der 

Beraterinnen und Berater beklagt (siehe oben). 

Hürden auf Nachfragerseite 

Hinzu kommt, dass in der Praxis der Eindruck entsteht, dass für die Nischenangebote offen-

bar keine entsprechende Nachfrage existiert. Ursächlich dafür sind hauptsächlich zwei Phä-

nomene. Erstens verhindert ein oftmals geringer Bekanntheitsgrad der Angebote eine Diffu-

sion in die eigentliche Zielgruppe. Zweitens stoßen migrantenspezifische Angebote selbst in 

der Zielgruppe oftmals auf geringe Akzeptanz. Dies wirft die Frage auf, ob Gründerinnen und 

Gründer mit Migrationshintergrund überhaupt ein spezifisches Unterstützungsangebot wün-

schen, oder ob eine positive Diskriminierung möglicherweise auf Ablehnung stößt. Ein sol-

ches Argument wird nicht nur in der politischen Praxis, sondern auch in der wissen-

schaftlichen Literatur vorgebracht: „(…) experts from organizations dealing with ethnic mi-

norities believe that ethnic minorities mostly prefer the principle of equal and fair treatment to 

that of special treatment through specific provisions or positive discrimination“ (Constant et 

al. 2003). 

4 Befunde zum Bedarf an migrantenspezifischer Gründungsberatung 

Die meisten der bisherigen Befunde zum Beratungsbedarf von Migrantinnen und Migranten 

kranken daran, dass kaum nach einzelnen Herkunftsgruppen, sondern lediglich zwischen 

Probanden mit und ohne Migrationshintergrund unterschieden wird. Und noch seltener wer-

den die Bedürfnisse und Verhaltensweisen im Kontext der sozialen Ausgangsbedingungen 

ermittelt. 

4.1 Daten und Untersuchungsdesign 

Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen unserer Untersuchung in Nordrhein-Westfalen 

(Leicht et al. 2009) eine eigene Befragung von 1.118 unternehmerisch aktiven Migrantinnen 



Zielgruppenorientierte Gründungsförderung 229 

 

                                                

und Migranten initiiert.3 Die Primärerhebung umfasst Frauen und Männer türkischer, italieni-

scher, polnischer und russischer Herkunft und konzentriert sich damit bewusst auf eine Aus-

wahl an Nationalitäten, die das Migrationsgeschehen in NRW zu einem beachtlichen Teil 

bestimmt haben. Gleichzeitig unterscheiden sich diese Gruppen hinsichtlich des Migrati-

onstyps (Anwerbeland vs. Osteuropa), der rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen 

(EU- vs. Drittstaatsangehörige) sowie in Bezug auf die Entfernung des Herkunftslandes und 

dessen Selbstständigkeitskultur. Unterschiede ergeben sich ferner vor allem mit Blick auf die 

Ausstattung mit individuellen und Gruppenressourcen sowie in den Gelegenheitsstrukturen. 

Zusätzlich wurden noch Deutsche ohne Migrationshintergrund4 als Referenzgruppe befragt. 

4.2 Ausgangsbedingungen: Gründungsressourcen und -hemmnisse 

Bevor wir uns mit dem Beratungsbedarf und dem darauf bezogenen Verhalten befassen, 

sind in groben Zügen einige Beobachtungen zu den Ausgangsbedingungen und damit zu 

den gruppenspezifischen Gründungsressourcen und -hemmnissen voranzustellen (im Detail 

vgl. Leicht et al. 2009).  

Die Selbstständigen der genannten Herkunftsgruppen unterscheiden sich insbesondere in 

ihren formalen Qualifikationen. Die Gründer/innen türkischer und italienischer Herkunft besit-

zen zu einem hohen Anteil keinen Berufsabschluss, wobei die Türkinnen immerhin besser 

als ihre männlichen Pendants abschneiden. Diejenigen aus Polen und Russland sind besser 

gebildet und ein relativ hoher Anteil hat im Herkunftsland ein Studium absolviert, doch häufig 

mit einem in Deutschland nicht anerkannten Abschluss. Dennoch ist festzuhalten, dass in 

allen Herkunftsgruppen die Selbstständigen besser gebildet sind als die abhängig Beschäf-

tigten und die Wahrscheinlichkeit des Zutritts in die Selbstständigkeit deutlich mit dem Bil-

dungsgrad wächst. 

Sieht man von den polnischen Gründer/innen ab, dann sehen sowohl Migrantinnen als auch 

Migranten in wesentlich höherem Maße strukturelle Probleme im Gründungsprozess als die 

Deutschen (bürokratische Hürden, Raumbeschaffung usw.). Eher unabhängig von der Her-

kunft zählen Frauen die persönlichen Faktoren (physische und psychische Belastungen, fa-

miliäres Umfeld, fehlende kaufmännische Kenntnisse) viel eher zu den Gründungshemmnis-

sen als die Männer. 

Die insbesondere bei Türken und Italienern beobachtbare Orientierung auf traditionell ar-

beitsintensive Branchen (Handel, Gastgewerbe, Friseurhandwerk etc.) zieht einen höheren 

Arbeitseinsatz nach sich, der den Freiraum für Planungsleistungen und Qualifizierungsmaß-

 

3 Es handelt sich um eine computergestützte telefonische Befragung (CATI) auf Grundlage einer ge-
schichteten Zufallsstichprobe und einer ethnienspezifischen Aufbereitung von Telefonadressdaten. Zu 
den Methoden vgl. Leicht et al. 2010. 
4 Zur sprachlichen Vereinfachung werden im Folgenden alle Personen ohne Migrationshintergrund als 
„deutsch“ bezeichnet. 
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nahmen noch weiter einschränkt als es ohnehin schon bei Selbstständigen zu beobachten 

ist. 

4.3 Umfang und Determinanten der Inanspruchnahme von Beratung 

Beratung kann durch verschiedene Institutionen oder auch im privaten Rahmen erfolgen, 

womit aber ggf. ihre Wirkung variiert. Ein vielerorts entstandener Eindruck ist, dass sich 

Migrantinnen und Migranten häufig distanziert gegenüber öffentlichen Beratungseinrichtun-

gen und der Aneignung externen Wissens zeigen. Die empirische Überprüfung fällt nicht 

leicht, da in der Regel nur diejenigen Gründer/innen zu ihrem Beratungsverhalten befragt 

werden können, die tatsächlich gegründet haben. Unter dieser Einschränkung lässt sich fol-

gendes erkennen: 

 Entgegen bisherigen Annahmen zeigen sich Migrant/innen für externe Wissensaneig-

nung prinzipiell offen. Rund drei Fünftel sehen durchaus die Notwendigkeit, sich beraten-

de Expertise einzuholen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass existierende Beratungsange-

bote tatsächlich in diesem Umfang in Anspruch genommen werden. 

 Den Befragungen zufolge mangelt es sowohl an Wissen über die Existenz von Bera-

tungsstellen als auch daran, wo diese zu finden sind. Besonders eklatant ist das Informa-

tionsvakuum bei Männern türkischer Herkunft, von denen etwa jeder Zweite sagt, zum 

Gründungszeitpunkt keine Beratungseinrichtung gekannt zu haben. 

 Je nach Gruppe haben nur zwischen zwei und drei Fünftel der Migrantinnen und Migran-

ten überhaupt irgendeine Form der Gründungsberatung in Anspruch genommen. Be-

trachtet man – wie im Folgenden – ausschließlich die Inanspruchnahme öffentlicher Be-

ratungsangebote, sinkt das Niveau der Beteiligung noch weiter.  

 Konzentriert man sich auf Gründer/innen, die erst seit dem Jahr 2000 auf dem Markt 

sind, zeigen sich deutliche herkunftsspezifische Differenzen (Grafik 3). Relativ unabhän-

gig vom Geschlecht weisen die Türkisch- und Italienischstämmigen eine wesentlich ge-

ringere Beratungsteilnahme an öffentlichen Angeboten auf als die deutscher oder russi-

scher Abstammung.5 Anhand der Geschlechterdifferenzierung wird ersichtlich, dass bei 

den Männern die Kluft zwischen Migranten und Einheimischen größer ist. Da aber immer 

noch weit mehr Männer als Frauen gründen, schlägt sich dies in den „Gesamtquoten“ 

entsprechend nieder. 

 Die Diskrepanzen sowie auch der relativ starke Beratungsbedarf der aus Russland 

stammenden Gründer/innen muss auch vor dem Hintergrund gesehen werden, dass ein-

zelne Gruppen weit stärker als andere mit Fördermitteln der Bundesagentur für Arbeit 

und anderen Institutionen gegründet haben und sich allein deshalb einer Beratung oder 

einem „Orientierungsgespräch“ unterziehen mussten. Fokussiert man auf diese Gruppen, 

verändert sich das Bild wie nachfolgend beschrieben. 

 

5 Dies entspricht auch unserer Befragung aus dem Jahr 2004 (Leicht et al. 2005). 
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 Eine Regressionsanalyse (unter Kontrolle verschiedener Randbedingungen) erlaubt ei-

nen Blick auf die Determinanten der Beratungsteilnahme: Erstaunlicherweise hat eine 

höhere Bildung für sich genommen keinen signifikanten Effekt, aber die sog. „Bildungsin-

länder“ zeigen eine merklich höhere Bereitschaft als diejenigen, die ihren Schulabschluss 

im Ausland erworben haben. Ferner spielt eine entscheidende Rolle, ob für die Gründung 

ein Kredit aufgenommen wurde. Im Durchschnitt haben Kreditnehmer mit fast doppelt so 

hoher Wahrscheinlichkeit eine Beratung aufgesucht als Gründer/innen ohne Fremdkapi-

tal. Den stärksten Einfluss haben Fördermittel der Bundesagentur für Arbeit. Die in dieser 

Weise geförderten Frauen und Männer waren mit einer 3,5- bzw. 2,8-mal höheren Wahr-

scheinlichkeit in eine Beratung involviert als diejenigen ohne Förderung. Beide Effekte 

weisen darauf hin, dass ein großer Teil der in Anspruch genommenen Beratung „obliga-

torisch“ bzw. mehr oder weniger institutionell erzwungen ist. 

Grafik 3: Inanspruchnahme öffentlicher Beratungsangebote* bei „jüngeren“ Gründungen 
und bei geförderten Gründer/innen 
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dungsberatungsstellen, Arbeitsagentur / Jobcenter und die Beratungsstelle für Frauen zusammengefasst. 

Quelle: Primärerhebung „Selbstständige Migrantinnen NRW“; ifm Mannheim. 

 Unter den Deutschen ist in der Kohorte der jüngeren Gründungen eine höhere Teilnah-

mebereitschaft festzustellen. Vor diesem Hintergrund ist das derzeitige Gefälle in der Be-

ratungsbereitschaft von Gründungswilligen mit und ohne Migrationshintergrund nicht zu-

letzt auch darauf zurückzuführen, dass die steigende Zahl einschlägiger Angebote den 

Einheimischen offenbar stärker als den Migrantinnen entgegenkommt. 

4.4 Spezifischer Informations- und Beratungsbedarf 

Von Interesse ist natürlich, ob die insgesamt eher geringe Partizipation an einer Gründungs-

beratung auf den Mangel an spezifischen Angeboten zurückzuführen ist und in welchem 

Umfang die Betroffenen selbst überhaupt eine zielgruppenorientierte Unterstützung verlan-
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gen. Soweit dies der Fall ist, stellt sich die Frage, welche konkreten Angebote die Attraktivität 

spezifischer Beratung und damit die Teilnahme erhöhen. 

 Eine migrantenspezifische Beratung wünscht sich über die Hälfte der Gründerinnen türki-

scher Herkunft, aber auch etwa jede dritte italienischer Abstammung. Unter Frauen ost-

europäischer Herkunft ist dies nur noch bei jeder vierten Gründerin der Fall (Grafik 4). In-

teressant ist hierbei aber auch, dass nur geringe Unterschiede zu den Männern beste-

hen, denn auch dort sind es wiederum die türkischen und italienischen Gründer, welche 

den höchsten Bedarf an spezieller Beratung für Migranten äußern. 

 Eine ganz an den Wünschen von Migranten orientierte Beratung impliziert noch nicht, 

dass die Beratung in der Herkunftssprache erfolgen muss. Deshalb wurden die Proban-

den auch danach gefragt, wie wichtig eine Beratung in ihrer Herkunftssprache ist. Dabei 

zeigt sich zwar ein etwas heterogeneres Bild (Grafik 4), aber auch hier sind es wiederum 

die Gründer/innen aus der Türkei und Italien, die eher als die Osteuropäer eine mutter-

sprachliche Beratung wünschen. 

Grafik 4: Wunsch nach Beratung „speziell für Migranten“ und nach Beratung „in Herkunfts-
sprache“ 
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 Hier taucht natürlich die Frage auf, inwieweit das Fehlen solcher Angebote dazu führte, 

dass sich Migranten generell von einer Beratung fernhalten. Konzentriert man sich daher 

auf diejenigen, die kein öffentliches Beratungsangebot wahrgenommen haben, dann wird 

von etwa der Hälfte der türkischstämmigen Gründer/innen der „Mangel an migranten-

spezifischen Angeboten“ als Ursache der Beratungsferne genannt. „Fehlendes Vertrau-

en“ in die beratenden Personen spielt eine vergleichsweise geringe Rolle. 

4.5 Beratungsqualität und Professionalisierung 

Damit nähern wir uns der zuvor diskutierten Frage, ob bei der Vermittlung von gründungsre-

levantem Wissen den fachlichen Kompetenzen ein höherer Stellenwert beigemessen wird 
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als den kulturellen Kompetenzen. Insgesamt verweisen die Befragungsergebnisse auf einen 

in allen Herkunftsgruppen außerordentlich hohen Anteil an Gründer/innen, die sich „mehr 

professionelle Beratung“ wünschen. Dieses Verlangen ist bei Migrantinnen und Migranten 

signifikant stärker ausgeprägt als bei Deutschen. Die Seriosität dieser Forderung wird da-

durch gestützt, dass Probanden, die bereits Beratung in Anspruch genommen und daher 

Erfahrung gesammelt haben, sich in einem stärkeren Umfang professionellere Beratung 

wünschen als die noch nicht Beratenen. Diese Anforderung mag ein Hinweis auf die Unzu-

länglichkeit der bisherigen Angebote sein oder aber auch die Einsicht in persönliche Defizite 

widerspiegeln. Ein solches Ergebnis lässt sich auch an der geringeren Zufriedenheit von 

Migranten mit dem Beratungsangebot ablesen: Während über zwei Drittel der Deutschen die 

Beratung als hilfreich erachten, ist dies nur bei der Hälfte der Türkinnen und Italienerinnen 

der Fall. 

Symptomatisch für das Verlangen nach professionellerer Beratung ist der Wunsch nach Be-

rater/innen, die selbst schon ein Unternehmen gegründet und Praxiserfahrung haben. Dies 

ist durchschnittlich für weit mehr als die Hälfte aller Befragten ein wichtiger Punkt. Am häu-

figsten wird eine Beratung in Bezug auf betriebswirtschaftliche Probleme sowie in Finanzie-

rungsfragen nachgefragt; letzteres insbesondere bei Türkinnen. Aber auch in rechtlichen 

Fragen, dem Umgang mit Ämtern und Behörden sowie in Marketingstrategien hätten sich 

viele Migrantinnen und Migranten mehr professionelle Beratung gewünscht. 

5 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 

Eine Kernbotschaft aus unseren Befunden lautet: Die Zielgruppe „Gründer/innen mit Migrati-

onshintergrund“ ist durch ein hohes Maß an Heterogenität gekennzeichnet, weshalb eine 

zielgruppenorientierte Gründungsförderung keine „migrantenspezifische“ sondern eine 

„ethnienspezifische“ Herangehensweise erfordert. Die Ethnien unterscheiden sich sehr stark 

voneinander, sowohl was das Gründungsverhalten als auch ihre Erwartungen und Bedürf-

nisse betrifft. So zeigt sich, dass Osteuropäer/innen nicht nur andere Ressourcen, sondern 

auch andere Ansprüche an die Gründungsförderung haben als die Angehörigen der ehema-

ligen Anwerbeländer, weshalb eine einheitliche Adressierung wenig sinnvoll ist. Universelle 

Angebote werden in einem geringen Maß rezipiert, was auch die Etablierungsschwierigkei-

ten einer Vielzahl von Initiativen in der Praxis erklärt.  

Ferner scheint eine Professionalisierung und Anpassung der gängigen Beratungspraxis im 

Gründungsbereich notwendig, um auch den spezifischen Ansprüchen von Gründerinnen und 

Gründern mit Zuwanderungsgeschichte gerecht zu werden. Es ist nicht generell davon aus-

zugehen, dass deren Interesse an Beratungsleistungen geringer als bei Deutschen ist. Den-

noch rekurriert der Beratungsbedarf von Migranten auf andere Schwerpunkte als bei ihren 

deutschen Pendants, was auch der geringere Zufriedenheitsgrad mit der Beratungspraxis 

dokumentiert.  
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Aus den Erkenntnissen lassen sich Handlungsempfehlungen auf drei Ebenen ableiten. Zum 

einen kann eine Optimierung institutioneller Rahmenbedingungen dafür sorgen, besser auf 

spezifische Bedarfe zu reagieren. Zweitens sollte eine zielgruppengerechte Anpassung der 

Kommunikation durch die Einrichtungen erfolgen, um die Effektivität und Effizienz der Ange-

bote zu erhöhen. Drittens sind Änderungen in der Maßnahmengestaltung nötig. 

Viele der Handlungsempfehlungen gelten nicht nur für die Gründungsberatung, sondern las-

sen sich auch auf andere Felder der Gründungsförderung übertragen, z. B. auf Coachingan-

gebote oder Weiterbildungsmaßnahmen.  

5.1 Institutionelle Rahmenbedingungen 

Zentral für die Gründungsförderung von Migranten ist die Optimierung von Opportunitäts-

strukturen, insbesondere auch auf kommunaler Ebene.  

Projektausschreibungen 

Von Bund und Ländern wird beklagt, dass Projekte zur migrantenspezifischen Gründungs-

förderung an der Basis – also in denjenigen Organisationen, die in direktem Kontakt zu 

Gründer/innen stehen – nicht angenommen werden würden. Ausschlaggebend dafür seien 

knappe Zeitressourcen und nicht selten die fehlende Qualifikation der Berater/innen, ein 

ausgeschriebenes Projekt in gewünschter Qualität konzeptionell und inhaltlich zu erarbeiten. 

Eine Lösung wäre hier, Projektausschreibungen anders zu gestalten, beispielsweise mit dem 

Ziel, den Einrichtungen konkrete „Werkzeuge“ bereitzustellen, um ihnen die Beratung von 

Migranten zu erleichtern. 

Projekthorizont 

Ein kritischer Faktor für die Professionalisierung der Gründungsförderung ist die Dauerhaf-

tigkeit der implementierten Strukturen. Eine Vielzahl von Maßnahmen ist nur temporär finan-

ziert, beispielsweise aus ESF-Mitteln. Darunter leidet nicht nur die Nachhaltigkeit des Ange-

bots, sondern vor allem auch die Effizienz des Projekts: Erstens tritt persönliches (Berater/in) 

und organisatorisches Lernen mit Zeitverzögerung ein und zweitens bindet die Akquise der 

Folgefinanzierung oft beachtliche Ressourcen. Bei der Initiierung solcher Projekte sollte da-

her bereits zu Beginn ein Nachhaltigkeits- und Fundraising-Konzept im Sinn einer Langfrist-

orientierung der Projektplanung erarbeitet werden. 

Erfolgsmessung 

Ein Paradigmenwechsel ist in der Evaluierung der Beratungseinrichtungen vonnöten. Die 

aktuelle Praxis einer eindimensionalen Erfolgsmessung wirkt einer qualitätsorientierten 

Gründungsberatung entgegen. Für interne Entscheider und externe Stakeholder sind oftmals 

nur die Anzahl der Beratungsgespräche und die daraus hervorgehenden Gründungen aus-

schlaggebend. Die Bewertung des Erfolgs und die künftige Ressourcenverteilung für die Be-
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ratungsinitiative (Personal, finanzielle Mittel) sind somit positiv verknüpft mit der Masse an 

Beratungsterminen und erfolgten Gründungen. Dies wiederum kann sich negativ auf die 

Qualität auswirken, da aufgrund der Ressourcenknappheit Beratungsgespräche kürzer aus-

fallen müssen. Hinzu kommt, dass Berater/innen bei diesem Konzept der Erfolgsmessung 

gar kein Interesse daran haben dürften, von problematischen Gründungen abzuraten.  

Interkulturalität 

Neben Sprachkenntnissen zählen die Kulturkompetenz, Qualifikationen und Berufserfahrun-

gen (womöglich im Ausland), Kreativität und Perspektivenwechsel zu migrantenspezifischen 

Kompetenzen eines Beratenden (Franken 2007). Die Gründungsberatungsstellen der Kam-

mern werden (relativ gesehen) von Migranten häufiger frequentiert als von deutschen Grün-

dern, wie unsere Untersuchungen zeigen. Deren Organisationskulturen wiederum spiegeln 

diese Interkulturalität zum Großteil (noch) nicht wider. Kulturelle Offenheit und interkulturelle 

Kompetenz sollten stärker forciert werden, beispielsweise durch interne und externe Kom-

munikationskampagnen sowie durch eine verpflichtende Teilnahme an Weiterbildungsange-

boten für Berater/innen.  

Gesetzgebung 

Legislative Hürden für Gründungen durch Migranten sind zu reduzieren. Sinnvoll wäre eine 

weitere Abschwächung der „Regelfall-Voraussetzungen“ (§21 AufenthG), die derzeit eine 

Zuwanderung von Gründungswilligen nur erlaubt, wenn diese mindestens fünf Arbeitsplätze 

schaffen und 250.000 EUR investieren. Zwar gibt es auf kommunaler Ebene Ermessenspiel-

räume, doch ist aufgrund von Interessenskonflikten kaum zu erwarten, dass diese stärker 

ausgeschöpft werden. 

Nachgründungsförderung 

Gründungen sind von zentraler Bedeutung für den Wirtschaftsstandort. Der Standort und 

dessen Opportunitätsstrukturen haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Überlebensraten 

von Gründungen (Brixy und Grotz 2006; Heckmann und Schnabel 2005). Kommunale Wirt-

schaftsförderungen sollten daher verstärkt in die Nachhaltigkeit von Existenzgründungen 

investieren, insbesondere da gescheiterte Existenzgründungen nicht nur auf individueller, 

sondern auch auf volkswirtschaftlicher Ebene einen beachtlichen Schaden nach sich ziehen.  

5.2 Kommunikation der Fördermaßnahmen 

Um in der Zielgruppe (erstens) Aufmerksamkeit und Interesse zu generieren und (zweitens) 

die Akzeptanz der spezifischen Gründungsförderung zu erhöhen, muss die Maßnahmen-

kommunikation entsprechend gestaltet werden.  
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„Testimonials“ 

Unternehmerinnen und Unternehmer mit Migrationshintergrund, die eine Vorbildfunktion 

ausüben, können im Rahmen von Öffentlichkeitsarbeit die Sinnhaftigkeit von Beratung und 

Coaching betonen und damit ggf. vorhandene Beratungsresistenzen aufbrechen. Die Rolle 

von Vorbildern wird in der Literatur immer wieder betont und in vielen Migrantenökonomien 

als Schwachstelle identifiziert (Parker 2004). 

Statusbereicherung 

Die Öffentlichkeitsarbeit für entsprechende (migrantenspezifische) Angebote sollte eine Defi-

zitorientierung vermeiden. Die Teilnahme an den Beratungs- oder Weiterbildungsmaßnah-

men muss als statusbereichernd empfunden werden, z. B. indem den Teilnehmern Zertifika-

te oder entsprechende Qualifizierungstestate ausgehändigt werden. Solche Weiterbildungs-

zertifikate für Existenzgründer werden aktuell im Hochschulumfeld implementiert und von der 

Zielgruppe (hier: gründungswillige Studierende) sehr positiv aufgenommen.6 

Beratungsgutscheine 

Gutscheine für Beratungsleistungen erwiesen sich in den letzten Jahren als ein sehr erfolg-

reiches Instrument der öffentlichen Förderpolitik. Modelle auf Länderebene (z. B. Innovati-

onsgutscheine für kleine und mittelständische Unternehmen in Baden-Württemberg) wurden 

bundesweit aufgegriffen, da sie eine zielgenaue Unterstützung ermöglichen und zu einer 

Steigerung der Wertschätzung der Dienstleistung führen. 

5.3 Gestaltung der Fördermaßnahmen 

Unsere Untersuchungen haben gezeigt, dass sich sowohl die Beratungsbedarfe von Migran-

ten als auch deren Lebensumstände von denen deutscher Gründer unterscheiden. Diese 

Betrachtungen sollten sich auch in einer inhaltlichen Ausgestaltung von Fördermaßnahmen 

widerspiegeln.  

Inhalte 

Der Beratungs- und Weiterbildungsbedarf von Migranten variiert im Vergleich zu deutschen 

Gründern. Beispielsweise haben Migranten einen höheren Bedarf an betriebswirtschaftlicher 

Weiterbildung. Dies liegt u. a. an herkunftsspezifischen Ausgangsbedingungen, Wissen und 

Bildung. Ein weiterer Punkt, der jedoch weniger in der Selbstwahrnehmung von Migranten, 

sondern bei Kapitalgebern ganz vorne steht, ist der Unterstützungsbedarf bei Businessplä-

nen. Für viele Financiers steht und fällt die Entscheidung über eine Kreditvergabe mit der 

Qualität des Geschäftskonzepts. Immer mehr Banken prüfen den schriftlichen Businessplan, 

 

6 Ein Beispiel ist das Programm „ape“ des Strascheg Center for Entrepreneurship an der Hochschule 
München (http://www.sce-web.de/ape.html).  

http://www.sce-web.de/ape.html
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bevor sie persönliche Termine für Kreditgespräche vergeben. Investitionen in die Grün-

dungsförderung sollten darauf abzielen, Migrantinnen und Migranten die Bedeutung des Bu-

sinessplans zu veranschaulichen und ihnen bei der Businessplanerstellung Unterstützung 

anbieten. Klassische Businessplanseminare sind vor allem für diejenigen ungeeignet, die die 

deutsche Schriftsprache nicht vollends beherrschen. 

Angebotsorganisation 

Die Gestaltung des Angebots von Beratungs- und Weiterbildungsmaßnahmen sollte stärker 

an die Arbeits- und Lebensumstände von Migranten angepasst werden. Beispielhaft seien 

die längeren Arbeitszeiten im Vergleich zu deutschen Selbstständigen genannt, worauf auch 

Beratungsinstitutionen mit erweiterten Beratungszeiten reagieren könnten. Telefonische 

Gründungsberatung ist für viele Migranten keine zufriedenstellende Lösung.  

Aufbereitung 

Erfahrungen in der interkulturellen Schulberatung zeigen, dass Informationen für Migranten 

klar und übersichtlich aufbereitet werden müssen. Einfach gestaltete Informationsblätter, ggf. 

auch in verschiedenen Sprachen, können helfen, das Verständnis für hiesige Prozesse zu 

erhöhen. Visualisierungen oder Checklisten tragen weiter zur Transparenz bei.  

Branchenangebote 

Beratungs- und Coachingmaßnahmen müssen nicht zwangsläufig migrantenspezifisch an-

geboten werden. Womöglich werden branchenspezifische Angebote, die nicht explizit für 

Migranten ausgeschrieben werden, sogar stärker angenommen.7 Ein verstärkter Einsatz 

seitens der Branchenverbände wäre hierzu förderlich. Kooperationen mit Migrantennetzwer-

ken und anderen Organisationen können helfen, die Programme in der Zielgruppe bekannter 

zu machen. 

Neben den genannten Vorschlägen zur Beratungsförderung bedarf es neuer Strukturen der 

Gründungsfinanzierung zu einer Verbesserung der Bedingungen für Migrantinnen und 

Migranten. Migrantenselbstorganisationen wären u. U. in der Lage ein Finanzierungssystem 

nach amerikanischem Vorbild aufzubauen, mit dem sie Gründer in ihrem Vorhaben durch 

Eigenkapital (Venture Capital Fonds) oder Fremdkapital (Kreditvergabe) unterstützen.8 Ein 

Kapitalfonds, in den Unternehmer/innen der Migrantencommunity investieren, kann ausge-

wählten Gründungsprojekten Starthilfe leisten und nebenbei als Beratungs- und Anlaufstelle 

dienen. Um ein aufwändiges Fondsmanagement zu vermeiden, könnte ein solcher Kapital-

 

7 Fertala (2005) zeigt, dass branchenspezifische Investitionen in das Human- und Sozialkapital von 
Entrepreneuren einen stärkeren Einfluss auf die Überlebenswahrscheinlichkeit von Firmen haben, als 
allgemeine Angebote. 
8 Vgl. Banken ethnischer Minderheiten oder “Roscas” (Rotating Savings and Credit Associations) in 
den USA, u. a. in Parker (2004).  
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fonds an einen existierenden Fonds angeschlossen werden. Ansprechpartner wären einer-

seits Eigentümer von Mikrofonds, andererseits auch Kommunen, die eigene Mikrokapitalsys-

teme unterhalten.9  

6 Ausblick 

Viele der in diesem Kapitel aufgezeigten Handlungsempfehlungen haben den Vorteil, ver-

gleichsweise wenige Ressourcen zu binden und damit die Chance, kurz- bis mittelfristig um-

gesetzt zu werden. Problematisch ist folglich weniger die eigentliche Implementierung als 

vielmehr deren Durchsetzung in politischen Gremien und Beratungsinstitutionen. Einerseits 

ist dies auf das polemische Potenzial zurückzuführen, das die Migrationsthematik birgt. An-

dererseits spielen Defizite in der theoretischen Fundierung migrantenspezifischer Grün-

dungsförderung eine Rolle.  

Sinnhaftigkeit und Grenzen migrantenspezifischer Gründungsförderung sollten auch aus 

wissenschaftlicher Sicht verstärkt untersucht werden. Die bisherigen Argumente fußen zu-

meist auf subjektiven Erfahrungen einzelner Institutionen oder auf Untersuchungen mit ei-

nem kleinen Sample. Neben repräsentativen empirischen Erhebungen, ist eine stärkere the-

oretische Konzeption der Thematik unerlässlich. Zentrale Ausgangsfragen sind in diesem 

Kontext:  

 Zielorientierung: Betrachtet man die (Beratungs-)Bedarfe näher, sind dann Grün-

der/innen mit Migrationshintergrund tatsächlich eine „Zielgruppe“ für spezifische Maß-

nahmen? Wenn ja, wie können die existierenden Hürden auf Anbieter- und Nachfrager-

seite überwunden werden? Wenn nein, welche Alternativen gibt es, Gründerinnen und 

Gründer mit Migrationshintergrund bedarfsorientiert zu unterstützen? 

 Gütekriterien: Welche Kriterien muss eine effektive und effiziente zielgruppenspezifische 

Gründungsförderung erfüllen? Eine zielgruppenspezifische Kommunikation sollte zwei 

Forderungen gerecht werden: erstens, dem Effektivitäts- und zweitens dem Effizienzkrite-

rium. Ein zielgruppenspezifisches Angebot ist dann effektiv, wenn es die fokussierte Ziel-

gruppe tatsächlich erreicht und die beabsichtigte Botschaft in der Zielgruppe aufgenom-

men wird. Während die Effektivität auf die Zielerreichung abstellt, geht es bei der Effi-

zienz um den Ressourceneinsatz und das Ergebnis. Effizient ist das Maßnahmenpaket 

dann, wenn Input und Output in einem positiven bzw. vertretbaren Verhältnis zueinander 

stehen.  

Hier können Ansatzpunkte aus der Kulturforschung, der (interkulturellen) Kommunikations-

forschung und dem Ethnomarketing neue Perspektiven eröffnen. In diesem Fall werden im 

Sinn einer zielgruppenorientierten Kommunikation die Nachfrager einer genauen Analyse 

unterzogen und auf Basis ihrer Bedarfe in Anspruchsgruppen bzw. Kommunikationscluster 

eingeteilt. Die Anwendung von Effektivitäts- und Effizienzkriterien aus dem Dienstleistungs-
 

9 Ähnlich dem Beteiligungsfonds der Wirtschaftsförderung Mannheim, der Ende 2010 aktiviert wird.  
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bereich helfen dann bei der Beurteilung, ob spezifische Angebote für die einzelnen Cluster 

sinnvoll sind. 
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